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Editorial 
"Modell Deutschland’ - Anatomie und Alternativen 


Den Wahlkampfslogan vom ‘Modell Deutschland’ muß man nicht zuletzt deshalb ernst 
nehmen und analysieren, weil in diesem Begriff eine spezifische Form gesellschaftlicher 
Krisenverarbeitung/-bewältigung beansprucht wird, deren Resultate nicht nur viele linke 
‘Krisenhoffnungen’ zunichte gemacht haben. Zugleich steht das ‘Modell Deutschland’ 
mit dem Ende des gegenwärtigen Krisenzyklus und den Veränderungen auf dem Welt- 
markt, die in den 80er Jahren zu erwarten sind, vor Problemen, deren Verarbeitung 
schwieriger sein werden denn zuvor. Nicht nur die Analysen dieser zu erwartenden Proble- 
me, sondern auch die Antworten, die die staatliche Politik darauf gibt, dürften für die Lin- 
ken von großer Relevanz werden, wenn sie eine Alternative zum ‘Modell Deutschland’ ent- 
wickeln wollen. 

Wir haben für dieses und das nächste Heft Autoren bzw. Autcrengruppen’aus unter- 
schiedlichen wissenschaftlichen und politischen Zusammenhängen eingeladen, in Beiträ- 
gen die Existenzbedingungen und Alternativen des ‘Modell Deutschland’ zu analysieren 
und zu diskutieren. Im folgenden wollen wir den Rahmen dieser Diskussion stichwortartig 
umreißen und versuchen, eigene Positionen zu den aufgeworfenen Problemen zu formu- 
lieren - soweit dies in einer redaktionellen Einleitung sinnvoll ist. Den Beiträgen von Esser 
/ Fach | Simonis, Hirsch und Rotb, den Soziahistischen Studiengruppen und J. Taeger in 
diesem Heft werden im nächsten Heft voraussichtlich Beiträge von W.D. Narr, D. Albers 
und P. v. Oertzen folgen. Darüber hinaus haben wir verschiedene ausländische Genossen 
eingeladen, das ‘Modell Deutschland’ aus ihrer Sicht zu beschreiben. Diese Beirräge ent- 
stammen sehr vetschiedenen politischen Positionen und wir hoffen, daß mit der Veröffent- 
lichung auch die Kontroversen sichtbar werden. Zugleich sind - so meinen wir - diese Po- 
sitionen aber auch repräsentativ für das Spektrum der Diskussion innerhalb der Linken in 
der Bundesrepublik, das z.B. auf der 1. Sozialistischen Konferenz in Kassel vertreten war. 


(1) "Modell Deutschland’ - Wahlkampfsiogan oder gesellschaftspolitischer Begriff? 


Was immer sich sozialdemokratische Wahlkampfstrategen gedacht haben mögen, als sie 
den Slogan vom ‘Modell Deutschland’ prägten, seinen spezifischen Inhalt erhielt und er- 
hält dieser Slogan durch die Bestimmungen und Interpretationen, die ihm von denjenigen 
gegeben wurde, die sich von (und aus) diesem Modell ausgegrenzt, abgespalten und be- 
droht sahen und sehen. Aus dieser Perspektive wurde der Slogan zum ‘Begriff’ mit einer 
hintergründigen Bedeutung: positiv gewendet wurde besonders von der Sozialdemokratie 
auf die in diesem Slogan enthaltenen Verweise auf die gesellschaftlichen Stabilitätsbedin- 
gungen der Bundesrepublik aufmerksam gemacht - an zentraler Stelle die gelungene Inte- 
gration der Gewerkschaftsbewegung nicht nur in die kapitalistische Gesellschaft (hier liegt 
nicht der entscheidende Unterschied zu anderen Ländern), sondern auch formell (Konzer- 
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tierte Aktion) oder informell (‘SPD-Bindung’ der Gewerkschaften) in eine entwickelte 
staatliche Stabilitätspolitik. Negativ wird dieser Slogan dagegen von jenen aufgenommen 
und verwandt, die aus diesem ‘Modell’ (sprich: dem gesellschaftlichen Kern) abgespalten, 
ausgegrenzt und/oder bedroht werden - aber auch von jenen im Ausland, die sich mit 
Versuchen auseinandersetzen müssen, in denen zentrale Organisationsprinzipien indu- 
strieller Beziehungen und des Klassenkampfs in der Bundesrepublik auf andere Länder 
übertragen werden sollen. 

Der Begriff des ‘Modell Deutschland’ hat im Zuge seiner Aneignung durch die kritische 
in- und ausländische Linke seine Doppelgesichtigkeit bewahrt. In seiner positiven Bestim- 
mung knüpft er an die Versuche einer gesellschaftspolitischen Harmonisierung an, die zu- 
vor in Großbritannien und in den skandinavischen Ländern gemacht worden waren und 
die zum Zeitpunkt ihrer Rezeption in der bundesrepublikanischen politischen Praxis teil- 
weise bereits verschlissen waren (Scheitern der Labour-Party in Großbritannien): Gemein- 
sam ist diesen politischen Strategien das Ziel, die ‘negativen Folgen kapitalistischer Ent- 
wicklung’ (in der Regel auf dem Hintergrund einer staatsinterventionistisch orientierten 
Wirtschaftspolitik) sozial- und wohlfahrtsstaatlich aufzufangen und die in dieser Entwick- 
lung aufbrechenden gesellschaftlichen Gegensätze auszugleichen oder aber daraus sich 
entwickelnde systemgefährdende Widersprüche zu neutralisieren. Dabei liegt der Akzent 
auf einer konsensualen Lösung gesellschaftlicher Gegensätze. Dies zu betonen erscheint 
uns deshalb notwendig, weil gerade im Ausland sich der Slogan vom “Modell Deutschland’ 
im Gefolge des “deutschen Herbstes’ und der Berufsverbotediskussion durchsetzt und da- 
mit die drohende Übernahme der repressiven Seite des westdeutschen Modells durch die 
Regierungen in den jeweiligen Ländern hervorhebt, die ‘im’ Modell für den Kern der Ge- 
sellschaft - so unsere These - gerade keinen herausragende Bedeutung hat. Es wäre hier 
die Frage zu stellen, inwieweit in den anderen Ländern die ökonomische Basis für eine kon- 
sensuale Lösung von Gegensätzen im Kernbereich der Gesellschaft überhaupt vorhanden 
ist, weshalb dann die repressive Seite allein für das Ausland an Interesse gewonnen hat - 
eine Frage, auf die eventuell die ausländischen Beiträge im nächsten Heft der PROKLA 
eingehen. 

Diese repressive Seite, die besonders in der Modernisierung des bundesrepublikanischen 
Polizeiappatats seinen Ausdruck findet, die aber in sublimeren Formen in der Einengung 
der rechtsstaatlichen Prinzipien und besonders der Grundrechte durch Gesetzgebung, Ver- 
waltung und Rechtsprechung deutlich wird, gehört auch zum “Modell Deutschland’. Aber 
diese Reptession fordert nicht den Widerstand des Kerns der Gesellschaft heraus, weil sie 
(vorerst) auch nicht gegen diesen gerichtet ist, ihn eher absichert. Dabei ist festzuhalten, 
daß ein solcher ‘Kern’ nicht von vornherein definiert ist; die Zugehörigkeit jedes einzelnen 
zum abgesicherten Kernbereich oder zu preisgegebenen gesellschaftlichen Randbereichen 
stellt sich jeweils erst in einer Vielzahl von sich überschneidenden Polarisierungs- und Se- 
lektionsprozessen ‘ex post’ heraus. Entscheidend ist hier, daß sich für einzelne wie Grup- 
pen keine Erwartungssicherheiten herausbilden können, die sie dem Druck der Konkur- 
tenz entziehen könnten; ein großer Teil verbleibt in einer "Grauzone’, die die Individuen 
und Gruppen zu Anpassungsstrategien zwingt. 

Eine schematische Zuordnung ‘hie Repression - hie Konsens’ oder ‘hie Kern - hie Rand’ 
würde also in keiner Weise der gesellschaftlichen Wirklichkeit des “Modell Deutschland’ 
gerecht werden, wie überhaupt zu fragen ist, ob man es hier mit einem geschlossenen u2d 
in Realität umgesetzten Politikkonzept zu tun hat. Denn der Konsens selbst ist brüchig, 
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gerade weil in erster Linie ö£ozorzzsch definiert (sichere Arbeitsplätze, hohe Reallöhne) 
und damit außerhalb politischer Macht angesiedelt -und wie gerade die Krise 1974/75 ge- 
zeigt hat, kann er in bestimmten Phasen nur via ökonomische Disziplinierung aufrechter- 
halten werden. Allerdings kann die Sozialdemokratie in der Bundesrepublik auf diesen 
ökonomischen Verhältnissen aufbauen und ihr spezifisches Konzept des 'Politikmachens’ 
auf diesem Hintergrund umsetzen. Das ‘Spezifische’ dieses Konzepts, wie es sich im Zuge 
der Krisenverarbeitung Mitte der 70er Jahre herausgebildet hat, liegt u.E. in einer Tren- 
nungssirategie zwischen dem Kern und den Rändern der Gesellschaft. Zentrale Elemente 
dieses in Politik umgesetzten ‘Modells’ sind dann: 

a) die enge Harmonisierung von Regierungs- und Gewerkschaftspolitik (vermittelt über 
die Verbindung SPD-DGB) 

b) eine Politik der Weltmarktoffensive/ Weltmarktanpassung ("Modernisierung der 
Volkswirtschaft’) unter Wahrung der Interessen der Kernbelegschaften 

c) eine Politik der sozialpolitischen Pazifizierung von ‘Problemgruppen’ unter Wahrung 
eines Minimalgrades an Solidarität 

d) eine Politik der Minimalisterung, Abspaltung und Repression von Systemgegnerschaft 
unter Wahrung eines Minimalgrades von Rechtsstaatlichkeit 

Diese Politik (die es nicht in den unter (a) bis (d) formulierten Bestandteilen als geschlosse- 

ne Strategie gibt, diese zentralen Elemente können vielmehr aus der Vielzahl sozialdemo- 

kratischer Krisenpolitiken herausgefiltert werden) kann sich dabei in der Bundesrepublik 
auf historisch gewachsene gesellschaftliche und politische Strukturen stützen, die weit zu- 
rück in den 'CDU-Staat’ und darüber hinaus reichen: 

a) auf die korporativen Strukturen der Politikformierung und -durchführung. Dies gilt 
nicht nur für die Gewerkschaften, sondern auch und gerade für die Arbeitgeber bzw. 
die Kapitalinteressen (deren korporative Struktur für die Durchsetzung der Adenau- 
erschen Politik wesentliche Bedeutung hatten); 

b) auf die Verrechtlichung von Konfliktverläufen und -anlässen besonders im System der 
industriellen Beziehungen (die z.T. aber auch Resultat einer erfolgreichen Schutzpoli- 
tik der deutschen Gewerkschaftsbewegung ist); 

c) aufdie Herausbildung eines ökonomisch und ideologisch dominierenden Interessen- 
blocks in der Wirtschaft unter dem Primat der exportorientierten Kapitale. 

Sowohl die zentralen Elemente dieser Politik als auch die gesellschaftlichen Strukturen, auf 
die sie sich stützt, sind amzbivalert, d.h. nicht einfach nur im Sinne von kapitalkonformer 
Herrschaftssicherung und gesellschaftlicher Formierung im Sinne eines fortgeschrittenen 
korporativen Gesellschaftsmodells zu interpretieren, sondern auch als Umsetzung von Re- 
formforderungen und sozialpolitischen Forderungen aus der Arbeiterbewegung. Wie sich 
diese Ambivalenz konkretisiert, welche Widersprüche die gesellschaftliche Realität des 
“Modells” birgt, darauf wäre noch näher einzugehen. Darüberhinaus ist zwar das ‘Modell 
Deutschland’ an die Sozialdemokratie als Regierungspartei gekoppelt, dies heißt aber 
nicht, daß nicht einzelne Bestandteile des oben beschriebenen Modells grundsätzlich auch 
von der CDU/CSU aufgenommen werden könnten. Auch im Rahmen des ‘CDU-Staates’ 
wurde phasenweise versucht, seinen vier Bestandskriterien gerecht zu werden, und die we- 
sentlichen gesellschaftspolitischen Voraussetzungen und Strukturen wurden - wie oben 
betont - schon in der Adenauer-Ära entwickelt. 
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(2) Gesellschaftliche Widersprüche und Verarbeitungsweisen dieser Widersprüche im 
‘Modell Deutschland’ 


Wenngleich sich der SPD-Slogan vom ‘Modell Deutschland’ Mitte der 70er Jahre noch auf 
die Phase der »Inneren Reformen« unter der Brandt/Scheel-Regierung bezogen hat, so 
steht doch in der weiteren wissenschaftlichen, insbesondere aber der politischen Diskussion 
dieser Begriff für eine erfolgreiche gesellschaftspolitische Krisenverarbeitung der Folgen 
der Weltwirtschaftskrise 1974/75 und der nachfolgenden Strukturveränderungen insbe- 
sondere auf dem Arbeitsmarkt. Dabei war es nicht zuletzt die starke Bindung der Gewerk- 
schaften an die Regierungspolitik, die es der Sozialdemokratie ermöglichte, aus dem Schei- 
tern der keynesianischen Globalsteuerung im ökonomischen Krisenzyklus relativ konflikt- 
los auf eine Sanierungs- und Modernisierungspolitik umzustellen, die mit erheblichem so- 
zialen Sprengstoff verbunden war (und ist), diesen aber duich Partikularisierungs- und 
Marginalisierungpolitiken neutralisieren konnte. 

Erinnern wir uns: Noch die Große Koalition war 1967 mit der keynesianischen Globalsteu- 
erurig und dem Anspruch angetreten, den kapitalistischen Krisenzyklus regulieren zu kön- 
nen, so daß von der Ökonomie her keine sozialen Konfliktpotentiale mehr zu befürchten 
wären. Diese Politik war quantitativ - gesamtwirtschaftlich orientiert, die Legitimation- 
sproblematik der Politik sollte durch sichere Arbeitsplätze und hohe Reallöhne bzw. aus- 
reichende reale Zuwachsraten bei den Löhnen für a/e Arbeitnehmer gemeistert werden. 
Politisch sollte diese wirtschafts- und gesellschaftspolitische Strategie mit der Konzertierten 
Aktion abgesichert werde, in die die Gewerkschaften über die Industriebranchen hinweg 
als gemeinsame Vertreter aller Arbeitnehmer einbezogen wurden und die insbesondere die 
Einkommensverteilung an die ökonomischen Wachstumsbedingungen anpassen sollte. In 
dieser Einbindungsstrategie - die dann an der durch sie bewirkten Verlagerung der Legiti- 
mationsproblematik in die Gewerkschaften scheiterte (von den Septemberstreiks bis zu 
den Streiks im Öffentlichen Dienst 1974 zeigte sich, daß die Verhältnisse auuf dem Ar- 
beitsmarkt den Gewerkschaftsmitgliedern näher standen als die Orientierungsdaten der 
Regierung) - waren die Gewerkschaften also faktisch noch als Vertreter der Klasse der Ar- 
beiter und Angestellten anwesend und es wurde die Verteilung des gesamtgesellschaftli- 
chen Wertprodukts verhandelt. Voraussetzung dieser Politik war die politische 
‘Machbarkeit’ der ökonomischen Prosperität. Ein Scheitern dieser Wirtschaftspolitik, das 
Eintreten einer Krise mit Massenarbeitslosigkeit (was noch Anfang der siebziger Jahre in 
der Öffenlichkeit unvorstellbar schien), mußte demnach zuerst eine politische Legitima- 
tionskrise mit sich bringen (wie in den politologischen Legitimationstheorien in dieser Zeit 
auch diskutiert); zumindest aber - so die Krisenerwartung vieler linker Theoretiker - 
müßten in diesem Fall die gesellschaftlichen Widersprüche offen ausbrechen und die 
Überwindbarkeit des Kapitalismus sichtbar werden. 

Tatsache ist aber, daß trotz schwerer ökonomischer Krise, Massenarbeitslosigkeit, Abbau 
von Teilen des ‘Sozialstaats’, Rücknahme von »Inneren Reformen« etc. keine politische 
Krise - geschweige denn eine gesellschaftliche - offen ausgebrochen ist, statt dessen ist die 
politische und soziale Krisenverarbeitung als ‘Modell Deutschland’ beispielhaft geworden. 
Es muß hervorgehoben werden, daß es gerade die in der Krise freigesetzten ökonomischen 
(Disziplinierungs-) Mechanismen waren, die die Doßitische Krisenverarbeitung möglich 
machten, dies entgegen den Selbstüberschätzungen einiger politischer Krisensteuerungs- 
Ideologen (und ‘Anti-Ökonomisten’). Die Disziplinierung großer Teile der Arbeiterschaft 
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durch die industrielle Reservearmee vor den Betriebstoren, die durch Krise und Rationali- 
sierungsinvestitionen ermöglichte Spaltung der beschäftigten Arbeiter durch Produktions- 
umstellungen, Dequalifikationen, Abstufungen etc., eine betriebliche Personalpolitik, die 
auf Flexibilisierung der Beschäftigung ausgerichtet ist und die den gewerkschaftlichen bzw. 
betrieblichen Interessenvertretern die Selektion der zu Entlassenden im Rahmen der Be- 
triebsverfassung überläßt ..., diese Prozesse führten zunächst zu einer Neutralisierung von 
Konfliktpotentialen via Partikularisierung und Individualisierung von Krisenschicksalen, 
während der Kern der Betriebsbelegschaften vor tiefergehenden Eingriffen in die Arbeits- 
und Lebenssituation noch weitgehend bewahrt blieb. 

Die einzelnen Industriegewerkschaften haben diesen Entwicklungen nicht viel entgegen- 
zusetzen gehabt; während gesamtwirtschaftlich die rechtskeynesianische, angebotsorien- 
tierte Politik der Regierung (schärfer aber noch die der Bundesbank) kritisiert wird und 
nachfragewirksame Ausgaben und Beschäftigungsprogramme gefordert werden, werden 
auf Betriebs- bzw. Branchenebene die Rationalisierungs- (= Modernisierungs-)strategien 
der Unternehmen eher unterstützt in der Hoffnung, über die Verbesserung der Stellung in 
der Weltmarktkonkurtenz die Arbeitsplätze sichern zu können. Zugleich sollen die Folgen 
einer solchen Unternehmensstrategie für den »Besitzstand« der einzelnen Arbeiter abge- 
wehrt werden und (durch Tarifverträge zur »Besitzstandssicherung«) der reale Verlust der 
Qualifikation bestimmter Facharbeiterschichten durch die Rationalisierungspolitik zumin- 
dest monetär als Einkommensverlust nicht sichtbar werden. 

Der ökonomische Wiederaufschwung nach der krisenhaften Restrukturierung hat für den 
oben beschriebenen Kern der Belegschaften materielle Konzessionsspielräume des Kapitals 
eröffnet, zugleich verfestigt sich im Zyklus seit 1976 die Spaltung in Kern- und Randbeleg- 
schaften und in Beschäftigte und Erwerbslose, und die ‘Grauzone’ der noch nicht Betroffe- 
nen, aber verschärfter Konkurrenz ausgesetzten Personen erweitert sich. Eine wesentliche 
Bedingung der gesellschaftlichen Stabilität und des Funktionierens der Krisenverarbeitung 
im ‘Modell Deutschland’ ist dabei, daß die Marginalsierten - einmal aus dem Solidarzu- 
sammenhang der Betriebe/Belegschaften entlassen - als Vereinzelte kein politisches Kon- 
fliktpotential mehr darstellen; die staatliche Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, die den Sturz 
in die Dauerarbeitslosigkeit sozial abfedern soll, trägt das Ihre zur weiteren Zerstückelung 
der Krisenschicksale und Erfahrungen bei. Zugleich verschärft sich innerbetrieblich die 
Konkurrenz um die verringerten ‘guten’ und sicheren Arbeitsplätze. Nicht zu übersehen 
ist, daß sich in diesen gesellschaftlichen Prozessen zeigt, daß Stärkepositionen der einze/- 
nen Arbeiter in der ökonomischen Prosperität sich jetzt zu Schwächepositionen verkehren: 
die starke Stellung auf dem Arbeitsmarkt, die eine gewerkschaftliche Organisierung bzw. 
das Austragen scharfer Konflikte mit dem Kapital in der Prosperität für den einzelnen Ar- 
beiter nicht norwendig machte und die die betrieblichen Vertretungsorgane gegenüber 
überberrieblicher Solidarität und Organisierung stärkte, weicht der andauernden Masse- 
narbeitslosigkeit, die die Konkurrenz unter den beschäftigten Arbeitern jetzt freisetzt und 
berufsständischen und betriebsegoistischen Interessenvertretungspolitiken Vorschub leistet 
(wie dies in der Debatte um die Absicherungstarifverträge deutlich wurde). 

Der Eıfolg dieser Politik der einzelnen Gewerkschaften (d.h. die Absicherung von Arbeits- 
plätzen und Reallohn des Kerns der Belegschaften) ist wesentlich an den Erfolg des BRD- 
Kapitals in der Weltmarktkonkurrenz gebunden. Daraus erklärt sich auch die Unterstür- 
zung der Modernisierungspolitik der Kapitale durch die einzelnen Gewerkschaften, auch 
wenn einzelbetrieblich gegen die Rationalisierungsfolgen gekämpft wird. Und hier liegt 
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auch die Achillesferse dieser Politik und damit der Einbindung der Gewerkschaften in das 
‘Modell Deutschland’: Denn die Weltmarktkonkurrenz erzwingt u.U. derartige Rationali- 
sierungsschübe, daß auch der Kern nicht mehr vor Dequalifizierung, Reallohnverlust oder 
gar Arbeitsplatzverlust bewahrt werden kann. Das Problem zu Beginn der 80er Jahre ist al- 
so, ob derartige Dutchsetzungsformen der Rationalisierungswelle abgewehrt werden kön- 
nen bzw. - wenn Teile der Kernbelegschaften ihren Arbeitsplatz verlieren - ob durch eine 
beschleunigte Akkumulation die dann Arbeitslosen wieder in den Produktionsprozeß rein- 
tegriert werden können. 

Die ökoncmische Basis des Konsenses zwischen dem Kern der Belegschaften und Geweik- 
schaften und dem Kapital ist also durchaus brüchig, weil an den Erfolg des Kapitals auf 
dem Weltmarkt angebunden. Die Restrukturierung und die Weltmarktoffensive des west- 
deutschen Kapitals zu unterstützen und damit den sozialen Konsens zu sichern ist Ziel der 
staatlichen Wirtschaftspolitik im Zyklus seit 1976. Während in der Krise 1974/75 zunächst 
die globale Nachfrageorientierung zugunsten einer eher rechtskeynesianischen Subventio- 
nierung der Investitionen bei gleichzeitiger Haushaltssanierung (Haushaltsstrukturgesetz) 
aufgegeben wurde (und auch in der Folge nicht wieder in dem Ausmaß wie in der Zeit vor 
1973 eingesetzt wurde), werden nach der Krise zunehmend guwahtiative Interventionen 
(»Steukturpolitik») an Stelle der bloß quantitativen Hebung des Niveaus der Gesamtnach- 
frage durch Staatsausgaben betont. Dazu muß allerdings bemerkt werden, daß nicht die 
»Strukturpolitik« das eigentlich Neue an dieser Politik ist, sondern ihre Gewichtung gegen- 
über der traditionellen Globalsteuerung. Diese Politik zielt auf die staatliche Unterstüt- 
zung der »Modernisierung der Volkswirtschaft« (so der Titel eines programmatischen Bu- 
ches von V. Hauff und F.W. Scharpf) zur Stärkung in der Weltmarktkonkurrenz, bestärkt 
so die vorhandenen ökonomischen Strukturen und Ziele und baut auf dem Konsens zwi- 
schen Kapital und Gewerkschaften auf. Nur: die Gewerkschaften werden als Einzelgewerk- 
schaften, als Vertreter der Beschäftigten der jeweiligen Branche angesprochen und verhan- 
delt wird primär nicht über den Lohn oder die Arbeitszeit, sondern über die Bedingungen 
für eine Unterstützung der Konkurrenzstrategien der Einzel- und Branchenkapitale. Im 
Gegensatz zur Konzertierten Aktion bestätigt also die 'Konzentrierte Aktion’ (so das Eti- 
kett bei Scharpf/Hauff für diese Politik) die Konkurrenz der Einzelgewerkschaften gegen- 
einander und bindet deren Politik noch fester an die Kapitalinteressen. 

Diese Politik der »Modernisierung der Volkswirtschaft« muß nicht im Gegensatz stehen zur 
»Sanietung der Staatsfinanzen«, die - bei Wahrung eines Minimalgrades an sozialpoliti- 
scher Absicherung von ‘Problemgruppen’ - insbesondere den staatlich vermittelten Kon- 
sum einschränkt und durch die die Finanzierung von Inflationsptozessen eingeengt werden 
soll. Auch diese Politk, die besonders auf dem Gebiet der Sozial- und Bildungspolitik zu 
erheblichen Einschränkungen geführt hat, stützt sich darauf, daß der zentrale gesellschaft- 
liche Konsens durch sie noch nicht gefährdet wird, sondern eher ‘Randgruppen’ betroffen 
sind, die keinen organisierten Widerstand entwickeln. Punktuelle Proteste können daher 
immer wieder polizeilich bereinigt werden. 

Wir haben hier die ökonomische und soziale Basis des ‘Modells Deutschland’ hervorgeho- 
ben, weil diese für die Interessenharmonie zwischen Kernbelegschaften, Einzelgewerk- 
schaften und Einzelkapitalen grundlegend ist und weil darin auch die Brüchigkeit dieses 
Konsenses angelegt ist; zugleich liegen hier aber auch die Ansatzpunkte für gesellschaftli- 
che und politische Problemlösungsmuster, deren Erfolg für das ‘Modell Deutschland’ zu- 
mindest bislang konstitutierend gewesen ist. Und hier dürfte sich auch letztlich die Stabili- 
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tät des ‘Modells’ in den 80er Jahren entscheiden. Die Frage nach den Perspektiven des 
‘Modells Deutschland’ stellt sich so als Frage nach der politischen Verarbeitungskapazität 
im Hinblick auf Problemstellungen, die den gesellschaftlichen Konsens unterminieren 
könnten. 

Wenn man davon ausgeht, daß auch in der näheren Zukunft die marginalisierten Schich- 
ten kein politikrelevantes Konfliktpotential mobilisieren können bzw. durch auf 
‘"Problemgruppen’ bezogene. Arbeitsmarktpolitiken neutralisiert werden, dann müssen wir 
uns fragen, welche ökonomischen und gesellschaftlichen Tendenzen den gesellschaftlichen 
Kern tangieren könnten. Denn gerade die Weltmarktstrategie erzwingt ja technologische 
Sprünge, die sich etwa im Einsatz von Mikroprozessoren schon auszuwirken beginnen, und 
verstärkt den Druck auf die Lohnkosten (Lohnhöhe und Arbeitszeit). Auch auf die Interes- 
sen der Kernbelegschaften bzw. der Gewerkschaften könnten dann die Unternehmen in 
ihrer Politik keine Rücksicht nehmen - sie müßten den Konsens aufkündigen. Eine solche, 
allein an der Weltmarktkonkurrenz orientierte Konfliktstrategie wird auch gegenwärtig 
von Wirtschaftsminister Lambsdorf politisch vertreten. Sie könnte dann propagandistische 
Kraft entfalten, wenn sich strukturelle ökonomisch Probleme - wie etwa die steigenden 
Energie- und Rohstoffkosten, der drohende Niedergang der inländischen Automobilbran- 
che usw. so zuspitzen, daß auf dem Hintergrund niedriger Wachstumsraten wieder ökono- 
mische Opfer im nationalen Interesse gefordert werden können. 

Gegen eine solche, zumindest das bestehende "Modell Deutschland’ in Frage stellende 
ökonomische Entwicklung und Wirtschaftspolitik stehen aber Handlungsspielräume für 
Kapital und Staat, die das ‘Modell Deutschland’ auch für die 80er Jahre erhalten könnten. 
So könnte angesichts der Personalpolitik der Unternehmen (Flexibilisierung dutch Zeit- 
und Leiharbeiten, Verlagerungs- und Externalisierungsstrategien etc.) die Bedeutung des 
Staates als Schutzinstanz zunehmen (z.B. in der Frage der Arbeitszeitverkürzung). Um- 
fangreiche Investitionsprojekte wie die Verkabelung, Energiegewinnung, Wärmedäm- 
mung werden über politische Entscheidungen initiiert und könnten aufgrund ihrer 
Nachfrage-und Produktivitätseffekte die ökonomische Basis und den Konsens zwischen 
Kapital, Gewerkschaften und Staat stabilisieren. Gerade in Bezug auf die technologisch 
neuen Investitionsmöglichkeiten kommt so der staatlichen Struknurpolitik weiterhin große 
Bedeutung zu, zumal damit verbunden die Sektoral- und Investitionssteuerung an Ge- 
wicht gewinnen kann - auch hierin drückt sich die Ambivalenz des ‘Modells’ aus. 

Diese Stichworte sollen hier nur auf die zukünftigen Widersprüche im ‘Modell Deutsch- 
land’, aber auch auf seine Möglichkeiten verweisen, diese Widersprüche zu 'verarbeiten’. 
Für die /in&e Alternativdiskussion kommt es darauf an, die gesellschaftlichen Konsequen- 
zen dieser ‘Verarbeitung’ in Rechnung zu stellen. Denn eine im ‘Modell Deutschland’ 
‘“amerikanisierte’ Gewerkschaftsbewegung - die sich der Vertretung der Einzelinteressen 
des gesellschaftlichen Kerns verschrieben hat - dürfte sich kaum noch als Träger einer 
‘Alternativen Wirtschaftspolitik’ oder gar einer organisatorischen und inhaltlichen Verein- 
heitlichung der Arbeiterbewegung anbieten. Die Gefahr der Zersetzung der Gewerk- 
schaftsbewegung durch den Einbau in eine branchenorientierte Strukturpolitik, in der die 
Einzelgewerkschaften dann nur noch eine Vermittlungsfunktion gegenüber den positiv 
oder negativ betroffenen Belegschaften zu übernehmen hätten, ist jedenfalls gegeben - 
gerade weil eine solche Politik an Folgen betrieblicher Personalpolitik und Tendenzen ge- 
werkschaftlicher Absicherungspolitik anknüpfen kann. 
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(3) Die Linken im “Modell Deutschland’ 


Den Situationen und Perspektiven der Linken in der BRD ist angesichts der zukünftigen 
Widersprüche und ihrer gesellschaftlichen Verarbeitungsmöglichkeiten nicht mit einer 
Vorstellungswelt beizukommen, die mit problematischen Subjekten in einem imaginären 
Raum opetiert, also etwa schlichtweg »die Linke« dem BRD-Modell bürgerlicher Klassen- 
herrschaft gegenüberstellt. In Wirklichkeit gibt es »die Linke« als ein irgendwie einheitli- 
ches politisches Subjekt nicht mehr und die untetschiedlichen Linken, die es gibt, stehen 
diesem Modell nicht äußerlich gegenüber: sie existieren innerhalb des "Modells Deutsch- 
land’. 

Das ‘Modell Deutschland’ hat - vor allem in sozialpolitischer Hinsicht - eine Reihe von 
Forderungen und Positionen aus der Tradition der Arbeiterbewegung in sich aufgenom- 
men - wir haben vorn auf die Ambivalenz des ‘Modells’ hingewiesen. Das gilt, trotz aller 
Beschränkungen und Widersprüche, etwa für die Bereiche der Renten-, der Gesundheits- 
und der Arbeitsschutzpolitik. Aber auch in den Bereichen der Bildungs- oder der Jugend- 
politik sind partiell Reformen durchgesetzt worden, die an alte linke Forderungen an- 
knüpften. Damit haben sich aber auch - darauf kommen wir noch zurück - die Mechanis- 
men und objektivierten Strategien dieses spezifischen Modells in den gesellschaftlichen Be- 
wegungen und Organisationen ausgebreitet, die die Traditionen der Arbeiterbewegung, 
der sozialistischen und kommunistischen Linken in einem gesellschaftsformüberschreiten- 
den Sinne fortzusetzen beanspruchten. 

Die - sicher ganz unterschiedliche - Unfähigkeit der Fraktionen und Strömungen, die mit 
einem linken Anspruch angetreten sind, diese Immanenz in ihrer Politik zu berücksichti- 
gen, hat in den 70er Jahren dazu beigetragen, die Macht dieser spezifischen Gestalt eines 
»erweiterten Staates« auf erweiterter Stufenleiter zu reproduzieren, zugleich auch die Ohn- 
macht und Zersplitterung der Linken. Auch aus den untetschiedlichen Winkeln eines fle- 
xibel eingegrenzten politischen und sozialen Ghettos haben die Apparate der bürgerlichen 
Klassenherrschaft Anstöße und Materialien zu ihrer Modernisierung, zu ihrer Sensibilisie- 
rung und funktionellen Erweiterung gegenüber sich verändernden Problemstellungen ent- 
nommen, die gerade unter dem Druck krisenhafter ökonomischer Entwicklungen dringlich 
wurden. 

Als Resultate solcher Modernisierungsprozesse können wir inzwischen auf der Seite der 
Staatsapparate und der ideologischen Mechanismen der politischen Hegemonie konstatie- 
ten, daß die 70er Jahre ‘unter dem Strich’ sehr bemerkenswerte Erneuerungen der bürger- 
lichen Wissenschaft und Philosophie gebracht haben sowie eine Erneuerung des Antikom- 
munisrmnus im ‘Geiste der Entspannung und der Menschenrechte’, aber auch ganz handfe- 
ste Neuerungen in der Funktionsweise der sozialdemokratischen Hegemonie innerhalb der 
Gewerkschaftsbewegung, in den Strategien der sozialstaatlichen Marginalisierung und 
Kontrolle gesellschaftlicher Randgruppen oder der polizeilichen Sicherstellung von Staats- 
sicherheit und 'Rechtsfrieden’. 

Tatsache ist jedenfalls, daß am Ende der 70er Jahre - nach 10 Jahren linker Politik im Aus- 
gang von gesellschaftlichen Bewegungen (gegen die atomare Aufrüstung, gegen die Not- 
standsgesetze, gegen die US-Aggression in Vietnam, gegen die reptessiven Strukturen der 
Ordinatienuniversität), deren antikapitalistische Zuspitzung selbstverständlich schien - 
entpolitisierende und gesellschaftsformneutrale Positionen in den gesellschaftlichen Oppo- 
sitionsbewegungen (gegen die Atomtechnologie, gegen die Umweltzerstörung, gegen das 
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Patriarchat) sehr erheblichen Einfluß gewonnen haben. Ein Anzeichen dafür, wie weit dies 
schon geht, ist der Umstand, daß eine explizit politisch argumentierende Kritik an rechten 
ökologischen Plädoyers für Konsumverzicht der Massen und diktatorische politische For- 
men einer neuen ökologischen Sparsamkeit (im Stil von Gruhl oder Harich) oder an den 
sich zur Neoklassik wendenden kritischen Ökonomen der ‘kleinen Netzwerke’ von ihren 
Anhängern mit Aussicht auf Erfolg als »linkssektiererisch« und »dogmatisch« diffamiert 
werden kann. Ein solches Verhalten ist offensichtlich auch ein Ausdruck der Krise der Lin- 
ken in der BRD. 

Die nüchterne Zurkenntnisnahme dieser Krise hat nichts mit Pessimismus zu tun. Sie ist 
vielmehr die erste Bedingung dafür, die Probleme, vor denen die linken Kräfte stehen, 
überhaupt zur Kenntnis zu nehmen um sie überhaupt angehen zu können. 

Dabei geht es auch darum, daß wir die Krise des Marxismus ernst nehmen - sie nicht auf 
den »Marxismus der anderen« eingrenzen - und untersuchen, welche Grenzen und 
Schlacken in unseren spezifischen marxistischen Traditionen uns gegenüber entscheiden- 
den Stärken und Vorteilen dieser spezifischen Gestalt bürgerlicher Klassenhertschaft (des 
“Modell Deutschland’) kurzsichtig, wenn nicht sogar blind haben werden lassen. 

Unsere Diskussion der Stabilitätsbedingungen und Bruchpunkte - der Entwicklungspoten- 
tale und möglichen Weichenstellungen - dieses ‘Modells’ bürgerlicher Klassenherrschaft 
hat sich so weit entwickelt, daß wir uns der Frage stellen müssen, wo wir selbst als Linke, als 
Sozialisten und Kommunisten, in ihm »vorkommen«, seinen Mechanismen und Strategien 
unterworfen sind und unsere politischen Fehler und Schwächen mit seiner Stärkung bezah- 
len müssen. Derartige Zusammenhänge können wir heute auf mehreren Ebenen vermu- 
ten; sie zu untersuchen und zu klären wird eine wichtige Aufgabe der weiteren Diskussion 
sein, die mit diesem Heft der PROKLA angestoßen werden soll. So müssen wir uns heute 
etwa fragen, ob die fatale Neigung zur Orientierung an fernen revolutionären Kräften und 
Modellen, die in der BRD-Linken in den 70er Jahren so mächtig war, nicht ebenso im Zu- 
sammenhang steht mit der prinzipiellen politischen Subalternität, in der sich die BRD im 
Kontext des von den USA geführten ‘westlichen Blocks’ immer noch befindet. Und ob die 
penetrante Mischung aus moralischen Ansprüchen und Paternalismus, die wir gegenüber 
den nationalen Befreiungsbewegungen und den Ansätzen einer sozialen Revolution in 
Chile oder in Portugal aufgebrachr haben, vielleicht nicht ohne Beziehung ist zu der welt- 
weiten Expansions- und Durchdringungsbewegung des primär exportorientierten BRD- 
Kapitals. 

Darüberhinaus werden wir selbstkritisch zu untersuchen haben, wieso es die Politik der lin- 
ken Gruppen und Bewegungen nicht hat verhindern können, daß auch sie und ihre akti- 
ven Träger hineingezogen wurden in die Mechanismen der Abwälzung von Bedrohungen 
auf gefährdetere Gruppen - die etwa in der Konkurrenz um privilegierte Arbeitsplätze 
oder im Bestreben wirksam wurden, die Grenzen von Berufsverboten, Sympathisantenjagd 
und Gewerkschaftsausschlüssen so zu beeinflussen, daß jedenfalls die eigene Strömung da- 
von nicht bedroht wurde. 

Oder: Haben nicht auch große Teile dieser linken Bewegungen und Gruppierungen sich 
des Mechanismus bedient - oder sind ihm erlegen -, entscheidende Fragen in die ferne Zu- 
kunft zu verlagern, der gerade die bürgerliche Politik kennzeichnet, die mit seiner Hilfe 
Raum für eine pragmatische Politik gewinnt? Und hat dann nicht der Umstand, daß dies 
für gesellschaftliche Oppositionsbewegungen dagegen den Verzicht auf konkrete Politik 
bedeutete - bis nach der Realanalyse, bis nach der Parteigründung, bis nach dem Partei- 
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aufbau usw. - und damit die faktische Unterwerfung unter die bürgerliche Hegemonie, 
dazu beigetragen, daß die gegenwärtigen gesellschaftlichen Oppositionsbewegungen linke 
bzw. marzistische Theorien so schnell auf den Müllhaufen geworfen haben und sich ihre 
Orientierungen woanders geholt haben? So sehr man auch die ‘Alternativen’ etwa, auf- 
grund ihrer materiellen Abhängigkeit vom bestehenden System der Verteilung der gesell- 
schaftlichen Arbeit und den herrschenden Formen seiner politischen Vermittlung, kritisie- 
ren und abtun mag - Tatsache ist, daß sie sich in einem Vakuum entwickelt haben, das ih- 
re heutigen linken Kritiker mit produziert haben, und daß sie an einem realen Erfordernis, 
der Notwendigkeit einer konkreten alternativen Politik, ansetzen. 

Auch innerhalb des Linken Spektrums funktioniert der zentrale Mechanismus der bürgerli- 
chen Ideologie - die faktische Ersetzung bestimmter historischer Fragen durch andere Fra- 
gen, die sich allein noch tatsächlich stellen, deren Beantwortung in keinem Fall die bürger- 
liche Herrschaft gefährden kann. Dies zeigt sich z.B. in der Bundestagswahl, in der fak- 
tisch nicht die Frage nach einer sozialistischen Alternative zum ‘Modell Deutschland’ ge- 
stellt ist. Real wird nur die Frage zugelassen, ob die Wähler für die Straußsche Alternative 
oder die Schmidtsche Variante seiner Weiterentwicklung sind - allenfalls noch können sie 
durch ihre Stimmabgabe zum Ausdruck bringen, daß sie die ‘Grünen’ als eine mögliche 
Alternative zu den Bundestagsparteien unterstützen. 

Ebenso wenig stellt sich gegenwärtig in der außerparlamentarischen Praxis die Frage nach 
einer sozialistischen Alternative als solche. Faktisch geht es in den gegenwärtigen gesell- 
schaftspolitischen Auseinandersetzungen gar nicht um eine Alternative zur kapitalistischen 
Lohnarbeit auf gesellschaftlicher Ebene. So stehen z.B. der kollektiven Forderung nach ei- 
nem »Recht auf Arbeit« im Sinne der »Vollbeschäftigung«, wie es vor allern in den Gewerk- 
schaften diskutiert wird, individuelle Forderungen auf ein Recht auf »Eigenarbeit« außer- 
halb des gesellschaftlichen Zusammenhangs unverbunden gegenüber. Auch wenn beide 
Forderungen - als »Platzhalter« der Forderung nach Übergang zu einen neuen Typ gesell- 
schaftlicher Arbeit - fortschrittliche Momente und emanzipatorische Tendenzen enthal- 
ten, sind sie doch anfällig für eine Funktionalisierung im Zusammenhang einer branchen- 
bezogenen Strukturpolitik oder einer selektiven Marginalisierungsstrategie. Damit stehen 
die linken Kräfte vor der Notwendigkeit, weitertreibende gesellschaftliche Handlungsmög- 
lichkeiten im Angesicht von Rationalisierung und Arbeitslosigkeit aufzuspüren und zu 
entwickeln, die in der Lage sind, diese Beziehungslosigkeit und Funktionalisierbarkeit zu 
überwinden. 

Am Beginn eines derartig schwierigen Prozesses der Entwicklung von linken Alternativen, 
die zz diesem Modell glaubwürdig und umsetzbar sind, steht erst einmal die Einsicht, daß 
die BRD-Linken gegenwärtig noch nicht in der Lage sind, übereinstimmend Alternativen 
in diesem ‘Modell Deutschland’ zu formulieren, die diese BRD auf den Weg zu einer al- 
ternativen Entwicklung bringen könnten: 

— angesichts der komplexen sozialliberalen Politik der Einbindung korporativer Interessen 
in einen weltmarktorientierten Modernisierungsprozeß durch Subventionen und durch So- 
zialpolitik schwankt die sozialistische Linke zwischen einem perspektivlosen Superwohl- 
fahrtsstaat-Anspruch und einer 'radikal-sozialistischen’ Staatsfeindlichkeit, die rechten 
Austeritätsstrategien zuzuarbeiten droht; 

— gegenüber der sprunghaften Entwicklung der Kommunikations- und Kontrollstruktu- 
ten auf allen Ebenen - nicht nur bei den staatlichen Sicherheitsorganen - die die Ge- 
brauchswertseite der neuen Produktions- und Kapitalanlagesphären der Mikroelektronk 
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und der Kommunikationsnetze bildet, schwankt die sozialistische Linke gegenwärtig zwi- 

schen Verharmlosung und maschinenstürmerischer Abwehr; 

— gegenüber der ökonomischen und politischen Expansion der BRD hat die sozialistische 

Linke in det BRD außer kruden Importen noch keine eigenständige Position entwickelt. 

Die hierfür nötigen Klärungsprozesse erfordern nicht nur eine breit geführte Diskussion 

zwischen untetschiedlichen linken Positionen und Ansätzen - wie sie auch in diesem Heft 

der PROKLA geführt wird -; sie erfordern auch, daß die linken Kräfte sich in politischen 

Massenbewegungen und Initiativen betätigen, wie sie sich gegenwärtig angesichts von 

Dauerarbeitslosigkeit, Jungendarbeitslosigkeit, Umweltzetstörung, einer sprunghaften 

Ausdehnung der mediengestützten Reproduktion von Ideologie und der datengestützten 

polizeilichen Kontrolle sowie angesichts einer wachsenden Kriegsgefahr in untetschiedli- 

chen Gestalten bilden. 

Das heißt allerdings nicht, daß weitetreichende, strategische Fragestellungen nicht behan- 

delt werden müßten. Als Sozialisten werden die an diesen gesellschaftlichen Auseinander- 

setzungen teilnehmenden Individuen und Arbeitszusammenhänge immer auch solche 
weiterreichenden Fragestellungen zu beantworten haben; sie werden zeigen müssen, 

— daß der sozialistische Übergang keine Utopie ist, sondern unter entwickelten kapitali- 
stischen Bedingungen eingeleitet werden kann; 

— daß ein alternativer Entwicklungspfad aus den gegenwärtigen Strukturen des ‘Modells 
Deutschland’ herausführen kann, in dem Solidarität mit der Dritten Welt, Otientie- 
rung an der Qualität der Arbeitsprozesse und der Gebrauchswetrte zu realen Zielgrös- 
sen des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses werden können; 

— daß eine Stärkung und Solidarität der gesellschaftlichen Oppositionsbewegungen un- 
ter antikapitalistischen Vorzeichen dazu in der Lage ist, den Raubbau an den ökologi- 
schen Bedingungen menschlicher Existenz zu stoppen, der gegenwärtig betrieben 
wird; 

— daß eine konsequente Politik der gewerkschaftlichen Solidarität, die sich nicht den 
Imperativen einer kapitalorientierten Modernisierungspolitik unterwerfen läßt, der 
Ausgrenzung und Marginalisierung von besonders diskriminierten Kategorien der Ar- 
beitsbevölkerung entgegenwirken kann, auch ohne die Ziele einer Verkürzung der 
Arbeitszeit, einer Verbesserung des Lohn-Leistungsverhältnisses und einer Verbesse- 
rung von Qualifikation und Arbeitsbedingungen zurückzustellen; 

— daß durch gemeinsamen politischen Kampf der Maissch in den »autoritären 
Etatismus«, auf dem sich die führenden kapitalistischen Länder gegenwärtig befin- 
den, zum Stehen gebracht werden kann. 

Die Arbeitszusammenhänge der sozialistischen Linken in der Bundesrepublik sind gegen- 

wärtig nicht dazu in der Lage, sich in der auf der Tagesordnung stehenden Wahlftage zu 

einigen: Abgeschen von einer Orientierung auf ‘distinkte’ sozialistische oder kommunisti- 
sche Kräfte stehen dabei vor allem zur Diskussion: 

— _ eine strategische Orientierung auf die Partei der ‘Grünen’ oder auf eine erneuerte So- 
zialdemokratie als Träger einer künftigen sozialistischen Politik; 

— eine taktische Orientierung - die strategisch den Aufbau einer selbständigen politi- 
schen Kraft als Träger sozialistischer Politik antizipiert - auf die ‘Grünen’ als Hebel 
zur Veränderung des bestehenden Parteiensystems oder auf die SPD - als ‘Kleineres 
Übel’ aber auch als notwendige, real noch nicht überwundene Durchgangsform in der 
Entwicklung des Bewußtseins der großen Mehrzahl der Lohnabhängigen. 
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Gegenüber den beiden ersten Orientierungen sind in der bisherigen Debatte bereits einige 
gewichtige Einwände entwickelt worden: Ist die Entwicklung einer politischen Kraft, die 
sozialistische Politik tragen kann, gänzlich außerhalb der (immer noch sozialdemokratisch 
geführten) Gewerkschaften vorstellbar? Ist der Prozeß der SPD zur »Volks-« und »Staats- 
parteis überhaupt noch reversibel? Hinsichtlich der taktisch analysierten Wahlfrage stellt 
sich ein viel uneinheitlicheres und undeutlicheres Bild der Diskussion dar. Aber: Besteht 
überhaupt eine reale Gefahr, daß Strauß eine Mehrheit bekommt? Haben die "Grünen’ 
überhaupt eine Chance, die 5%-Klausel zu überwinden? 

Wenn die sozialistischen Linken in der BRD sich darüber klar sind, daß eine /aktische 
Wahlentscheidung in der gegenwärtigen Situation von zuviel unbestimmbaren Faktoren 
abhängt, um in Übereinstimmung zwischen unterschiedlichen Gruppen getroffen zu wer- 
den, wenn sie gleichzeitig aber auch bei divergenten Entscheidungen solidarisch die jewei- 
ligen Gründe diskutieren und die gemeinsame Diskussion der strategischen Probleme kon- 
tinuierlich weiterführen, dann braucht ihre Unfähigkeit, zu einer weitgehend gemeinsa- 
men Wahlempfehlung zu kommen, keine Schwächung dieser Linken zu bedeuten. Im Ge- 
genteil kann ein gemeinsam diskutierter Pluralismus in dieser Frage zu einem wichtigen 
Modell werden, auf das eine zukünftige sozialistische Linke noch in anderen Fragen wird 
zurückgreifen müssen - ohne sich deswegen sektiererisch zu zerstreiten. 

Leichter wird eine derartige Haltung sicher dadurch gemacht, daß sich die Linken in der 
BRD klarmachen, daß sie sich nicht von Visionen von Entscheidungsschlachten blenden 
lassen sollten: So wenig wie eine Revolution nach dem Modell des Sturms auf das Winter- 
palais steht diesem ‘Modell Deutschland’ eine Vernichtungsschlacht gegen die Linken ins 
Haus, die etwa durch eine apokalyptische Wahlnacht eingeleitet würde. Wenn eine inter- 
nationale Rezession den ökonomischen Problemdruck auf das exportabhängige Entwick- 
lungsmodell verschärfen würde, dann wird dies eher Auswirkungen auf das ‘Modell’ ha- 
ben, als ein bloßes Wahlergebnis. Anstatt auf plötzliche gesellschaftliche Katastrophen 
und Umbruchsituationen werden sich die Linken in der BRD also auf einen Prozeß des 
»Bruchs als Prozeß« einrichten müssen, auf vielen Ebenen, ungleichzeitig und ungleich- 
mäßig. 

Damit in diesem Prozeß strategische Alternativen artikuliert und durchgesetzt werden kön- 
nen, ist es notwendig, daß sich wieder eine sozialistische Linke als ein handlungsfähiges po- 
litisches Subjekt herausbildet, das in breiten gesellschaftlichen Oppositionsbewegungen 
verwurzelt ist. Das erfordert zumindest, daß die gegenwärtigen Arbeitzusammenhänge 
und Individuen mit einem sozialistischen oder kommunistischen Anspruch in einem brei- 
ten, unabgesicherten Prozeß der offenen Diskussion - ohne Diplomatie oder Polemik -ihre 
Fähigkeiten zu konkreten Analysen und praktischen Initiativen zurückgewinnen. Dabei 
werden sie davon ausgehen müssen, daß ihr faktischer Pluralismus jedenfalls bis auf weite- 
tes unaufhebbar ist, daß eine Vereinheitlichung der historisch entwickelten Strömungen 
innerhalb der sozialistischen und kommunistischen Bewegungen kein realisierbares Projekt 
ist - und auch gar nicht wünschenswert ist. Zum anderen werden sie aber auch, ohne in 
metaphysische Ansprüche auf Allwissenheit oder Allgegenwart zu verfallen, neue Formen 
der Politik entwickeln müssen, in denen die Autonomie konkreter gesellschaftlicher 
Kämpfe nicht als ein vorläufig nicht zu behebender Mangel oder als ein bloß taktisches Zu- 
geständnis behandelt werden kann. 

Langer Atem und konkreter politischer Realismus, Anerkennung des bestehenden Pluralis- 
mus politischer Strömungen in der Linken und der Autonomie gesellschaftlicher Opposi- 
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tionsbewegungen wären damit erste Bedingungen zu einer Überwindung der gegenwärti- 
gen Ohnmacht und Krise der sozialistischen Linken. Als Schritte auf dem Weg zur Über- 
windung sowohl des institutionalistischen wie des movimentistischen Modells politischer 
Praxis und Organisation wären sie zugleich ein Anfang dafür, innerhalb dieses ‘Modell 
Deutschland’ die Voraussetzungen für eine Überwindung der bürgerlichen Klassenherr- 
schaft zu schaffen. 


Die Redaktion 


Informationen zur Sozialistischen Konferenz 


2. Sozalıstische Konferenz: 16. - 18.1.1981, Gesamtthema »Der herrschende Block und die 
Alternativen der Linken«, Grobgliederung: 1. Politisch-ökonomische Perspektiven bürger- 
licher Herrschaft in der BRD und Alternativen der Linken, 1.1. Interne Reproduktionsbe- 
dingungen des ‘Modells Deutschland’, 1.2. Außenpolitische Situation und Rolle der BRD, 
2. Gewerkschaften und soziale Bewegungen. 

Rundbrief: Der Rundbrief der Sozialistischen Konferenz erscheint unregelmäßig ca. alle 2 
Monate; im Abonnement kosten 10 Ausgaben DM 25.— 

Ökologie und Sozialismus. Ausgewählte Beiträge von Altvater, Bahro, Esche, Füllgraf, 
Haug, Hildebrandt, Negt, Marcello, Massarat, Plato, Trampeıt, Trepl, Wolf. (Materialien 
zur Sozialistischen Konferenz, Bd. 2) erscheint zur Buchmesse 80. Der Band wird ca. 100 
Seiten umfassen und im Buchhandel für DM 7.— angeboten werden. 

Abonnements und Buchbestellungen (zum gleichen Preis) bei: Rundbrief, Pablo-Neruda- 
Haus, Am Taubenfelde 30, 3000 Hannover 1, Tel. 0511 - 17618 

Bitte bis auf Weiteres bar zahlen! 
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Joachim Hirsch / Roland Roth 
‘Modell Deutschland’ und neue soziale Bewegungen 


I. Die westdeutsche Linke und die neuen sozialen Bewegungen 


Die Gründung der ‘Grünen’, die Selbstauflösung der ‘KPD’ und die Kandidatur von 
Franz Josef Strauß bilden einige der politischen Eckpunkte gesellschaftlicher Veränderun- 
gen in der Bundesrepublik, auf die die Linke am Beginn der 80er Jahre mit einem Schub 
an Selbstverständigungsdiskussionen - Sozialistische Konferenz, Großer Ratschlag - rea- 
giert. Zeitweise von den vielfältigen strategischen Überlegungen zur Wahlfrage überlagert 
schwelen sehr grundsätzliche politische Auseinandersetzungen, die auf einen politischen 
‘Paradigma-Wechsel’ hindeuten. Grob vereinfacht geht es darum, ob die ‘klassischen’ 
Vorstellungen vom ‘Proletariat’ als Träger einer progressiven gesellschaftlichen Verände- 
tung hin zum Sozialismus an den Nagel gehängt werden müssen, die ‘proletarische Wen- 
de’ der siebziger Jahre nicht nur in ihren historisch geborgten Gewändern sondern auch in 
der Substanz (Arbeiterklasse als unabdingbare Trägerin gesellschaftlichen Fortschritts) ein 
großer Irrtum war. Die Diskussionen um die ‘Krise des Marxismus’ verweisen darauf, daß 
die Frage nach dem ‘revolutionären Subjekt’ sowohl an den theoretischen Grundlagen der 
Kapitalismus-Kritik rütteln muß wie auch an den Vorstellungen von politischer Organisa- 
tion und praktischer Politik, wie sie in der Linken bislang geläufig waren. 

Diese Debatten sind weniger durch entscheidende Niederlagen der Arbeiterbewegung und 
entsprechende Desillusionierungen ausgelöst, als vielmehr durch die Entwicklung neuer 
sozialer Bewegungen in den siebziger Jahren stimuliert, die nicht nur das linke Lager 
durcheinander wirbeln, sondern gerade auch in weiten Teilen der Bevölkerung Widerhall 
und Unterstützung finden - weit mehr, als es die verschiedenen Projekte der Linken je ver- 
mochten. Das Auftauchen dieser neuen sozialen und politischen Akteure hat politische 
Identitätsprobleme verstärkt und Reorientierungsversuche begünstigt, die durch ein hohes 
Maß an "Überpolitisierung’ gekennzeichnet sind. Nicht daß ‘politisch’ reagiert wurde, er- 
scheint dabei problematisch, sondern die Hektik, mit der die alten Vorstellungen begra- 
ben und neue Hoffnungen kreiert wurden, muß erstaunen. Obwohl sich Bürgerinitiativen 
und Ökologiebewegung seit mehr als einem Jahrzehnt in der Bundesrepublik zunehmend 
politischen Einfluß verschafften, gelangten sie und die von ihnen aufgeworfenen Fragen 
erst vor kurzem - vor allem seit den parlamentarischen Erfolgen der ‘Grünen’ - in das 
Blickfeld der Linken. Dies gilt auch und besonders für die theoretische Auseinanderset- 
zung, wo die wichtigsten Schriften der "Bewegung’ zunächst von Parteipolitikern wie Ep- 
pler und Gruhl (1974) verfaßt wurden. Diese praktisch-politische und theoretische Igno- 
ranz gegenüber den neuen sozialen Bewegungen kontrastiert sehr stark mit der Behendig- 
keit, mit der neuerdings von der Linken auf beiden Ebenen Syntheseangebote vorgebracht 
werden. In unserm Kontext ist weniger das Projekt einer grünen Partei von Interesse, son- 
dern vielmehr seine intellektuelle Begleitmusik, die nun den »ökologischen Humanısmus« 
und die »Gattungsfrage« in den Mittelpunkt politischen Handelns stellt. Politökonomische 
und klassentheoretische Überlegungen, die den politischen Selbstfindungsprozeß der west- 
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deutschen Linken oft eher überschattet als erhellt hatten, werden flugs zu den Akten ge- 
legt, ohne daß der Perspektivenwechsel gesellschaftstheotetisch begründet wäre. So leiden 
viele der aktuellen Diskussionen unter einem doppelten Mangel. Die theoretisch nicht vor- 
geschenen Themen der neuen sozialen Bewegungen, von denen auch die Linke vor zehn 
Jahren nicht zu träumen wagte, werden oft schr oberflächlich in bestehende Theotiesträn- 
ge eingearbeitet, ohne daß deren Grundlagen überprüft würden - oder es wird eine anti- 
theoretische tabula rasa veranstaltet. Was an der bislang gepflegten theoretischen Arbeit 
zu veiwerfen ist bzw. korrekturbedürftig erscheint, wird kaum offengelegt. In diesem Sin- 
ne versteht sich die nachfolgende Skizze als ein Diskussionsangebot, das den Versuch un- 
ternimmt, den ursächlichen Zusammenhängen der neuen sozialen Bewegungen nachzuge- 
hen, ohne den Blick von der prägenden Gesellschaftsformation zu nehmen. Auf praktisch- 
politischer Ebene signalisiert das linke Engagement in den neuen sozialen Bewegungen all- 
zu oft die Wiederkehr eines alten Dilemmas, das mit den Avantgarde-Konzept Lenins 
verknüpft ist. Der ‘Masse’ der Engagierten gelingt es lediglich, ein ‘ökologisches’ Bewußt- 
sein - ähnlich dem trade-unionistischen des Proletariats - zu entwickeln, Funktion der 
Linksintellektuellen sei es nun, dies in ein antikapitalistisches Bewußtsein zu transformie- 
ten. Vieles deutet jedoch darauf hin, daß dieses Politikverständnis durch die Praxis der 
neuen sozialen Bewegungen selbst längst in Frage gestellt ist, auch wenn Parlamentarisie- 
rungsversuche solche Wiederbelebungen begünstigen. Die möglichen produktiven Funk- 
tionen der linken Intelligenz in den neuen sozialen Bewegungen sollen daher zum Ab- 
schluß des Beitrags erörtert werden. 


II. Gesellschaftssstrukturelle Veränderungen 
und die neuen Dimensionen sozialer Konflikte 


'Foraistische’ Vergesellschaftungsform und ‘Modell Deutschland" 


“Modell Deutschland’ bezeichnet ein theoretisches Konzept zur Analyse der gesellschaftli- 
chen Entwicklung der Bundesrepublik, das beansprucht, einige neuere und mit herkömm- 
lichen ‘linken’ Interpretationsrastern nicht so recht vereinbare Phänomene wie z.B. die 
Abnahme traditioneller Formen von Klassenauseinandersetzungen, die Erosion von 
‘Klassenbewußtsein’, die Transformation von Parteien und Gewerkschaften zu Quasi- 
Staatsapparaten oder das Aufkommen der 'neuen sozialen Bewegungen’ konkreter be- 
gründen und zugleich die aktuellen Krisen- und Konflikttendenzen genauer bestimmen 
zu können. Die These, daß Struktur und Entwicklung der bundesrepublikanischen Gesell- 
schaft grundlegend durch die Tendenz zu einer korporativistisch abgestützten Spaltung in 
einen produktivistischen ‘Kern’ und marginalisierte Zonen der ‘Peripherie’ charakterisiert 
ist, die sich unter den Bedingungen einer spezifischen, auf den Export fortgeschrittener 
Produkte und Technologie gründenden Weltmarktintegration durchsetzt, hat nicht nur 
den Vorteil, eine Reihe aktueller gesellschaftlich-politischer Entwicklungen plausibel zu 
begründen, sondern kann in der Theorie zumindest ansatzweise einlösen, was bei vielen 
der sich auf Marx beziehenden Analysen bisher eher Postulat geblieben ist: die Vermitt- 
lung ‘nationaler’ Ausformungen von Klassenstruktur und Klassenkonflikt mit der Welt- 
marktbewegung des Kapitals.! 
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Obwohl wir diesen Ansatz für sehr brauchbar und weiterführend halten, meinen wir, daß 
derartige Analysen so lange unvollständig bleiben müssen, wie nicht zugleich die grundle- 
genderen Veränderungen in der Vergesellschaftungsweise mitberücksichtigt werden, die 
sich in der historischen Entwicklung des Kapitalismus duschsetzen?. Tatsächlich haben wir 
es bei den aktuellen Tendenzen nicht nur mit (weltmarktvermittelten) kapitalfraktionellen 
und klassenstrukturellen Umgruppierungen innerhalb einer gegebenen Vergesellschaf- 
tungsform ‘Kapitalismus’ zu tun, sondern die kapitalistische Gesellschaft ist im Zuge der 
Durchsetzung des Kapitalverhältnisses als Reproduktions- und Vergesellschaftungszusam- 
menhang tiefgreifenden Veränderungen unterworden. Dies macht es unmöglich, um- 
standslos von einer Kontinuität der Formation auszugehen. Die unter dem Zwang zur Stei- 
gerung der relativen Mehrwertproduktion sich vollzichende ‘reelle Subsumtion’ bezieht 
sich ja keineswegs allein auf die Produktions- und Arbeitsprozesse, sondern auf den gesell- 
schaftlichen Reproduktionszusammenhang insgesamt. Taylorisierung der Arbeit und die 
Durchkapitalisierung des Reproduktionsbereichs bilden eine Einheit. Mit dem Übergang 
zur Massenproduktion von Konsumgütern, die Voraussetzung und Folge der Taylorisie- 
tung der Arbeitsprozesse ist, wird der Reproduktionsbereich immer durchgängiger dem 
Kapitalverhältnis unterworfen, warenförmig und in kapitalistischen Zeitrhythmen organi- 
siert. Die Reproduktion der Arbeitskraft wird als bedeutende Anlagesphäre für das Kapital 
erschlossen, was heißt, daß die Befriedigung lebenswichtiger Bedürfnisse und die Kompen- 
sation für gesteigerten Arbeitsktaftverschleiß gewaltsam in das Korsett kapitalistisch produ- 
zierter Waren- und Dienstleistungsangebote gezwängt werden, Lebenszusammenhänge 
bis in die feinsten Verästelungen (der Wünsche, der Phantasien, des ‘Intimbereichs’) hin- 
ein zum Objekt kommerzieller Vermarktunsstrategien gemacht werden. 

Dies impliziert die Auflösung traditioneller Vergesellschaftungsformen, in denen die Re- 
produktion von Arbeitskraft und Natur dem Kapital noch nicht reell subsumiert war, Ar- 
beitskraft und die Naturbedingungen von Produktion und Reproduktion den Charakter 
einer “Gratisproduktivkraft’ hatten. Je mehr das Kapital sich im Zuge seiner Entwicklung 
allmählich alle gesellschaftlichen Sphären unterwirft, damit naturwüchsig-'vorkapitalisti- 
sche’ Formen der Produktion und Reproduktion auflöst, desto deutlicher erscheinen Natur 
und Menschen als gesellschaftlich produziert. Die Reproduktion des Gesellschaftszusam- 
menhangs mitsamt seiner Naturbasis wird zur organisiert gesellschaftlichen, was unter ka- 
pitalistischen Bedingungen heißt: wesentlich staatlichen Angelegenheit. Die gesellschaftli- 
che Produktion und Reproduktion von 'Subjektivität’ und ‘Natur’ tritt allmählich ins Be- 
wußtsein. Dies ist der historische Hintergrund der heutigen, sich gleichermaßen auf 
‘Natur’ und ‘Subjektivität’ bezichenden ökologischen Diskussion. 

Die Auflösung quasi-autonomer, dem Kapital nur formell subsumierter Formen der Ar- 
beitskraftreproduktion und die damit verbundene Zerstörung klassenbestimmter Milieus 
und ‘Lager’ beseitigt gesellschaftliche Brüche und Ungleichzeitigkeiten, aus der die frühe 
Arbeiterbewegung einen großen Teil ihrer Kraft gezogen hatte. Die Gesellschaft wird ein- 
dimensional und geschichtslos. Marx hat diese Tendenz zwar abstrakt benennen, aber in 
ihren Auswirkungen nicht konkret verfolgen können. Wohl deshalb bleibt bei ihm eigen- 
tümlich unbestimmt, was reelle Subsumtion der Arbeitskraft und ihrer Reproduktion un- 
ter das Kapitalverhältnis bedeutet. Dies heißt nämlich nicht zuletzt, daß die assoziierten 
Produzenten selber in einer ungeheuer deformierten Weise kapitalistisch ‘entwickelt’ wer- 
den: durch Unterdrückung sozialer Kreativität, Autonomie, solidarischer Verkehrsformen, 
durch vielfältige Arten der Dequalifizierung und Enteignung. Daß das Proletariat sich 
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nicht quasi naturwüchsig zu der selbstbewußten und autonomen revolutionären Klasse 
entwickeln konnte, sondern zunächst einmal als der Fähigkeit zu selbständig-solidarischem 
und selbstbewußt-gesellschaftsveränderndem Handeln beraubte, ‘subalterne’ Klasse (Bah- 
ro) erscheint, erweist sich als Produkt des kapitalistischen Entwicklungsprozesses und der 
darin wurzelnden Veränderungen des Vergesellschaftungszusammenhangs selbst. Theore- 
tisch ist dies am ehesten im Umkreis der ‘Frankfurter Schule’ thematisiert und begriffen 
worden. Daran muß schon deshalb wieder angeknüpft werden, weil die ‘orthodoxe’ Marx- 
Rezeption im Gefolge der Studentenbewegung diese spezifische Modernität des gegenwär- 
tigen Kapitalismus kaum begriffen hat. Im Rahmen einer historisch-materialistischen und 
kapitaltheoretischen Argumentation läßt sich diese u.E. freilich schlüssiger und, was die 
gesellschaftlichen Krisen- und Konflikttendenzen angeht, bestimmter fassen, als es im 
Rahmen der Kritischen Theorie der Fall war. Wir bezeichnen hier die sich in den fortge- 
schrittenen kapitalistischen Metropolen durchsetzende Vergesellschaftungsform als »fordi- 
stisch«. Dabei ist zu beobachten, daß sich in Europa diese Tendenz erst nach dem zweiten 
Weltkrieg bestimmend durchzusetzen beginnt. Der Begriff ‘'Fordismus’ ist - wohl in An- 
lehnung an Gramsci - in der französischen Diskussion aufgekommen und hat den Vorteil, 
recht plastisch auf den gesellschaftlichen Wandel innerhalb der kapitalistischen Strukturen 
hinzuweisen, für den Fords Auto-Modell "T’ tatsächlich bahnbrechend war: Taylotisierung 
der Arbeit, auf Massenkonsumgüterproduktion gestützte Kapitalverwertung, Durchkapi- 
talisierung des Reproduktionsbereichs?. 

Unsere These ist, daß eine Analyse gegenwärtiger Krisen- und Konfliktzusammenhänge 
von dieser 'fordistischen’ Umstrukturierung der Gesellschaft ausgehen muß. Die damit 
verbundene Umwälzung der Vergesellschaftungsverhältnisse wird im Fall der Bundesrepu- 
blik dutch die Bedingungen des ‘Modells Deutschland’ in spezifischer Weise überlagert 
und modifiziert. Dies macht die Wichtigkeit der sich darauf beziehenden Theoretisie- 
rungsversuche aus. Nur: eine ausschließlich mit den in diesen Konzepten der 
"Gesellschaftsspaltung’ enthaltenen Annahmen operierende Analyse muß zu kurz greifen, 
und zwar sowohl in Hinblick auf die ablaufenden Fraktionierungs- und Marginalisierung- 
stendenzen und ihre Folgen für die gesellschaftlichen Konflikte als auch hinsichtlich von 
Struktur und Funktionsweise des politischen Herrschaftsapparats. 


Soziale Desintegration und Verwerfung der Klassenstrukturen 


Ein wesentliches Merkmal der »fordistischen« Gesellschaft ist ein sich beschleunigender 
Prozeß der sozialen Desintegration. Dies ist Resultat der Duichkapitalisierung und Auflö- 
sung überkommener sozialer Milieus und Lebenszusammenhänge (häusliche Produktion, 
Verwandtschafts- und Nachbarschaftsbeziehungen, dörfliche Gemeinschaften, Familie, 
Arbeiterkulturen) sowie einer sich beschleunigenden Umstrukturierung der Produktion 
(erzwungene Mobilität, Arbeitsimmigration, forcierte Qualifikations-/Dequalifikations- 
prozesse usw.). Taylorisierung und Intensivierung der Arbeit und eine auf kommerzielle 
Waren und Dienstleistungen gestellte Arbeitskraftreproduktion erzeugen strukturell ge- 
sellschaftliche Isolierung und privatistische Orientierungen. Jenseits objektiver Klassenzu- 
gehörigkeit unterminiett dies klassenmäßige soziale und kulturelle Zusammenhalte. Dar- 
überhinaus verschwimmen die Grenzen zwischen dem 'Proletariat’ und den lohnabhängi- 
gen "Mittelklassen’ durch Rationalisierung und Taylorisierung der Büro- und Verwaltungs- 
tätigkeiten, nimmt das Industrieproletariat im Verhältnis zu den Beamten und Angestell- 
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ten im Staats-, Verwaitungs- und Dienstleistungssektor immer mehr ab. Zusammen mit 
den im Rahmen des ‘Modell Deutschland’ dutchgesetzten gesellschaftlichen Spaltungspro- 
zessen und zunehmenden regionalen Disparitäten ergibt sich das Bild einer in ihrer Klas- 
senstzuktur sowohl objektiv wie bewußtseinsmäßig vielfach geschichteten, zergliederten 
und gespaltenen Gesellschaft. Es entstehen sich überschneidende und zugleich disparitäre 
soziale Lagen und segmentierte Erfahrungszusammenhänge, die teilweise quer zu den 
“politökonomisch’ definierbaren Klassenlinien liegen. 

Demgegenüber reichen die Auswirkungen von Zwangsmobilisierung, struktureller Ar- 
beitslosigkeit, Dequalifizierung und Arbeitsintensivierung weit über die Arbeiterklasse 
i.e.S. hinaus. Nicht zuletzt die Durchkapitalisierung des Reproduktionsbereichs erzeugt 
Schäden und Depravierungen, die sich zwar klassenspezifisch auswirken, die aber nicht 
klassenmäßig begrenzt sind: Natur-, Stadt- und Umweltzerstörung, die Industrialisierung 
von Erfahrungswelten, Taylorisierung und Intensivierung sowohl der Produktions- als auch 
der Reproduktionsarbeit u.a.m. Insgesamt entsteht daraus zugleich eine Verallgemeine- 
rung und eine Partialisierung sozialer Depravierungserfahrungen und Konflikte, eine Ent- 
wicklung, die durch wachsende staatsadministrative "Verwaltung’, Manipulation und Ver- 
schiebung von Krisenlagen weiter verstärkt wird. Durch repressive Regulierung und geziel- 
te Subventionierung versucht der Staat, das Entstehen geballter sozialer Konfliktfronten zu 
verhindern (etwa bei der Verwaltung der Arbeitslosigkeit). D.h. ‘Betroffenheit’ durch Kri- 
sen und Depravationen entsteht sowohl sozial unterschiedlich als auch an vielfältigen, zu- 
nächst unverbunden erscheinenden Punkten des Alltagslebens (da ein Baum ab, dort mehr 
Lärm, weiter weg ein Kernkraftwerk, und mehr Streß bei der Arbeit). Während einiges da- 
für spricht, daß gerade die Beschleunigung des ökonomisch-sozialen Restrukturierungspro- 
zesses mit seinen vielfältigen Folgen die Grenzen der Hinnahmebereitschaft zu durchbre- 
chen beginnt und das Bewußtsein von allfälliger gesellschaftlicher Bedrohung und Zetstö- 
rung anwachsen läßt, bewirkt auch eine soziale und räumliche Ballung von Unerträglich- 
keiten noch keineswegs von sich aus wachsende Widerstandbereitschaft. Ebenso wahr- 
scheinlich sind Resignation und Apathie oder die vielfältigen Versuche mit individuellen 
Ausweichstrategien, die dann - wie etwa bei der Stadtflucht und ihre Folgen für das ‘Land’ 
- ihrerseits den destruktiven Zirkel eines verschärften »positionalen« Wettbewerbs in Gang 
setzen.? Diese Segmentierung, Dezentralisierung und Partialisierung der Interessenlagen 
und Konflikte ist genuiner Ausdruck der fordistischen Vergesellschaftungsform. Sie macht 
die Synthetisierung von Krisen- und Depravierungserfahrungen zu stabilen und zusam- 
menhängenden politischen Handlungspotentialen schwieriger, aber gleichzeitig produ- 
ziert die ‘fordistische’ Gesellschaft eben den zugrundeliegenden Krisenzusammenhang 
und damit die materielle Basis für gesellschaftlichen Konflikt mit einiger Notwendigkeit 
auf erweiterter Stufenleiter. 


Sicherbheitsstaat 


Die Durchkapitalisierung der Gesellschaft und die damit verbundenen Desintegrations- 
prozesse (sichtbar z.B. an der Familie, die als “aturwüchsig’ konditionierende und einpas- 
sende Sozialisationsinstanz gleichzeitig immer höheren Anforderungen ausgesetzt ist und 
dabei immer instabiler und schwächer wird) erzeugen eine starke Tendenz zur Durchorga- 
nisierung des gesellschaftlichen Lebens (von der Freizeitindustrie über Versicherungen bis 
hin zu den vielfältigen öffentlichen und privaten Diensten). Der gesellschaftliche Alltag ist 
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von einem Netz regulierender, vorsorgender, überwachender und konirollierender Institu- 
tionen und Organisationen durchzogen. Soziale Desintegrarion bedeutet immer zweierlei: 
zuncehmendes Angewiesensein auf vergesellschaftete Formen der Reproduktionssicherung 
(bei Altern, Krankheit usw.) und ein Anwachsen der komplexen Mechanismen zur Über- 
wachung und Einpassung der Individuen in den fordistischen Produktions- und Konsum- 
zirkel (effizient arbeiten, fleißig konsumieren, keine dummen Gedanken). Die zuneh- 
mende Bedeurung reptessiv sozialisierender und sozial konditionierender Institutionen ist 
die Kehrseite der Auflösung 'naturwüchsiger’ sozialer Zusammenhänge und der Tatsache, 
daß die ‘freiwillige’ und flexible Einpassung der Individuen in die schnell sich verändern- 
den Produktions- und Reproduktionsbedingungen ökonomisch unverzichtbar ist und zu- 
gleich zu einer immer prekäreren Angelegenheit wird. 

Aus alledem resultiert der Doppelcharakter des Staates als "Wohlfahrts-” und Überwa- 
chungsstaat, seine Transformation zum in diesem Sinne integralen "Sicherheitsstaat’. 
Kennzeichen dieser Veränderung ist nicht nur das augenscheinliche Wachstum der Sicher- 
heitsapparate und die Erweiterung ihrer Kontrollfunktionen (z.B. die BKA-Computer und 
was sich darum herumrankt), sondern mehr noch die schleichende Umfunktionierung be- 
stehender Institutionen zu sozial präventiven Kontrollapparaten und die wachsende Ver- 
netzung des Staates mit dem gesellschaftlichen Organisationsgeflecht der materiellen und 
ideologischen Reproduktionsregulierung (etwa im Sozialarbeit-Polizei-Komplex, Parteien 
als quasi-staatliche Kontrollagenturen politischer Artikulationschancen, Medizin-Justiz- 
Verbund u.v.a.m.). D.h. der monopolkapitalistischen Durchorganisierung der Produktion 
folgt mit fortschreitender Durchkapitalisierung eine immer striktere Organisierung der Ge- 
sellschaft überhaupt, der Sicherheitsstat erscheint als Kern eines umfasenden bürokrati- 
schen Regulierungs-, Kontroll- und Überwachungsnetzes. Diese Durchorganisierung und 
Durchstaatlichung der Gesellschaft hat spezifische Reaktionsformen zur Folge: auf der psy- 
chosozialen Ebene die Zunahme 'narzißtischer’ Dispositionen, die man zumindest auch als 
Folge eines gesellschaftlichen Syndroms von Entmündigung, Prävention/Kontrolle und 
der Unmöglichkeit, Individualität und Freiheit noch zu realisieren ansehen kann.® Auf po- 
litischer Ebene lassen sich in diesem Verursachungszusammenhang zunehmender Antiin- 
stitutionalismus, Antibürokratismus, "Staatsverdrossenheit’ und - bezieht man die schein- 
bare Verutsachung gesellschaftlicher Krisen durch den Staat und die skizzierten klassenmä- 
Rigen Verwerfungen mit ein - wachsende populistische Tendenzen und eine zunehmende 
attraktive 'anti-staatliche’ Alternativ-Szene sehen. 

Wichtig ist, daß die spezifische Natur des Sicherheitsstaats als Versorgungs- und überwa- 
chende Repressionsagentur diese Reaktionsformen zugleich auch mit eigentümlichen Am- 
bivalenzen ausstattet. Vereinfacht ausgedrückt: der Kampf gegen einen Staat, von dessen 
Funktionieren man bis in die kleinste Lebensäußerungen hinein materiell abhängig ist, 
wird zu einer recht prekären Angelegenheit. 


Ideologische Krise und 'Wertwandel’ 

Zunehmende Warenförmigkeit gesellschaftlicher Beziehungen, soziale Isolierung, Unter- 
drückung autonomer Fähigkeiten, Auflösung gewachsener sozialer Milieus und Lebenszu- 
sammenhänge, fortwährende Umwälzung kultureller Normen dutch eine kapitalförmig or- 


ganisierte Kultur- und Bewußtseinsindustrie, produzierte Geschichtslosigkeit, kommer- 
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zielle Ausbeutung von Triebregungen und Wünschen, ‘psychologische Kolonisationspro- 
zesse’, die fortwährende Erzeugung und Freilegung von Bedürfnissen im kapitalistischen 
Produktions- und Reproduktionszusammenhang, die dann nur verzerrt und kompensato- 
tisch - eben in Form kommerzieller Waren- und Dienstleistungsangebote - befriedigt wer- 
den können und daher immer neue Bedürfnisse nach sich ziehen, - all das bildet eine 
wichtige Grundlage für die schleichende ideologische Krise dieser Gesellschaft. Die andere 
ist, daß die Bourgeoisie im Zuge des Konzentrations- und Zentralisationsprozesses des Ka- 
pitals als vergleichsweise homogene ‘kulturelle Klasse’ weitgehend verschwunden ist. Dies 
zusammengenommen bewirkt eine entscheidende Schwächung der "bürgerlichen’ ideolo- 
gischen Hegemonie. Die von der Anarchie des Kapitals geprägte Bewußtseinsindustrie pro- 
duziert ein Konglomerat sich permanent selbst dementierender ‘Leitbilder’. Gesellschaftli- 
che Wert- und Verhaltensmuster werden über Werbekampagnen, Verpackungen und 
kommerzielle Diestleistungen vielfältiger Art transportiert und unterliegen damit den Be- 
dingungen der kapitalistischen Verschleißptoduktion, sind instabil, uneinheitlich und flie- 
ßend. Die Wirkungen der 'konsumeristischen’ Verhaltensnorm (immer mehr arbeiten, um 
immer mehr immer weniger Nützliches zu konsumieren) sind keineswegs eindeutig: diese 
erzeugt immer auch Widerstände, Nichtanpassung, Verweigerung, subjektive Potentiale 
von Rebellion, die jedoch nicht gradlinig ‘soziologisch’ verortbar sind, sondetn fluktuieren 
und instabil bleiben. Diese widersprüchliche Bedeutung von Subjektivität ist in einem auf 
fortwährende Intensivierung der relativen Mehrwertproduktion gestützten Verweitungszu- 
sammenhang strukturell angelegt. Es ist das Kapital selbst, das für Produktion und Kon- 
sum gleichermaßen in wie auch immer verzerrter Weise Fähigkeiten, Bedürfnisse und 
Wünsche entwickeln muß, die immer auch “Überschießendes’, nicht in den fordistischen 
Zirkel Integrierbares enthalten. ”? 

Nimmt man hinzu, daß die Auflösung traditioneller kultureller Milieus mit erhöhter 
Zwangsmobilität, erzwungenem Berufswechsel, Dequalifikation und genereller Unsicher- 
heit der Lebenspeispektiven verbunden ist, so ist es kein Wunder, daß die bestehende Ge- 
sellschaft - am deutlichsten sichtbar bei Teilen der Jugendlichen - an einem enormen 
‘Sinndefizit’ leidet. Während traditionelle Werte permanent relativiert, in Frage gestellt 
und umgewälzt werden, scheint der wachsende Reichtum der Gesellschaft und die damit 
verbundene Produktion von »Armut durch Warenfülles (Gorz) zu einer tendenziellen Ver- 
breitung »postmatenialistischer« Werte zu führen, was sich in der Relativierung traditionel- 
ler gesellschaftlicher Standards (Sparsamkeit, Ordnung, Leistung) nicht nur in Randbezit- 
ken äußert.® Wie tiefgreifend und stabil dieser Wertwandel tatsächlich ist, bleibt in der 
laufenden wissenschaftlichen Debatte vorläufig umstritten und muß hier dahingestellt 
bleiben. Vor allem ist offen, was passieren würde, wenn die auf technologische Expansion 
des Kapitals nach innen und außen gerichtete Strategie zusammenbrechen würde. Sicher 
ist nur, daß sein gesellschaftlicher Verursachungszusammenhang unter den gegebenen und 
nicht umstandslos zu verändernden Bedingungen der Kapitalverwertung struktureller Na- 
tur ist. Die Art und Weise der Produktion und Verwendung des gesellschaftlichen Reich- 
tums läßt die Diskrepanz zwischen Leistungszwang, Warenfülle und realer Bedürfnisbe- 
friedigung immer spürbarer werden, und der Zirkel von Vernichtung durch Produktion 
steigert sich allmählich ins Aberwitzige. Nicht zuletzt hier wird der ideologische Kitt det 
fordistischen Gesellschaft brüchiger. Dies zieht durchaus widersprüchliche Reaktionen 
nach sich: vom bewußten ‘Aussteigen’ bis zu reaktionär mobilisierbaren Regressionen. 
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Korporativistisch abgestütze Spaltung der Gesellschaft? 


Die vorliegenden Theoretisierungsansätze des ‘Modell Deutschland’ legen eine Interpreta- 
tion nahe, die von einem eindeutig soziologisch verortbaren Marginalisierungs-und Ab- 
grenzungsprozeß ausgeht. D.h. gesellschaftlicher ‘Kern’ und ausgegrenzte ‘Peripherie’ 
werden als sozialstrukturell gegeneinander abgrenzbare Bereiche gesehen, denen sich die 
Individuen jeweils zuordnen lassen.? Nach diesem Konzept tritt an die Stelle der traditio- 
nellen Klassengesellschaft eine gewissermaßen zusätzlich dichotomisch gespaltene. Soweit 
diese vertikale Spaltung der Gesellschaft als Erscheinungsform und Produkt des kapitalisti- 
schen Ausbeutungsverhältnisses im Weltmarktzusammenhang begriffen wird, trifft sich 
hier eine mit Marx’schen Kategorien operierende Analyse auf recht eigentümliche Weise 
mit den ideologischen Begründungsmustern für Selbstgettoisierungstendenzen in Teilen 
der linken Szene (‘Zwei Gesellschaften’). Überhaupt scheint der Begriff ‘Modell Deutsch- 
land’ innerhalb der westdeutschen Linken oft eher ein diffuses Lebensgefühl auszudrücken 
und mit seiner scheinbaren Griffigkeit dafür herhalten zu müssen, den Verzicht auf genau- 
ete gesellschaftliche Analyse zu rechtfertigen. 

Geht man indessen von der stringenteren Begründung der mit ‘Modell Deutschland’ be- 
zeichneten gesellschaftlichen Entwicklung im Kontext weltmarktvermittelter Kapitalrepro- 
duktion aus, so erscheint es aufgrund dieser Spaltungshypothese als naheliegend, gerade 
die "neuen sozialen Bewegungen’ (Ökologie-, Frauen-, Alternativbewegung) als isolierte 
und isolierbare Ausdrucksformen einer marginalisierten Peripherie zu begreifen, deren po- 
litische Perspektiven grundsätzlich zweifelhaft sind: sei es infolge ihrer objektiven struktu- 
rellen Schwäche (z.B. wegen der Distanz zum materiellen Produktionsprozeß und der feh- 
lenden Verbindungen zur Arbeiterklasse), sei es, weil sie als Element einer ideologisch-po- 
litischen Flankierung und Stabilisierung der korporativistischen Spaltungs- und Ausgren- 
zungsstrategien gesehen werden (etwa durch die Verbreitung tendenziell reaktionäter Ide- 
ologien, parteimäßiger Integration, Verbreitung einer Bescheidenheitsmoral, folgenlosem 
Sozialutopismus). 

Ein besonderes Problem der ökonomiertheoretisch argumentierenden Begründungen des 
‘Modell Deutschland’ liegt in einem impliziten Hang zum Ökonomismus. Das Gelingen 
der korporativistischen Ausgrenzungsstrategien, d.h. die Stabilisierung ausgrenzender Ge- 
sellschaftsspaltung wie auch ihre jeweiligen - mehr oder weniger konzessiven - Formen er- 
scheinen als wesentlich von der ‘objektiven’ Entwicklung der Kapitalverwertungsbedin- 
gungen im Weltmarktzusammenhang abhängig. Politisch folgt daraus tendenziell eine Art 
von ökonomischem Fatalismus: mit einiger Plausibilität kann der auf längere Sicht unaus- 
weichliche Zusammenbruch dieses Integrations- und Herschaftsmusters prognostiziert wer- 
den, ohne daß sich daraus eine politisch weitertreibende oder gar ‘revolutionäre’ Perspekti- 
ve ergäbe. 

Demgegenüber bleibt festzuhalten, daß die Entwicklung der westdeutschen Gesellschaft 
zwar extrem weltmarktabhängig ist, aber die Art und Weise des Ducchschlagens dieser 
strukturellen Determinanten auf politische Prozesse und Kräfteverhältnisse wesentlich von 
Konflikterfahrungen, Organisations- und Lernprozessen abhängt, die allein ökonomiethe- 
oretisch nicht einzuholen sind. Die ökonomischen Determinanten des ‘Modell Deutsch- 
land’ bilden zwar eine nicht vernachlässigbare Rahmenbedingung, aber die Analyse von 
Bedingungszusammenhang, Struktur und Prozeß sozialer Bewegungen und Konflikte muß 
tiefer ansetzen. Vor allem ist davon auszugehen, daß die 'fordistische’ Form der Vergesell- 
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schaftung ein komplexes Syndrom von Spaltungs- und Vereinheitlichungstendenzen und 
damit verbundene Konfliktstrukturen erzeugt, die zumindest teilweise quer liegen zu dem 
mit dem "Modell Deutschland’ erzeugten gesellschaftlichen Bruch. Von daher läßt sich be- 
gründen, daß Einschätzungen der neuen sozialen Bewegungen, die diese als von vornehe- 
rein ausgrenzbare und isolierbare Erscheinungsformen einer marginalisierten Peripherie 
begreifen, ebenso fehlgehen wie die traditionalistische Auffassung, die von ihrer 

‘objektiven’ sozialstrukturellen Basis umstandslos auf ihren kleinbürgerlichen Charakter 

(kurz)schließt. Derartige Interpretationen sind ebenso untauglich wie ihre etwas blauäugi- 

ge Hochstilisierung zu der emanzipativen und sozialrevolutionären Perspektive. 

Für die These, daß die Basis der neuen sozialen Bewegungen in gesellschaftlichen Verände- 

tungen zu suchen ist, die nicht sektoral eingegrenzt, sondern tendenziell gesellschaftsüber- 

greifend sind, sprechen mehrere Gründe: 

— Die Depravierungs- und Ausgrenzungsprozesse, die nicht zuletzt mit der Durchkapi- 
talisierung des Reproduktionsbereichs auftreten, bleiben nicht auf bestimmte Grup- 
pen und Schichten beschränkt, sondern gehen tendenziell dutch alle gesellschaftli- 
chen Individuen birdurch. Die Erfahrung systematisch blockierter Bedürfnisbefriedi- 
gung, der Widersprüche einer kapitalistisch betriebenen Produktion gesellschaftli- 
chen Reichtums, der fortdauernden Zerstörung von Lebens- und Entfaltungschancen 
und mit den Zwängen einer reptessiven Normalisierungsgesellschaft sind zwar in ihrer 
Auswirkung durchaus schicht- und klassenspezifisch, greifen aber zugleich auf große 
Teile der Gesellschaft über. Die alte These Offes von der »Disparität der Lebensberei- 
che« könnte in diesem Zusammenhang durchaus noch einmal aufgenommen und von 
der materiellen Vergesellschaftungsform des ‘Fordismus’ her begründet werden. 

— Die Marginalisierungstendenzen greifen tief und verzweigt in die Arbeiterklasse hin- 
ein, und es fällt schwer, auf längere Sicht einen 'Kern’ auszumachen, der davon ver- 
schont bleiben sollte. Die Ausbreitung peripherer Arbeitsmärkte, strukturelle Ar- 
beitslosigkeit, Zwangsmobilität, Dequalifizierung, Arbeitsintensivierung und lebens- 
perspektivische Unsicherheit sind Entwicklungen, die potentiell die ganze Arbeiter- 
klasse betreffen und zugleich weit über diese hinausgreifen. ‘Kern’ und ‘Peripherie’ 
lassen sich zwar im gesellschaftlichen Reproduktionszusammenhang funktional unter- 
scheiden, aber die einzelnen Individuen können diesen Sektoren weder voll noch dau- 
erhaft zugerechnet werden. 'Marginalisierungserfahrungen’ werden sich (wenn auch 
in sehr unterschiedlicher Weise) verallgemeinern. 

—  Ideologische Krise und “Wertwandel’ sind Phänomene, die nicht auf die Peripherie 
beschränkt sind. Im wesentlichen sind davon zunächst einmal die Gruppen und 
Schichten tangiert, die sich in spezifisch ‘priviligierten’ sozialen Lagen befinden, z.B. 
vom Kapitalreproduktionspiozeß nicht direkt abhängige Sozial- und Diestleistungs- 
berufe, Studenten, Jugendliche. Doch ist kaum damit zu rechnen, daß der Prozeß bei 
diesen halt macht. Eine wichtige Rolle spielt dabei, daß bei wachsender "Tertiarisie- 
rung’ der Gesellschaft die Basis des produktivistisch integrierbaren Kerns quantitativ 
schwächer wird. Ein Ausdruck dieses Zusammenhangs ist es, daß in den neuen sozia- 
len Bewegungen, insbesondere in der Ökologiebewegung, sich durchaus sozial hete- 
togene Gruppen zusammenfinden, die jedenfalls nicht eindeutig dem Kern oder der 
Peripherie zuzurechnen sind. Selbst die Alternativscene weist durchaus ihre spezifi- 
schen Verbindungen und ‘Vernetzungen’ mit der “Normalgesellschaft’ auf. Berück- 
sichtigt man die außerordentlich heterogenen sozialen Lagen und Bedingungen, die 
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zu einem Engagement in diesen Bewegungen führen, wird die Unhaltbarkeit ihrer 
Etikettierung als ‘kleinbürgerlich’ deutlich: klassenstrukturelle Bestimmungen dieser 
Art erweisen sich angesichts der veränderten Vergesellschaftungsformen als abstrakt 
bis zur Obsoletheit. Man wird diesen Bewegungen nur gerecht, wenn man sie als den 
heterogenen und widersprüchlichen Prozeß begreift, den sie in Wirklichkeit darstel- 
len. Dann aber muß berücksichtigt werden, daß der »fordistisches Vergesellschaf- 
tungszusammenhang dazu führt, daß die Chancen für die Entwicklung gesellschaftli- 
cher Sensibilität, Handlungsfähigkeit und zur Ausbildung universalistischer Normen 
ziemlich disparat verteilt sind, sich jedenfalls nicht eindeutig klassenspezifisch zuord- 
nen lassen. Angesichts der skizzierten hegemonialen Instabilitäten und einer peren- 
nierenden ideologischen Krise können aktive Minderheiten gerade innerhalb des 
‘Kerns’ ein erhebliches gesellschaftliches Transformationspotential darstellen, in 
Wechselwirkung mit entsprechenden Entwicklungen in Teilen der Peripherie. D.h. 
eine objektivistisch verfahrende Katalogisierung dieser Bewegungen als marginal’ 
oder ‘kleinbürgerlich’ geht - selbst wenn sie von den sozialstatistischen Gegebenhei- 
ten her als zutreffend erscheint - möglicherweise an ihrem initiatorischen und trans- 
formatorischen Stellenwert vorbei. Sie dürfen nicht nur in den Termini einer struktu- 
rellen Klassenbestimmung, sondern müssen auch in den Kategorien von Konflikt, Er- 
fahrung in Lernen in einem komplexen Vergesellschaftungszusammenhang gesehen 
werden. 

— Schließlich bleibt noch darauf zu verweisen, daß die ökonomische Abhängigkeit der 
Peripherie vom Kern nicht nur - wie öfters richtig beschrieben - als Hebel einer Spal- 
tung und (reaktionären) ideologischen Mobilisierung (der Steuerzahler gegen die 
Nichtsteuer bzw. der Freaks gegen die Squares) dient, sondern ebenso auch Ansatz- 
punkt für produktive Konflikte bieten kann. So z.B. wenn in der Ökologiebewegung 
allmählich klar geworden ist, daß die Angst um Arbeitsplärze eine zu berücksichti- 
gende reale Basis hat oder wenn Alternativler lernen, daß ihre Existenz unter den be- 
stehenden Verhältnissen davon abhängt, daß andere ‘normal’ arbeiten und daß sie ih- 
re Ziele nichr werden erreichen können, wenn sie sich vorn Rest der Gesellschaft ab- 
koppeln. 


DI. Perspektiven, politische Widersprüche 
und Lernprozesse der neuen sozialen Bewegungen 


Ein zentraler Widerspruch dieser Gesellschaft besteht darin, daß sie zwar durch wachsende 
physische und psychische Zerstörungen gekennzeichnet isr, aber zugleich auch infolge ih- 
rer immer spürbarer werdenden Blockierungen, der offenen Fragwürdigkeit des von ihr 
produzierten ‘Fortschrirts’, den Zirkeln der Verschleißproduktion sowie der offenkundigen 
Fehlleitung materiellen Reichtums und menschlicher Möglichkeiten auch immer mehr Un- 
zufriedenheit, Widerstand und Protest hervortreibt - Widerstand und Protest allerdings, 
der punktuell und heterogen, von unterschiedlichen Inrereesn getragen, jedenfalls kaum 
objektiv ‘vereinheitlicht’ ist. 

Die Prozesse der Spaltung und Ausgrenzung, der Zerstörung der Naturgrundlagen, der er- 
zwungenen Mobilität, die Auflösung sozialer Zusammenhänge, die in Warenform gepreß- 
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ten Bedürfnisse und Beziehungen, die Untergrabung von Wertmustern und die Beseiti- 
gung historischen Bewußtseins - alles dies bildet die Grundlage für die augenscheinliche 
Zerfaserung der gesellschaftlichen Konflikte, für die Dezentralisierung und Segmentierung 
von sozialen Bewegungen. Während die kapitalistische Gesellschaft auf ihren inneren Des- 
integrationsprozeß mit forschreitender Zentralisierung reagieren muß (Monopolisierung 
und Durchstaatlichung), entspricht dem keineswegs die Herausbildung eines einheitlich 
handelnden, im ‘Grundwiderspruch’ verankerten Klassensubjekts., 

Von dem Desintegrations- und Durchstaalichungsprozeß sind auch traditionelle politische 
Organisationen wie Parteien und Gewerkschaften nicht unberührt geblieben. Ihre Büro- 
kratisierung und Etatisierung, die selbst eine Folge der ‘fordistischen’ Transformation der 
Gesellschaft ist, schwächt die Legitimations- und Integrationskraft des etablierten Systems 
von Massenintegration und bildet so mit eine wesentliche Ursache für die Entstehung au- 
ßerinstitutioneller Formen unmittelbarer Interessenwahrnehmung. Deren dezentrale, 
punktuelle und oft fluktuierende Eıscheinungsform kortespondiert mit einer auffälligen 
Verbreitung von politscher Apathie und diffusem Unbehagen. 

Wir müssen davon ausgehen, daß die Herausbildung sozialrevolutionärer Bewegungen 
und Prozesse heute weniger denn je einer ‘objektiven Logik’ ökonomischer und gesell- 
schaftlicher Entwicklungen gehorcht. Der Zusammenhang von ‘Basis’ und "Überbau’, von 
ökonomischer Struktur und Bewußtsein ist komplizierter, offener und damit ‘politischer’, 
als viele Marxisten geglaubt haben. Der strukturelle Ansatzpunkt für emanzipatorische Be- 
wegungen liegt in den Widersprüchen, daß die Gewalt der fordistischen Reproduktions- 
form soziale Zusammenhänge fortwährend zerschlägt und neu zusammenfügt, Klassenla- 
gen aufsplittert und zugleich einebnet, die Individuen zurechtschleift und normalisierend 
einpaßt und zugleich subjektive Überhänge, Wünsche, vielfältige Orte der Rebellion pro- 
duzieren 728. Nur geschieht dies eben punktuell und disparat, folgt keiner ‘objektiven’ 
Logik, hat eine vielfach gebrochene und verzertte Form, manifestiert sich nicht naturwüch- 
sig in einem vordefinierten ‘revolutionären Subjekt’. 

Die komplexe Fragmentierung der Gesellschaft, die für die Individuen segmentierten und 
widersprüchlichen Erfahrungszusammenhänge und die permanent vorangettiebene ge- 
waltsame Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse verändern den politischen Pro- 
zeß, d.h. die Bedingungen und Formen der Entwicklung politischen Bewußtseins und kol- 
lektiven Handelns grundlegend. Die »neuen sozialen Bewegungen« drücken dies am deut- 
lichsten aus. Das heißt nicht, daß sie in ihrer derzeitigen Erscheinungsform die gesell- 
schaftsverändernde Kraft darstellten. Sie sind zugleich Produkte des gesellschaftlichen 
Ausbeutungs- und Zwangszusammenhangs und Orte von gesellschaftlicher Erfahrung und 
praktischem Lernen. Und deshalb ändern sich ihr Charakter, ihre Struktur und ihre Ziel- 
setzung fortwährend. Was sich in ihnen allerdings ausdrückt, ist eine Form des politischen 
Handelns, das nicht durch vorgängige Organisation und abstrakte Vereinheitlichung auf 
der Basis scheinbar “objektiver’ Interessen und Klassenlagen geprägt ist, sondern die Aus- 
bildung von übergreifenderen Aktionszusammenhängen und Zielvorstellungen aus un- 
mittelbarer Interessenwahrnehmung, praktischer Gesellschaftsveränderung im ‘Alltag’ 
und das Aneinanderarbeiten konfligierender Interessen herauswachsen läßt. Die neuen so- 
zialen Bewegungen sind Produkte eines gesellschaftlichen Umwälzungsprozesses, die poli- 
tisch weitertreibende, aber zugleich zutiefst widersprüchliche Momente enthalten. Wie in 
ihnen und in Auseinandetsetzung mit ihnen Erfahrungen verarbeiter werden, welche 
Lernprozesse und Strukturen sich dabei herausbilden, läßt sich schlecht prognostizieren. 
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‚Auf was es zunächst vor allem ankommt, ist diesen Prozeß und seinen gesellschaftlichen 
Kontext zu begreifen, 

D.h. jeder, der sich zu diesem Thema äußert, muß von einer theoretisch wie politisch völlig 
offenen Situation ausgehen. Die politische, gesellschaftsverändernde Bedeutung der neu- 
en sozialen Bewegungen ist nicht nur umstritten, weil man sich nicht auf gemeinsame the- 
oretische Raster zu ihrer Analyse oder gar Einschätzungen verständigen konnte, sondern 
weil sie in sich vieldeutig und ambivalent sind und außerdem ohne gesamtgesellschaftliche 
Analyseversuche ("Modell Deutschland’ und Fordismus) und besonders eine Auseinander- 
setzung mit der Entwicklung der Arbeiterbewegung kaum zu bestimmen ist. 

Daß wir hier Bürgerinitiativen, Ökologiebewegung, Alternativ- und Frauenbewegung un- 
ter dem Sammelbegriff ‘neue soziale Bewegungen’ zusammenfassen, scheint legitim, weil 
es zwischen den verschiedenen Strömungen zahlreiche inhaltliche und personelle Ver- 
knüpfungen und einen gemeinsamen zeitlichen Entstehungszusammenhang gibt. ‘Neu’ 
bezieht sich auch auf ihre spezifische Modernität im Sinne der oben angedeuteten gesell- 
schaftsstrukturellen Veränderungen und der daraus resultierenden Konfliktstruktur. Sie 
sind insofern tatsächlich ‘auf der Höhe der Zeit’. 


Merkmale der neuen sozialen Bewegungen 
— Gesellschaftliche Verankerung und Resonanz 


Der zahlenmäßige Boom der Bürgerinitiativen in den siebziger Jahren, am spektakulärsten 
im Bereich des Umweltschutzes, deutet darauf hin, daß wir es nicht mit einer vorüberge- 
. henden, etwa durch sozialliberale Reformversprechen motivierten politischen Konjunktur 
bzw. Schwindelblüte zu tun haben. Ähnliches gilt auch für die Frauenbewegung und die 
Alternativscene, wo das politische Interesse und die öffentliche Resonanz (z.B. der Frauen- 
zeitschriften ‘Courage’ und ‘'Emma’) weit über die unmittelbar in Gruppen Engagierten 
hinausgehen. Trotz deutlicher Rückschläge bzw. Blockierungen (in der Kernenergieoppo- 
sition, im Kampf um das Verbandsklagerecht bzw. weitere Umweltschutz-Verbessetun- 
gen, durch Kontroversen um Parteibildung der "Grünen’, dutch 'scektiererische’ Tenden- 
zen in der Frauenbewegung, Mißerfolge in der Abschaffung bzw. mit der ‘Liberalisierung’ 
des $ 218 usw.) und heftiger innerer Kontroversen gibt es keine Anzeichen für ein Vereb- 
ben der neuen sozialen Bewegungen .!? 


— thematische Breite 


Kaum eine Sphäre des Alltagslebens bleibt von diesen Bewegungen unthematisiert, auch 
wenn sich einige Aktionsschwerpunkte (Kernenergie, & 218, Umweltschutz, Natur- und 
Körper-Themen usw.) herausgebildet haben. In Kritik und Gegenvotstellungen zeichnen 
sich umfassende gesellschaftliche Alternativen ab, auch wenn noch eher diffus, mit vielen 
(vor allem realpolitischen) Lücken und von außerordentlich großer Heterogenität. Der Ein- 
fluß der neuen sozialen Bewegungen ist selbst im Bereich der gesellschaftlichen Produktion 
(sanfte Technologien, Konversionsmodelle, Neubewertung der handwerklichen Produk- 
tion usw.) und im Agrarsektor (Landkommunen) spürbar, auch wenn die Resonanz in der 
Industriearbeiterschaft noch relativ gering ist (‘Aktionskreis Leben’, Modelle wie Lucas Ae- 
rospace). Die thematische Breite der neuen sozialen Bewegungen bietet damit die Chance, 
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Gegeninstitutionen, politische Infrastrukturen und gesellschaftliche Modellvorstellungen 
zu entfalten, die über einen abstrakten Antikapitalismus hinausgehen, selbst wichtige Vor- 
aussetzungen für die Weiterentwicklung der Bewegungen darstellen und Strukturen einer 
neuen Gesellschaft praktisch aufscheinen lassen — freilich mit ähnlicher Ambivalenz und 
Fluktuation, wie Genossenschaften und Gewerkschaften, Kommuneexperimente an der 
Wiege der Arbeiterbewegung, d.h. ohne politisch zukunftsträchtige Gewißheitsäquivalen- 
te. 


— bDunktuelle Opposition 


Scheinbar im Widerspruch zur thematischen Breite steht der Umstand, daß sich die neuen 
sozialen Bewegungen sowohl in personaler wie in sozialer Hinsicht auf punktuellen, auf 
konkrete Betroffenheit bezogenen Widerstand konzentrieren. Gemessen am gesamten 
Spektrum kommunaler Politik bleiben z.B. die Aktionen und Proteste der Bürgerinitiati- 
ven höchst selektiv und meist an manifeste Protestpotentiale gebunden. Auch die lokale 
Kooperation solcher Initiativen ist erst an wenigen Orten soweit entwickelt, um aus sich 
heraus übergreifende Gegenentwürfe und präzise Alternativstrategien zu formulieren, die 
sich z.B. auch auf nicht-aktivierte, marginalisierte Teile der städtischen Bevölkerung (Ar- 
beitsemigranten, Alte, Obdachlose etc.) beziehen. Dies gilt auch für die "'Emma’-Leserin, 
die die angebotene radikal-feministische Kritik in ihrem Alltag nur selektiv verarbeiten 
und anwenden kann. In den vielfältigen Lebensbezügen des Einzelnen stellt das Engage- 
ment in einer Bürgerinitiative nur einen mehr oder weniger wichtigen Ausschnitt dar. Es 
ist eine Frage der dort möglichen Lernprozesse, ob und welche Protesterfahrungen auch in 
andere Alltagssphären (Familie, Kindererziehung usw.) ausstrahlen und dort Handlungs- 
und Protestimpulse freisetzen. Das Verhältnis der verschiedenen Interessenausschnitte des 
Einzelnen zueinander dürfte dabei - gemessen an den Themen der neuen sozialen Bewe- 
gungen - eher wiederspruchsvoll sein (Lohninteresse vs. Umweltschutz als ein geläufiges 
und demagogisch mobilisiertes Widerspruchspaar). Entscheidend ist der Verlust eines ho- 
mogenen, verschiedene Lebensbereiche übergreifenden sozialen Milieus ("Lager’, Subkul- 
tur, Nachbarschaft). Versuche, solche Bedingungen wieder herzustellen, haben Projekt- 
charakter, sind also ‘künstliche’ Versuche (von der Gemeinwesenarbeit bis zu Alternativ- 
projekten). Nur in wenigen Ausnahmen können tegionalistische oder proletarische Struk- 
turen und Traditionen belebt werden (alemannische Sprache und Bauernkriegstradition 
am Kaiserstuhl, proletarische Milieus in den Zechensiedlungen des Ruhrpotts). 


-— innere Heterogenität, Radikalitätsgefälle 


Die einzelnen Bewegungen weisen in sich eine große Heterogenität auf, die sich auch in ei- 
nem Radikalitätsgefälle äußert. Die Themen der Öko- und Frauenbewegung strahlen, was 
ihre Symbolik angeht (Anti-AKW-Aufkleber, Sonne, Frauenzeichen), in weite gesell- 
schaftliche Bereiche, wo sie zu unverbindlichen Konsumzeichen verkommen können (wie 
schon zuvor der Palästinenser-Schal oder das Kriegsdienstgegnerzeichen). Weiter nach in- 
nen dokumentieren sie Interessen, Haltungen und Zugehörigkeiten. Die gelegentliche 
Lektüre einschlägiger Journale, Beteiligung an Demonstrationen, Festivals (Rock gegen 
Rechts) und diversen Kulturveranstaltungen (mit hohem Unterhaltungswert) markieren ei- 
ne nächst Stufe. Kontinuierliche Mitarbeit in Umweltschutz- und Selbsterfahrungsgrup- 
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pen deuten auf eine intensivere Verankerung hin, wobei hier gleichzeitig Fragen des indi- 
viduellen Lebensstils, der durch alle Bewegungen - wenn auch in unterschiedlicher Radika- 
lität - ausgesprochen wird, über eine bloße Symbolik hinaus (Autoaufkleber), stärkere Be- 
achtung finden (Fahrrad und öffentliche Verkehrsmittel, »gesunde« Ernährung etc.). Am 
radikalen Ende bzw. im radikalen Bereich der Bewegungen finden sich Versuche, durch ei- 
nen Bruch mit dem zuvor gelebten Alltag die Kritikmomente der Bewegung konsequent 
auszuleben, experimentell zu radikalisieren (Öko-Dörfer, Landkommunen, Frauenwoh- 
nungen). Im Unterschied zu der ‘'Radikalisierung’ der 'Polit-Profis’ am Ende der Studen- 
tenbewegung ist dabei nicht die theoretische Verallgemeinerung und das umfassende tag- 
tägliche Engagement (in der politischen Gruppe, bzw. Partei) allein entscheidend, viel- 
mehr sind die Maßstäbe eines ‘alternativen Lebens’ zumindest ebenso bedeutsam. Hier 
entstehen kollektive Gegenmilieus, die teilweise selbst in der Gefahr sind, sich von der 
‘Bewegung’ abzukoppeln und zu gettoisieren.!? Die Dynamik und Attraktivität der neuen 
sozialen Bewegungen ergibt sich z.T. aufgrund dieses Kontinuums, das sehr unterschiedli- 
che Formen und Intensitäten von Engagement zuläßt und die zudem je nach biografischer 
und persönlicher Lage variiert werden können. Be- und Entlastungen des Engagements 
können individuell verändert werden, ohne daß damit das Anspruchsmilieu (des radikale- 
ren Engagements) gefährdet wird oder organisationsverbindliche Ansprüche von dort an 
den Einzelnen herangetragen werden. Dies kommt der 'fordistischen’ Segmentierung von 
Erfahrungszusammenhängen und Zeitstrukturen entgegen. Die Bindung der Radikalisie- 
rung der Beteiligung in sozialen Bewegungen an sozialisatorische Gegenmilieus (z.B. 
durch neue Beziehungsgeflechte und Selbstorganisationsformen in BI’s) bedeutet für den 
Einzelnen zudem einen zusätzlichen Anreiz, in dem weitreichende biografische Wünsche 
nach Selbstveränderung eingebracht werden können, ohne daß sie als moralische Anforde- 
tung der Bewegung eingefordert werden. . 
Die ‘moralische Ökonomie’ der neuen sozialen Bewegungen weist - wenn diese Beschrei- 
bung zutrifft - damit eigentümlich moderne Grundzüge auf. Sie beläßt den Einzelnen 
den Spielraum von punktueller Kritik bis zum ‘alternativen Leben’, vom lockeren Sympat- 
hisieren bis zum radikalen Engagement, ohne darüber organisatorische Verbindlichkeiten 
zu stülpen. Damit kommt sie der strukturellen Zerrissenheit und Blockierung des moder- 
nen Alltagslebens und der dazugehörigen Zeitökonomie des Einzelnen sehr entgegen. 
Diese 'Modernität’ der neuen sozialen Bewegungen läßt ihre Schwerpunkte und die Inten- 
sität des Engagements situativ und kontingent werden. Es zeichnet sich daher keine 'Ent- 
wicklungslogik’ ab, wenn man von einer anhaltenden Diffusion der Themen und Frage- 
stellungen in die Gesamtgesellschaft absieht. Auch die Perspektive einer weiteren Radikali- 
sierung erscheint keineswegs notwendig, da sie für den Einzelnen zumeist mit einem bio- 
grafischen Bruch in der Lebensführung verknüpft ist. Dieser steht in einen strukturellen 
Widerspruch zur ausschnitthaften, punktuellen Betroffenheit, auf die sich die Entwick- 
lung der neuen sozialen Bewegungen gründet. Damit wird auch ein entscheidender Unter- 
schied zur Geschichte der Arbeiterbewegung deutlich, wo eine Radikalisierung des Lohnar- 
beiterinteresses durchaus ‘innerhalb’ der Gesellschafr möglich und notwendig schien (»Al- 
le Räder stehen still...«), also positiv an die Funktionsweise der Gesellschaft geknüpft war. 
Radikalisierungen innerhalb der neuen sozialen Bewegungen scheinen demgegenüber den 
erreichten Grad der Vergesellschaftung grundlegend in Frage zu stellen und schaffen »anti- 
moderne« Symbole und Lebensstile (Blockhütten, Landkommunen, handwerkliche Pro- 
duktion usw.). 
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— Pohtisierung der inneren und äußeren Natur 


Fordismus und ‘Modell Deutschland’ haben zwei zentrale Schnittpunkte, an denen sich 
neue Konfliktfronten und Krisen abzeichnen: "Natur’, verstanden als gewachsene Umwelt 
und ‘natürliche’ Reproduktionsgrundlagen und das "Irdividuum’, das zum Fokus fort- 
währender gesellschaftlicher Umwälzungen wird.'? Nicht daß die alten Konfliktfronten 
(Kapital-Arbeit usw.) verschwunden wären, aber sie sind institutionalisiert, ritualisiert und 
kodifiziert. Dies gilt im gleichen Umfange weder für das Umweltthema (der industrielle 
Umweltschutz greift als Symptombekämpfung zu kurz, das “Vollzugsdefizit’ ist selbst bei 
den vorhandenen laschen Bestimmungen notorisch), noch für die desintegrativen Tenden- 
zen, die sich auf der Persönlichkeitsebene (Familie, soziale Beziehungen usw.) kumulieren, 
obwohl diese bereits der zentrale Bezugspunkt des ‘Sicherheitsstaatskonzepts’ sind. Trotz 
ihres - gemessen an der ‘Komplexität’ gesellschaftlicher Verhältnisse - scheinbaren Reduk- 
tionismus (Natur, Leben, etc.) sind also die "Grünen’, Umweltschützer, Bürgerinitiativler 
eigentlich an vorderster Front der "Vergesellschaftung’ - zumal in noch relativ wenig regu- 
lierten Bereichen. Der Nachweis dieses Zusammenhangs, den auch u.a. Offe und Greven 
versucht haben, ist bislang vorwiegend eine analytische Anstrengung und kein gemeinsa- 
mes Bewußtsein der neuen sozialen Bewegungen.1? Vielmehr dominieren in den ideologi- 
schen Versatzstücken der neuen sozialen Bewegungen teilweise naturalistische Selbstinter- 
prfetationen, die in ihren gesellschaftspolitischen Dimensionen schillernd und vieldeutig 
bleiben.!5 

Man kann davon ausgehen, daß die Ansatzpunkte der neuen sozialen Bewegungen auf ei- 
ne Krise des Fordismus hindeuten, der immer mehr an Grenzen der 'äußeren’ und ‘inne- 
ren’ Natur stößt (am sinnfälligsten vielleicht im Bereich von Automobilisierung, 
“autogerechter Stadt’, Arbeitsmotivation etc.). Vor diesem Hintergrund stellt sich aller- 
dings die Frage, ob die in den Bewegungen entwickelten Alternativen (öffentlicher Nah- 
verkehr, Fahrrad, sanfte Technologien insgesamt, kommunale Dezentralisierung usw.) 
nicht Teil.einer Reorganisation des Fordismus auf neuem Niveau ohne systemsprengende 
Qualität sein könnten, wie z.B. amerikanische Erfahrungen nahelegen. 

Die objektive Modernität der neuen sozialen Bewegungen erweist sich auf der Ebene der 
Ideologien und Selbstinterpretationen als extrem widersprüchlich, verkleidet sich in eigen- 
tümlichen Idyllen und Romantizismen. Bei solchen reduktionistischen Verarbeitungsmö- 
glichkeiten der ‘Natur’ und ‘Persönlichkeit’ dürfen zudem latent oder offen selbstdestruk- 
tive Formen (neue Religiösität, Drogen etc.) nicht aus dem Blick geraten. Eine reaktionäre 
politische Mobilisierung - wie im deutschen Faschismus - dürfte indessen systematisch be- 
grenzt bleiben, da die Gesellschaft - bezogen auf den Vergesellschaftungsgrad - 
gleichzeitiger geworden sein dürfte und außerdem die Verknüpfung von ‘Natur’ mit indi- 
vidualistischen Komponenten (gegen Massen, Bünde etc.) dem traditionellen Populismus 
wenig Chancen gibt. In diese Richtung weisen die mit den Etiketten “Wertwandel’ und 
‘Narzißmus’ geführten Diskussionen über die psychosozialen Veränderungen im Kontext 
der fordistischen Gesellschaft. 


— selektive soziale Basıs 


Trotz ihrer breiten gesellschaftlichen Resonnanz sind die neuen sozialen Bewegungen eine 
Domäne der Mittelschichten, so legen es alle einschlägigen Untersuchungen nahe, obwohl 
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sich auch in den letzten Jahren eine stärkere Beteiligung von Industriearbeitern und ande- 
ren Lohnabhängigen abzeichnet!?. Klassenanalytisch sind solche Aussagen der empirischen 
Untersuchungen meist völlig untauglich, da unter den ‘neuen Mittelklassen’ - bezogen 
auf ihre Stellung im Produktionsprozeß - sehr unterschiedliche Gruppierungen zusam- 
mengefaßt werden. Vor dem Hintergrund der Fordismus-These wäre - wie oben schon an- 
gedeutet - zu untersuchen, ob Protestverhalten gegen diesen Reproduktionsmodus nicht 
dort am ehesten auftritt, wo die produktivistische Anbindung (Industriearbeit) locker ist 
oder fehlt. Die korporativistische Einbindung der Gewerkschaften mit dem Arbeitsplatz- 
Argument - besonders deutlich im Atomkonflikt - vertraut demagogisch auf die Mobilisie- 
tung der erfahrbaren Abhängigkeit vom Arbeitsplatz, dergegenüber die Belastungen im 
Reproduktionsbereich nachgeordnet erscheinen. Diese gegenläufigen Organisationsformen 
gesellschaftlicher Erfahrungsbereiche können materiell die geringe Beteiligung von Indu- 
striearbeitern in den neuen sozialen Bewegungen erklären. Sie erweitert die strukturelle 
Argumentation der Partizipationsforschung, daß zwischen Betroffenheit und unkonven- 
tionellen politischen Widerstandsformen gesellschaftsstrukturelle Beteiligungsbarrieren 
treten (autoritäre Strukturen in Familie, Betrieb, Schule und entsprechende Sozialisation- 
sprozesse), die allerdings auch bei konventionellen Beteiligungsformen (Parteimitglied- 
schaften usw.) feststellbar sind. Die soziale Selektivität ist zumindest kein spezifisches Ar- 
gument gegen Bürgerinitiativen und andere neue soziale Bewegungen, wenn man sie mit 
der sozialen Zusammensetzung etwa der Parteifunktionäre (auch bei den traditionellen 
linken Parteien) vergleicht. 

Bei der Auseinandersetzung mit der sozialen Basis der neuen sozialen Bewegungen ist zu- 
dem darauf hinzuweisen, daß sie durch ihre Binnenstrukturen außerordentlich partizipa- 
tionsfreundlich sind, d.h. von sich aus nur sehr geringe Beteiligungsbarrieren aufweisen, 
zudem durch den kulturellen Diffusionsprozeß ihrer Symbole und Themen auch dort 
wirksam werden, wo sich kein direktes Engagement einstellt. Wichtig ist zudem die starke 
Beteiligung von 'Marginalisierten’, die oft auch den radikalen Flügel bilden. ‘Marginal’ 
meint dabei nicht nur Pauperisierung und gesellschaftliche Ausgrenzung, sondern auch 
benachteiligte Situationsgruppen, die teilweise aus dem fordistischen Reproduktionszu- 
sammenhang ausgeschieden wurden bzw. sich ausgeklinkt haben oder noch nicht fest ver- 
ankert sind (z.B. Teile der Jugendlichen). Am geringen Stellenwert ‘sozialer Forderungen’ 
wird allerdings deutlich, daß die neuen sozialen Bewegungen keine ‘Marginalisiertenbewe- 
gungen’ sind, obwohl die 'marginalisierten’ Teile für die innere Dynamik dieser Bewegun- 
gen eine wichtige Rolle spielen dürften. 


Politische Frontstellungen 
— ınnere Ambivalenzen 


Die schon beschriebene thematische und soziale Heterogenität schlägt sich auch in den po- 
litischen Ambivalenzen der neuen sozialen Bewegungen nieder. So schwankt das Selbstver- 
ständnis der Bürgerinitiativ-Aktivisten zwischen einer auf demokratische Ergänzung und 
Korrektur gerichteten Detailkritik an politischen Entscheidungen oder bürgerlichen Selbst- 
hilfe beim Ausbau von Infrastruktureinrichtungen einerseits - ohne dieses System insge- 
samt infrage zu stellen (wie schon aufgrund des hohen Anteils von Parteimitgliedern in 
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den Bls zu vermuten ist) - und einer radikaldemokratischen Gegenkultur andererseits, die 
als politischer Kern einer gesamtgesellschaftlichen Alternative (eine entstaatlichte 'Bürger- 
gesellschaft’ auf Selbstverwaltungsgrundlage) zu sehen ist!®, Entsprechend sind auch die 
korrelierenden Gegensatzpaare in den meisten Bürgerinitiativen, aber wohl auch in allen 
sozialen Bewegungen virulent: 

systemloyal - antikapitalistisch 

staatlich - antistaatlich 

gewaltfrei - militant 

parlamentarisch - antiparlamentarisch. 

Wohlgemerkt, dies sind nicht nur Umschreibungen der Auseinandersetzungen um die 
‘Grünen’ innerhalb der Ökologiebewegung, sondern mehr oder weniger stark in allen so- 
zialen Bewegungen vertretene widersprüchliche Positionen. Dies läßt vermuten, daß die 
politischen Ambivalenzen strukturelle Ursachen haben, keine bloß ideologische Diffusität 
anzeigen und nicht nur der unterschiedlichen Vorgeschichte der in den Bewegungen neu 
zusammenkommenden politischen Generationen und Akteure zu verdanken sind. Die 
Ambivalenzen ergeben sich aus den widersprüchlichen Erfahrungen mit der den Fordismus 
flankierenden "Durchstaatlichung’, wo der Staat als ‘Manager des Alltagslebens’ auftritt, 
der sowohl bekämpft wie in Anspruch genommen wird und dem der Einzelne - so oder so - 
kaum entgehen kann. Nur mit der Herausbildung von Gegenmilieus läßt sich diese uni- 
verselle Abhängigkeit reduzieren”. Eine Häufung von ‘negativen’ Staatserfahrungen, die 
einen ‘klärenden’ Radikalisierungsschub innerhalb dieser Bewegungen auslösen könnte, 
ist kaum zu erwatten, es sei denn, es kommt zu tiefgreifenden Marginalisierungsptozessen, 
d.h. das sozialliberale ‘Modell Deutschland’ wird durch eine reaktionäre Variante abge- 
löst. Die politischen Ambivalenzen können allerdings selbst als durchaus produktiv ange- 
sehen werden. Sie brechen zum einen in größeren Teilen der Bevölkerung den traditionel- 
len staatsbürgerlichen Autoritarismus auf (staatliches Handeln ist nicht länger per se legi- 
tim und hinzunehmen), zum anderen sind die Aktionen der neuen sozialen Bewegunge 
durch ihre Rückbindung an Betroffenheiten, Konflikterfahrungen und der Entfaltung von 
sozialen Gegenmilieus gegen einen abstrakten Anti-Etatismus gefeit (»Kampf dem Staat«), 
der den fordistisch erweiterten gesellschaftlichen Funktionen staatlicher Institutionen (im 
weitesten Sinne) kaum gerecht zu werden vermag. Die Ablösung bzw. Auflösung des Staa- 
tes wird aus der Sicht der neueren soziale Bewegungen cher als Konzept der schrittweisen 
Rücknahme staatlicher Funktionen in überschaubarere gesellschaftliche Zusammenhänge 
denkbar (gegen die Verstaatlichung der Kommunen wird die Kommunalisierung des Staa- 
tes gesetzt, staatliche Sozialpolitik soll tendenziell in neue soziale Netze, die es zu ent- 
wickeln gilt - Kommunen, Nachbarschaften etc. -, zurückgenommen werden). Die Parla- 
mentarisierungsversuche aus dem Milieu der neuen sozialen Bewegungen machen jedoch 
die Widersprüchlichkeit dieses Prozesses deutlich. 


— Konfliktierrain (Alltag, Kommune, Verwaltung) 


Politische Erfahrungen und Lernprozesse der neuen sozialen Bewegungen sind sehr stark 
duich das Terrain geprägt, in dem sie im wesentlichen angesiedelt sind. Gemessen an den 
Themen der ‘hohen Politik’, wie auch an linker Geselischaftskritik weisen sie eine starke 
“Unterpolitisierung’ auf. Kennzeichen der auf der Alltagsebene angesiedelten Konflikte ist 
zunächst ihre ‘Nicht-Radikalität’. Nur für wenige der Betroffenen stellen sie entscheiden- 
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de, drastische, tiefgreifende Veränderungen in den unmittelbaren Reproduktionsmöglich- 
keiten dar. Selbst wo sich eine Radikalisierung ergibt, bleiben die politischen Auswirkun- 
gen zunächst relativ beschränkt (Resonanz von Alternativprojekten, regional und thema- 
tisch eingegrenzte Radikalisierungen - wie z.B. am Kaiserstuhl). Alltagskonflikte haben ei- 
ne niedrigere, möglicherweise aber unter fordistischen Bedingungen nachhaltigere Politi- 
sierungskraft, als z.B. die ‘internationalen’ Themen der außerparlamentarischen Opposi- 
tion oder der Atomwaffengegener. Alltäglichkeit erscheint darum als politisches Nadelöhr, 
durch das radikalere politische Veränderungsvorstellungen und radikale Kritik hindurchge- 
hen müssen. 

Die kommunale Ebene, insbesondere die Kommunalverwaltung sind für die politschen 
Konflikte der neuen sozialen Bewegungen zumeist zentral (Ausnahmen sind z.B. atom- 
rechtliche Genehmigungsverfahren, in denen die Kommunen nur noch ein Akteur unter 
vielen sind, oder der Kampf gegen den $ 218). Initiativ- und Protestgruppen machen da- 
bei höchst unterschiedliche Erfahrungen. Ein Großteil der Gruppen mit konkreten und be- 
grenzten Forderungen ist durchaus erfolgreich. Andere lernen die kommunale Ebene als 
Verschiebebahnhof kennen, wo die kommunale Allzuständigkeit für die Reproduktionsbe- 
dingungen sich am politischen Substanzverlust durch Zentralisierung (oder Politikverflech- 
tung) der Entscheidungen bricht. Die ‘Verstaatlichung’ der Kommunen macht sie auf der 
einen Seite zu einem ‘Puffer’ gegen ein Durchschlagen der Proteste auf eine höhere Ebene 
(auch Scheinbeteiligungen etc. dienen diesem Ziele), läßt den Protest ins Leere laufen, 
aushungern und schirmt. auf der materiellen Seite den Staatshaushalt gegen eine ‘An- 
spruchsinflation’ ab. Auf der anderen Seite radikalisiert sie den Protest eben gegen jene 
Staatsstruktur und fördert den Konsens über eine "basisdemokratische’ Kommunalisierung 
der Staatstätigkeit. 

Der ‘politische Substanzverlust’ des kommunalen Konfliktfeldes bedingt allerdings auch, 
daß übergreifende politische Entwicklungstendenzen und staatliche Prioritätensetzungen 
nur peripher und nicht systematisch ins Blickfeld der neuen sozialen Bewegungen geraten. 
Er prägt eine Mischung aus formaler Radikalität (basisdemokratisch), konktetistischer Bor- 
niertheit und fehlenden politischen Gemeinsamkeiten auf allgemeinere Ebene. Gleichzei- 
tig ermöglichen die spezifischen partikularen ‘Ideologien’ der neuen sozialen Bewegungen 
prinzipialistische Radikalisierungen (etwa auf der Ebene ökologischer oder feministischer 
Themen) und weitertreibende Lernprozesse. Das Spannungsverhältnis zwischen bewe- 
gungsspezifischen Prinzipien und den legitimationsarmen alltäglichen Konfliktfeldern bil- 
det einen offensiven Stachel, der zur weiteren Durchdringung bisher nicht in den Protest- 
und Konflikthorizont geratener Themen antreiben kann. 

Eine Analyse des kommunalen Terrains darf auch jene institutionellen Gegenstrategien aus 
dem Verwaltungsapparat nicht übersehen, die nicht etwa nur auf der Ebene folgenloser 
Beteiligungsangebote verharren, sondern punktuelle Gegenmobilisierungen privilegierter 
Bevölkerungsteile (Verwaltungen und Parteien gründen z.B. ihre eigenen Bürgerinitiati- 
ven) und (gemeinsam mit der von Seiten des Kapitals ebenfalls verstärkten Produktionsöf- 
fentlichkeit - Werbung für Atomstrom usw.) neue Öffentlichkeitsstrategien (fast jede grö- 
ßere Kommune hat sich in den letzten 5 - 10 Jahren ein Presse- und Informationsamt zu- 
gelegt) umfassen. Nachdem das Elend des Kommunalparlamentarismus allzu deutlich 
wurde, die Parteien immer weniger geschlossen die Verwaltungsmaßnahmen legitimieren 
können, haben die Verwaltungen diese Legitimationsarbeit teilweise selbst in die Hand ge- 
nommen. 
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— Verhältnis zu den Parteien 


Die etablierten politischen Parteien sind - schon aufgrund ihrer eigenen ‘Verstaatlichung’ - 
- wesentliche ideologische Apparate zur Flankierung des ‘Modell Deutschland’ bzw. fordi- 
stischer Reotganisationsversuche. Gerade indem sie auf der ‘Systemebene’ beharren, gegen 
die ‘Partikularität’ der jeweiligen Interessen den eigenen 'Gemeinwohlanspruch’ und ihre 
Repräsentativitätsbehauptung setzen, negieren sie strukturell die dabei produzierten Kon- 
flikte, versuchen sie zu pazifizieren, kanalisieren, kleinzuarbeiten und zu unterdrücken, 
also das gesamte Spektrum politischer Bearbeitung einzusetzen. Die Logik des ökono- 
misch-gesellschaftlichen Entwicklungsmusters darf in keiner Weise angetastet werden, was 
allerdings ‘Korrekturen’ an einzelnen “Mißständen’, also Formen konzessiver Politik nicht 
ausschließt. Faktisch gelingt die Ankoppelung an diesen sozialdemokratisch-reformeri- 
schen Politiktypus jedoch kaum mehr, wird die Repräsentanz der sozialen Konflikte durch 
und über die Partei längst nicht mehr angestrebt. Die Artikulation der im fordistischen 
Modell auftretenden Konflikte nötigt daher zu Formen unkonventioneller politischer Pra- 
xis. Dieser Zusammenhang ist eine Grundlage der neuen sozialen Bewegungen und macht 
ihre spezifische politische Form aus. 

Die notwendige Abkoppelung zwischen Parteipolitik und sozialen Konflikten - sieht man 
einmal von punktuellen Übereinstimmungen in einzelnen Konfliktlagen und erfolgreicher 
parteipolitischer »Kleinarbeits ab - bedingt auch zentral das Verhältnis zwischen den Bun- 
destagsparteien und den neuen sozialen Bewegungen. Die Bundestagsparteien versuchen 
ihr praktisch stark relativiertes Politikmonopol zu bewahren, indem sie Bls, Frauenbewe- 
gung, Kernenergieopposition in den politischen Vorhof partikularer Interessenvertretung 
abzudrängen bzw. ihre Themen selektiv aufgreifen und zu neutralisieren versuchen. 
Gleichzeitig ist zu unterscheiden zwischen der Praxis der Parteiapparate und der Situation 
der Mitglieder und nicht-professionellen Funktionäre, die aufgrund ihrer eigenen Lebens- 
situation und der Rückkoppelung an ihre ‘Basis’ sich nicht völlig gegen die Impulse der 
neuen sozialen Bewegungen abschirmen können, selbst sogar in Ausschnitten an ihnen 
teilhaben. Daher haben sich vor allem in den sozialliberalen Parteien - trotz und wegen 
des gegenläufigen Regierungskurses - Strömungen gebildet, die eine Umsetzung der Im- 
pulse aus diesen Bewegungen versuchen. Innerhalb der Partei haben sie freilich cher einen 
wahlstrategisch beschränkt tolerierten Alibicharakter. 

Das Dichtmachen der parteipolitischen Apparate, die sich als Organisationsformen selbst 
infrage stellen müßten, woilten sie sich grundsätzlich für die Politikformen der neuen so- 
zialen Bewegungen öffnen, hat entsprechende Parlamentarisierungstendenzen in den neu- 
en sozialen Bewegungen ausgelöst, an denen auch enttäuschte sozialliberale Funktionäre 
einen wichtigen Anteil haben (ein Großteil der 'Grünen’-Funktionäre sind ehemalige 
SPD-Funktionäre). 

Aufgrund der Konfliktbasis der neuen sozialen Bewegungen, ihrer außerinstitutionellen 
Genese müssen parteiförmige Versuche prinzipiell in ihrem Bezug zu ihrer »Basis« prekär 
bleiben. Der Funktionsmodus der Volksparteien, der auf der umfassenden Definition des 
Politischen beruht (alles was von ihnen an sozialen Themen aufgegriffen und verallgemei- 
nert wird, ist das Politische), setzt konkurrierende Parteien (eine solche wäre auch eine 
»Partei neuen Typs«, wie sie gelegentlich von den ‘Grünen’ erwartet wird) unter einen spe- 
zifischen Gereralisierungszwang, dem Verallgemeinerungsversuche aus den Bewegungen 
heraus relativ hilflos gegenüberstehen. Ökologische oder feministische Prinzipien sind 
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zwat durchaus nicht auf einen Punkt oder ein Thema beschränkt, sie bieten jedoch kaum 
eindeutige Aussagen inbezug auf die offiziellen Politikthemen. Dies wird zum Beispiel an 
der Parlamentsarbeit der Bremer ‘Grünen’ (Haushaltsdebatte) deutlich, wo Prinzipien wie 
Dezentralisierung, Entstaatlichung sozial und politisch ambivalent bleiben mußten (so bei 
der Unterstützung einer elitären Privatschulinitiative). 

Andererseits bietet die Programmdiskussion der ‘Grünen’, wo der Versuch gemacht wur- 
de, sich dem thematischen Generaliserungszwang der Konkurtenzparteien zu beugen (For- 
derungen der Arbeiterbewegung, 35-Stunden-Woche) genügend Illustrationen dafür, daß 
damit die mögliche Konsensbasis der ökologischen Bewegung übeistrapaziert wird. Das im 
Datail durchaus subverstve Moment ökologischer Prinzipien und Radikalisierungen schleift 
sich dabei notwendig ab und verliert an gegenkultureller Brisanz in dem Maße, in dem es 
politisch eindeutiger wird und den Bereich punktueller und scktoraler Themen verläßt. 


Perspektiven der sozialen Bewegungen in den 80er Jahren 
— Institurionalisierung und/oder Gegenkultur 


Innerhalb der neuen sozialen Bewegungen haben sich in den letzten Jahren parallel zwei 
unterschiedliche, in ihrer Struktur durchaus auch gegensätzliche Tendenzen verstärkt. 
Zum einen hat sich eine Gegerkultur entwickelt, die dem subkulturellen Getto minoritä- 
rer Gruppierungen entwachsen ist. Diese Gegenkultur konstituiert sich aus einem Set von 
‘politischen’ Praktiken (Initiativen, Demos usw.) und Institutionen, die mit der Prazis die- 
ser Bewegungen meist relativ eng verknüpft sind; dazu gehören unter anderem die kom- 
munikative Infrastruktur der Stadt- und Alternativzeitungen, lokaler Kommunikations- 
zentren, einzelne Veranstaltungen, die übergreifenden Charakter haben und Vernet- 
zungsvetsuche, wie sie mit dem "Netzwerk Selbsthilfe’ anlaufen. Resonanz und Ausstrah- 
lung dieser Gegenkultur sind relativ groß, sie wirken weit in die bestehenden Institutionen 
hinein, wobei besonders Jugendliche und Beschäftigte des Dienstleistungssektors (Lehrer, 
Sozialarbeiter, Sozialwissenschaftler) Mittlerfunktionen übernehmen. Indikatoren für die- 
se kulturelle Durchdringung sind zum Beispiel die Auseinandersetzungen um die gewerk- 
schaftliche Jugendarbeit, die Diskussionen in kirchlichen und politischen Jugendverbän- 
den, aber auch der ‘'Aktionskreis Leben’. Dieser Einfluß ist stetig und nachhaltig, wirkt 
sich jedoch bisher nur punktuell in der Praxis der etablierten Institutionen aus und ver- 
bleibt in der Ambivalenz von modischer Anpassung (man trägt ‘'grün’) und ideologischer 
Integration auf der einen Seite und subversiven Impulsen, die langfristig das institutionali- 
sierte Selbstverständnis politscher Praxis ("Vertretung’ von Interessen) zersetzen. Diese Er- 
fahrungen begünstigen subkulturelle Radikalisierungsversuche, auch wenn diese im Status 
des ‘Scheinradikalismus’ verharren (z.B. die aktuelle Aussteiger-Diskussion in den helfen- 
den und lehrenden Berufen). 

Seit den Spaltungs- und Zerfallscherscheinungen nach Brekdorf und Itzehoe?! zeichnet 
sich jedoch für die Ökologiebewegung eine wachsende Verbindlichkeit ihrer genuinen 
‘Ideologie’ ab, die von einem Zerfallsprozeß der K-Gruppen, genauer des tnit ihnen ver- 
knüpften Politikverständnisses, begleitet ist. Dies wird besonders am Prinzip der Gewalt- 
freiheit deutlich, das seit Kalkar dort noch staatlich erzwungen - und besonders bei der 
jüngsten Gorleben-Räumung durchgehalten werden konnte. Der dort praktizierte 
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‘gewaltfreie Widerstand’ deutet auf eine politische Homogenisierung dieser Bewegung 
hin, auch wenn gerade aus dem linken Lager massive Einwände und Radikalisierungsversu- 
che kommen. Bezogen auf die "Wertwandel-Diskussion’ kann das stete praktische Wirken 
der neuen sozialen Bewegungen in Alternativprojekten, Initiativen etc. als Verstärker jener 
Umorientierungen gelten, die das Leitbild des Konsumerismus und der assoziierten Ar- 
beitsmoral infrage stellen. Einerseits sind die Themen (Arbeit, Lernen, Leben usw.) dabei 
so radikal, daß sie durchaus die gesellschaftliche “Verfassungsfrage’ stellen, wenn auch 
nicht in Form der traditionellen Kategorien des Antikapitalismus/Sozialismus. Anderer- 
seits ist dieser Prozeß eher langfristig und wenig spektakulär, hängt von der Attraktivität 
der Gegenmodelle ab, und er ist - im Prinzip - durchaus integrierbar, d.h. er mündet 
nicht notwendig in einen ‘revolutionären Block’ oder in einen schleichenden Wandel ä la 
‘stille Revolution’. 

Für die Wirkungen der durch die neuen sozialen Bewegungen getragenen Gegenkultur 
sind nicht nur die Entwicklungstendenzen des ‘Modell Deutschland’ maßgeblich, sondern 
auch die inneren Differenzierungprozesse. Dazu gehört die zweite Entwicklungsrichtung 
innerhalb der neuen sozialen Bewegungen, die auf vielfältige Inszitutionahisierungen und 
Formalisierungen hindeutet. Am deutlichsten zeigt sich dieser Prozeß im Bereich der Öko- 
logiebewegung. Der Übergang von einzelnen Bürgerinitiativen zur Ökologiedewegung 
vollzog sich zwar auf der eine Seite praktisch anläßlich von zentralen Konflikten (Wyhl, 
Brokdorf etc.), andererseits war dieser Prozeß von einer Verstärkung von verbandlichen 
Strukturen begleitet, vor allem durch eine Wiederbelebung der Naturschutzverbände??. Es 
handelt sich dabei nicht um einen Kooperationsansatz, der die innere Struktur der Initia- 
tivbasıs unberührt ließe, sondern um eine problemträchtige »Formalisierung« mit Mitglied- 
schaftsregeln, Ablösung von konkreter Betroffenheit und aktuellen Konflikten, Auseinan- 
dextreten von aktiver und passiver Mitgliedschaft, Verlust an face-to-face Kommunikation, 
was sich auch auf die ‘Politik’ der Verbände und Organisationen auswirken muß. Von die- 
sem Formalisierungsprozeß gehen Tendenzen zur Selbstintegration in bestehende politi- 
sche Strukturen aus (Verbandsklage-Anerkennung, Mitarbeit in entsprechenden staatli- 
chen Ausschüssen), die zudem eine thematischen Eingrenzung - und damit ‘politische 
Enthaltsamkeit’ - begünstigen. Diese Formalisierungtendenzen im Bereich der Umwelt- 
schutzinitiativen sind zwar auf der einen Seite ein Ergebnis der Erfolge der sozialen Bewe- 
gung, ihrer breiten Resonanz, die Organisierung auf diese Ebene taubt ihr aber tendenziell 
den politischen Stachel, drängt sie in die Sphäre der verbandlichen Interessenvertretung 
und des Lobbyismus - mit eher symbolischem Verhältnis zur ‘Basis’ ab. 

Die Entwicklung der grünen Partei ist zwar auch ein Ausdruck dieser Formalisierungsten- 
denzen (die diversen Verbände waren am Konstitutionsprozeß stark beteiligt), sie läßt sich 
jedoch nicht darauf reduzieren und ist in ihren politischen Konsequenzen wesentlich am- 
bivalenter (dies liegt schon am breiten Spektrum der an dieser Parteigründung Beteiligten, 
insbesondere den Gruppierungen der Linken und den abgesprungenen Ökologen aus den 
etablierten Parteien). Hier tut sich vor allem das Problem auf, wie sich die parteiförmige 
Organisierung auf die 'gegenkulturelle Basis’ auswirkt (das Verhältnis zur "Verbandsbasis’ 
dürfte sich weniger schwierig gestalten). Zudem wird das Problem der politischen "Entmi- 
schung’ der unter dem ökologischen Fähnchen angetretenen Bündnispartner ein Dauert- 
hema sein, das durch praktische Mißerfolge, wie bei den bevorstehenden Wahlen aufgrund 
der Strauß/Schmidt-Polarisierung zu erwarten, an Sprengkraft gewinnen wird. 
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— Lernprozesse 

Innere Heterogenität und politische Ambivalenzen lassen keine eindeutigen Aussagen 
über die Entwicklungsperspektiven der neuen sozialen Bewegungen zu. Völlig zurecht 
wird daher die Ebene der Lernprozesse als die für die weitere Zukunft der neuen sozialen 
Bewegungen mitentscheidende angesehen. Die Binnenstrukturen der neuen sozialen Be- 
wegungen erscheinen dabei als besonders lernfördernd (vgl. die Ausführungen zum Radı- 
kalitätsgefälle, Zugangsmöglichkeiten etc.), Bürgerinitiativen wird gar von Pädagogen eine 
‘ideale Lernsituation’?? zugesprochen. Betroffenheit, Aktionsbezug, Öffentlichkeit, Inter- 
essenorienierung, Selbsttätigkeit, aufklärende Konflikte mit staatlichen Institutionen, Par- 
teien und Kapitalinteressen sind einige Stichworte dieser für einen breiten Kreis von un- 
mittelbar Bertoffenen druchaus offenen, unterschiedliche politische Lager, soziale Milieus, 
individuelle Isolierungen überwindenden Lernsituarionen. Über Richrung und Auswit- 
kungen dieser kollektiven Lernprozesse wissen wir allerdings wenig. Die beschriebenen 
Entwicklungsrendenzen in der Ökobewegung lassen sich als in sich sehr verschiedene Er- 
gebnisse solcher Lernerfahrungen deuten. Sie darauf zu reduzieren, wäre jedoch töricht. 
Die partiell durchaus erfolgreichen Inregrarionsbemühungen der sozialliberalen Parteien 
gegenüber Bürgerinitiariven deuren darauf hin, daß sie für einen Teil der Akteure als poli- 
tische Vorschule für ein parteipolirisches Engagement wirksam werden, vor allem dann, 
wenn sich die Frage nach der Verallgemeinerung und politischen Umserzung der gemach- 
ten Erfahrungen stellr. Bei aller praktischen Folgenlosigkeit des feministischen oder ökolo- 
gischen Engagements z.B. in der Sozialdemokratie isr dies selbst doch Ausdruck eines prak- 
tisch-politischen Dilemmas der Umserzung punkrueller Konflikrerfahrungen bzw. parti- 
kularer Interessen. Die Frage nach der polirischen Verallgemeinerung ist auch durch die 
Patreigründungen aus den eigenen Reihen nichr beantwortet, da sie die unterschiedlichen 
und parrikularen Erfahrungen eher gegeneinander serzen und zuspitzen. 

Mit der "Machrfrage’ eng verknüpft ist eine weitere Rahmenbedingung von polirischen 
Lernprozessen in den neuen sozialen Bewegungen. Sind die dort gewonnenen und ausge- 
drückten neuen Werthalrungen rragfähig für weitere alternarive Orientierungen auch un- 
ter ökonomisch deurlich schlechreren Bedingungen? Die Wertwandelfotscher versichern 
zwar, daß auch ein marerieller Rückschlag die Ausbreitung "postmaretialisrischer’ Orientie- 
tung nichr zurücknehmen könne, möglicherweise sind sie aber von ökonomisch brisanten 
Kernbereichen in die konsum-kulrurelle Sphäre abzudrängen, quasi als 'Freizeitorientie- 
tungen’. Dies gilt auch für die damir mögliche »Naturalisierung« der neuen gesellschaftli- 
chen Konflikte, bzw. entsprechende Verarbeitungsformen. 

Diese beiden Überlegungen machen deutlich, daß die ‘ideale Lernsiruation’ nicht isoliert 
für sich genommen werden kann, sondern an die Entfaltung und Erhaltung einer integrati- 
ven, durchaus hererogenen politischen Gegenkultur gebunden bleibr, die sich nicht sub- 
kulturell verabschieder, sondern auf allen Ebenen die Rückwirkungen auf die ‘erste Gesell- 
schaft’ zu erhalten und zu erweitern versuchr. Daß auf der Ebene lokaler Kooperation eine 
Fülle von Entwicklungschancen bestehen, die dieses Spannungsverhältnis offenhalten, 
können z.B. die Erfolge von Bürgeriniriarivvertrerern in den erablierren Parreien und Er- 
folge alrernariver Listen bei der lerzren Kommunalwahl in Tübingen verdeutlichen. Be- 
günsrigr durch ein breite Wahimöglichkeir eröffnendes Wahlverfahren äußerte sich dort 
politischer Protest gegen verschiedene kommunale Entscheidungen auch innerhalb der eta- 
blierren politischen Lager und konnte damir kommunalpolirische Alternariven auf patla- 
menrarischer Ebene präsentieren. 
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Zut Frage nach den Lernprozessen gehört auch, daß zahlreiche Themen und politische 
Ebenen nicht notwendig ins Blickfeld der neuen sozialen Bewegungen geraten müssen, 
weil sie in spezifischer Weise auf »Nähe« angelegt sind. So sind Fragen der "Weltgesell- 
schaft’, im Sinne internationaler ‘Arbeitsteilung’, impenialistischer und neokolonialer Ab- 
hängigkeit, kriegerische Konflikte, aber auch z.B. die Verlagerung von schadstoffträchti- 
gen, gesundheitsgefährdenden Industrien in Länder der dritten Welt einerseits keine ge- 
nuinen Themen ihrer Politik, was sich auf die Konsens- und Handlungsfähigkeit in diesen 
Bereichen negativ auswirken muß. Andereiseits bieten die selektiven Zugänge sozialer Be- 
wegungen zu internationalen Zusammenhängen (Uran-Abbau in Australien gegen den 
Widerstand der Ur-Einwohner oder die Klitoris-Beschneidung in afrikanischen Regionen) 
durchaus auch weiterführende Lernchancen. 

Auf der Ebene der politischen Formen gibt es - trotz spektakulärer Konflikte in Einzelfäl- 
len und entsprechenden Radikalisierungsprozessen - als mögliche Perspektive durchaus 
auch die einer ‘Modernisierung’ der westdeutschen Demokratie in Richtung demokrati- 
scher Ergänzung und bürgerschaftlicher Mobilisierung von unten. Gerade die Bürgerinitia- 
tiven bilden gegenwärtig Ansatzpunkte für eine "Graswurzeldemokratie’, wie sie in der an- 
gelsächsischen Tradition und vor allem in den USA seit langem bekannt ist. Die zeitliche, 
sachliche und soziale Begrenzung dieser Elemente direkter Demokratie müssen keineswegs 
den Stachel fundamentaldemoktatischer Erweiterung in sich tragen, sondern können sich 
als Ergänzung zu den Rerpäsentativstrukturen einrichten. Auch das Tübinger Beispiel wird 
daraufhin zu untersuchen sein. Diesern politisch harmlosen, idyllischen Bild steht aller- 
dings die innere Dynamik des Sicherheitsstaats entgegen. Dieser zielt notwendig auf die 
Aushöhlung faktisch folgenreicher Beteiligungsmöglichkeiten. Im Kampf gegen mögliches 
“Unkraut” werden autoritäre Pestizide eingesetzt, die die Entwicklung demokratischer poli- 
tischer Kulturen an den Wurzeln bedrohen. Gerade indem z.B. Bürgerinitiativen und die 
Ökologiebewegung Widerstand gegen die fordistische Vergesellschaftung und ihre Folgen 
artikulieren, ergibt sich das Dilemma, daß sie in dem Maße wie sie erfolgreich sind, auch 
mit tepressiven staatlichen Gegenstrategien rechnen müssen, die von einer faktischen Aus- 
höhlung der politischen Teilhaberechtie bis zu präventiven militärischen Strategien (Kal- 
kar) reichen können. Der Kernenergiekonflikt hat dafür reichlich Beispiele geboten, und 
die Konturen des Sicherheitsstaats deutlich werden lassen. Für die Weiterentwicklung der 
neuen sozialen Bewegungen wird es daher von zentraler Bedeutung sein, ob es künftig ge- 
lingt, diese offene politische Flanke zu sichern. 


Praktische Möglichkeiten der intellektuellen Linken 


Zu Beginn des Beitrags war auf die Gefahr hingewiesen worden, daß sich im Verhältnis der 
intellektuellen Linken und den neuen sozialen Bewegungen eine ähnliche politische Sack- 
gasse bildet, wie sie aus der ‘proletarischen Wende’ der Studentenbewegung tesultierte. 
Damit ist vor allem jener 'Avanigardismus’ gemeint, der von "außen’ auf politische Auf- 
klärung setzt, und dabei den Besitz der “Wahrheit’ fingiert. Obwohl entsprechende 'Füh- 
rer’ und Organisationsstrukturen existieren, die auf solche Führungsbedürfnisse zuge- 
schnitten sind, deuten sich doch zahlreiche Veränderungen an, die ein politisch produkti- 
ves, praktisches und theoretisches Zusammenwirken von Linksintellektuellen und neuen 
sozialen Bewegungen ermöglichen können. 
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— Beıroffenheit. Trotz zahlreicher Vermittlungsversuche (von der gewerkschaftlichen 
Bildungs- bis zur Betriebsarbeit) blieben die Bezüge zur Arbeiterklasse in und nach der 
Protestbewegung meist eher abstrakt, eine Projektionsfolie für vielfältige politische Hoff- 
nungen und Enttäuschungen, in der die Einschätzungen von dieser Arbeiterklasse eher 
dem Bild in einem fast erblindeten Spiegel glichen. Die Bezüge zu den neuen sozialen Be- 
wegungen sind wesentlich unmittelbarer und direkter; die intellektuelle Linke ist in Ansät- 
zen ein Teil davon und findet dort viele ihrer Probleme, Interessen und Erfahrungen wie- 
der. Dies gilt für die Folgeprobleme der fordistischen Vergesellschaftung ebenso wie für die 
sich verschärfenden Marginalisierungstendenzen. 

— Theorie, Die Kritik des Dogmatismus, die als 'Krise des Marxismus’ gehandelt wird, hat 
eine theoretisch ungleich offenere Diskussionsatmosphäre geschaffen. Konnten früher die 
politischen Ambitionen nech geschichtslos mit den verschiedenen Traditionselementen der 
organisierten Arbeiterbewegung legitimiert werden, so haben die neuen sozialen Bewe- 
gungen, indem sie Konflikte und politische Mobilisierungsformen entwickelten, die “theo- 
tetisch’ nicht vorgesehen waren, eine Verunsicherung auf der Ebene der Gesellschaftsana- 
lyse erzeugt, die sich hoffentlich nicht durch Theoriefeindlichkeit oder projektive Veifah- 
ten (die neuen sozialen Bewegungen als Neuauflagen von ‘Maschinenstürmerei’ oder der 
Jugendbewegung um die Jahrhundertwende) verschütten läßt. Die Produktivität dieser 
Verunsicherung zeigt sich nicht nur in den vielen Themenbereichen, die — für die linke 
Kritik — neu erschlossen wurden (Ökologie, Frauengeschichte, unterdrückte Geschichte 
des Widerstands, Technologiekritik usw.), sondern auch im experimentellen Gestus dieser 
Ansätze, die sich weitgehend von dem präskripuv-normativen Grundton des linken Dog- 
matismus Anfang der siebziger Jahre entfernt haben. 

— Praxis. Gesellschaftstheorie hat gleichzeitig ın den neuen sozialen Bewegungen einen 
Zugewinn an politischer Bedeutung erfahren. Wo die Beziehung zur gesellschaftlichen 
“Toralität’ nicht mehr durch entsprechende Organisationsformen (Partei) gewähsleistet 
scheint, sondern die Partikularität der politischen Praxis in einer nur durch Ausschnitte der 
eigenen Existenz erfassenden sozialen Bewegung bewußt bleibt, erhält Theorie und Gesell- 
schaftsanalyse verstärkt orientierende und vermittelnde Aufgaben. Sie ist nicht mehr allein 
auf die Legitimation eines ‘Lagers’ zugeschnitten, auch wenn entsprechende Radikalisie- 
tungen aus den verschiedenen sozialen Bewegungen immer wieder versucht werden. Ihre 
Begrenztheit bleibt jedoch durchsichtig. 

Aber nicht nur im Selbstverständnis und in der eigenen Orientierung gewinnt theoretische 
Praxis einen neuen Stellenwert. Auch die Praxis der neuen sozialen Bewegungen selbst ist 
in vielfältiger Hinsicht theoretische intellektuelle Praxis. Dies gilt nicht mur für den Bedarf 
an Gegengutachten in Bürgerinitiativen und der Öko-Bewegung beim Kampf um Öffent- 
lichkeit. Das Ansetzen an partikularer Betroffenheit und punktuellen Interessen nötigt - 
gerade weil organisatorische "Entlastungen’ im Sinne einheitlicher Zielbestiimmungen, 
Mitgliedschaften usw. für den Einzelnen weitgehend fehlen - zu individuellen und kollek- 
tiven Lernprozessen, in denen praktischer Gesellschaftsaufklärung ein erheblicher Stellen- 
wert zukommt. 

Für die Weiterentwicklung und gesellschaftliche Wirksamkeit der neuen sozialen Bewe- 
gungen kann die intellektuelle Linke darüberhinaus wichtige Funktionen übernehmen. 
Soweit sie in Institutionen der ‘ersten Gesellschaft’ beschäftigt ist bzw. auf sie Einfluß neh- 
men kann, ist es auch an ihr, die Motive und die Kritik der neuen sozialen Bewegungen 
dort geltend zu machen (Qualität der Arbeit, Gesundheit am Arbeitsplatz, Arbeitszeit wä- 
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ten z.B. einige Themen, wo sich die kritischen Motive aus den neuen sozialen Bewegungen 
mit gewerkschaftlichen Aufgaben vermitteln ließen) und damit auch der Marginalisierung 
und Gettoisierung von Teilen der neuen sozialen Bewegungen und der Herausbildung ei- 
ner zweiten Gesellschaft entgegenzuwirken, die wirksam abgeschottet ist. Die fragmentier- 
ten Konfliktfelder und fehlenden organisatorischen Vernetzungen setzen die neuen sozia- 
len Bewegungen unter den Druck einer spezifischen Geschichtslosigkeit. Jeder Konflikt 
scheint wieder von vorne zu beginnen, kumulative Lernprozesse sind zwar für einzelne, 
aber kaum für die "Bewegung’ möglich. Die eigene Geschichte-bewußt zu halten, prakti- 
sche Erfahrungsvermittlung und Aufarbeitung scheinen besonders wichtig, weil sie nicht 
‘organisatorisch’ gesichert und geronnen ist. 

Diese Stichpunkte für ein politisch produktives Verhältnis von linken und sozialen Bewe- 
gungen lassen bewußt Klippen und Probleme beiseite, die jedem Engagierten überdeut- 
lich sind. Trotzdem scheint es uns nützlich, sich auf die prinzipiell möglichen Aufgaben zu 
besinnen und nicht nur deren ungenügende Umsetzung, die bestehenden Widerstände 
und Unzulänglichkeiten zu bejzammern. Dies gilt besonders für die perspektivische Ein- 
schränkung der politischen Praxis auf die neuen sozialen Bewegungen. Aus der Analyse 
dürfte deutlich geworden sein, daß sie die strukturellen Gegensätze kapitalistischer Gesell- 
schaften cher verschärfen und erweitern, aber nicht ablösen oder zum versiegen bringen. 
Von daher erübrigt es sich fast am Ende des Beitrags noch auf die Notwendigkeit zu ver- 
weisen, bestehende politische Arbeit in linken Gruppierungen, Gewerkschaften und ge- 
sellschaftlichen Institutionen weiterzuentwickeln — wenn auch möglicherweise mit verän- 
derten politischen Perspektiven und Aufgaben. Dies nur, um interessierten Mißverständ- 
nissen vorzubeugen. 
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Josef Esser, Wolfgang Fach, Georg Simonis 
Grenzprobleme des ‘Modells Deutschland’ 


(2) Einleitung 


Die Grenzprobleme des kapitalistischen Vergesellschaftungsmodus rühren letztlich alle da- 
her, daß er seinen »Untertanen« nicht nur vielfältige Reprod#ktionschancen eröffnet, son- 
dern sie gleichzeitig ebenso vielen Deszr#ktionsmechanismen aussetzt: einerseits Arbeits- 
plätze, andererseits Zerstörung der Arbeitskraft; einerseits Konsummöglichkeiten, ande- 
rerseits Vernichtung der Lebenswelt; einerseits Freiheitstechte, anderesseits Ausbeutung 
und Repression. Als dominanter Abwehrmechanismus gegen die gesellschaftsgefährden- 
den Effekte dieses Widerspruchs hat sich in der Bundesrepublik das Sozia/staatsprinzip eta- 
bliert: so bleibt der Störungsherd zwar erhalten, doch seine Schadwirkungen werden (mehr 
oder weniger großzügig) kompensiert. Wer unter den harten Bedingungen nicht mehr ar- 
beiten kann, erhält eine Rente; die sich krank geschuftet haben, werden für neue Einsätze 
wieder gesund gepflegt; verliert einer seine Beschäftigung, helfen staatliche Vermittlungs- 
stellen; selbst kriminelle Elemente werden nicht nur verwahrt, sondern auch rehabilitiert 
und versorgt. 

Die Zielvorstellung des sozialstaatlichen Reparaturbetriebs ist, bei denen den »gesunden 
Bürges« zu restaurieren, die dem Zerstörungsdruck ihrer Gesellschaft nicht standgehalten 
haben. Diese »Gesundheit« setzt sich aus mehreren Faktoren zusammen: 


— ökonomisch meint sie: Stabilität der »Revenuequelles, gleichgültig ob als Lohn, Rente oder in 
sonst einer Form; 

— politisch meint sie: Loyalirät gegenüber Form und Inhalten des staatlichen Handelns, also Be- 
schränkung auf die passive Wählerrolle (das aber freudig), Vertrauen in den Sachverstand der 
Regierenden, Identifizierung mit dem »System«; 

—  ideologisch meint sie: Normalität im Sinne einer verläßlich arbeitenden Psyche, was umfaßt: 
Leistungswille, Ordnungsliebe, Anpassungsfähigkeit, Konsumbereitschaft. 


Das Leistungsangebot des Sozialstaats ist kostspielig; zudem finanziert er es aus Ressour- 
cen, die einem Teil der Gesellschaft, dem ‘funktionierenden’ Zentrum abgenommen wer- 
den müssen, bevor sie die Peripäerie, ‘defekte’ Randgruppen, sanieren können. Von da- 
her besteht zwischen beiden Sektoren ein strukturell angelegtes Konkurrenzverhältnis, das 
immer dort aufzubrechen droht - und dabei tieferliegende Klassengegensätze zeitweise 
verschüttet -, wo der erwirtschaftete Reproduktionsfonds nicht ausreicht, um alle zu be- 
friedigen (wenigstens perspektivisch). 

Diese Konstellation enthält mithin der Keim einer ökonomisch verankerten, politisch-ide- 
ologisch flankierten Gesellschaftssös/tung zwischen 'Leistungsträgern’ und »Kostgängern«, 
Im ausbrechenden Konflikt dienen jene, naturgemäß am längeren Hebel sitzend, dem Sta- 
tus quo logischerweise als sichere Stütze. Das kann sich allerdings ändern, sobald ein zwei- 
tes, prinzipielles Spannungsfeld entstehen sollie: der Eintritt von Vergesellschaftungsschä- 
den, die sozialstaatlich überhaupt nicht zu beheben sind, weil sie für ihre Opfer durch 
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Geld- oder Sachleistungen nicht aufgewogen werden - sei es wegen des bereits erreichten 
Sättigungsgrades oder aufgrund irreparabler Verluste (etwa an gesunder Umwelt). 

Von beiden Krisenformen scheint die Bundesrepublik gegenwärtig heimgesucht zu wer- 
den, nachdem ihre eıste Phase - charakterisiert durch ein »extensivese Wachstum mit der 
Möglichkeit zu sozialstaatlicher Öffnung! Integration - weitgehend in selbstverständlicher 
Stabilität verlaufen ist. Diese Tendenzwende - so unsere Argumentation - erklärt sich 
hauptsächlich daraus, daß veränderte Weltmarktbedingungen das ‘Modell Deutschland’ 
in eine 'intensive’ Phase getrieben haben, die verschärfte Knappheitsbedingungen erzeugt 
und den Intensitätsgrad der politisch-ideologischen Auseinandersetzungen spürbar er- 
höht. 


02) Strukturen des ‘Modells Deutschland’ 


Das ‘Modell Deutschland’ - wenngleich erst als ‘ideologische Formel’ der deutschen So- 
zialdemokratie bekannt geworden - umfaßt szrukrurelle ökonomische, soziale und politi- 
sche Bedingungen, die den Reproduktionsmodus der Bundesrepublik von dem anderer 
westlich-kapitalistischer Industriegesellschaften unterscheidet (vgl. Esser/Fach 1979; Esser 
et al. 1979). 

Das ‘Modell Deutschland’ ist durch folgende Strukturmerkmale gekennzeichnet: 
Ökonomisch durch die Integration in den Weltmarkt auf der Basis des Exports moderner 
Industriewaren mit einem weit überdurchschnittlich hohen Anteil von technologisch fort- 
geschrittenen Investitionsgütern. Dem hohen Exportanteil der Industriegüterproduktion 
entspricht ein hoher Anteil von Importen bei der inländischen Marktversorgung. Die 
Dynamik des externen Sektors (indirekte und direkte Produktion von Waren und Dienst- 
leistungen für den Weltmarkt, Entwicklung der terms of trade) bestimmt den Akkumula- 
tionsprozeß. Die Sicherung der Konkurtenzfähigkeit auf dem Weltmarkt in der Produk- 
tionsmittelindustrie und -technologie ist Voraussetzung für die krisenfreie Reproduktion 
der bundesrepublikanischen Gesellschaftsformation und daher funkionaler Imperativ für 
Kapital, Arbeit und Politik. Gleichzeitig sind die Binnensektoren den weltmarktintegrier- 
ten Sektoren der Wirtschaft funktional subordiniert; denn eine hohe Konkurrenzfähigkeit 
auf dem Weltmarkt garantiert nicht nur Absatz und Profite, sondern ermöglicht die Exter- 
nalisierung immanenter Krisenfaktoren, wie: sinkende Profitrate, Überakkumulation und 
Disproportionalitäten. Funktienale Subordination heißt dann: für den Binnenmarkt pro- 
duzierende Branchen und Industriezweige sind in dem Umfang der Konkurrenz ausge- 
setzt, wie dadurch die Produktionskosten der Exportindustrie verringert werden (Importe 
von Rohstoffen, Vor- und Zwischenprodukten, Senkung der Reproduktionskosten der Ar- 
beitskraft). Eine "Überhitzung’ der Binnenkonjunktur, die über Lohn- und Preissteigerun- 
gen die Konkurrenzfähigkeit auf dern Weltmarkt beeinträchtigen könnte, muß durch ge- 
eignete Maßnahmen politisch verhindert werden (“gemäßigte’ Lohnpolitik, Lohnsteigerun- 
gen im Rahmen oder unter dem Durchschnitt des Produktivitätswachstums im Exportsek- 
tor, strikte Antiinflationspolitik, Politik der Unterbewertung der DM). 

Sozzal verlangt das “Modell Deutschland’ eine ökonomisch und politisch integrierte Arbei- 
terklasse. Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt läßt sich nur erhalten, wenn die Lohn- 
kosten nicht unverhältnismäßig gegenüber dem Produktivitätsfortschritt und den Konkur- 
rentzen steigen, wenn keine Störungen durch Arbeitskämpfe die Qualität der Produktion 
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und die Einhaltung genauer Liefertermine beeinträchtigen, und wenn Rationalisierung 
und Modernisierungsmaßnahmen möglichst schnell, ohne Rücksichtnahme auf die Aus- 
wirkungen bei den unmittelbaren Produzenten, vorgenommen werden können. Die Ak- 
zeptietung der Strategien des Kapitals zur Sicherung der Weltmarktkonkurrenzfähigkeit 
durch die Arbeiterklasse setzt massenintegrative Apparate voraus, die mögliche Konflikte 
dämpfen und lokalisieren; also in das »Exportmodelk integrierte Gewerkschaften, die seine 
Funktionsbedingungen als Sachzwang verstehen und sie politisch durchsetzen. Die Aufga- 
be der Gewerkschaften, soziale Friktionen bei der Anpassung der Arbeitsbedingungen an 
die Weltmarktkonkurrenz zu glätten, ist durchaus rational: garantiert doch die Erhaltung 
der Konkurtenzfähigkeit in Schlüsselindustrien hohe Löhne und Beschäftigung zumindest 
der gewerkschaftlich organisierten Kernarbeiterschaft und damit auch den Bestand der Ge- 
werkschaften. 

Politisch ist eine Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik gefordert, deren konkrete Ziele die 
Verhinderung von Gefährdungen der internationalen Konkurtenzfähigkeit, des reibungs- 
losen Absatzes der Exporte sowie der notwendigen Importe sind. Die Realisierung der all- 
gemeinen Ziele des magischen Vielecks, die eine Zusammenfassung der ökonomischen Be- 
dingungen für die politische Stabiltät der Gesellschaftsformation sind und denen, je nach 
Konjunktur, unterschiedliche Bedeutung zukommt, erfolgt und kann auch nur erfolgen, 
indem den funktionalen Erfordernissen des besonderen bundesrepublikanischen 
‘Akkumulationsmodells’ Rechnung getragen wird: Förderung der Modernisierung der 
Volkswirtschaft, Anpassungssubventionen an strukturschwache Branchen, die der Import- 
konkurrenz ausgesetzt sind, Untersützung der Internationalisierung der Produktion, poli- 
tische Absicherung der Restrukturierung des Arbeitsmarktes und der Arbeitsverhältnisse 
entsprechend dem ‘Sachzwang’ des Weltmarktes, korporatistische Krisenpolitik und si- 
cherheitspolitische Maßnahmen, soweit die Mittel des liberalen Sozialstaates nicht austei- 
chen, um die Subsumtion der Arbeiterklasse unter die internationalisierten Verwertungs- 
bedingungen des Kapitals und ihre Integation in das Institutionengefüge des bestehenden 
politischen Systems der Bundesrepublik zu gewährleisten. 


(3) Das ‘Modell Deutschland’ in der extensiven Phase: 
Die lange Exportkonjunktur 


Die hier zusammengefaßten Strukturen des »Modells Deutschland« verdanken ihre bisheri- 
ge Stabilität und Dynamik spezifisch-historischen Entwicklungsprozessen (Schlupp 1979), 
die - was die Strategie der binnenwirtschaftlichen Sektoralisierung bei gleichzeitiger spe- 
zialisierter Exportorientierung anbetrifft - bereits mit der Industrialisierung Deutschlands 
nach 1870 einsetzt. In der Weimarer Republik werden sie ab 1923 (Stabilisierungsphase) 
verstärkt durch die rasche Übernahme des Taylorismus vorangetrieben und auch während 
des Nationalsozialismus nur zeitweise (1933 - 36) unterbrochen, dann jedoch kontinuier- 
lich fortgesetzt. 

Die deutsche Wirtschaft begann auch nach 1945 nicht bei einer »Stunde Null«, sondern 
konnte auf eine vom Faschismus übernommene und kaum zerstörte moderne und erwei- 
terte Kapitalausrüstung aufbauen, die dem traditionellen Spezialisierungprofil der deut- 
schen Industrie entsprach. Aufgrund einer langanhaltenden ökonomischen Expansionspe- 
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tiode aller kapitalistischen Länder, die aus dem kriegsbedingten Nachfragestau resultiert 
und dutch den Korea-Boom weiter forciert wird, ist auch die westdeutsche Wirtschaftsent- 
wicklung in den 50er und 60er Jahren von einer dauerhaften, nur von unbedeutenden zy- 
klischen Schwankungen unterbrochenen Wachstumssteigerung bestimmt. Entscheidend 
ist nun, daß neben dem aufnahmefähigen Binnenmarkt die Antriebskräfte der wirtschaft- 
lichen Entwicklung in zunehmendem Maße von den äußeren Märkten gestellt werden. 


»1950 = 100 stieg die Industrieproduktion bis 1961 auf 263, der Gesamtumsatz der Industrie auf 346 
und der Auslandsumsatz auf 633. Zwischen 1950 und 1960 wuchsen absolut und relativ auch die Ge- 
samtimporte der BRD. ... Nach anfänglichen Einfuhrüberschüssen (1949 bis 1951) verzeichnet die 
Bundesrepublik seit 1952 wachsende Ausfuhrüberschüsse. Der prozentuale Anteil des Auslandsum- 
satzes am Gesamtumsatz der Industrie betrug 1936 8,6% , 1950 wieder 8,3% und 1960 15,1%. Der 
Anteil der Fertigwaren am Gesamtexport der gewerblichen Wirtschaft betrug 1961 83%. Davon gin- 
gen ca. 73% in die westeuropäischen Länder, die USA, nach Kanada und Japan, d.h. zu fast 2/3 in 
hochentwickelte kapitalistische Länder« (Welteke 1976, S. 54). 


Dabei richtete sich die Auslandsnachfrage vor allem auf Grundstoff- und Produktions- so- 
wie Investitionsgüter-Industrie. 


»Auf die fünf größten Exportindustrien (Maschinenbau, Fahrzeugbau, Chemische Industrie, Elektro- 
technische Industrie, eisenschaffende Industrie) entfielen 1960 64,3% ..., bis auf die chemische, die 
eisenschaffende und die Textilindustrie handelte es sich ausschließlich um Investitionsgüterindu- 
strien. Sie waren mit fast 70% am Auslandsumsatz der zehn größten Exportindustrien beteiligt« (eb- 
da, $. 55). 


Die Zeit Mitte der 50er Jahre bis zur ersten größeren Rezession 1966/67 wird als »lange Ex- 
portkonjunktur« gekennzeichnet. 


»Die Exportquote der Industrie erhöhte sich von 17,3% im Durchschnitt der Jahre 1956/58 auf 
21,8% 1966/68; die wichtigen Wachstumsindustrien, wie Maschinenbau, Fahrzeugbau, Chemische 
Industrie und Eisen- und Stahlindustrie, liegen erheblich über diesem Durchschnitt und konnten ih- 
ren Exportanteil überdurchschnittlich steigern; die Elektrotechnik folgte erst später nach. Die Kon- 
kurrenzfähigkeit des westdeutschen Kapitals drückt sich auch im Anteil seiner Exporte an den Gesam- 
texporten des kapitalistischen Weltmarkts aus: sie stiegen von 3,5% 1950 über 7,3% 1957 bis auf 
10.9% 1965« (Schmiede 1967, 8. 128). 


Die relativ tasche Überwindung der Rezession 1966/67 ist wieder in entscheidendem 
Ausmaß der Auslandsnachfrage zuzuschreiben. Aufgrund eines international inhomo- 
gen verlaufenden Konjunkturzyklus’ gelingt es dem westdeutschen Kapital in den be- 
reits benannten Branchen, seine Exporte erfolgreich weiter auszubauen. Diese eıfol- 
greiche Exportstrategie wäre nicht denkbar gewesen ohne eine auf Kooperation, lohn- 
politische Disziplin und Verzicht von Arbeitskämpfen orientierte Politik der Gewerk- 
schaften, die Kindleberger treffend »Einkommenspolitik von unten« genannt hat. Die 
bescheidene, nach dem Hunger und Elend der Kriegs- und Nachkriegszeit aber hoch- 
willkommene Verbesserung der Lebensverhältnisse spielte dabei eine entscheidende 
Rolle, erklärt aber nicht alles. Neben der Schwächung der Arbeiterbewegung dutch den 
Faschismus müssen hier die bereits in der historischen Entwicklung der deutschen Ar- 
beiterbewegung verankerten reformistischen und wirtschaftsdemokratischen Votstel- 
lungen sowie eine ausgeprägte Staatsfixierung gebührend berücksichtigt werden. Im Er- 
gebnis jedenfalls haben Institutionalisierung des Klassenkonflikts und eigenes Koope- 
fationsinteresse die Gewerkschaften dahin gebracht, den ‘Sachzwängen’ des ‘Modells 
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Deutschland’ fast problemlos zu gehorchen. 

Trotz ihrer neoliberalen Ideologie in den 50er Jahren hat auch die staatliche Politik ih- 
ten Beitrag zur Herausbildung des ‘Modells Deutschland’ geleistet. Staatliche 
Wirtschafts-und Steuerpolitik forcierten eindeutig die private Kapitalakkumulation zu- 
gunsten der technologisch fortgeschrittenen exportorientierten Industrien. 


»Eine entschiedene Stabilitäts- bzw. Deflationspolitik sorgte für niedrige Inflationsraten und eine 
Zügelung der Binnennachfrage mit dem Erfolg, daß der Drang in die Exportmärkte doppelt ange- 
regt wurde. Preisstabilität im Innern und Wettbewerbsfähigkeit nach außen bildeten die Eckpfei- 
ler der Geld- und Währungspolitik. Vollbeschäftigung wurde - wie die Rezession 1966/67 demon- 
striertte - der Preisstabilität untergeordnet. Trotz steigender Exportüberschüsse seit der 2. Hälfte 
der 50 Jahre - verursacht durch eine nahezu chronische Unterbewertung der DM - war die Parität 
tabu, und Wechselkursänderungen wurden nur als »ultima ratio« praktiziert, wenn die importier- 
te Inflation das Ziel der Preisstabilität gefährdete. Die Anpassung der Zahlungsbilanzen wurde 
zur Sache der Defizitländer erklärt, welche von dem Pfad der Währungsdisziplin abgewichen wa- 
ten. Im Zielkonflikt zwischen Preisstabilität und Exportchancen vermochte der Exportsektor 
(Industrie- und Geschäftsbranchen) erfolgreich notwendige Aufwertungen zu verzögern, wie der 
Verlauf der Aufwertungsdebatten 1961 und 1968/69 zeigte« (Kreile 1968, 5. 250). 


Eine forcierte exportorientierte Industrialisierungsstrategie verursacht notwendigerwei- 
se soziale Kosten. 

- Auf der Seite des Kapitals bedeutete sie eine branchenmäßige Gewichtsverlagerung bei 
gleichzeitig zunnehmender Konzentration und Zentralisation. Insgesamt gab es von 1950 
bis 1972 fast 83000 Konkurse; selbständige Handwerksunternehmen gingen von 1949 bis 
1973 um 40% zurück; die gleichzeitge Durchkapitalisierung der Landwirtschaft vernichte- 
te in dieser Zeit 43% selbständiger Bauernexistenzen (Huffschmid/Schui 1975, S. 99 ££.). 
Während der Anteil des landwirtschaftlichen Sektors von 53% 1950 auf 7% 1975 
schrumpfte (Kommission 1977), ging der Anteil der Selbständigen an der Erwerbsbevölke- 
rung von rd. 16% 1950 auf 9,7% 1973 zurück (BMWi 1978, S. 14). Die insgesamt stattge- 
fundene Verschiebung der Klassenstruktur hat also zu einer Zerstörung zahlreicher selb- 
ständiger Existenzen gerade im Bereich der ‘alten’ Kleinbourgeoisie und des nicht-mono- 
polistischen Kapitals geführt. 

Bei der in Gang gesetzten Kapitalakkumulation nahm man in den 50er Jahren hohe Ar- 
beitslosenraten bewußt in’Kauf. 1950 betrug diese 10,4% (in absoluten Zahlen ca. 1,6 Mil- 
lionen Menschen); 1955 noch 5,2% (ca. 1 Millionen) und sank erst 1962 auf unter 1%,, wo- 
mit faktisch Vollbeschäftigung erreicht wurde. 

Der rasante Strukturwandel, dem die deutsche Wirtschaft ın bisher nicht gekanntem Aus- 
maß ausgesetzt war, ließ zwar das Heer der Angestellten und Beamten und den Bedarf an 
neuen Berufsqualifikationen/Tätigkeiten stark ansteigen, bedeutete jedoch zugleich für 
viele in traditionellen Berufen Beschäftigte Dequalifikation, Umschulung/Umstellung 
oder Abgleiten in angelernte und ungelernte Tätigkeiten. 

Auch die Bildungseinrichtungen und das Gesundheitswesen konnten mit dem schnellen 
Wachstumstempo nicht Schritt halten und wiesen erhebliche Defizite auf, die Ende der 
60er Jahre zu steigenden sozialen Spannungen führten. Schließlich muß auf die zuneh- 
menden ökologischen Zerstörungen und die Bildung großer städtischer Agglomerationen 
hingewiesen werden, die gewachsene soziale und psychische Beziehungen rücksichtslos zer- 
störten. 


44 Esser / Fach / Simonis 


(4) Grenzsicherung durch Kompensation: 
Spaltung und Öffnung der Gesellschaft 


Die langanhaltende ökonomische Prosperitätsphase ermöglicht eine jährliche Steigerung 
der Reallöhne aus unselbständiger Arbeit von 35,8 Mrd. DM auf 241,6 Mrd. DM 1970 
(Welteke 1976, S. 70). Gleichzeitig gelingt es innerhalb eines Zeitraumes von 10 Jahren, 
1,6 Millionen Arbeitslose, unter ihnen viele Heimatvertriebene, sowie die von Durchkapi- 
talisierung und Konzentration betroffenen Mittelständler und Bauern in den Produktions- 
prozeß einzugliedern. Zahlreiche Subventionen für den alten Mittelstand und die Land- 
wirtschaft lassen die forcierte Industrialisierung und Monopolisierung für diese Schichten 
weniger schmerzhaft erscheinen und fangen so die Widersprüche der kapitalfraktionellen 
Verschiebungen zugunsten der technologisch fortgeschritteneren und exportorientierten 
Kapitale erfolgreich auf. Auch das Netz der sozialen Sicherung wird enger geknüpft. Ob- 
gleich strukturelle Neuordnungsvorstellungen von Gewerkschaften und SPD scheiterten 
und das alte System aus der Bismatck-Zeit beibehalten witd, steigt die Sozialleistungsquote 
kontinuierlich an, so »daß das deutsche System mit einzelnen Leistungsverbesserungen bei- 
behalten werden konnte, und neben den künstlichen Differenzierungmechanismen doch 
immerhin allgemein gleiche gesellschaftliche Reproduktionsbedingungen für alle Arbeiter 
gelten« (Fuhrke 1976, S. 97 ff.). Die ‘Große Sozialreform’ von 1957 bringt ein Lohnfort- 
zahlungsgesetz mit zwar minimalen Verbesserungen, vor allem aber die Anhebung der 
Renten und deren Dynamisierung, womit eine wesentliche materielle Besserung für die 
Rentner erreicht wird (ebda). Im großen und ganzen hat sich so ein typisches 
‘Reparatur’muster herausgeschält: Zwar werden laufend Individuen oder Gruppen vom 
funktionierenden ‘Kern’ abgespalten - aber dann umgehend durch das immer besser aus- 
gestattete und stärker ausdifferenzierte Auffangsystem des Sozialstaats wieder zurückge- 
holt, das sich zu den Opfern hin öffzer. Diese ökonomischen Kompensationsleistungen 
tragen entscheidend dazu bei, daß sich für den dutchschnittlichen deutschen Lohnabhän- 
gigen der Klassen- auf einen Interessenkonflikt, der Herrschafts - auf einen Verteilungs- 
konflikt reduziert, verstärkt noch durch die auf aktive Lohnpolitik und verbesserte soziale 
Sicherung orientierten Gewerkschaften. Im Verein mit alten Traditionsbeständen, speziell 
einem staatsfixierten ‘Ruhe’ bedürfnis, und in einem Klima ungebrochener Wachstumseu- 
phorie konstituieren sie den bundesrepublikanischen ‘Normalbürger’, der seine politische 
Apathie nur in der Rolle als Wähler für eine der vier »staatstragenden« Parteien unter- 
bricht; der ideologisch auf Konsum und steigenden sozialen Status orientiert ist, für den 
Sicherheitsverlangen und -befriedigung das ‘A und O der Politik’ ausmachen, dem Spar- 
samkeit, Fleiß, Leistungsstreben, Aufstiegswille alles, dagegen Freiheit, Mitbestimmung, 
Selbstbestimmung, Gleichheit kaum etwas bedeuten, der mit seinem instrumentellen Be- 
wußtsein den Faschismus allzu leicht verdrängen und den Antikommunismus zur Abwehr 
seines eigenen Besitzstandes unkritisch übernehmen kann, der aber auch nur so lange sta- 
bil (integriert) reagiert, solange die ökonomische Existenz stabil ist. Die vergleichsweise 
marginalen Gruppen, deren ‘Leiden an der Gesellschaft’ ökonomisch nicht zu kompensie- 
ren ist, werden represszv abgespalten, d.h. denunziert, isoliert, nötigenfalls in Verwahrung 
genommen, wo sie dem Bewußtsein der anständigen Bürger entzogen sind, kein Gewissen 
übermäßig belasten und das kollektive Gefühl zufriedener Selbstgewißheit nicht mehr ver- 
unsichern können. Das gilt vor allem für die Reste der ‘alten Linken’, die den Volkspartei- 
kurs der Sozialdemokratie und die Integration der Gewerkschaften in das kapitalistische 
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System nicht mitmachen wollen. An der erfolgreichen teptessiven Beftiedung der Linken 
im ‘“Adenauer’-Staat beteiligen sich Regierung, Staatsschutzorgane, Bundesverfassungsge- 
richt sowie Gewerkschaften und SPD gleichermaßen; dabei darf allerdings die verheerende 
Rolle der sowjetmarxistischen Alternativpolitik in der SBZ/DDR nicht vergessen werden. 
Ähnlich geht es der einzigen relevanten außerparlamentarischen Bewegung der 50er Jahre, 
der Bewegung ‘Kampf dem Atomtod’ und der ihr folgenden Ostermatsch-Bewegung, 
Nachdem Gewerkschaften und SPD ihr organisatorisch bestimmtes Interesse an dieser Be- 
wegung verloren haben, und deren Massenmobilisierungspolitik als eine Gefahr für ihre 
Massen-Stellvertreterpolitik erkannt haben, versuchen sie, diese erfolgreich zu diffamieren 
und zu kriminalisieren. 


(5) Das ‘Modell Deutschland’ in der intensiven Phase: 
Anpassungszwänge an neue Weltmarktbedingungen 


Mit der Veränderung der ökonomischen Rahmenbedingungen des deutschen Exportmo- 
dells seit Mitte der 60er Jahre stößt diese bis dahin so erfolgreiche ‘Integrationsstrategie’ 
gleichzeitiger Spaltung und Öffnung - durch kompensatorische Leistungen an ‘defekte’ 
Individuen oder Gruppen bei komplementärer Isolation der harnäckigen Fälle - an ihre 
Grenzen. Spätestens seit der Ölkrise und Weltwirtschaftsrezession 1973/74/75 haben sich 
die Integrationsprobleme des “Modelis Deutschland’ in einer Weise gewandelt, daß die Be- 
dingungen der Möglichkeit für die ökonomische, politische und ideologisch-kulturelle In- 
tegration dutch die oben skizzierte Konmpensationsstrategie nicht mehr gegeben sind. Die 
Aufrechterhaltung der wesentlichen Strukturmerkmale der mit ‘Modell Deutschland’ be- 
zeichneten Gesellschaftformation erforderte unter den sich modifizierenden internationa- 
len Konkurrenzverhältnissen eine Modernisierungsstrategie, die mit gesellschaftlichen De- 
struktionsprozessen verbunden ist, die nicht kompensatorisch aufgefangen werden kön- 
nen, da - wie zu zeigen sein wird - die Destruktion unvermeidbar und die resultierenden 
Konfliktpotentiale weder dutch Öffnung und Systemveränderung noch durch reptessive 
Befriedung stillgelegt werden können. 

Die ‘intensive Phase’ der Kapitalakkumulation beginnt etwa Mitte der 60er Jahre. Seit der 
ökonomischen Krise von 1967 und der sie begleitenden Reorganisation des ‘Blocks an der 
Macht’ wird eine aktive Anpassungs- und Modernisierungpolitik betrieben. Was die ver- 
schiedenen ökonomischen Indikatoren anbelangt, ist diese Politik zunächst erfolgreich. 
Erst mit der Weltwirtschaftstezession treten die sozialen Folgekosten und die wachsenden 
‘Integrationsprobleme’, die durch die Anpassung an die neuen Weltmarktbedingungen 
hervorgerufen werden, voll in Erscheinung. 

Mindestens vier Merkmale charakterisieren den Eintritt des ‘Modells Deutschland’ in seine 
“intensive Phase’: 


— Rückgang der realen Wachstumsraten des BSP und der Brutto-Anlageinvestitionen. 

-— Zunahme der F- und E-Ausgaben. 

— Zunahme der relativen Bedeutung von Rationalisierungsinvestitionen gegenüber Erweiterungs- 
investitionen in der Industrie. j 

— Inder verarbeitenden Industrie, dem Schlüsselsektor der westdeutschen Ökonomie, seit Anfang 
der 70er Jahre ein wesentlich schnelleres Wachstum der Produktion je Beschäftigtenstunde als 
der Nettoproduktion mit dem Ergebnis der relativ abnehmenden Bedeutung dieses Sektors so- 
wohl bei der Bruttowertschöpfung als auch bei den Beschäftigten. 
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Die Ursachen der Restrukturierung sind in grundlegenden Veränderungen der allgemei- 
nen Bedingungen der Kapitalakkumulation zu suchen (vgl. Simonis 1979). Der lange 
Nachkriegsaufschwung führte zu einer steigenden organischen Zusammensetzung des Ka- 
pitals, zu einer Erhöhung der Reallöhne, zu einer Verteuerung seit 1973/74 der Energie- 
und Rohstoffkosten, zu Realisierungsproblemen einerseits durch entstandene Überkapizi- 
täten und andererseits durch Grenzen in der effektiven Nachfrage (Marktsättigung) und 
schließlich zu einem immer größeren Kapitalbedarf und Risiko bei zukunftsträchtigen In- 
vestitionen, Die Folge all dieser Entwicklungen war und ist ein in allen kapitalistischen Me- 
tropolen zu beobachtender nahezu kontinuierlicher Fall der Profittate (Busch 1978). 

Die Gegenstrategien des Kapitals, um den Fall der Profitrate aufzuhalten, treffen auf zeze 
ökonomische, technische und politische Bedingungen, die für den kapitalistischen Welt- 
markt insgesamt zutreffen und die, vom Kapital selbst geschaffen, als Rahmen für Anpas- 
sungsstrategien in Rechnung zu stellen sind. 


— Die Entwicklung det Daten- und Informationsverarbeitung dutch die Mikroelektronik hat ein 
Stadium erreicht, in dem sich die Produktionstechnologie im Investitionsgüter- wie im Konsum- 
güterbereich und im Tertiärsektor »revolutionär« verändert. Es gibt kaum einen Wirtschafts- 
zweig, der nicht von den Möglichkeiten der Automatisierung, der Daten- und Informationsver- 
arbeitung betroffen wäre. Die enorme Verbilligung der mikroelektronischen hardware ermög- 
licht eine zumindest vorübergehende Senkung der organischen Zusammensetzung und impli- 
ziert eine massive Kapitalvernichtung. 

— Der technische Fortschritt im Bereich der Verfahrenstechnologie ermöglicht eine nahezu beliebi- 
ge Zetlegbarkeit von Ptoduktionsprozessen. Jeder Produktionsschritt kann am kostengünstigsten 
Standort konzentriert werden. Da gleichfalls aufgrund der Entwicklung der Daten- und Infor- 
mationstechnologie und der Verbilligung und Beschleunigung der Kommunikationsmöglich- 
keiten ein dezenttalisierter Produktionsprozeß ohne Reibungsverluste organisierbat ist, besteht 
die Möglichkeit einer integrierten weltweiten arbeitsteiligen Produktion (vgl. Fröbel/Hein- 
tichs/Kreye 1977). 

— Der Übergang von der Politik der Importsubstitution zur expottorientierten Industtialisierung 
in zahlreichen Ländern der kapitalistischen Peripherie macht die Nutzung det ‘billigen’ Arbeits- 
kräfte det unterentwickelten Gesellschaften durch das metropolitane Kapital immer attraktiver. 
Die Entwicklungsländer sind in einen Konkurrenzkampf um das multinationale Kapital einge- 
treten; sie überbieten sich in der Gewährleistung von Subventionen und Hilfsleistungen für das 
anlagesuchende internationale Kapital. Mit der massiven Ausnutzung der btachliegenden Ar- 
beitskraft, um die Lohnkosten im Zentrum zu senken, hat eine neue Phase der Ausbeutung der 
Peripherie und ihrer Integration in das kapitalistische Weltsystem begonnen. 

— Von den neuen Möglichkeiten der Automatisierung, der Internationalisierung der Produktion, 
der Erschließung ‘billiger’ Arbeitskräfte in der Peripherie machen in etster Linie die schnell- 
wachsenden multinationalen Konzerne Gebrauch, die zu weltweiten Profitmaximierungsstrate- 
gien übergegangen sind: Jeder Schritt des inidividuellen Kapitalkreislaufs wird an dem Ort 
durchgeführt, wo er den optimalen Beitrag zum Gesamtprofit des Konzerns abwirft. Das Fi- 
nanzkapital spielt in diesem Intetnationalisierungprozeß eine hervorragende Rolle, da es die 
höchste Mobilität besitzt und die jeweiligen nationalen Marktdiffetenzierungen am besten nut- 
zen kann. 

— Der von privaten Profitinteressen angetriebene und dominierte dynamische Industrialisierungs- 
prozeß der kapitalistischen Metropolen hat zu einem Argrzff auf die natürlichen Ressourcen die- 

. ser Welt geführt, so daß ideologisch spätestens seit den Hochrechnungen des Club of Rome und 
machtpolitisch seit dem Boykott der OPEC-Staaten 1973/74 das hegemoniale amerikanische 
Akkumulationsmodell (Fordismus) in die Krise gerät. 


Um den weiteren Fall der Profitrate unter diesen neuen Rahmenbedingungen zu verhin- 
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dern, hat das westdeutsche Kapital zusammen mit dem Staat eine umfassende Modernisie- 

rungsstrategie entwickelt, die den spezifischen Zwängen des ‘Modells Deutschland’ (Ab- 

hängigkeit von Importen von Rohstoffen, von Exportmärkten vor allem für Investitionsgü- 
ter, von einem System des sozialen Friedens, von einer im Weltvergleich relativ niedrigen 

Inflationsrate) entspricht. 

Diese Strukturzwänge berücksichtigend, war dem bundesrepublikanischen Kapital nur ei- 

ne offensive Anpassungsstrategie zu verfolgen möglich. Eine protektionistische, die interne 

Nachfrage stimulierende und die heimischen Ressourcen fördernde Wirtschaftspolitik wür- 

de weder mit den Interessen des multinationalen Kapitals korrespondieren noch die Repro- 

duktion des ‘Modells Deutschland’ erlauben. Ohne »billige« Rohstoff- und Konsumgüter- 
importe und ohne fortgesetzte monopolistische Extraprofite aus dem Verkauf von Waren 
mit einer hohen Wertschöpfung würde sowohl die ökonomische (Branchenstruktur, Ex- 
portwirtschaft) als auch die politische (Korporatismus) und in deren Gefolge auch die ideo- 
logische (Konsumismus, Antikommunismus) Struktur des “Modells Deutschland’ nicht 
aufrecht zu erhalten sein. Die eingeschlagene Anpassungsstrategie ist daher weltmarkto- 
tientiert und versucht, durch die Erhaltung und Neugewinnung von monopolistischen Po- 
sitionen im Bereich der ‘intelligenten Produkte’ und durch die Verbilligung und qualitati- 
ve Verbesserung von komplexen Standardprodukten (z.B. Fahrzeugbau) eine Sonderszel- 

Jung in der Weltarbeitsteilung zu behaupten. Die wichtigsten einzelnen Strategien zur Si- 

cherung dieser Position sind: 

— Rationalisierung: Umfassende und schnelle Einführung der Mirkoelektronik; Übergang vom 
Taylorismus zum Neo-Taylorismus, d.h. zur vollen Automatisierung weiter Teile des Produk- 
tionsprozesses, aber auch der Zirkulation und Distribution. 

— Modernisierung: Mit staatlicher Unterstützung (Wissenschafts- und Technologiepolitik) voran- 
getriebene Innovationen von ‘modernen’ Produkten, Verfahren und Dienstleistungen, um die 
Schlüsselposition bei den Investitionsgütern in der Weltmarktkonkurtenz zu verteidigen. 

— Verlagerung: Aufgabe von untentablen Produktionsbereichen und Aufnahme der Produktion 
im Ausland, entweder um Exportbeschränkungen zu umgehen und Konkurrenznachteile auszu- 
gleichen oder um an Weltmarktstandorten integriert für den Re-Import zu produzieren. 

— Spezialisierung: Konzentration auf die Herstellung von ‘intelligenten’ Produkten und Produk- 
tionsschritten (Wissenschaft, Entwicklung, Planung, Konstruktion, Erprobung, Finanzierung, 
Versicherung, Vermarktung); Verlagerung der Produktion, die mit standardisierten Technolo- 
gien arbeitet (Massenprodukte) und die nicht vollautomatisierbar ist. 

— Konzentration’ Zentralisation: Volle Ausnutzung der economies of scale; verstärkte horizontale 
und vertikale Integration der Produktion; Ausschaltung von Konkurrenten, Marktabsprachen; 
Verschmelzung von Finanz- und Industriekapital. 

— Steigerung der Ausbeutungsrate: Intensivierung der Arbeit; Erhöhung des Lohndrucks durch 
einkommenspolitische Maßnahmen, durch die Drohung mit der Arbeitslosigkeit, durch Ab- 
gruppierung und Dequalifikation, durch Lohndifferenzierung. 

Werden die wichtigsten ökonomischen und politischen Kennziffern der Bundesrepublik 

der letzten Jahre mit jenen ihrer Hauptkonkurtenten verglichen, so scheint ihre offensive 

Anpassungsstrategie bislang äußerst erfolgreich verlaufen zu sein. Dies ist bekannt - und 

wird von der sozial-liberalen Koalition oft genug herausgestrichen; offensichtlich in dem 

Wunsch, die negativen internationalen und inneıgesellschaftlichen Konsequenzen dieser 

Strategie rhetorisch zu verdecken. Denn, wie erfolgreich auch immer, die Modernisierung 

des ‘Modells Deutschland’ hat Problemfelder verstärkt und soziale Kosten verursacht, die 

nicht mit dem Hinweis auf ihre Unvermeidbarkeit und zeitliche Begrenztheit gerechtfer- 
tigt werden können. Deren Folgewirkungen stellen zwar nicht notwendigerweise das 'Mo- 
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dell Deutschland’, das auch mit autoritären oder - bekanntlich - mit faschistischen 
Hertschaftsmethoden vereinbar ist, infrage. Sie gefährden jedoch den Sozialstaatsauftrag 
und führen zum autoritäten Etatismus (Poulantzas). 


(6) Sozialökonomische Folgen der offensiven Anpassungsstrategie 


Der gewollte Strukturwandel sichert die Konkurrenzfähigkeit des Exportsektors, aber nur 
um den Preis zunehmender gesellschaftlicher Heterogenisierung. Bereits bestehende Pro- 
blemfelder werden weiter verstärkt: 


(1) Überforderung des Staatsbudgets 


Die von der Bundesrepublik eingeschlagene Anpassungsstrategie stellt an den Staatshaus- 

halt steigende Forderungen, die sich zu einer Finanzkrise des Staates kumulieren können. 

Die in den letzten Jahren stark angestiegenen Verbindlichkeiten des Staates sind sympto- 

matisch, Die Zinsen auf öffentliche Schulden haben stark zugenommen. Ihr Anteil an den 

Staatsausgaben insgesamt betrug 1960 1,9%, 1970 2,4% , 1977 3,5%; an den staatlichen 

Aufwendungen für Investitionszwecke 1960 22,2%, 1970 21,1%, 1974 29,7% 1977 

‚51,2% (eigene Berechnungen nach SVR 1978, 8. 257). Die Gesamtwverschuldung der öf- 

fentlichen Haushalte stieg von 125,9 Mrd. DM 1976 auf 328,5 Mrd. DM 1977 (S. 265). 

Der Zusammenhang zwischen den wachsenden Anforderungen an das Budget und der 

Anpassungs- und Modernisierungpolitik ist in vielen Bereichen offensichtlich, in manchen 

aber nur indirekt wirksarn. Nur auf eine der wichtigsten finanziellen Folgelasten soll hier 

hingewiesen werden: 

—  Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen zur Förderung 'inteliigenter’ Exportprodukte und 
zur Modernisierung des Produktionsapparates; 

— Subventionen zur Stätkung schwacher Exportbranchen und zur Glättung von Anpassungspro- 
zessen von Industrien und Regionen, die von der zunehmenden Importkonkurrenz und dem 
Strukturwandel der internationalen Arbeitsteilung besonders betroffen sind. \ 

— Aufwendungen für die internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit, durch die neue Märkte 
geschaffen und der Export abgesichert werden, durch die aber auch Folgeprobleme der abhängi- 
gen Entwicklung der Peripherie gemildert werden müssen. 

-——  Eischließung neuer und billiger Ressourcen, um die Außenabhängigkeit und Erpressbarkeit zu 
vermindern und um von der Inputseite her die Konkurrenzfähigkeit zu sichern. 

— Steigende Lasten für die Erhaltung einer konkurrenzfähigen Infrastruktur und Umwelt. 

— Steigende soziale Kosten für Arbeitslose und deren Umschulung, für das Gesundheitswesen und 
die Sozialfürsorge, um den entstehenden Marginalbereich unter Kontrolle zu halten. 

—  Wachsende Ausgaben für die Ordnungskräfte, dies sowohl nach außen (Verteidigung) als auch 
nach innen (Polizei, Überwachung der Bevölkerung) das ‘Modell Deutschland’ absichern müs- 
sen. 


Die Finanzierung dieser wachsenden Staatsausgaben zur Anpassung des "Modells Deutsch- 
land’ an sich verändernde weltwirtschaftliche Bedingungen wirft Probleme auf, weil weder 
die Staatsquote noch die Steuerquote beliebig erhöht werden können. Was die Belastung 
der Kapitalseite anbelangt, so sind schon allein wegen der Notwendigkeit, die internatio- 
nale Konkurtenzfähigkeit zu sichern und eine zumindest durchschnittliche Rendite der 
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Weltmarktindustrie zu erhalten, der Besteuerbarkeit Grenzen gezogen. Auch die indirekte 
und direkte Besteuerung der Einkommen läßt sich in der Bundesrepublik kaum noch erhö- 
hen; eher sind Steuessenkungen erforderlich. Dafür sprechen drei Gründe: Einerseits führt 
der Spaltungsprozeß der Arbeiterklasse zum Wachstum einkommensschwacher Schichten, 
die aus politischen, ökonomischen und ideologischen Motiven steuerlich zu entlasten wä- 
ten; andererseits muß die Konsumnachfrage dem Produktionssystem korrespondieren, da- 
mit vom internen Markt her keine Nachfragelücken entstehen. Darüber hinaus sind Steu- 
ererleichterungen erforderlich, um der Kapitalseite die Ware Arbeitskraft zu verbilligen. 
Unter diesen Rahmenbedingungen für die staatliche Haushaltspolitk sind die strukturellen 
Möglichkeiten und politischen Chancen für eine kompensatorische Integrationsstrategie 
minimal. 


(2) Verschärfung regionaler Ungleichheit 


In ihrer Analyse der regionalen Entwicklung zwischen 1950 und 1974 kommt die Kommis- 

sion für wirtschaftlichen und sozialen Wandel (1977) zu folgenden Ergebnissen: 

— „Trotz vieler Bemühungen und hoher raumwirksamer Direktinvestitionen des Bundes ist es 
nicht gelungen, die regionalen Unterschiede in der Bundesrepublik zu verringern. Sie haben 
sich ... teilweise sogar vergrößert ...« (S. 309). 

Vor allem: 

—  »Die Arbeitslosigkeit in vielen Problemgebieten wie in den Schwerpunkten Ostftieslands und 
des Bayrischen Waldes ist weit über dem Durchschnitt geblieben.« 

— „Insbesondere für Frauen werden weiter regional sehr unterschiedliche Beschäftigungsmöglich- 
keiten angeboten.« 

—  »Zahlteiche neu angesiedelte Betriebe hatten nur eine kurze Lebensdauer. Das ist unter anderem 
auf das geringe oder gar rückläufige Wachstum von Branchen, zu denen diese Betriebe gehör- 
ten, und auf die Ansiedlung überdurchschnittlich vieler Zweigbetriebe aus längerfristig gefähr- 
deten Bereichen zurückzuführen. Außerdem boten die meisten neu angesiedelten Betriebe nur 
wenig qualifizierte Arbeitsplätze an. Man muß sich fragen, ob diese Art Strukturveränderung 
nicht die Probleme von morgen schafft, statt sie zu lösen hilft« (S. 309). 

Dieser Trend für die regionale Entwicklung der letzten 20 Jahre wird von Afheldt (1978) als 

weiterhin strukturbestimmend erachtet, wobei der dutch den Internationalisierungsprozeß 

beschleunigte Strukturwandel noch die Ungleichheiten verstärkend wirkt. 

»Die Tendenz zu technologisch intensiven oder intelligenteren Produktionen heißt, mehr zu Universi- 

täten, zu ergänzenden Dienstleistungen, heißt weitere Zunahme des Gewichts der Führungsvorteile 

in Agglomerationen. ... Von diesem allgemeinen Trend zugunsten der Verdichtungsräume werden 
nicht alle diese Räume Nutzen ziehen können. Eine Reihe mit ihrer Struktur »gealterter« Standorte, 
die eine Diversifikation nicht rechtzeitig betrieben haben oder betreiben konnten, wie Stahl-, Werft- 

oder Mineralölstandorte, verlieren relativ rasch an Bedeutung (z.B. Saarland)« (ebenda, S. 39/40). 


(3) Veränderung der Struktur des Arbeitsmarktes - Zunahme der Unterbeschäftigung 

Pestel u.a. (1978) gelangen in ihrem Deutschland-Modell zu dem Ergebnis, daß bis 1990 
die Altersgruppe der 19- bis 65-jährigen, die etwa dem Bevölkerungsteil im erwerbsfähigen 
Alter entspricht, um fast 3 Millionen Personen zunimmt (5. 45). Prognos kommt in einer 


Vorausschätzung der sektoralen Beschäftigungsanteile zu dem Ergebnis, daß von 1977 bis 
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1995 die Arbeitsplätze von 24921 Mill. auf 23233 Mill., also um 1,7 Mill., zurückgehen 
(zit. nach Afheldt 1978, $. 38). Zusammengenommen bedeuten diese beiden Prognosen, 
daß zumindest bis 1990/95 von einer wachsenden Schere zwischen der Nachfrage und dem 
Angebot nach Arbeitplätzen ausgegangen werden kann (vgl. auch Junne 1979). Immerhin 
betrug die Zahl der offenen und versteckten Arbeitlosen im Jahre 1978 1,6 Millionen (SVR 

1978, S. 60). Trotz Hochkonjunktur ist die Zahl der gemeldeten Arbeitslosen 1979 kaum 

unter die Millionengrenze abgesunken. 

Das Angebot an Arbeitsplätzen wird aber nicht nur quantitativ abnehmen, sondern der 

sektorale Strukturwandel, Folge der Modernisierungs und Internationalisierungsstrategie, 

bedingt auch qualitative Veränderungen: 

—  Zunehmende Arbeitsplatzmobilität; bis zu 30% p.a. (1976 etwa 24%) 

—  Zunehmende Dequalifikation vor allem der weniger gut ausgebildeten und weniger flexiblen 
und mobilen Arbeitskräfte und damit eine Spaltung des Arbeitsmarktes, die der Spaltung in ei- 
nem intetnationalisierten und einem nationalen Sektor zwar nicht völlig kongruent ist aber doch 
in etwa korrespondiert. 

—  Zunehmendes Ungleichgewicht zwischen Ausbildungs- und Beschäftigungssystem, da sich nach 
Pestel u.a. (1978, S. 137) im letzten Viertel dieses Jahrhunderts die Zahl der Erwerbstätigen mit 
Hochschulabschluß fast verdreifacht, während die Zahl jener mit Hauptschulabschluß oder we- 
niger um 40 % abnimmt. 

Wenn sich diese Entwicklungstrends durchsetzen sollten, muß mit einer wachsenden Zahl 

von akademisch gebildeten Arbeitslosen einetseits und mit einer wachsenden Zahl von Ar- 

beitslosen, die sich aus unterschiedlichen Problemgruppen zusammensetzen, die den stei- 
genden Anforderungen des Wirtschaftssysterns, wie technische Qualifikation, Flexibilität, 

Mobilität, Lernfähigkeit, Belastungsfähigkeit, nicht entsprechen, gerechnet werden. Die 

Analyse der sog. Problemgruppen bei offenen und versteckten Arbeitslosen bestätigt, daß 

dieser prognostizierte Trend bereits massiv eingesetzt hat. 

— Jugendliche: \m Jahre 1977 z.B. »hatten von 200000 weiblichen und 280000 männlichen Schu- 
labgängern des Sekundatbereichs I, die sich um eine Ausbildungsstelle beworben haben, etwa 
50000 Mädchen (25 v.H.) und 40000 Jungen (14 v.H.) keinen Erfolgs. Diese Zahlen verdecken 
den tatsächlichen Umfang der Jugendarbeitslosigkeit. Denn: »Etwa 25% aller Bewerber nehmen 
die Hilfe des Arbeitsamtes nicht in Anspruch. Wieviele von diesen Jugendlichen noch keinen 
Ausbildungsplatz gefunden haben, kann nicht gesagt wetden« (SVR 1978, Ziff. 112). 

— Ältere Arbeitnehmer zwischen 55 und 60 Jahren: Ihte Arbeitslosenquote ist in den letzten Jah- 
ren beständig gestiegen und lag im Mai 79 bei 5,9%. Die Zahl der Arbeitslosen über 55 hat 
auch noch 1979 trotz Hochkonjunktur absolut zugenommen. Im Mai 78 waten übet 27 v.H. 
dieser Gruppe bereits länger als 2 Jahre arbeitslos; 1 Jahr zuvor knapp 23 v.H. »Nur etwa 60 v.H. 
det offenen Stelle werden auch Personen angeboten, die älter sind als 55 Jahres (ebd. Ziff. 111). 

— Arbeitnehmer mit gesundheitlichen Einschränkungen: »Im Mai 78 waten mehr als 260000 Ar- 
beitslose gesundheitlich behindert; das entspticht einer Zunahme von 11 v.H. gegenüber Mai 
77« (SVR 1978, Ziff. 110). 28,8% aller Arbeitslosen hatten gesundheitliche Schäden. 

— Frauen: Im Mai 1978 waren 51,4% der Arbeitslosen Frauen. Im Mai 1976 waren es 47,6% gewe- 
sen. Der überptoportional hohe Anteil der Frauen ist also noch weiter gestiegen (SVR 1978, S. 
65). 

Für die politische Analyse dieser Problemgruppen ist von Bedeutung, daß es sich nicht um 

die traditionellen Randgruppen handelt, die einst von Offe diskutiert wurden, sondern um 

Teile der Arbeiterklasse, die aufgrund ihrer besonderen Merkmale vom Kapital unter den 

gegenwärtigen Bedingungen der Kapitalakkumulation in der BRD »icht mehr verwertet 

werden können. 55% der offenen Arbeitslosen besaßen 1978 keine abgeschlossene Berufs- 


Grenzprobleme des ‘Modells Deutschland’ 51 


ausbildung; über 51% waren Frauen; fast 30% hatten amtlich registrierte gesundheitliche 
Schäden; 13% waren über 55 und wollten sich noch nicht verrenten lassen. Diese Zahlen 
zeigen umgekehtt, wo das Interesse des Kapitals liegt. Das ‘Modell Deutschland’ hat für 
Problemgruppen, zu denen zunehmend die nichtqualifizierten Arbeitskräfte gehören, kei- 
ne Arbeitsplätze. 


(4) Verschlechterung der Reproduktionsbedingungen 


Auf die Reproduktionsbedingungen der Arbeitskraft wirkt die Modernisierungs- und An- 

passungsstrategie der Bundesrepublik auf vielfältige Weise ein. Eine quantitative Analyse 

kann hier aufgrund der Datenlage und methodischer Probleme nicht vorgenommen wer- 
den. Nur der Hinweis auf einige spezifische Problemfelder ist möglich: 

—  Derüber die Weltmarktkonkurrenz erzwungene forcierte Rationalisierungs- und Internationali- 
sierungsprozeß bewirkt nicht nur Arbeitslosigkeit und Dequalifikation, sondern auch eine Re- 
duzierung der Einkommen. Das schon bestehende, nicht unbeträchtliche Armutspotential wird 
zunehmen. Die Gruppe der Sozialhilfeempfänger hat von 1970 1,49 Mill. auf 2,04 Mill. 1975 
zugenommen; wobei noch zu berücksichtigen ist, daß durch die administrativen Filter und 
Schranken ein großer Teil von Anspruchsberechtigten aus dem untersten sozialen Netz heraus- 
fallen. 

— Die zunehmende Arbeitsplatzunsicherheit, die steigenden Qualifikationsanforderungen und 
die Intensivierung der Arbeit bewirken zusammen mit anderen Veränderungen im Reproduk- 
tionsbereich, wie die weitere Zerstörung der traditionellen sozialen Infrastruktur, die unver- 
meidlichen psychischen Entfremdungs- und Verelendungsprozesse. 

— Der Agglomerationsprozeß wird durch die Restrukturierung der Ökonomie noch beschleunigt. 
Die Zerstörung der Wohnumweli schreitet weiter fort. Die Verödung der Innenstädte wird 
durch Bürobauten, die im Zuge des Wachstums des Tertiärsektors entstehen, verstärkt. Die Ver- 
armung der unteren Schichten der Arbeitsklasse fördert die Versiumung von Stadtteilen. Durch 
Stadtsanierung werden sich die Satellitenstädte ausdehnen. Die »neue Mittelklasse« wird versu- 
chen, ein Eigenheim am Stadtrand zu bewohnen. Damit wird die Zersiedelung des stadtnahen 
Umlandes und die Zerstörung von Erholungsgebieten voranschreiten und werden die Verkehrs- 
probleme zunehmen. 

— Die offensive Anpassungssirategie wird die Umweltprobleme verstärken. Zwar wurde im Zuge 
der Modernisierung der Volkswirtschaft der Umweltverschmutzung stärkere politische Aufmerk- 
samkeit zuteil. Aber: »Neben den Problemen in den herkömmlichen Bereichen der Umweltpoli- 
tik sind in den letzten Jahren zwei wichtige Komplexe in den Vordergrund getreten: die Kern- 
energie und die Umweltchemikalien« ($. 435). Was den letzten Bereich anbelangt - die Chemi- 
sche Industrie produziert gegenwärtig 40 - 50000 chemische Verbindungen in Mengen von je- 
weils mindestens 1 t/Jahr, der Neuzugang beträgt 500 bis 1000 Produkte im Jahr - stellen die 
Gutachter fest: »Zuverlässig wirksame Ansätze zur Lösung dieser Probleme sind nicht erkennbar. 
Vielmehr führen die wissenschaftlichen Anstrengungen auf diesem Gebiet überwiegend zur 
Aufdeckung neuer Probleme, ...« (Umweltgutachten 1978, $. 435). 

Mindestens vier Gründe sprechen dafür, daß die Internationalisierung die schon bestehen- 

den Umweltprobleme noch weiter verschärft: 

— Um im internationalen Konkurrenzkampf um Industriestandorte bestehen zu können, dürfen 
die gesetzlichen Umweltauflagen nicht härter sein als jene der wichtigsten Konkurrenten. Es be- 
steht daher ein Wettlauf um die schwächsten Beschränkungen. 

— Die chemische und pharmazeutische Industrie gehört zu den vier wichtigsten deutschen Export- 
branchen. Damit sie auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig bleibt, muß sie neue Wirkstoffe an- 
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bieten, deren Umweltverträglichkeit in der Regel nicht feststeht. Außerdem werden gerade in 
den Produktionsketten der chemischen Industrie besonders viele Schadstoffe als Abfallprodukte 
freigesetzt. 

— Die Konkurtenzfähigkeit der Industrie hängt unter anderem von billiger Energie ab. Der Um- 
weltverträglichkeit der Energieprodukrion wird daher von Wirtschaft und Staat ein wesentlich 
geringerer Stellenwert beigemessen als den Kosten- und Versorgungskriterien. 

— Inder Landwirtschaft wird der Verbrauch von Umweltchemikalien zunehmen, um einerseits in 
der Europäischen Gemeinschaft und auf Drittmärkten konkurtenzfähig zu bleiben, und um an- 
dererseits die Reproduktionskosten der Arbeitskraft nicht noch weiter zu erhöhen, da ein zu ho- 
hes Lohnniverau ebenfalls die Position innerhalb der Weltarbeitsteilung nachteilig beeinflußt. 

Das korporative Bündnis aus staatlicher Exekutive, Parteien und Gewerkschaften ist auf die 

Anpassungsstrategie eingeschworen. Für Interessen, die der »Modernisierung der Volks- 

wirtschaft« (Hauff/Scharpf) entgegenstehen, ist kein Raum. Dies gilt in besonderem Maße 

für den Bereich der Reproduktion. Die Konkurtenzfähigkeit der Produktion hat den ein- 
deutigen Vorrang. Dieses Abhängigkeitsverhältnis, das sich in der zunehmenden Zerstö- 
tung der natürlichen und sozialen Umwlt manifestiert, führt zu einem folgenreichen Wi- 
derspruch im ‘Modell Deutschland’. Einerseits belastet die immanent determinierte Welt- 
marktstrategie den Reproduktionsbereich in hohem Maße; andererseits erfordert sowohl 
die zunehmende Intensivierung der Arbeit eine Verbesserung der Reproduktionsbedin- 
gungen als auch errzögächt die Reduzierung der Arbeitszeit und das relativ hohe Einkom- 
mensniveau der neuen 'Mittelschichten’ (höhere Angestellte, Beamte, freie Berufe), sich 
anspruchsvoller zu reproduzieren. Dieser Widerspruch und die gleichzeitige Blockierung 
des politischen Systems, das, seiner eigenen Handlungslogik folgend, die Umwelt, den 

Wohnbereich und die Infrastruktur durch administrative Maßnahmen auf den Produk- 

tionsbereich hin funktionalisiert, haben seit Anfang der 70er Jahre mehr und mehr Bürger- 

initiativen entstehen lassen. Dazu einige Daten: 

— Nach dem Bundesinnenministerium sollen sich bis 1976 etwa 15.000 Bürgerinitiativen gebildet 
haben (Andritzky/Wahl-Terlinden 1978, S. 36). 

— Die Zahl der bestehenden Umweltschutzinitiativen dürfte sich 1977 auf etwa 3000 bis 4000 be- 
laufen haben, die ca. 1,2 Mill. registrierte Mitglieder und ca. 170000 Aktivmitglieder repräsen- 
tieren (ebenda, S. 114). 

—  »Drei von vier Umweltinitiativen können seit der Gründung eine Erweiterung ihres Mitglieder- 
kreises verzeichnen, bei 18% ist die Mitgliederzahl etwa gleich geblieben und bei 5% hat eine 
Verkleinerung der Initiative stattgefunden« (ebenda, S. 115). 

— Die inhaltlichen Schwerpunkte von Bürgerinitiativen liegen nach Pelinka (1978, S. 30) vor allem 
bei den Problembereichen Umweltschutz 16,9%, Kindergärten/Spielplätze 15,8%, Verkehr 
11,3%, Schule 8,1% , Stadtentwicklung allgemein 8,0%. 

Bei den Landtagswahlen seit 1978 traten zum ersten Mal überregional Öko-Parteien in Er- 

scheinung, die zu einem großen Teil aus Zusammenschlüssen von Bürgerinitiativen hervor- 

gingen. Ihre bisherigen Erfolge sind immerhin so spektakulär, daß sich die etablierten Par- 
teien bedroht fühlen. 


(5) Enifremdung der Jugend 
Gegenwärtig stellt die vom ‘System’ entfremdete Jugend das ‘Modell Deutschland’ vor die 
gravierendsten Integrationsproblerme. Es hat den Anschein, daß große Teile der Jugend die 


Integration verweigern, da sie die zunehmend stärker spürbaren Widersprüche des 
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‘Systems’ nicht ertragen können oder wollen. Sie brechen mit der Normalität und flüchten 
in die Disco-, Rocker-, Fan-, Drogen-, Trebe-, Alternativ-, linke oder rechte Szene. Die 
meisten dieser Aufkündigungsversuche mögen temporär sein; die Notwendigkeit, sich zu 
reproduzieren, und der soziale Druck, älterwerdend die Normen der Erwachsenen zu le- 
ben, sprechen dafür. Doch in welcher Weise sollte die Integration jener Jugendlichen noch 
gelingen? 

Möglicherweise wird die Integrationsfähigkeit des "Modells Deutschland’ längerfristig am 
härtesten durch die Alternativbewegung herausgefordert. Denn die Alternativen haben 
sich ökonomisch, politisch und ideologisch von dem ‘System’ gelöst, auch wenn sie sich 
nicht unabhängig von ihm reproduzieren können. Die Alternativbewegung läßt es nicht, 
wie die Bürgerinitiativen oder die Umweltparteien, beim politischen und ideologischen 
Protest bewenden, sondern - und hierin besteht die zentrale Herausforderung - sie ver- 
sucht, alternative Produktions- und Lebensformen zu realisieren. 

Wie groß die Zahl der Alternativler genau ist, vermag gegenwärtig wohl kaum jemand zu 
sagen. Auf dem Tunix-Kongreß in Berlin versammelten sich etwa 10000; auf dem Rock- 
Festival in Frankfurt etwa 40000. Das aktive Wählerpotential der Umweltparteien kommt 
zu einem großen Teil aus der alternativen Szene, wie Wahlanalysen von einzelnen Wahl- 
kreisen in Berlin, Hamburg und Frankfurt belegen. Wissenschaftssenator Glotz meint, et- 
wa 20% der gegenwärtig in Berlin Studierenden den Alternativen zurechnen zu müssen. 


(7) Alternativen der Grenzsicherung: 
Spaltung oder Öffnung der Gesellschaft 


In seiner zweiten Phase setzt das ‘Modell Deutschland’ Problemgruppen und -feldet frei, 
die nicht mehr umstandslos kompersatorisch zu bewältigen sind. Wo “Überschüssige’ und 
“Abweichler’ früher reibungslos wiedereingegliedert oder im Einzelfall stillschweigend aus 
dem Verkehr gezogen wurden, d.h. ohne die materielle und ideelle Reproduktion des 
‘gesunden Kerns’ zu beeinträchtigen, kommt es jetzt zu vielfältigen Interferenzen zwi- 
schen ‘Drinnen’ und ‘Draußen’. Owantitativ insofern, als der gesellschaftlich verfügbare 
Reproduktionsfonds an Geld-/Sachleistungen - der berühmte Kuchen, den man nur ein- 
mal verteilen kann - nicht mehr ausreicht, um eine allgemeine Pazifizierung zu erkaufen: 
teils sind neue Verteilungskriterien erforderlich geworden (etwa: noch mehr Investition 
statt mehr Konsum), teils steigt systembedingt die Menge der reinen - nicht-produzieren- 
den - Konsumenten rapide an, jedenfalls relativ, oft auch absolut (Alte, Kranke, Arbeits- 
lose z.B.). Oxalitativ derart, daß die sozialen Kosten des ‘intensiven’ Akkumulationspro- 
zesses inzwischen ein globales Belastungsniveau erreicht haben, das Kompensationen 
gleich welcher Art nicht mehr so einfach akzeptabel macht. Wer heute auf eine saubere 
Umwelt Wert legt oder die angebotenen Lebensperspektiven für trostlos hält, der hat für 
diese Verweigerung genügend Motivation ansammeln können, um gegen offizielle 
“"Bestechungsversuche’ weitgehend immun zu sein. Und die Evidenz seiner Opposition 
kann er auch anderen viel leichter nahebringen: weil, erstens, das altbewährte Stigmatisie- 
rungsargument - Systemmzerstörer - gegen die Ankläger selbst zurückschlägt (Stichwort: 
Harrisburg) - weil und soweit, zweitens, der Protest sich aus ‘menschlichen’ = bürgerli- 
chen Quellen speist, deshalb keinen Geburtsfehler mit herumschleppen muß: was ihn 
‘natürlich’, d.h. bündnisfähig macht. 
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Das flexible Nebeneinander von Öffnungs- und Spaltungsstrategien weicht so zwangsläu- 
fig einer konfliktreichen Konftontation. Art und Umfang der aufgetretenen 
‘Verwerfungen’ erzwingen tiefgreifende Weichenstellungen im Feld gesellschaftlicher Or- 
ganisationsptinzipien. Wer soll die neu anfallenden Akkumulationskosten tragen? Eher al- 
le Bürger aus ‘brüderlicher’ Verbundenheit heraus (»Fraternite« war schließlich ein bürger- 
liches Postulat)? Oder sind der Solidargemeinschaft einschneidende Umverteilungsopfer 
zugunsten ihrer schwachen Mitglieder nicht zumutbar, so daß vor allem diese den Gürtel 
enger schnallen müssen - also eine diskrimminierende Problemlösung? Weiter: Kann oder 
muß man es sich leisten, die Grundsatzktritik an den verschärften Durchsetzungsbedingun- 
gen des "Modells Deutschland’ - letztlich am Modell selbst - offen, herrschaftsfrei zu ds- 
kutieren - auch auf das Risiko hin, besseren Argumenten nachgeben und den Status quo 
disponibel halten zu müssen? Oder empfiehlt es sich - im Interesse der Allgemeinheit und 
bevor sie unheilbar infiziert wird -, mit solchen Einwänden (gegen Wachstum, Leistung, 
Konsum etc.) kurzen Prozeß zu machen, weil sie den gesellschaftlichen Fortgang blockie- 
ten, ohne ‘realistische’ Alternativen anzubieten? Ist folglich Repressior die einzig adäqua- 
te Antwort? 

Allerdings: selten in der politischen Auseinandersetzung stehen die Handlungspetspekti- 
ven einander derart unvermittelt gegenüber, wenngleich sie mit zunehmender Problem- 
überlastung (“Unregierbarkeit’) sich immer deutlicher programmatisch profilieren und 
personell konkretisieren, Terrorismus- und Bürokratisierungskongtesse, Grundwerte-Dis- 
kussion und Alternativkultur-Debatte, Energiescenatios und Verbändegesetzentwütfe wa- 
ten Episoden der jüngsten Geschichte, die über spezielle Anlässe bzw. taktische Absichten 
hinaus Durchblicke auf gesellschaftliche Otientierungshorizonte und Lagermentalitäten er- 
öffnet haben. Vor diesem Horizont wiederum reihen sich dann auch faßbare Entscheidun- 
gen von Parlamenten oder Administrationen ein in größere Zusammenhänge. 

Das Gesamtbild des aktuellen Frontverlaufs gewinnt so seine Konturen aus einem Konglo- 
merat abstrakter Perspektiven, theoretischer Erwägungen, richtungsweisender Absichtser- 
klärungen, interessierter Appelle und handfester Beschlüsse. 


(8) Umverteilung oder Diskriminierung: 
Fiskalpolitik - Strukturpolitik - Arbeitsmarktpolitik 


Die Bundesrepublik hat für ihre Sozialstaatlichkeit einige hundert Milliarden Mark bezahlt 
und dabei in Kauf genommen, daß sich der Staat nicht nur inflationär verschuldet, son- 
dern durch hohe Einkommenstransfers auch die eigentlichen Leistungsträger dieser Gesell- 
schaft - Arbeitgeber wie -nehmer - empfindlich belastet: was solange über zyklische Ver- 
änderungen hinweg gutging, wie die Geschröpften über Preis-/Lohnaufschläge ihr Verwer- 
tungs-/Konsumniveau trotzdem zuftiedenstellend ausbauen konnten. 

Doch unter den neuen Bedingungen der verschärften Weltmarktkonkurrenz geht es ohne 
Einbußen nicht mehr ab: gefordert ist eine »Revision der Staatstätigkeit« (SVR 1975) -fragt 
sich nur, auf wessen Kosten die fisAalpobitischen Neuerungen gehen. Das permanente Ren- 
ten-Debakel kündet an, woher der Wind weht; jenes Haushaltstrukturgesetz von 1975 spe- 
zifiziert, was als Trend sich abzeichnet: beschränkte Umverteilungssolidarität (Erhöhung 
der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung), ansonsten vornehmlich ‘Reformen’ zu Lasten 
der Außenseiter: sie werden indirekt am härtesten getroffen (Erhöhung der Mehrwertsteu- 
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er), ja sogar direkt diskriminiert (Einsparungen bei Umschulungsmaßnahmen, im Gesund- 
heitswesen). Ihre bislang konsequenteste Form erreicht diese Belastungsstrategie in den Re- 
visionsvorstellungen des Sachverständigenrats (SVYR 1975, Ziff. 333 ff.): Danach sollen öf- 
fentliche Leistungen »immer wieder« daraufhin überprüft werden, 
— ob sie Prövalisiert werden können, weil sie an Dringlichkeit verloren haben und ihre Produktion 
daher ins private Belieben gestellt werden kann; 
— ob sie kostendeckend verpreist werden müssen, um eine bewußtere, d.b. sparsamere Beanspru- 
chung zu erwirken; 
— ob sie ratzonalisiert werden können, so daß weniger Personal ein bestimmtes Angebotsniveau 
mit höherer Arbeitsintensität aufrechterhäkt; 
-— obsie in dem Sinne zu effektivieren sind, daß eine direkte oder indirekte Anpassung nach unten 
vorgenommen wird. 
Formal trifft dieses Maßnahmebündel natürlich jeden gleich; faktisch bedeutet es jedoch - 
von der Vermehrung des Arbeitslosenheeres einmal ganz abgesehen -, daß wieder die 
Ärmsten am härtesten getroffen werden: also reale Umverteilung zugunsten der ‘Ins‘, mit- 
hin verdeckte Diskriminierung der ’Outs‘. Alternativen mit höherem Solidaritätsgehalt 
stehen zur Debatte - eine auch nur andeutungsweise Realisierungschance haben sie indes- 
sen nicht: die selektive Austetitätspolitik beherrscht das Feld, wenngleich ihre praktische 
Umsetzung manchen Kompromiß erzwingt. 
In Sachen: Strukturpolitik war Solidarität einst offizielles Programm: der Gesetzgeber 
machte sich anheischig, für einheitliche Lebensverhältnisse in der Budesrepublik zu sor- 
gen. Doch: »das Postulat einer gleichartigen Entwicklung aller Teile der BRD ist aufgege- 
ben worden, Die vielzitierten veränderten Rahmenbedingungen oder die knappen Res- 
sourcen haben geholfen, dieses unrealistische Bild über Bord zu werfen.« (Afheldt 1978, $. 
43). Man hat die naturwüchsigen Ungleichgewichte zwischen Verdichtungs- und ländli- 
chen bzw. strukturschwächen Räumen als unter den gegebenen Akkumulationsbedingun- 
gen unveränderlich hingenommen. Mehr noch: was vorher regulierungsbedürftiger Defekt 
war - Diskriminierungen in der infrastrukturausstattung, im Zugang zu den Arbeitsmärk- 
ten und in der Verkehrserschließung - entwickelt sich tendenziell zum strukturpolitischen 
Gütezeichen. Es steht für eine »bewußte arbeitsteilige Standortplanung«, mit der Zielset- 
zung, die Position der »Region BRD« im internationalen Wettbewerb zu stärken. »Einzelne 
Räume werden, wenn sie im Rahmen dieser Konzeption nicht mehr funktionstüchtig sind, 
mehr oder weniger ‘stillgelegt’ oder umfunktioniert.« (Afheldt 1978, 5. 43 f.) Diese abge- 
hängten Regionen werden bestenfalls terminologisch integtiert: die Unterentwicklung 
heißt jetzt »Vorrangfunktion« und wird dadurch zum Programm. Landwirtschaftliche Nut- 
zung, Ansiedlung von ökonomischen Randgruppen, Nah- und Ferienerholung, Klimaver- 
besserung, Wassergewinnung, Staub- und Immissionsfilterung, wenn gar nichts anderes 
mehr übrigbleibt einfach stille Reserve oder schlichte Verödung (Kommission 1977, 5. 321 
ff.) - solche Attraktivitäten bietet man den ansässigen Bewohnern und macht ihnen damit 
Beine, soweit das noch möglich ist (unter dem euphemistischen Etikett: Mobilitätsversor- 
gung). Die soziale Brutalität dieser zukünftigen Regionalspaltung kann man sich leicht 
ausmalen, eindrückliches Anschauungsmaterial liefert schon die Gegenwart. Zum Beispiel 
im Fall des in eine Strukturkrise geratenen Saarlandes: Nach dem Sanierungsprogramm bei 
Kohle und Stahl wird die Zahl der verfügbaren Arbeitsplätze um 30 - 40000 abgenommen 
haben (ca. 25% des Angebots); die Neuansiedlung von Ersatzindustrien wurde jahrelang 
durch ansässige Großunternehmen erfolgreich boykottiert; im weiteren Verlauf gelang es 
nur, Filialbetriebe anzulocken, die umgehend wieder dichtmachten, als Branchenkrisen 
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heraufzogen. Das Resultat: eine umfangreiche Abwanderungsbewegung bei den »Jünge- 
ten, hohe Jugendarbeitslosigkeit, frühzeitiger Vertentungszwang für die Älteren: in einer 
geradezu exemplatischen Diskriminierungsstrategie in stillschweigender Harmonie durch- 
gezogen vom ‘Regulierungskartell’ aus Staat, Unternehmen und Gewerkschaften (Esser/- 
Fach 1979). Andere strukturpolitische Problemgebiete sind eher noch schlimmer dran 
(Bayrischer Wald, Eiffel, Zonenrandgebiet etc.). 
An der staatlichen Reaktion auf die Krise des Arbeitsmarkts fällt besonders auf, daß sie 
nicht einfach faktisch und verschämt diskriminiert, sondern im Verein mit interessierten 
Gesellschaftsinstanzen eine ideologische Offensive gegen ihre Opfer startet - unter Aus- 
nutzung geläufiger Vorurteile. Was diese als Faulenzerei, Drückebergerei, Arbeitsunwillig- 
keit grobschlächtig beim Namen nennen, wird von offiziöser Seite etwas dezenter bestä- 
tigt: »In den Jahren der Vollbeschäftigung«, heißt es etwa über die Arbeitskräfte, »haben 
sie relativ hohe Ansprüche an die von ihnen zu vertichtende Arbeit sowie den Standort des 
Arbeitsplatzes entwickelt und halten bei der jetzt auftretenden Arbeitslosigkeit auch daran 
fest. Dies ist - neben dem vertingerten Arbeitsangebot - der wichtigste Grund dafür, daß 
sich die durchschnittliche Dauer des einzelnen Falls von Arbeitslosigkeit verlängert hat.« 
Daran schließt der übliche Verdacht, daß ein Gutteil der Arbeitslosen auf eine Beschäfti- 
gung überhaupt nicht erpicht sei, weil sie »mit den wirtschaftlichen und sozialen Bedin- 
gungen eines Arbeitslosen eine Zeitlang ganz gut zurecht« kommen (BMWi 1977). Der 
Diffamierung folgt auf dem Fuß die Tat, denn: »Im Interesse einer alsbaldigen Beendi- 
gung der Arbeitslosigkeit schw/det der Leistungsempfänger der Versichertengemeinschaft 
eine weitgehende Anpassung seiner Vermittlungswünsche und -vorstellungen an die Be- 
dürfnisse des Arbeitsmarktes« (BfA) - was konkret heißt: Mobilitätszwang, Dequalifika- 
tion, Lohneinbußen in praktisch unbegrenztem Ausmaß. Selbst wenn sich die »totale Mo- 
bilmachung« einstweilen noch nicht rein verwirklichen läßt - die diskriminatorische Ten- 
denz liegt auf der Hand, wird fiskalpolitisch flankiert (s.o.: Abbau von Umschulungsmög- 
lichkeiten) und schimmert auch da durch, wo die verlautbarte Absicht großzügig auf Inte- 
gration statt Selektion eingestimmt scheint. Besonders krass tritt diese Doppelbödigkeit an 
der Stelle zutage, die längerfristig das brisanteste Konfliktpotential aufbaut: bei den ar- 
beitslosen Jugendlichen. Soweit ihnen der »hilflose Sozialstaat« (Lenhardt) bildungspoli- 
_ tisch überhaupt hilft, diskriminiert er sie als unfähige Randexistenzen, wälzt die Kosten 
auf ihre Eltern ab und vermittelt ihnen bestenfalis jenes Qualifikationsminimum, das für 
den äußersten Rand des "funktionierenden Kerns’ gerade noch ausreicht und dort profita- 
bel eingesetzt werden kann. 
Fazit: Das ‘Modell Deutschland’ der intensiven Phase erzeugt aus seinen Funktionsbedin- 
gungen heraus neue Knappheiten, deren Verteilung geregelt werden muß: entweder mit- 
tels einer allgemeinen Umverteilung oder, in ‘spaltetischer’ Form, durch die se/efitve Bela- 
stung spezieller Opfer-Kategorien (Alte, Arbeitslose, Jugendliche etc.). Alle Anzeichen 
sprechen dafür, daß das diskriminatorische Bewältigungsmuster dominiert, weniger einer 
gezielten Benachteiligung wegen (die freilich auch vorkommt, wenn - wie im Falle der Ar- 
“ beitlosen pädagogische’ Effekte angestrebt sind); sondern weil die politisch-Skonomische 
Reproduktionsfähigkeit der Bundesrepublik auf den "gesunden Kern’ einer leistungsberei- 
ten, disziplinierten, also zufriedenen Arbeitsbevölkerung angewiesen ist, die ihrerseits - 
gewerkschaftlich organisiert - die re/ativen Privilegien zäh verteidigt. 
Politisch beherischt diese Tendenz zwei andere, die, der bürgerlich-kapitalistischen Verge- 
sellschaftungsweise “überzyklisch’ eingelagert, deren soziale Bilanz weiter eintrüben. Er- 
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stens wird routinemäßig ein respektabler Elendssockel mitgeschleppt, dessen Mitglieder so 
dicht am physisch-psychischen Existenzminimum dahinvegetieren, daß sie dem Staat als 
disponible Masse nicht mehr zur Verfügung stehen (Obdachlose, Trinker, Verwahtrloste). 
Zweitens ist das funktionsfähige ‘Zentrum’ durchaus kein sicherer Hort, in dem man sich 
wohnlich einrichten könnte - auch seine Mitglieder sind dem permanenten Druck des ka- 
pitalistischen Verwertungsbetriebs ausgesetzt und laufen Gefahr, schleichend in jene 
Grauzone gedrängt zu werden, wo die ‘Privilegien’ (etwa via Abgruppierungsschutz) 
künstlich gerettet oder (etwa mit stupider Fließbandarbeit) teuer erkauft werden müssen, 
so daß die Grenze zu den "Unterprivilegierten’ immer mehr verschwimmen kann. 


(9) Diskussion oder Repression: 
Bürgerpolitik - Umweltpolitik - Jugendpolitik 


Während es bisher weitgehend gelungen ist, die Umverteilung knapper Ressourcen zugun- 
sten funktionsloser Randgruppen soweit abzuwenden, daß das politisch-ökonomische 
‘Leistungszentrum’ keine Schäden davongetragen hat - Investitionsstopp, Arbeitsverwei- 
gerung, Loyalitätszerfall -, erwachsen ihm diese Gefahren immer deutlicher aus qualitati- 
ven, d.h. nicht (mehr) verhandlungsfähigen Belastungsmomenten bütgerlich-kapitalisti- 
scher Vergesellschaftung. In einem umfassenden Sinn hat die systemimmanent tealisierba- 
re ‘Lebensqualität’ an Attraktivität zuviel eingebüßt, um die fraglose Fo/gebereirschaft des 
bestandswichtigen Bevökerungsteils noch jederzeit garantieren zu können. Ihre Erosion be- 
schleunigt sich dort besonders, wo "überschüssige’ Gruppen - materielle Kostgänger, idel- 
le Abweichler - imstande sind, Alternativen vorzuführen und Koalitionen herzustellen. 
Da spätestens müssen die Systemrepräsentanten reagieren. 

Die Entfremdung vieler Bürger von ‘ihrem’ Staat , der eigentlich zuständigen Beschwer- 
deinstanz, hat sich natürlich nicht sofort als totale Abwendung niedergeschlagen, sondern 
in Form eines punktuellen, meist lokal beschränkten Protests: dafür sprechen allein schon 
Zahl und Spektrum der Bürgerinitiativen. Dennoch zeigt sie eine drinzipielle Seite: ver- 
stößt doch dieser Rückgriff auf direkte Basisaktionen gegen den Verhaltenskodex einer 
ganz für repräsentative Eliteentscheidungen ausgelegten Regierungsform. Andererseits 
agieren hier ‘normale’ Bürger, nicht irgendwelche ‘Extremisten’ - umstandslose Repression 
ist darum aus mehr denn rein taktischen Gründen keine akzeptable Strategie. Die amtliche 
Einstellung gegenüber solchen Bewegungen demonstriert so zunächst verständnisvolle Of- 
fenheit: 

»Für eine wachsende Zahl von Bürgern eröffnet sich in den Bürgerinitiativen eine Möglichkeit, von ih- 
nen als wichtig erkannte und empfundene Dinge zusammen mit anderen aktiv zu unterstützen und 
zu durchdenken... Es geht nicht darum, daß Bürgerinitiativen und ähnliche Zusammenschlüsse die 
Willensbildung in Parteien und Parlamenten ersetzen. Sie können sie aber ergänzen, beschleunigen - 
und zuweilen wohl auch den Politiker vor resignierendem Opportunismus oder phantasielosen Fort- 
schreibungen bewahren.« (Eppler 1978, S. 211 £.) 


Diese wohlwollend neutrale Haltung kennzeichnet den herrschenden Konsens - allerdings 
auch und gerade dort, wo die Grerzer der Toleranz angesprochen sind. Bürgerinitiativn 
wirken als »Ergänzung des vorpolitischen Raumes der repräsentativen Demokratie, dort, 
wo Verbände und Parteien nicht wirksam sein Aörnen« (Jäger 1978, S. 222). Das heißt: sie 
sind erstens Lückenbüßer, die nur in dem »Raum« legitimerweise Interessenvertretungen 
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übenehmen können, den das reguläre Institutionensystem zuvor geräumt hat, weil es aus 
seiner Verantwortung für komplexe »Lagen« heraus simple Bedürfnisse nicht genügend be- 
rücksichtigen kann. Zweitens gebührt ihnen ein Platz nur im »vorpolitischen« Feld; ihre 
Willensbildung ist mithin grundsätzlich dem politischen Entscheidungsprozeß subordi- 
niert, hat dessen Verfahren und Resultate zu respektieren, darf ihn in seiner Handlungsfä- 
higkeit nicht infrage stellen (Guggenberger 1978, S. 183): sie spielen »die Rolle eines 
Transmissionsriemens zwischen Bürger und Staat« in beiden Richtungen: »als Bedürfnis- 
vermittler vom Bürger zum Staat und umgekehrt als Vermittler eines kohärenten verständ- 
lichen Politikbildes« (Jäger 1978, S. 220). Kurz: Funktionalität und Legitimität ist den Bür- 
gerinitiativen nur solange eigen, wie ihre Aktivität »zur Stabilisierung und Revitalisierung 
der eıstartten repräsentativen Strukturen« beiträgt - den »Aufbruch zu neuen Ufern der 
identitären Willensbildung« haben sie sich gefälligst aus dem Kopf zu schlagen (Guggen- 
berger 1978, S. 186). Anders gesagt: Initiative ist schlicht ein funktionales Äquivalent zu 
aktiver Kapitulation - mithin internalisierte Repression und der offenen allein darin »über- 
legen«, daß sie reibungsloser geschieht. Brokdorf, Gorleben, Grohnde, Wyhl haben den 
»kleinen Unterschied« demonstriert. 

Gerade im Kontext dieser Kontroversen hat der Sektor: Umweltpolitik deutlich gemacht, 
was unter den Auspizien eines instrumentalisierten Dialogs die Diskussionsofferten des 
‘Systems’ tatsächlich wert sind. Auf der einen Seite der ‘Atomfilz’ (H. Brandt) aus Partei- 
und Gewerkschaftsmehrheiten, Wirtschaftsverbänden und Enetgieindustrie - darauf ein- 
geschworen, daß Umweltschutzbelange zwar angemessen zu berücksichtigen seien, daber 
keinesfalls den Ausschlag geben dürften, wenn Wirtschaftswachstum und internationale 
Konkurrenzfähigkeit auf dem Spiele stünden: »Auf den Ausbau der Kernenergie kann 
nicht verzichtet werden. Kernenergie bleibt zur Deckung des vorherrschenden Strombe- 
darfs unerläßlich. Ohne ihren Beitrag wäre es auch nicht möglich, die Energieträger so viel- 
fältig einzusetzen wie es im Interesse der Sicherung unserer Stromversorgung geboten ist« - 
in dieser Meinung stimmen alle Entscheidungsträger, wenn auch häufig hinter vieldeuti- 
gen Formelkompromissen verschanzt, mit dem Bundeskanzler überein (zit. nach Mez 
1978). Das Dilemma: breite Bevölkerungsschichten, durch allerlei Erfahrungen verschreckt 
und am verantwortlichen Sachverstand ihrer Repräsentanten irregeworden, weigern sich, 
den von oben verfügten Sachzwängen zu gehorchen: 

»In der Mehrheit sind es brave Bürger unseres Staates, die sich in Bürgerinitiativen zum Widerstand 
gegen Atomprojekte und darüber hinaus zur Bekämpfung von Ämterhochmut und Bürokratisierung 
des öffentlichen Lebens zusammengeschlossen haben. Sorge und Angst angesichts der immer noch 
unkalkulierbaren Gefahren der Atomkraft sowie das Aufbegehren gegen die Selbstherrlichkeit des 
Staates und seiner Instanzen gegenüber dem Einzelnen prägen die politischen Aktivitäten dieser Pro- 
testbewegung.« (Mainzer Allgemeine Zeitung; zit. nach Schumacher 1977) 


Ob dieser ehrbare Widerstand forschritts-, aber nicht a priori staatsfeindlicher 'Elemente’ 
reptessiv oder diskursiv gebrochen werden soll, erscheint dem ‘atom-industriellen Kom- 
plex’ als reine Frage effektiver Herrschaftsausübung. Ginge es nach ‘dem’ Kapital, wäre 
die Zeit reif, ‘mutig’ das Notwendige zu tun und ohne viel Federlesens den gesellschaftli- 
chen Konsens dafür zu formieren: der Worte sind genug gewechselt, wer den Taten immer 
noch nicht zustimmen will, der wird kompromißlos eliminiert (BDI 1979, S. 20). Die poli- 
tisch Verantwortlichen hingegen, über des souveränen Volkes Stimme nicht ähnlich hoch 
erhaben und schon aus nacktem Selbsterhaltungstrieb an breitestmöglicher Zustimmung 
interessiert, suchen den ‘Dialog’: »Parteien, Parlamente und Regierungen, fordert der da- 
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malige Forschungsminister Matthöfer, »sollten die Argumente der Bürgerinitiativen ernst- ' 
nehmen, sich mit ihnen auseinandersetzen und berechtigten Bedenken entsprechen ...« 
Welche Einwände »berechtigt« sein könnten - dies zu entscheiden darf freilich nicht in das 
Belieben der Bürger gestellt werden, weder ganz noch teilweise: »Im Interesse der Funk- 
tionsfähigkeit unseres Staates« und »unbeschadet des jedem einzelnen garantierten Rechts- 
wegs« haben sie pflichtschuldigst hinzunehmen, was die »demokratisch legitimierten zu- 
ständigen Institutionen« zu ihrem wohlverstandenen Besten bestimmen (Matthöfer; zit. 
nach Schluchter 1977, S. 91). Kurz und gut: Eine Diskussion anbieten, deren Argumente 
von einer Seite und - wie hier - nach vorgefaßten Beschlüssen gewogen werden sollen, 
heißt schlicht, mittels manipulativer (»meinungsbildender«) Techniken den Zeitpunkt des 
repressiven Durchgriffs hinausschieben - in der Hoffnung, so darum herumzukommen. 
Kaum mehr als eine Variante dieser Befriedungsstrategie läuft objektiv dort ab, wo die Kri- 
tik dem darteiinternen Dialog einverleibt und dann demonstrativ-regelgerecht begraben 
wird. 

Ein Staat, der seiner Bürger nicht mehr gewiß sein kann, muß erst recht damit leben, daß 
‘die’ Jugend sich ihm entfremdet: nicht umsonst sind »Legitimationsschwäche und Ju- 
gendbewegung« (Lübbe) ein Dauerthema geworden, das - angefangen mit den Studente- 
nunruhen bis hin zur spektakulären Terroraktion - die ‘politische Landschaft’ wie kein an- 
deres verändert hat. Diese Jugend, speziell ihr akademischer Teil, hält »die repräsentative 
Demokratie für eine Scheinveranstaltung« und findet - da stimmen auch die Unpoliti- 
schen, Unakademischen weitgehend zu - »das Leben in diesem Land ... für ziemlich 
‘beschissen’« (Sontheimer 1979, S. 97). Die Frage ist: Soll man ihrem »diffusen Verlangen 
nach Veränderung entgegenkommen, ihre Erwartungen weniger oft enttäuschen, ihre 
Besorgnis- und Bedrohungsempfindungen abbauen?« (ebenda, S. 97). Das konservative 
Lager ist strikt dagegen - denn so würde dem »ideologischen Aggressor« Legitimität konzi- 
diert, womöglich sogar die höhere (»kritisches Engagement«, »progtessive Intelligenz«, 
»Sauerteig«) - und wer darauf verfällt, „macht sich unfähig, seine eigene Legitimität zu ver- 
teidigen, und aus dem Repräsentanten dessen, was zu verteidigen gewesen wäre, werden 
Schießbudenfiguren« (Lübbe 1978, S. 25). Die strategische Konsequenz daraus: Der »Weg 
zur Integration der Jugend in unserer Gesellschaft« kann nicht »die Anpassung der Gesell- 
schaft an die neuen Bedürfnisse sein, sondern umgekehrt die Erziehung der Jugend zur 
Einsicht in gewisse Notwendigkeiten, die auch eine freie Gesellschaft nicht ignorieren kann 
und darf, wenn sie überleben will« (Sontheimer 1979, S. 98). Was mit denen geschehen 
soll, die sich nicht einfügen wollen, liegt auf der Hand und ist weithin Routine: Kriminel- 
le, egal ob politisch oder nicht, sind zu verwahren. Allerdings: falls die Abschreckungswir- 
kung nicht ausreicht, muß sich der Staat Gedanken darüber machen, wie er seinen Selbst- 
behauptungswillen noch wirksamer umsetzen kann. Schlußendlich dürfen auch »exempla- 
tische Hinrichtungen« kein Tabu sein, wenn es darum geht, Staatlichkeit zu demonstrieren 
(Leisner 1979, S. 78). 

An dieser Front freilich scheint die Spaltungstrategie den ‘herrschenden Block’ selbst zu 
spalten - ist doch jene Rede von der Selbstpreisgabe staatlicher Legitimität weniger vor- 
sorgliche Warnung denn Klage über grassierende Mißstände. Bis weit in die staatstragen- 
den Gruppen hinein und dicht an die Schalthebel politischer Macht heran reicht der Ein- 
fluß derer, die sich ‘progressiv’ verächtlich machen, weil sie den »ideologisch aggressiven 
Twens« (Lübbe) nicht klarzumachen wagen, daß über bestimmte Dinge rcAr diskutiert 
wird; und weil sie das nicht praktizieren wollen, was alleine weitere Kreise abhalten könn- 
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te, dem System die Gefolgschaft aufzukündigen: Law and Order. Ihre Alternative: Eine 
»neue politische Kultur des Dialogs, des einigungsfähigen Argumentierens« (Glotz 19792). 
Wo die ‘Rechten’ aus Angst vor geistiger Infektion alle Kontakte - es sei denn repressive - 
abzubrechen gedenken, wird hier den »Ausgeflippten« ein großherziges Diskussionsange- 
bot gemacht, getragen von der spekulativen Angst, das ‘Modell Deutschland’ könnte letz- 
ten Endes zu viele abspalten, um selbst noch lebensfähig zu sein, denn: »In Teilen der jun- 
gen Generation gibt es ein Bewußtsein, eine Art der Auseinandersetzung mit unserer In- 
dustriekultur, die zurzeit weder durch rechte noch durch linke Institutionspolitik erreicht 
werden kann« (Glotz) - Hunderttausende, die sich im Status quo nicht mehr ‘zu Hause’ 
fühlen, die zum geringeren Teil jene spektakulären Verabschiedungsformen des Psycho- 
Booms, der Jugendsekten oder Alternativszene, des Links- oder Rechtsextremismus wäh- 
len, meistens einfach in die innere Emigration gehen und das politische Schicksal »ihres« 
Staates aus der Distanz und ohne Engagement verfolgen. 

Darauf kommt es an: Die »ehrliche Diskussion« (Glotz) will keinesfalls etablierte Struktu- 
ren aufs Spiel setzen - im Gegenteil: auch ihre einzige Sorge ist, eine drohende Blockade 
zu verhindern. Repression kommt für sie als erste Wahl einfach deshalb nicht infrage, weil 
der Riß das eigene Lager dezimieren würde, »Einen weiteren Versuch« muß man deshalb 
wagen, um den Regierten ihre ‘Ängste’ zu nehmen und »einen wichtigen Teil der jungen 
Generation« dem eigenen Gesellschaftsprogramm wieder einzupassen (Glotz). Wer sich 
ihm verschließt, der freilich bleibt dann endgültig ‘draußen’, hat in diesem System seine 
Chancen vertan und wird entsprechend behandelt. 

Fazit: Das ‘Modell Deutschland’ setzt aus sich heraus kritische Tendenzen frei - von abso- 
luter Apathie bis hin zum tödlichen Terror -, die immanent, d.h. ohne Aufgabe seiner 
zentralen Elemente, nicht mehr aufzufangen sind. Zwischen beiden Positionen gibt es kei- 
ne Vermittlungsmöglichkeiten - wer sie suggeriert, hat dafür taktische Gründe und er- 
reicht bestenfalls jene Gruppen, deren Systemopposition von vornherein nicht. prinzipiel- 
ler Natur war. Deshalb ist nicht einmal ausgemacht, daß - aufs Ganze gesehen - das fried- 
fertige Diskussionsangebot mehr Seelen rettet als die martialische Repression - eine Zwi- 
schenphase ist sie sowieso nur. 


(10) Diskriminierung und Repression: 
die Entwicklungsperspektive des "Modells Deutschland’ 


Gesellschaftsspaltung via Diskriminierung und Repression bildet das Stützkorsett des 
‘Modells Deutschland’. Auf sie verzichten, hieße das ganze Modell aufs Spiel setzen - was 
keines der 'staatstragenden’ Lager wollen kann: Gleichgültig, ob sozial-liberal, oder kon- 
sefvativ-autoritär, politische Differenzen resultieren so nicht aus grundsätzlichen Alternati- 
ven, sondern verdanken sich strategischen Erwägungen begrenzter Reichweite: pariert die 
eigene Klientel nicht, empfehlen sich sorgsamere Behandlung, mehr Entgegenkommen 
und größere Langmut. Doch sind die Toleranzgrenzen der Öffnungsbereitschaft sehr eng 
gezogen, weil anders der ‘harte Kern’ abzubröckeln droht: durch zuviel Umverteilung wer- 
den Leistungsanreize abgebaut und Diskussionen, allzu nachgiebig geführt, verunsichern 
das gesunde Volksempfinden - was man sich angesichts eines kompromißlosen politischen 
Gegners schon gar nicht leisten will. 

Je näher dieser kritische Punkt rückt, desto fester schließen sich die Reihen: dafür spricht 
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das zusehends verengte Reaktionsspektrum in der Radikalenfrage ebenso wie die immer 
ungeduldiger erhobene Forderung nach Schluß der Kernenergie-Debatte. Vereinzelt wer- 
den zwar Skrupel laut - doch selbst wo sie ernstgemeint sind: der Zweifel findet wenig An- 
hänger - die (integrierten, gezielt entpolitisierten) ‘Massen’ können ihrer Meinung nach 
genug verlieren, um am Status quo zu hängen. Und wenn man jene 'Anderen’, Nicht-An- 
gepaßten schon eines harmlosen Konfettiregens wegen zum Teufel wünscht (Glotz 1979b), 
dann haben sich »die großen Streitfragen der achtziger Jahre« eh’ von selbst erledigt - für 
das ‘System’ wenigstens. 
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Sozialistische Studiengruppen (SOST) 
Eine linke Alternative zum gescheiterten "Modell Deutschland’ ? 


1. 


Die sozialistischen und kommunistischen Kräfte in der Bundesrepublik sehen sich mit ei- 
ner eigentümlichen Konstellation im politischen Raum konfrontiert. Auf der einen Seite 
steht die Drohung eines konservativen Sanierungsmodelis für Wirtschaft und Gesellschaft, 
das auf Einfrieren bzw. Kürzung aller Elemente des Soziallohns zielt, eine rigorose Stüt- 
zung von Leistung und Eigentum gegenüber sozialen Interessen betreibt, errungene Fort- 
schritte im Bildungswesen zugunsten traditioneller und rückschrittlicher Normen und 
Werte niederreißen will, und das den autoritären, repressiven Einsatz staatlicher Gewalt 
gegen oppositionelle Strömungen zweifelsfrei ankündigt. Auf der anderen Seite steht die 
Sozialdemokratie bzw. der hegemoniale Block sozialliberaler Strömungen mit einer bislang 
immer noch erfolgreichen Politik der Verteilung von Krisenlasten und der Mängelverwal- 
tung, aber ohne alternative Konzeption zur nachhaltigen Aktivierung des Wirtschafts- 
wachstums und zur Lösung der anwachsenden sozialen Probleme. Die Sozialdemokratie 
verfügt weder über eine Analyse der gegenwärtigen Situation noch über Entwicklungsper- 
spektiven der Gesellschaft jenseits der Hoffnung auf die Wirksamkeit der kapitalistischen 
Marktkräfte. Angesichts der Alternative: perspektiv- und alternativlose Fortsetzung sozial- 
liberaler Mängelverwaltung oder konservative Austeritätspolitik ohne Gesellschaftsrefor- 
men, sind die unabhängigen Linken in der BRD zur Selbstkritik herausgefordert und mehr 
und ınchr auf ihre eigene Kraft verwiesen. Die Frage ist, ob die sozialistischen und kom- 
munistischen Strömungen in einer Sammlungsbewegung eine eigenständige, alternative 
politische Konzeption erarbeiten können, die massenwirksam ist, d.h. die realistische kon- 
krete Vorschläge zur Reform gesellschaftlicher Strukturen und zur Lösung von Problemen 
einschließt. Die Frage ist, ob die Linken in der Herausbildung von Protestpotentialen unter 
der Jugend, unter der sozialdemokratisch hegemonisierten Gewerkschaftsbewegung und 
unter den ökologischen Kräften eine sozialistische Orientierung verankern und die Be- 
wußtseinsveränderungen in diesen sozialen Bewegungen mit Optionen für antikapitalisti- 
sche Veränderungen der Gesellschaftsstruktur verknüpfen können. 

Doch können die Linken sich selber darüber verständigen, daß nur durch eine selbständige 
- Entwicklung programmatischer Alternativen das politische Kräfteverhältnis aufgebrochen 
und eine gefährliche Zuspitzung der sozialen Auseinandersetzugen verhindert werden 
kann? Gegen die Option für eine eigenständige sozialistische Sammlungsbewegung mel- 
den Teile der Linken - auch unier weitgehender Zustimmung zur Analyse unserer Situa- 
tion - erhebliche Bedenken an. Das Erbe der Spaltung der Arbeiterbewegung sei in der 
Bundesrepublik die breite organisatorisch-politische Einheit der Arbeiterbewegung in Ge- 
stali der Einheitsgewerkschaft und de: großen sozialdemokratischen Partei. Selbst wenn die 
relative politische Einheit der Arbeiterbewegung unter sozialdemokratischem Vorzeichen 
stünde, sei die überwiegende Vertretung der Arbeiterbewegung in einer Partei eine Wert 
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für sich. Für eine sozialistische Option sei es zwar erfordrlich, schrittweise innerhalb der So- 
zialdemokratie eine Neuorientierung der Partei in Richtung auf konsequent fortschrittliche 
Politik zu bewirken. So langsam und umständlich dieser Prozeß auch verlaufe, er sei alle- 
mal realistischer und mit weniger Gefahren für die Einheit der Arbeiterbewegung verbun- 
den als jeder denkbare politisch-organisatorische Bruch mit der Sozialdemokratie. 

Wir halten die Erwartung einer Erneuerung der Sozialdemokratie aus eigener Kraft für un- 
realistisch. Für uns ist nicht die Existenz und das gleichberechtigte politische Wirken der 
Sozialdemokratie, wohl aber ihre hegemoniale, die Spaltung der Arbeiterbewegung fort- 
setzende Rolle ein Hindernis für eine Aktionseinheit alter politischen Strömungen der Ar- 
beiterbewegung unter den Bedingungen der 80er Jahre. Eine sozialistische Alternative da- 
gegen könnte die Blockade von Gesellschaftsreformen, die mit dem Scheitern des ‘Modell 
Deutschland’ entstanden ist, aufbrechen. Die folgende Analyse des "Modell Deutschland’ 
soll diese Argumente verdeutlichen! 


2. Restauration des Kapitalismus und die Krise 
der bürgerlichen Hegemonie 


Die Nachkriegsentwicklung der Bundesrepublik? und damit die Restauration der kapitali- 
stischen Produktionsweise in Westdeutschland ist durch eine beispiellose wirtschaftliche 
Prosperität gekennzeichnet, die den unionsgeführten bürgerlichen Regierungen einen sehr 
weiten Spielraum zur Förderung der Einkommens- und Lebensverhältnisse und für offensi- 
ve Sozialpolitik ließ. Diese Politik war außerordentlich erfolgreich; dennoch bricht Mitte 
der 60er Jahre der etablierte hegemoniale Block der bürgerlichen Kräfte auseinander und 
muß nach einer kurzen Zwischenperiode (Große Koalition) einem neu strukturierten Block 
sozialer Kräfte weichen, die sich unter die politische Hegemonie der Sozialdemokratie stel- 
len. Wie ist es zu dieser Umgruppierung im politischen Raum gekommen und welches Er- 
be hat die sozialdemokratische Hegemonie damals angetreten? 

Die CDU/CSU hat nach ihrer Gründung sich sehr rasch zur führenden Partei innerhalb 
des bürgerlichen Blocks entwickelt und fast alle - nach dem Krieg noch selbständigen - 
bürgerlichen politischen Strömungen assimiliert. Bereits 1957 gewinnt die CDU/CSU in 
allgemeinen Wahlen die absolute Mehrheit und koaliert mit der bürgerlich-liberalen (d.h. 
antiklerikalen) FDP. Der hegemoniale Block unter Führung der CDU/CSU erreichte und 
konsolidierte seine Macht und Festigkeit durch eine Restaurationspolitik, die a) in ihrer 
hauptsächlichen Stoßrichtung auf die Unterstützung der Marktkräfte, der Privatinitiative 
(Leistung) und der Eigentumsbildung zielte, b) gerade die besonders von Kriegsfolgelasten 
betroffenen Bevölkerungsteile materiell entschädigte und c) eine schrittweise materielle 
Besserstellung der Lohnabhängigen durch offensive sozialpolitische Maßnahmen betrieb. 
Daß dies alles zugleich möglich war, lag an der sehr günstigen Wirtschaftsentwicklung. Die 
ersten beiden Wirtschaftszyklen ın der Nachkriegszeit gehen mit Wachstumsraten des So- 
zialprodukts einher, die seitdem unübertroffen sind. Die immense Arbeitslosigkeit kann 
schrittweise abgebaut werden und die Erwerbsquote der Bevölkerung steigt. Die rasche Ka- 
pitalakkumulation und eine (von den Alliierten 1945 festgelegte) hohe Steuerlastquoted 
verschafften der Regierung viel Spielraum zum Eingriff in die Distributionsverhältnisse. 
Der Staat verfügte über einen ansehnlichen Teil des Primäreinkommens der Gesellschaft, 
den er umverteilen konnte, und er besaß große Möglichkeiten, mittels der Steuergesetzge- 
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bung großzügig zu subventionieren, ohne sofort größere Staatsschulden zu kumulieren. 
Auf dieser Basis wurden gravierende Veränderungen in der Sozialsiruktur entweder geför- 
dert oder ihre unangenehmen und nachteiligen Konsequenzen abgemildert, um in dem 
einen wie in dem anderen Fall die Integration der betroffenen Bevölkerungskreise zu un- 
terstützen. Erstens mußten 12 Mio. Flüchtlinge, Vezriebene, Umsiedler usw. integriert und 
aus ihrer z.T, oppositionellen politischen Haltung (BHE) gelöst werden. Zweitens mußte 
der beschleunigt stattfindende Ruin der traditionellen Mittelklassen (Bauern, Handwerker, 
Kleinhändler) durch gezielte Subvention des ‘Mittelstands’ so gemildert werden, daß anti- 
kapitalistische Tendenzen nicht entstehen, Die Strukturumwandlungen der landwirt- 
schaftlichen Betriebe insbesondere mußte gefördert werden. Schließlich warfen auch die 
Veränderung der Klassenverhältnisse bei den Losrabhängigen Probleme auf; der Anteil 
der lohnabhängigen Mittelklassen, insbesondere der beim Staat beschäftigten Angestellten 
und Beamten wächst kontinuierlich; der industrielle Sektor der Gesellschaft und damit die 
Zahl der produktiven Arbeiter werden erweitert, während zugleich der Anteil der von ih- 
nen miternährten Nechterwerbspersonen (Auszubildende, Rentner) steigt. Umstruktutie- 
rungen von Branchen und Arbeitsplätzen, Einkommensansprüche und Erwartungen an so- 
ziale Leistungen mußten erfüllt bzw. gewährleistet werden. 

Die Beseitigung der Kriegsfolgen, die materielle Eingliederung det Bevölkerung und eine 
Redistributionspolitik, die die Folgen der Veränderung der Klassenstruktur (Erwerbswech- 
sel, Deklassierung) abmilderte, geschah nicht gegen marktwirtschaftliche Gesetze, sondern 
stützte Eigentum, Leistung und Wettbewerb, Weil die Steuersätze ursprünglich sehr hoch 
angesetzt waren, konnten durch ausgefeilte Steuergesetze schrittweise mittlere und hohe 
Einkoinmen entlastet werden; mit Hilfe der Veränderung des Steuerrechts werden auch in- 
dustrielle Investitionen und Vermögenskonzentrationen gefördert; nicht in breiter Streu- 
ung, sondern gezielt werden auch Steuererleichterungen zugunsten niedriger Einkommen 
getroffen. Die staatlichen Transfermaßnahmen zielen vor allem darauf, die private Repro- 
duktion der Familien, also Einkommen und privaten Konsum, zu stabilisieren und zu ver- 
bessern, den Verlust von Eigentum und Vermögen durch den Krieg durch staatliche Zah- 
lungen zu kompensieren und die Bildung von Wohneigentum, Sparguthaben und Vermö- 
gen zu fördern. Vom Vertriebenengesetz über die verschiedenen Wohnungsbaugesetze, 
von den ‘Grünen Plänen’ für die Umstrukturierung der Landwirtschaft bis zu den Geset- 
zen zur Förderung von Vermögensbildung, lassen sich alle Strategien der CDU/CSU darin 
zusammenfassen, daß die Privatinitiative und die »Leistung« gestützt wurde, daß die Bil- 
dung von mehreren Einkommen und von Kleineigentum in den Familien gefördert wurde, 
und daß Klassen und Schichten Anteile an Vermögenseinkommen eireichen konnten, die 
ihnen bisher versperit waren. Zwar schuf die CDU/CSU mit dem Rentenversicherungsge- 
setz von 1957 und der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 1961 zwei noch heute maßgebli- 
che sozialpolitische Errungenschaften - insgesamt aber beruhte ihre Integrationspolitik 
nicht hauptsächlich auf der Ausweitung von Elementen des Sozialiohns und der Schaffung 
vermehrter sozialer Dienstleistungen, sondern war dagegen direkt auf die Etablierung der 
Marktgesetze (Leistung, Primäreinkommen, Vermögen) gerichtet. »Seit den fünfziger Jah- 
ten geht eine konservativ orientierte Sozialpolitik von der Grundannahme aus, daß bei 
wirtschaftlichem Wachstum der Badarf an sozialen Leistungen ständig abnehmen und der 
einzelne in zunehmendem Maße dutch ‘Selbstvorsorge’ die Verantwortung für die Risiken 
des Daseins übernehmen könne.s«?* Die steuerlichen Subventionspolitiken für Problem- 
gruppen und auch die staatlich beeinflußte Wohnungsbaupolitik war durchgängig darauf 
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angelegt, wieder überflüssig zu werden und einem ‘freien’ Funktionieren des Marktes 
Platz zu machen. 

Diese Politik war in den 50er und Anfang der 60er Jahren in der Lage, auch diejenigen In- 
teressen zu repräsentieren, die von der starken Veränderung der Sozialstruktur nach dem 
Krieg betroffen waren. Eistens verzeichnen wir in diesen Jahren einen Schrumpfungspro- 
zeß der traditionellen Mittelklassen, d.h. der kleinen Selbständigen in Landwirtschaft, Ge- 
werbe und Dienstleistungen. Dieser Schrumpfungsprozeß beschleunigt sich noch in den 
60er Jahren; ein Viertel der vorhandenen selbständigen Existenzen auf Basis von Kleinei- 
gentum werden in diesem Jahrzehnt ruiniert. Zweitens kehrten Millionen von Flüchtlingen 
und Vertriebenen und Heimkehrern in die Bundesrepublik zurück, die zumeist nicht nur 
ihre Wohnung und ihren Lebensumkreis, sondern auch ihren erlernten Beruf und soziale 
Stellung verloren hatten. Drittens strömten vor allem in den 60er Jahren, bedingt durch 
den schrittweisen Ausbau des Öffentlichen Dienstes und durch den Aufbau und die Ent- 
wicklung des gegliederten Bildungswesens, wachsende Teile der Bevölkerung - vor allem 
vorher Nichterwerbstätige - in Ausbildungs- bzw. Erwerbsplätze, die vom Staat finanziert 
wurden, gute Arbeitsplatzsicherheit boten und sozialen Aufstieg ermöglichen sollten; auch 
diese Veränderung der Sozialstruktur wurde ausgangs der 60er Jahre noch beschleunigt.? 
Die Politik der CDU/CSU fiel in eine lange Periode wirschaftlicher Prosperität mit von 
Wirtschaftszyklus zu Wirtschaftszyklus beschleunigt wachsendem Sozialprodukt, an dem 
breite Teile der Bevölkerung mit einer relativ raschen Verbesserung ihrer Einkommens-und 
Lebensverhältnisse partizipierten.** Vor diesem Hintergrund unterstützte die CDU/CSU- 
Politik die Veränderung der sozialen Stellung bestimmter Teile der Bevölkerung, vermied 
oder linderte individuelle Notlagen und Erscheinungen krasser Deklassierung, und band 
so schrittweise, aber schließlich zum überwiegenden Teil die heterogenen Interessen der 
betroffenen Bevölkerungsschichten in ihren hegemonialen Block ein. Die Veränderungen 
in der Klassenstruktur mußten sich aber im Laufe der Zeit für die CDU/CSU und für den 
Koalitionspartner FDP als Änderung in den Bedingungen ihrer politischen Wirksamkeit 
geltend machen. Beide Parteien, CDU/CSU wie auch damals die FDP, hatten ihre tradi- 
tionelle soziale Basis auch in den Klassen, die nun einem beschleunigten Ruinierungspro- 
zeß unterworfen wurden; der Schrumpfungsprozeß der traditionellen Mittelklassen verrin- 
gerte deshalb gleichzeitig den Raum für zwei Parteien; die FDP, damals vor allem Reprä- 
sentant der protestantischen kleinen und mittelständischen Existenzen, stand zuerst und 
am deutlichsten vor dem Erosionsprozeß ihrer angestammiten sozialen Basis. Aber auch für 
die CDU/CSU lief die Fortsetzung ihrer Politik auf eine Zerrüttung ihres hegemonialen 
Einflusses hinaus. Je besser und reibungsloser es in der Vergangenheit gelungen war, die 
Umwälzungen in der Klassenstruktur unter Kontrolle zu halten, umso eher waren die neu- 
gebildeten Schichten und Klassenabteilungen nun in der Lage, ausgehend von ihren neu- 
en oder veränderten Arbeits- und Lebensverhältnissen Bedürfnisse zu entwickeln und An- 
sprüche an staatliche Politik zu stellen. Je mehr sich das Lohneinkommen und damit der 
Lebensstandard der Lohnabhängigen verbesserte, Arbeitslosigkeit und soziale Unsicherheit 
vermindert wurden, Freizeit und Erholung zunahmen, umso rascher entstanden soziale In- 
teressen und Bedürfnisse, die sich nicht nur auf Arbeit und Einkommen, sondern auch auf 
den privaten Lebensraum und die soziale Sicherung außerhalb der Arbeit bezogen. Die 
CDU/CSU lief mit der Fortsetzung ihrer Erfolgspolitik Gefahr, einerseits einen Teil der 
Klientel zu verlieren, die am meisten von ihr profitiert hatten, und zwar deshalb, weil sie 
die weitergehenden Interessen und Bedürfnisse dieser Schichten nicht erkannte und mit 
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der allein auf Marktkräfte und Leistung gerichteten Konzeption auch nicht befriedigen 
konnte. Andererseits entwickelten sich gesamtgesellschaftlich im privaten Bereich, in den 
öffentlichen Diensten und in den sozialen Institutionen zu lösende Probleme und zu be- 
seitigende Mängel, für die eine staatliche Steuerung, ein Programm benötigt wurde. 
Hinzu trat, daß die CDU/CSU zu keinem Zeitpunkt eine Politik der Veränderung von 
sozialen Antagonismen betrieben, sondern bewußt die Reproduktion der sozialen Un- 
gleichheit in Kauf genommen hat. Eine Verschiechterung der ökonomischen Situation der 
Bundesrepublik mußte eine Abkehr von dieser Politik in Gang setzen. Vor allem aber ver- 
kannten die Konservativen das Ausmaß der Entwicklung ven neuen Bedürfnissen, die sich 
nit der Beseitigung der Kriegsfolgen, mit der Stabilisierung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse und mit der Veränderung in der Klassenstruktur ergab.’ Mit dem Anwachsen der 
nichterwerbstätigen Bevölkerung entwickelten sich auch quantitativ die Bedürfnisse der 
Heranwachsenden und der älteren Bevölkerung, ganz zu schweigen von den qualitativ wei- 
tereniwickelten sozialen Bedürfnissen, die mit der sichtbaren Vergrößerung des gesell- 
schaftlichen Wohlstands geltend gemacht werden. Es steigen die Ansprüche an die Mög- 
lichkeiten der Aus- und Fortbildung der Lohnabhängigen und damit an institutionelle 
Gelegenheiten zum sozialen Aufstieg. Verschiebungen im Verhältnis von Arbeits- und 
Nichtarbeitsbereich, die Freizeit des Lohnabhängigen, die er nicht mehr nur zum Aus- 
gleich seiner Eischöpfung oder für zusätzliche Erwerbstätigkeit zur Stabilisierung des 
Haushaltseinkommens verwenden muß, wecken Bedürfnisse, die über die Erweiterung des 
privaten Konsums hinausgehen und soziale Einrichtungen mit Freizeitwert erforderlich 
machen. Auch der Mangel von anderen Institutionen des sozialen Konsums und Elemen- 
ten des Soziallohns im Gesundheitswesen und in der Familienpolitik werden immer deut- 
licher. Schließlich erweitern sich auch die Bedürfnisse, mehr und besser als bislang am 
kulturellen und wissenschaftlichen Reichtum der Geselschaft teilzunehmen. Der »Bil- 
dungshunger« von sozial schlechter gestellten Teilen der Lohnabhängigen einerseits, die 
Erwartungen der Kulturschaffenden, der Erzieher, Wissenschaftler usw. andererseits erfor- 
dern die Bereitstellung von materiellen Ressourcen, die Schaffung von gesellschaftlichen 
Bedingungen für intensivere wissenschaftliche oder kulturelle Aktivitäten. 

Das Konzept der CDU/CSU unterschätzte das Gewicht und den Effekt der Veränderun- 
gen in der Sozialstruktur, das Entstehen neuer Bedürfnisse auf der Grundlage relativer 
ökonomischer Stabilität und die Sprengkraft der sozialen Antagonismen, die durch die auf 
Leistung und Marktkräfte ausgerichtete Politik noch befördert wurden. Die Politik des 
Steuerverzichts zugunsten der Redistribution von Einkommen für mittlere und gut verdie- 
nende Einkommensempfänger reduzierte außerdem schrittweise die Ressoutcen, die für 
eine Lösung der Probleme erforderlich sind; eine Verschlechterung der ökonomischen Si- 
tuation der BRD konnte so rasch zum Anlaß werden, die Realitätsuntüchtigkeit des konser- 
vativen Konzepts augenscheinlich zu machen. Dies ist 1966/67 der Fall. 

Die Krise der Hegemonie wird dadurch ausgelöst, daß der Konsens der unterschiedlichen 
sozialen Gruppierungen bricht, weil die CDU/CSU bestimmte Interessen in ihrem politi- 
schen Kononzept nicht mehr repräsentieren und binden kann. Bereits in der Bundestags- 
wahl von 1965 wandern vor allem Angestellte und Beamte von der FDP, dann auch von 
der CDU/CSU ins Lager der Sozialdemokratie, größere Teile der Klientel unter dem 
‘neuen Mittelstand’ folgen. In der nach der Großen Koalition folgenden Polarisierung der 
Politik zwischen SPD und CDU/CSU setzt sich auch in bisher eher konservativen Bevölke- 
rungskreisen eine größere Reformbereitschaft durch. Die SPD hat zu dieser Zeit ein Kon- 
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zept, um die aus dem alten hegemonialen Block bröckelnden Bevölkerungsschichten in ih- 
ren neuen sozialen Block einzubinden. . 

Fazit: Der soziale Block bürgerlicher Kräfte unter Hegemonie der CDU/CSU bricht trotz 
nach wie vor günstiger ökonomischer Entwicklung auseinander, weil FDP und CDU/CSU 
ım Zuge der Veränderung der Klassenstruktur eine Verengung ihrer traditionellen sozialen 
Basis hinnehmen müssen und weil beide Parteien die durch ihre Politik gestützte Entwick- 
lung der Bedürfnisse nicht mehr politisch einbinden können. Das Konzept der christlichen 
Union berubte und erschöpfte sich im Prinzip der Subsidiarität - »Hilfe zur Selbsthilfee; 
damit waren die aufgelaufenen Probleme nicht zu bewältigen. Die Bedürfnisse aufgrund 
des gewachsenen Lebensstandards der Lohnabhängigen, der Verschiebung in der privaten 
Reproduktion (Nichtarbeit, Freizeit), die Differenzierung des geselischaftlichen Arbeits- 
körpers und die Interessen im Bildungsbereich (z.B. Hochschulreform) und im Sektor der 
sozialen Sicherung (z.B. Ausbau des Gesundheitswesens) werden von der politischen 
Orientierung des konservativen Blocks nicht mehr abgedeckt. Die Politik.von »Leistung 
und Marktkräften« statt »Soziallohn« ist am Ende. 


3. Das Modell Deutschland der SPD® 


Der mangelnde Ausbau der sozialen Leistungen und die Unfähigkeit einer programmati- 
schen Veränderung der Politik führte zu einer ideologischen Krise der alten Hegemonie, 
vor allem in den Schichten der Mittelklassen. Die SPD bot ein Programm zur Lösung offe- 
ner ökonomischer und sozialer Probleme an: Ausbau des sozialen Konsums, mehr soziale 
Gerechtigkeit, Berücksichtigung von Arbeitnehrnerinteressen in der staatlichen Konjunk- 
turpolitik, eine realistischere Außenpolitik und eine Finanzierung von öffentlichen Vorha- 
ben, die von kräftigen Wachstumsraten des Sozialprodukts ausging. Dieses Konzept war 
verbunden mit dem vorläufigen Abschluß eines Anpassungsprozesses der SPD an die Poli- 
tik der prinzipiellen Stützung des kapitalistischen Gesellschaftssystems, der mit dem Go- 
desberger Parteitag zur mehrheitlichen Parteilinie wurde. Das Programm der Sozialdemo- 
kratie lautete nun: Wir stellen uns unter das Dach der sozialen Marktwirtschaft und verfol- 
gen die gleichen gesellschaftlichen Ziele wie die bürgerlichen Kräfte; aber wir können bes- 
ser regieren, weil wir ein Programm zur Veränderung gewachsener Gesellschaftsstrukturen 
haben und Reformen konzipieren. Voraussetzung für den Wechsel der Hegemcnie war ne- 
ben dem Anpassungsprozeß und dem Programm der Sozialdemokratie die erfolgreiche 
Umstrukturierung der Wählerbasis der FDP; die FDP hatte durch Betonung der Notwen- 
digkeit von Reformen im Bildungswesen, von Modernisierung in der sozialen Infrastruktur 
und im öffentlichen Dienst von der Erweiterung der Qualifikationsmöglichkeiten für Lei- 
stungswillige, ihre soziale Klientel umgruppieren können. Vor allem höherqualifizierte 
Angestellte und Beamte, also besser bezahlte Teile der neuen Mittelklassen, bildeten nun 
die hautpsächliche soziale Basis der Freien Demokraten. Mit Ausnahme des Bildungswe- 
sens dominierte aber in dem neugebildeten hegemonialen Block das sozialdemokratische 
Reformkonzept. Wie sah ihre Reformpolitik unter dem Dach der sozialen Marktwirtschaft 
aus und warum war sie nach etwas mehr als einem halben Jahrzehnt zu Ende? 
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3.1. Reformen 


Das Programm der Sozialdemokratie, das sie mit dem Koalitionspartner FDP weitgehend 
verwirklichen wollte, lautete: wenn in den ökonomischen Beziehungen der Gesellschaft die 
Lohnabhängigen gegenüber der Macht des Kapitals beständig soziale Ungleichheit, Unge- 
rechtigkeit und Benachteiligung erfahren, so handelt es sich um einen zu beseitigenden 
Widerspruch zu den verfassungsmäßig garantierten Prinzipien der politischen Demokratie. 
Den Staatsbürgerrechten des einzelnen - Freiheit, Gleichheit, das Recht auf Eigentum und 
Menschenwürde - muß in den ökonomischen und sozialen Lebensverhältnissen, wo sie 
weitgehend noch keine Anwendung finden, zum Sieg verholfen werden. Das Ziel ist die 
Etablierung und Verwirklichung der politischen Demokratie für alle Lebensbereiche, das 
Mittel ist die Regierunggewalt. Reformierung an den Gliedern des bürgerlichen Systems, 
mehr Dermnokratie für alle Lebensbereiche, Solidarität, d.h. sozialen Schutz für Kranke, 
Schwache, Benachteiligte, Randgruppen etc. heißen die zentralen Programmpunkte. 

Die Umsetzuäg dieses Programms in ein Reformprogramm bis zu dem Jahr 1974 enthielt 
tatsächlich mehr als nur bloße Einkommensumverteilungsmaßnahmen. Vor dem Hinter- 
grund massiver Steigerung der Mehrwert- und Piofitraten, des entschiedenen Kampfes der 
Gewerkschaften für eine verbesserte Verteilungsrelation zwischen Lohn und Profit (der 
durch die günstige Konjunkturlage eifolgreich verläuft), werden sozialpolitische Maßnah- 
men gesetzlich verankert bzw. durch Tarifvertrag fixiert, die zusammengenommen einen 
erheblichen Ausbau des Soziallohns, eine Ausgestaltung der sozialen Diestleistungen und 
eine Verbesserung der sozialen Sicherheit darstellen. Im Zentrum der Reformmaßnahmen 
stehesi Reformen des Rentensystems und der Krankenveisicherung, Schutzgesetze für spe- 
zifisch marginalisierte Bevölkerungsgruppen (Jugend, Schwerbehinderte, Unfallskranke 
usw.), der Ausbau des Kindertagesstätten-, Schul- und Bildungswesens und schließlich 
auch Ansätze zur Reform der industriellen Beziehungen (Maschinenschutz, Arbeitssicher- 
heit, Humanisierungsdiskussion). Zum Gesamtkomplex der inneren Reformen tritt eine 
schrittweise Entkrampfung des außenpolitischen Verhältnisses mit den sozialistischen Län- 
dern und eine ‘'Normalisierung’ des bis dahin kräftigen Antikommunismus. Der schritt- 
weise Wandel duıch außenpolitische Annäherung unterstützt zugleich das innenpolitische 
Reformklima. Der Schwerpunkt der Reformpolitik der sozialliberalen Koalition lag aber 
eindeutig auf dem Feld der Sozialpolitik; und hier nicht in den später so begehrten wie ra- 
ren 'kostenneutralen’ Reformen, sondern in tatsächlichen materiellen Veränderungen auf 
dem Gebiet des Soziallohns und der sozialen Dienstleistungen. In direkter Absicht oder als 
mittelbare Folge von Reformmaßnahmen wurden Anlagen und Institutionen in denjeni- 
gen (unptoduktiven) Sektoren der Gesellschaft erweitert, die für ihren Unterhalt die Pro- 
duktion des materiellen Reichtums voraussetzen (z.B. alle staatlichen Dienstleistungen); 
auch der dort beschäftigte Personalbestand (z.B. Krankenschwestern) wurde ausgedehnt. 
Schließlich ırug die Reformpolitik auch mittelfristig zur Veränderung der Sozialstruktur 
der Gesellschaft bei, und zwar auch abgesehen von dem im öffentlichen Dienst beschäftig- 
ten Personal: die relative Zahl der in Schule oder Ausbildung befindlichen Personen im 
Vergleich zu den Erwerbstätigen wächst ebenso wie der Teil der älteren Generation, der 
aufgrund von Verbesserungen des Rentensystems (flexible Altersgrenze z.B.) längere Zeit 
im Alter von der Rentenrevenue leben kann, Durch den personellen Ausbau des öffentli- 
chen Dienstes, dusch die Erweiterungen des Bildungssystems und den Ausbau des Systerns 
der sozialen Sicherung kommt es insgesamt zu einer bedeutenden Ausdehnung des unpro- 
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duktiven Sektors der Gesellschaft und einer Gewichtsverlagerung der sozialen Entwicklung 
auf abgeleitete, außerhalb der Kernstrukturen der Produktion und der Primäreirikommen 
liegende Lebensverhältnisse der Bevölkerung. Das veränderte Klima in der Innenpolitik, 
Ansätze zur Kulturreform und bildungspolitische Fortschritte tragen neben mehr Freizeit 
und größerem Einkommen auch zum Wachstum des Anteils der Lohnabhängigen an im- 
materiellen Produkten und Aktivitäten bei. 

Ein geplanter Zusammenhang zwischen der Ausdehnung dieser Gesellschaftssekteren und 
der Entwicklung der produktiven Basis der Gesellschaft, oder eine Abstimmung der ver- 
schiedenen sektoralen Reformen aufeinander erfolgt genausowenig wie eine politische 
Wertung und zielgerichtete Prioritätenfestlegung der heterogenen Interessen einzelner so- 
zialer Gruppen. Die Reformen folgen auf gut Glück der ökonomischen Prosperität, es sind 
spontane Reaktionen auf gesellschaftliche Veränderungen, und die unterschiedlichen Ein- 
zelinteressen werden im Wege des korporativen Kompromisses, d.h. der Befriedigung aller 
Interessen nach Maßgabe des finanziellen Spielraums, ausgeglichen. 


3.2. Modell Deutschland 


Der Terminus “Modell Deutschland’ wurde von der SPD für den Wahlkampf 1972 als zx- 
sammenjassende Formel ihres Regierungs- und Reformprogramms entwickelt. Die Formel 
‘Modell Deutschland’ war deshalb kein bioßer Wahislogan; die SPD versuchte vielmehr, in 
Schweden und Großbritannien entwickelte politische Strategien der dortigen sozialdemo- 
kratischen Parteien für den Ausbau des “Wohlfahrtsstaais’ in der Bundesrepublik anzu- 
wenden. Die SPD war die /erzte der großen europäischen sozialdemokratischen Parteien, 
die den Versuch machte, ein Reformprogramm für mehr soziale Gerechtigkeit in der Ge- 
sellschaft innerhalb kapitalistischer Logik zu verwirklichen. 

Es hat - wie oben gezeigt - zweifelsohne auch bis zum Ende der 60er Jahre in der Bundes- 
tepublik eine soziale Entwicklung gegeben, und die Nachkriegsentwicklung Westdeutsch- 
lands ist spezifisch gegenüber der der anderen europäischen Länder. Aber es wäre unange- 
messen, das Konzept der Unionsparteien bis Ende der 60er Jahre, weil es ebenfalls einige 
Jahre erfolgreich war, auch unter die Formel des ‘Modell Deutschland’ zu subsumieren. 
Das Reformkonzept der Sozialdemokratie beruhte nämlich auf drei charakteristischen Säu- 
len: Erstens wurde die Regierungspolitik an die Voraussetzung stetigen Wirtschaftswach- 
stums und schrittweiser Erhöhung der Staatsquote - des Anteils der Staatseinnahmen am 
geschaffenen Reichtum - geknüpft. Im ‘'Langzeitprogramm’, dem Entwurf einer program- 
matischen Grundlage der Regierungpolitik für das kommende Jahrzehnt, ging die Partei 
von einem Wirtschaftwachstum zwischen 1970 und 1985 von 4,0 bis 5.5% aus und von ei- 
ner schrittweisen Erhöhung des Staatsanteils von 28 auf 34 %. Zweitens wurde die Befrie- 
digung von einzelnen sozialen Interessen und die Verwirklichung von Reformzielen vorge- 
sehen, ohne daß ein Gesamtplan der Veränderung in den jeweiligen gesellschaftlichen Be- 
reichen, eine Abstimmung der Reformen untereinander erfolgte. Die Regierungspolitik 
ging von der Prämisse aus, daß Reformen und soziale Interessen dann und in der Reihen- 
folge befriedigt werden können, wie sie geltend gemacht werden und Geld zu ihrer Fina- 
zierung vorhanden ist. Die nach Maßgabe der Finanzierungsmöglichkeiten sich ergebende 
korporative Zersplitterung der Reformziele, die mehr zufällige, ohne inneren geplanten 
Zusammenhang erfolgende Befriedigung von Einzel- oder Gruppeninteressen, war von 
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vornherein primäres Funktionsprinzip der sozialdemokratischen Reformpolitik. Drittes 
Kennzeichen des sozialdemokratischen Reformmodells ist es, daß es nicht mit einer Vor- 
stellung von der Neustrukturierung der Produktionssphäre der Gesellschaft verbunden ist, 
sondern Reformen im Verteilungssystem und in abgeleiteten Gesellschaftssphären zum 
Ziel hat. Die sozialdemokratischen Programme zur technologischen Modernisierung und 
zur Umstrukturierung von industriellen Sektoren und Branchen waren Subventionskon- 
zepte für gefährdete marktwirtschaftliche Bereiche zur Stützung ihrer Wettbewerbskraft; 
sie hatten mit der Veränderung der sozialen Strukturen der Produktion nichts im Sinn. Die 
angepeilten sozialen Reformen im Verteilungssystem zielen zwar auf die Abschaffung so- 
zialer Ungleichheit und die Verwirklichung größerer sozialer Gerechtigkeit, sind aber be- 
wußt nicht auf Veränderungen der Produktionsverhältnisse bezogen; die Beseitigung des 
sozialen Antagonismus innerhalb des Produktionssystems der Gesellschaft ist nicht Be- 
standteil sozialdemokratischer Regierungspolitik. 

Die Erwartung der Sozialdemokratie, am Ende der 60er/ Anfang der 70er Jahre in eine Pe- 
tiode konsolidierten ökonomischen Wachstums einzutreten, entsprach dem Augenschein 
und wurde auch von kritischeren Beobachtern geteilt. Die Bundesrepublik hatte 1967 ei- 
nen scharfen rezessiven Einbruch der Konjunktur erlebt, der eine plötzliche Arbeitslosig- 
keit in Millionenhöhe zur Folge hatte. Der folgende Wirtschaftsaufschwung bis 1974 über- 
traf alle Erwartungen und fegte die aufgetretenen sozialen Probleme rasch hinweg. Der 
normale zyklische Abschwung und Übergang in den nächsten Zyklus 1971/72 war für die 
Bundesrepublik derart gering ausgeprägt, daß selbst unter Marxisten zweifelhaft war, ob 
man nicht von 1967 bis über 1971/72 hinaus einen »Superboom« erlebte, der es fast sicher 
erscheinen ließ, daß die Bundesrepublik von gedrückteren Erwartungen auf dem Welt- 
markt und von tiefen zyklischen Einschnitten der Konjunktur der anderen kapitalistischen 
Hauptländer verschont bleibt. Nicht nur der Sozialdemokratie erschien es plausibel, daß 
die Bundesrepublik in eine neuerliche Phase ökonomischer Prosperität eingetreten sei. Vor 
diesem Hintergrund war das sozialdemokratische Konzept, mittels einer - durch das 
Wirtschaftswachstum möglich gewordenen - kontinuierlichen Steigerung des Staatsan- 
teils am Bruttosozialprodukt nach und nach gesellschaftliche Reformen zu finanzieren, 
durchaus realistisch. Solange diese Voraussetzungen gegeben waren, konnte es einer auf 
soziale Reform programmatisch festgelegten Regierung gelingen, auch kostspielige Verän- 
derungen von sozialen Verhältnissen anzupacken, ohne mit dem markiwirtschaftlichen 
Sektor in Konflikt zu kommen; die Liste der unter Führung der Sozialdemokratie begon- 
nen Reformen ist auch ganz beachtlich und hat zweifelsohne zur Verbesserung der sozialen 
Lage einer breiten Mehrheit der Lohnabhängigen geführt. 

Aber die Erwartungen, das ‘Modell Deutschland’ konsolidieren zu können, waren auf 
Sand gebaut. Erstens, weil die ökonomische Position der BRD auf dem Weltmarkt zwar in 
dieser Periode (5. Zyklus 1967-71 und 6. Zyklus 1971-75) noch relativ stabil war, aber der 
Wirtschaftsaufschwung doch verdeckte, daß die Voraussetzungen der Prosperität in den 
50er und 60er Jahren unwiederbringlich vorbei waren. Dem für die kapitalistische Produk- 
tionsweise kennzeichnenden tendenziellen Fall der Profitrate kann durch beschleunigte 
Akkumulation des gesellschaftlichen Gesamtkapitals entgegengewirkt werden, so daß die 
Masse des produzierten Mehrwerts den vetschlechterten Verwertungsgrad kompensieren 
kann. Mit Beginn der 70er Jahre wachsen die Antagonismen der Distributionssphäre und 
die Disproportionen in der Produktion des Mehrwerts derart an, daß das Wachstum in der 
Akkumulation des gesellschaftlichen Gesamtkapitals nicht mehr wie bisher größer ist als 
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die Progression, mit der die Durchschnittsprofitrate fällt. 
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Abbildung: Maßbestimmungen der Verwertung 


Quelle: SOST, Wirtschaftskrise und sozialistische Alternativen, Hamburg 1979, $. 26 


Der Akkumulationstyp der Prosperitätsphase in der Bundesrepublik weicht also schrittwei- 
se den Bedingungen, die die Überakkumulation von Kapital kennzeichnen: der vorhande- 
ne industrielle Verwertungsgrad reicht nicht aus, um alle vorhandenen Kapazitäten in der 
Industrie auszunutzen, während umgekehrt Arbeitskräfte freigesetzt werden bzw. brach- 
liegen. Das Modell Deutschland, auf scheinbar sicherem Fels gegründet, stand auf sinken- 
dem und erodierendem Untergrund. Zweitens warf die Art und Weise sozialdemokrati- 
scher Reformpolitik, selbst abgesehen von der ökonomischen Grundlage, schwerwiegende 
Probleme auf. Der Mangel an Planung und Koordinierung der Reformen in einzelnen Sek- 
toren der Gesellschaft, die korporative Zersplittenung der auf soziale Veränderung zielen- 
den Interessen, mußte über kurz oder lang zu Disproportionen zwischen den betroffenen 
Interessen bzw. gesellschaftlichen Bereichen führen und zu einer Veränderung des Ver- 
hältnisses zwischen dem gesellschaftlichen System der Produktion und den abgeleiteten, 
sekundären gesellschaftlichen Bereichen, das nicht vorhergeschen und in seinen Konse- 
quenzen deshalb nicht beherrscht war. Die Politik des Reformierens unterschiedlicher so- 
zialer Strukturen ‘auf gut Glück’ brachte Ungleichgewichte hervor, deren Beherrschung 
wiederum zu riesigen Anstrengungen nötigte, die mehr den Charakter hastiger Reaktion 
hatten und deren Wirkung zweifelhaft blieb (Beispiel: Reform des Gesundheitswesens/ 
Krankenhausreform). 

Das sozialdemokratische Reformkonzept, das als Modell Deutschland zusammengefaßt 
wurde, war deshalb wegen seines korporativen Charakters und wegen seines fehlenden 


Eine linke Alternative 73 


Rückbezugs zu den Produktionsverhältnissen schon zu dem Zeitpunkt perspektivlos, als 
die Rechnung mit dem wachsenden Staatsanteil noch aufging und Reformerfolge möglich 
waren. Die Fortsetzung der sozialdemokratischen Korzeptior war dann mit dem Ausbruch 
der veränderten Akkumulationsbedingungen des westdeutschen Kapitals 1974/75 vollends 
unmöglich geworden. Das ‘Modell Deutschland’ war damit definitiv zu Ende, weil das 
Programm, als dessen Etikett es fungierte, praktisch und ideologisch zusammengebrochen 
war.’ Aus demselben Grund hat es und wird es kein an das deutsche Vorbild gelehntes 
‘Modell Spanien’ u.ä. geben, solange die exzeptionellen Bedingungen der ökonomischen 
Situation der Bundesrepublik Anfang der 70er Jahre passe sind. Wer das ‘Modell Deutsch- 
land’ übertragen wollte, müßte ein abgeschlossenes Stück Geschichte auf fremdem Terrain 
zu neuem Leben erwecken wollen. 

So ist das Modell Deutschland und sein Niedergang anders zu betrachten als in der Per- 
spektive einer das westdeutsche »Exportmodelk (Esser u.a.) stützenden »Gesellschaftsfor- 
mation«. Die lange Phase ökonomischer Prosperität, die für einige entwickelte kapitalisti- 
sche Länder galt, muß erklärt werden können - was wir hier nicht beanspruchen. Aber mit 
dem definitiven Ende günstiger Akkumulationsverhältnisse der wichtigsten Nationalkapi- 
tale einschließlich der BRD ist nicht nur der spontanen Reformpolitik der Sozialdemokratie 
der Boden unter den Füßen entzogen; das Ende des “Modell Deutschland’ korrespondiert 
mit Verschiebungen in der politischen Konstellation der BRD, mit Brüchen bisheriger po- 
litischer Bindungen, Erodierung politscher Lager und der Herausbildung größerer Protest- 
potentiale gegen den gesellschaftlichen Zustand. Das Scheitern des Modells Deutschland 
geht mit verstärkter sozialer Veränderung und politischer Bewegung einher, so daß die Fra- 
ge aufgeworfen wird, welche zukünftigen politischen Konstellationen und zu lösenden ge- 
sellschaftlichen Probleme sozusagen das *Erbe’ des Modells Deutschland bilden. 


3.3. Repression 


Das Modell Deutschland versprach allgemein ein Klima der Toleranz, der kritischen Offen- 
heit und der Demokratisierung; und dennoch wurde im Gegenteil die Verstärkung repres- 
siver Politik und die Diskriminierung sozialistischer und kommunistischer Kräfte ihr drittes 
Kennzeichen. Die SPD hatte in der Tat gegenüber der konservativen Nachkriegspolitik 
und der harten Unterdrückung oppositioneller Kräfte in den 50er und 60er Jahren die Li- 
beralisierung der öffentlichen Diskussion und der politischen Verkehrsformen auf ihre 
Fahnen geschrieben - ohne sich vom Antikommunismus freimachen zu können und von 
der irrealen Vorstellung lösen zu können, die Sozialdemokratie sei die einzige demokrati- 
sche politische Sttömung der Arbeiterbewegung. Es waren im wesentlichen drei Gründe, 
die das Modell Deutschland zu einem Markenzeichen für Überheblichkeit, Intoleranz und 
auch Repression gegenüber oppositionellen linken Strömungen werden ließ. Erstens ist es 
der SPD an der Regierung nie gelungen, die staatlichen Apparate und insbesondere die 
verselbständigten ‘Dienste’ (MAD, Verfassungsschutz, Geheimdienst) unter Kontrolle zu 
bekommen; der bevorzugte Versuch, Regierungskontrolle über Verselbständigungsten- 
denzen der staatlichen Apparate zu gewinnen, nämlich Führungspositionen in den Appa- 
raten mit eigenen Parteigängern zu besetzen, funktionierte nicht, sondern wurde umge- 
kehrt zur Quelle weiterer Verselbständigung durch Profilierungssüchte von selbsternann- 
ten Gemeinwohlverwahrern. Zweitens stand die SPD/FDP zunehmend vor dem objekti- 
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ven Problem, durch den föderativen Aufbau der Bundesrepublik und entsprechender le- 
gislativer und exekutiver Strukturen in den Ländern und im Bund (z.B. Bundesrat), ver- 
schärfte Gesetzesbestimmungen oder Ausführungsregeln sowie Kriminalisierungen von 
politischen Prozessen durch die CDU/CSU-Regierungen und Verwaltungen entweder hin- 
nehmen zu müssen, oder in eine Logik des Zugzwangs zum Abbau demokratischer Rechte 
genötigt zu werden; dies ist in vielen Fällen gelungen, weil natürlich die SPD nie bereit 
wat, von ihrem prinzipiellen Einverständnis mit dem bürgerlichen System abzurücken. 
Drittens wurde aber die Halbherzigkeit, die mangelnde Koordination und die Fehlerhaf- 
tigkeit der sozialliberalen Reformpolitik dutch den Druck der konservativen Opposition 
selber zum Anlaß, einer Verschärfung der politischen und juristischen Behinderung der 
linken Opposition und einem Abbau demokratischer Rechte selber das Wort zu reden 
bzw. sie aktiv zu betreiben. Die Verschärfung der reptessiven Politik diente als Verdrän- 
gung und als Alibi gegenüber den konservativen Kräften, die angesichts der Zerrüttung 
der Marktkräfte die ‘Systemüberwinder’ innerhalb und außerhalb der Sozialdemokratie 
kriminalisiert sehen wollten. Die Politik, ‘zu weit gehende’ Vorstellungen von Demokra- 
tie, Liberalität und Wirtschaftsreform zu behindern und ggfs. gesetzlich und polizeilich zu 
verfolgen, wenn die Opposition dazu nötigt, gewann mehr und mehr an verselbständigter 
eigengesetzlicher Dynamik, je mehr die Projekte des Modells Deutschland sich als Luft- 
schlösser erwiesen. Das Modell Deutschland brachte so - gegen seine erklärten Absichten - 
einen Abbau rechtlicher und politischer Demokratie mit sich und eine Gewöhnung an - 
für Sozialdemokraten erschreckenden - Abbau von Sensibilität gegenüber den sozialen 
und politischen Problemen von Minderheiten. Neben dem Antikommunismus, neben 
dem durch die prinzipielle Verteidigung des bürgerlichen Systems ermöglichte Druck der 
konservativen Opposition und neben der als Erbe der Spaltung der Arbeiterbewegung fort- 
dauernden Überheblichkeit der Sozialdemokratie gegenüber sozialistischen und kommu- 
nistischen Strömungen der Arbeiterbewegung, ist die Ursache der durch die Sozialdemo- 
kratie aktiv betriebenen Veränderung der Verfassungswirklichkeit in den Widersprüchen 
ihrer Reformpolitik zu suchen. 


3.4. Krise der Hegemonie 


Mit der Wirtschaftskrise 1974/75 ist schon allein aus ökonomischen Gründen eine Fortset- 
zung des sozialdemokratischen Reformkonzepts unmöglich. Die zyklische Krise in diesen 
Jahren markiert den Übergang der Wirtschaft der Bundesrepublik in eine Periode der 
Überakkumulation, in der nicht genutzte Kapazitäten der industriellen Produktion mit 
der Freisetzung und dem Brachliegen von Arbeitskraft zusammenfallen; die Akkumula- 
tionskraft des Kapitals reicht deshalb nicht aus, um den Fall der Mehrwertrate dutch über- 
proportionale Steigerung der Merhwertmasse zu kompensieren und dadurch einen ausrei- 
chenden, sich selbst tragenden Aufschwung aus der Krise zu initiieren.® Zwar wächst das 
Bruttosozialprodukt in den nächsten Jahren wieder an, aber die Quote der Erhöhung des 
gesellschaftlichen Reichtums ist zu gering, um auf kapitalistischer Basis das Niveau und die 
Proportionen der Verteilung des Wertprodukts einfach fortführen zu können. Für eine 
Wiederbelebung sozia/demokratischer Reformpolitik besteht kein ökonomischer Spiel- 
taum mehr. Das Schwergewicht der staatlichen Politik verlagert sich zunächst unter Ein-. 
frieren oder Rücknahme sozialpolitischer Aktivitäten auf konjunkturstützende Maßnah- 


Eine linke Alternative 75 


men und auf Transferzahlungen, die das durch Millionenarbeitslosigkeit betroffene Sy- 
stem der sozialen Sicherheit stützen. Seit 1974 hat die sozialliberale Regierung für direkte 
Konjunkturprogramme ca. 60 Mrd. DM3* und für Sozialmaßnahmen überhaupt insgesamt 
je nach Berechnungsatt bis zu 200 Mrd. DM transferiert - immerhin ca. 1/6 des gesamten 
Bruttoprodukts eines Jahres. Trotz dieser Bemühungen bleibt die offiziell ausgewiesene 
Arbeitslosigkeit knapp unter der Millionengrenze bestehen (die verdeckte Arbeitslosigkeit 
und die beseitigten Arbeitsplätze sowie die Abdrängung in perspektivlose Handwerksberu- 
fe eingerechnet, würde sich die Quote bestimmt auf über 2 Mio. summieten); weitere Res- 
sourcen zut fiskalischen Bekämfpung der Arbeitslosigkeit und zur Ankurbelung der Kon- 
junktur sind zwar im Haushalt vorhanden; aber erstens ist die Staatsverschuldung bereits 
sehr hoch; zweitens sind die Mittel, die zur staatlichen Schaffung von Arbeitsplätzen für 
Arbeitslose nötig wären, riesig; drittens tangieren solche Maßnahmen andere Bereiche des 
Haushalts so gravierend, daß sie im Interesse des Kompromisses zugunsten von Wählerin- 
teressen und Ressortegoismen und des Friedens mit dem Koalitionspartner unterbleiben 
müssen. 

Nach Feststellung der Tatsache, daß der Konjunktureinbruch von 74/75 nicht wie 1967 
durch eine rasche und deutliche Wiederbelebung des Wirtschaftswachstums überwunden 
werden kann, sondern daß die folgenden Wachstumsraten alle unterhalb der erhofften 
Margen liegen, richtet sich die SPD auf eine grundlegende Kurskorrektur ihrer Politik ein: 
seit mehreren Jahren werden erstens nicht nur sozialpolitische Reformen aufgeschoben (vor 
allem Bildung und Gesundheitswesen), sondern es findet auch eine Rücknahme bereits 
etablierter Elemente des Soziallohns und der sozialen Institutionen statt (z.B. die Abkehr 
von der bruttolohnbezogenen Rentenformel). Zweitens tichtet sich die SPD-Politik gene- 
rell darauf ein, in der Hoffnung auf eine irgendwann doch eintretende Wiederbelebung 
der spontanen Marktkräfte und einer prosperierenden Konjunktur Mängel im Gesell- 
schaftssystem der BRD nicht mehr zu lindern oder zu beseitigen, sondern zu verwalten, 
d.h. die auftretenden Folgewirkungen und Krisenlasten so zu verteilen, daß die Betroffe- 
nen nicht offen Protest artikulieren. Diese Mängelverwaltung löst nicht nur keins der vor- 
handenen Probleme, sondern schafft durch das »unter-den-Teppich-kehren« auch neue. 
Zu dieser Mängelverwaltung gehört drittens die Befriedung unsicherer Kantonisten unter 
der SPD-Klientel mittels der Steuergesetzgebung und direkter Subventionen. Die sozialli- 
berale Koalition muß bestimmten Teilen der Mittelklassen und spezifischen Gruppierun- 
gen der Lohnabhängigen Aktivitäten zur Stabilisierung ihrer Einkommens- und Vermö- 
gensverhältnisse vorweisen; da die Transferpolitik zugunsten dieser Schichten nur durch ei- 
ne relative Belastung der unteren Einkommensschichten und dutch weitere Einengung des 
fiskalischen Spielraums für Arbeitsplatzförderungsmaßnahmen und Konjunkturprogram- 
me zuwege gebracht werden kann, wird schrittweise der Zusammenhang der SPD-Politik 
mit den primären Forderungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes, die nicht allein 
»pragmatisch« sondern auf Perspektiven in der Zukunft gerichtet sind, aufgelöst.? 
Abgesehen von politischen Fehlern in der Auseinandersetzung mit der konservativen Op- 
position und abgesehen von der nicht wegzudiskutierenden Tatsache, daß die SPD keines- 
falls alles Mögliche getan hat und tut, um die sozialen Konsequenzen der Wirtschaftsent- 
wicklung abzufangen, - ist die Politik der SPD vor dem Hintergrund der in den Reform- 
jahren geschaffenen Voraussetzungen ein unausweichlicher Prozeß und die Auflösung des 
von ihr geführten hegemonialen Blocks zwangsläufig. Die SPD hat die unpreduktiven Sek- 
toren und immateriellen Sphären der Geseilschaft ohne Zusammenhang und Abstimmung 
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mit einer Veränderung der Produktionsstrukturen spontan erweitert und steht jetzt in der 
Wirtschaftskrise vor dem Problem der relativen Verselbständigung einzelner Bereiche und 
der Disproportionen zwischen ihnen (z.B. im Gesundheits- und Bildungwesen). Die SPD 
hat in der Phase der Hochkonjunktur mit gesellschaftspolitischen Maßnahmen Qualifikati- 
ons-, Einkommens- und Vermögensverhältnisse stabilisiert, und insbesondere Teilen der 
traditionellen und der lohnabhängigen Mittelklassen den größten Anteil und institutionel- 
le Garantien ihres Aufstiegs geboten; die SPD steht jetzt vor dem Problem, daß diese 
Gruppierungen trotz veränderter ökonomischer Gesamtlage auf die ihnen garantierte oder 
versprochene Zukunft nicht einfach verzichten wollen. Die SPD hat eine in den Prosperi- 
tätsphasen relativ unproblematische Stützung korporativer Interessen betrieben, insofern 
sie auf der Ebene der Distribution und ohne überlegten Prioritätenkatalog jeder gesell- 
schaftlichen Gruppierung, insbesondere den Staatsbeamten, die Sicherung und den Aus- 
bau ihrer sozialen Stellung verhieß; die SPD steht jetzt vor dem Problem, daß Erhalt und 
Ausbau von sozialen Positionen der eizer Gruppierung zu Lasten der sozialen Stellung ei- 
ner anderen Gruppierung verlaufen kann. Die SPD war für die Kernabteilungen der Ar- 
beiterklasse politischer Garant von Voilbeschäftigung und sozialer Sicherheit; die Partei 
räumt heute (z.B. in ihrem Wahlprogramm ’80) ein, daß es eine außer ihrer Macht stehen- 
de ökonomische Frage ist, ob Vollbeschäftigung und soziale Sicherheit gewährt werden 
können. Alle diese Probleme und Konfliktzonen sozialdemokratischer Politik werden heu- 
te zu Knotenpunkten des Erosionsptozesses ihrer politischen Hegemonie. Denn erstens 
sieht sich die sozialliberale Koalition in allen diese Punkten mit einer konseryativen Strate- 
gie konfrontiert, die darauf zielt, gerade dem verunsicherten Klientel der SPD/FDP-Regie- 
sung glaubhaft zu machen, daß durch Radikalkuren eine Rückkehr zu dem alten sZarzs 
quo der sozialen Lage bzw. der Verbesserungs- und Aufstiegsmöglichkeiten erreicht wer- 
den kann. Die Union hat eine Alternative für mehrere Klassen und Klassenabteilungen, 
d.h. sie versucht die heterogenen Erwartungen, die sich an sozialdemokratische Politik 
fichteten, in die Richtung eines Konsenses über konservative Austeritätspolitik "umzudiri- 
gieren’. Zweitens. Hegemonie bedeutet Konsens - und der ist innerhalb des sozialen 
Blocks der sozialliberalen Regierung nicht mehr selbstverständlich, sondern muß beständig 
erneuert werden. Wenn die SPD angesichts andauernder Krisen eine angemessene und 
möglichst wenig ungleiche Verteilung von Lasten herbeiführen will, muß notwendigerwei- 
se das Maß der Be- und Entlastung so proportioniert sein, daß bestimmte soziale Gruppie- 
rungen nicht verprellt werden; dies zeigt sich z.B. konkret in dem beständigen Prozeß der 
Neufestsetzung von Steuerquoten. Ferner muß - geschürt ebenfalls durch die Strategie der 
konservativen Kräfte - jeweils aktuell der Konflikt bereinigt werden, der sich aus der Beto- 
nung des Leistungsprinzips gegenüber Maßnahmen der sozialen Stützung ergibt; die Neu- 
Testlegung des Konsenses bedeutet hier in jedem konkteten Fall zu entscheiden, wieweit 
die SPD die Stützung der 'Marktkräfte’, auf die sie programmatisch festgelegt ist, betreibt 
und damit gutsituierten Gruppierungen die Möglichkeit zu überproportionaler Verbesse- 
rung ihres Lebensstandards verschafft. Diese beständige Neuorganisation des politischen 
Konsenses - in der vor allem die SPD-Bundestagsfraktion es zu einer gewissen Meister- 
schaft gebracht hat - strapaziert den hegemonialen Block und verschleißt angesichts der 
konservativen Alternative die Bindungsfähigkeit der Regierungspolitik. 

Der Erosionsprozeß der politischen Hegemonie ist umso nachdrücklicher, weil der Prozeß 
der beständigen erneuten Herstellung oder Befestigung des Konsenses in politischen Ta- 
gesfragen nicht die Fähigkeit zu politischen Analyse'® ersetzt. Die SPD »führt« nicht; sie 
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hat keine Analyse der gesellschaftlichen Situation, kein Programm zur dauerhaften Lösung 
der aufgetretenen Probleme, keine Konzeption zur politischen Gestaltung des nächsten 
Jahrzehnts. In dieser Hinsicht gleicht der Erosionsprozeß der sozialdemokratischen Hege- 
monie dem der konservativen Hegemonie ausgangs der 60er Jahre. Da wir aber anders als 
damals in der Situation Arzserhafter wirtschaftlicher Entwicklung stehen, ist der Verlust der 
sozialdemokratischen Hegemonie zugleich mit dem Anwachsen und Aufbrechen von gro- 
Ben sozialen Spannungen unter verschiedenen Klassen und Klassenabteilungen und mit 
Prozessen der Radikalisierung oder der Resignation bei bestimmten Randgruppen und 
marginalisierten Schichten verbunden. Die enttäuschten Hoffnungen größerer Teile der 
Jugend, die sich von der SPD abwenden und z.T. aus einer politischen Bindung ganz aus- 
steigen, die Spannungen zwischen dem Drängen auf Aktivierung von sozialpolitischen 
Maßnahmen gegen die Folgen der Wirtschaftskrise und der durch bedrohte Aufstiegs- und 
Vermögensinteressen provozierten Aktivierung von Vorurteilen bei besser verdienenden 
Schichten, schließlich die Ängste und Orientierungslosigkeit von marginalisierten Schich- 
ten sind notwendige Begleiterscheinungen des sozialdemokratischen Hegemonieverlusts. 
Diesen wachsenden sozialen Druck vermag die Partei nicht unter grundlegender Verände- 
rung ihrer Politik in eine klare politische Zielrichtung umzusetzen. Erstens, weil die SPD in 
der Logik des traditionellen politischen Systerns eingebunden bleibt, wonach die Stabilisie- 
rung und Verbesserung der relativen Einkommens- und Lebensverhältnisse unter Aufrech- 
terhaltung der allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen Ordnung bewerkstelligt werden 
muß. Es bleibt der SPD daher nichts anderes übrig, als ihre Anstrengungen zur Erhaltung 
des Konsenses mit bessergestellten Teilen der Lohnabhängigen und der Mittelklassen zu 
verstärken. Die Partei ist von ihrer inneren Struktur und ihrer Festlegung auf die Markt- 
wirtschaft her gezwungen, weiterhin korporative Kompromisse zu schließen. Die Folge ist, 
daß der Arbeitnehmerflügel in der SPD eine Politik zugunsten der lohnabhängigen Mittel- 
klassen um den Preis von Abstrichen an den eigenen Interessen tolerieren muß. Zweitens 
verfügt die SPD über keinerlei Willensbildungsstrukturen, die es den Arbeitern und mar- 
ginalisierten Schichten unter ihren Mitgliedern ermöglichten, bestimmend auf eine Verän- 
derung der Politik einzuwirken. Die Sozialstruktur der Mitglieder der Partei hat sich in den 
letzten Jahrzehnten erdrutschartig verändert; die einstmals in der Partei dominierende Ar- 
beiterklasse behauptet nur noch etwa ein Drittel des Anteils gegenüber der Mehrheit der 
Bezieher von abgeleiteten Einkommen (öffentl. Dienst) und Nichterwerbstätigen; die Ker- 
nabteilungen der Arbeiterklasse, industrielle Maschinenarbeiter, sind der Mitgliedschaft 
nach in der Partei nur marginal vertreten. Bereits auf den unteisten Ebenen der Willensbil- 
dungsstrukturen der Partei wird diese soziale Zusammensetzung zusätzlich noch übermä- 
Big verzerrt und führt in den repräsentativen und Führungsgremien sowie in der parlamen- 
tarischen Arbeit zu einer fast ausschließlichen Dominanz besser gestellter Lohnabhängiger 
und Einkommensbezieher des öffentlichen Dienstes. Anders als im beginnenden Umo- 
rientierungsprozeß der Gewerkschaften können die Interessen der Industriearbeiter und 
der sozial besonders betroffenen Schichten sich deshalb allein organisatorisch nicht gegen 
die innerparteilichen Institutionen und Willensbildungsprozesse der alten korporativen 
Politik durchsetzen. Schließlich hat die Partei keinerlei Führungskader entwickelt, die die 
durch Veränderung der Sozialstruktur und Reformpolitik hervorgerufenen Widersprüche 
auf kapitalistischer Basis erkennen könnten und nach einem programmatischen Ausweg 
gegenüber dem ‘Dach der Marktwirtschaft’ suchten. Sozialistische Positionen in der SPD 
bleiben auch unter verstärktem sozialen Druck in der Minderheit, werden auch innerpar- 
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teilich diskriminiert und bei Belastungsproben mehr oder minder nachdrücklich auf die 
konsensfähigen Mehrheitslinien verpflichtet. 

Fazit: Der Verlust der hegemonialen Position der SPD ist unausweichlich. Nicht mangeln- 
der Reformelan oder ökonomischer Determinismus lähmt sozialdemoktatische Politik, son- 
dern die Unfähigkeit, die in der Gesellschaftsstruktur aufgetretenen Disproportionen und 
ihre sozialen Konsequenzen zu analysieren und ihre Unmöglichkeit, angesichts der not- 
wendigen Aufrechterhaltung des Konsenses im sozialliberalen Block sozialer Kräfte selbst- 
kritisch einen programmatischen Ausweg jenseits der zerrütteten Gesetze der Marktwitt- 
schaft zu suchen. Die Partei hat ihre Zielsetzung, unter dem Dach der Marktwirtschaft so- 
ziale Probleme zu lösen und gesellschaftliche Reformen zu betreiben, nicht aufgegeben; 
aber sie verfügt über keine kohärente Lösung der aufgeworfenen Schwierigkeiten - und 
kann darüber nicht verfügen, solange sie sich unter dem Druck der Konservativen auf die 
Klientel der SPD an die marktwirtschaftliche Logik gebunden glaubt. Eine Erneuerung der 
Sozialdemokratie von sich aus, die zu einer adäquaten Analyse der Situation führen könn- 
te, ist wegen der innerparteilichen Strukturen und Willensbildungsprozesse nicht abzuse- 
hen. Selbst die offeneren Schwesterparteien in England und Schweden haben es bislang 
nicht vermocht, eine grundlegende Kurskorrektur jenseits des Dachs der Marktwirtschaft 
einzuleiten. Die Sozialdemokratie bewegt nichts; sie wird von den divergierenden sozialen 
Interessen hin- und hergerissen. 


4. Die Alternative der Linken 


Die Wahl zwischen bürgerlicher Austerität und sozialdemokratischer Mängelverwaltung ist 
für die sozialistischen und kommunistischen Kräfte perspektivlos. Niemand will eine kon- 
servative und repressive Sanierungspolitik, noch das dazugehörige geistige und politische 
Klima. Die politische Radikalisierung, die im Gefolge einer rigorosen "marktgerechten’ So- 
zialpolitik bei einigen Schichten zu befürchten ist, kommt nicht der Linken zugute. Aber 
andererseits hätte jede weitere Duldsamkeit sozialistischer Kräfte gegenüber der sozialde- 
mokratischen Mängelverwaltung nur dann einen Sinn, wenn es irgendein Zeichen gäbe, 
das die Hoffnung auf bessere wirtschaftliche Zeiten begründen könnte. Nicht allein Marxi- 
sten haben seit längerer Zeit darauf hingewiesen, daß nach allen zur Verfügung stehenden 
ökonomischen Kennziffern und nach Übersicht über die Entwicklungsverläufe der Wirt- 
schaftszyklen in den letzten Jahrzehnten diese Hoffnung ganz und gar unrealistisch ist.!! 
Mittlerweile steht uns für Ende 80/Anfang 81 eine schwerere Rezession als 1974/75 ins 
Haus. Wenn unter diesen Bedingungen die sozialdemokratische Politik fortgesetzt wird, 
ist dies ein aktiver Grund für die Vergrößerung von sozialen Spannungen und zunehmen- 
der Verkleisterung von Lösungsmöglichkeiten für strukturelle Probleme. 

Die dringlich aufgeworfene Frage ist für die Linke keine Wahlfrage: ein Blick nach England 
oder Schweden zeigt, daß auch in der Opposition eine Erneuerung der Sozialdemokratie 
schwerlich zu erwarten wäre. Vor allem aber sind die Prod/erze, die auf uns zukommen, 
nicht durch Überlegungen zur Stützung a%derer politischer Kräfte zu bewegen. In den 
80er Jahren müssen wir damit rechnen, daß sich sowohl die mit der Arbeitslosigkeit ver- 
bundenen Probleme als auch die Gegensätze in den Einkommens- und Vermögensverhält- 
nissen. zuspitzen; wir müssen ferner davon ausgehen, daß die ‘traditionellen’ Problem- 
gruppen der Gesellschaft (Frauen, Rentner) wie auch neue marginalisierte Schichten (Ju- 
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gendliche) noch weiter an den Rand der gesellschaftlichen Entwicklung gedrängt werden 
und gefährliche politische Radikalisierungen entstehen können; die Linke muß einkalku- 
lieren, daß Massenarbeitslosigkeit, Inflation und bescheidene Lohnsteigerungen auf der ei- 
nen und ein ungesichertes, zum Zerreißen gespanntes Netz der sozialen Sicherung auf der 
andeten Seite die herkömmliche gewerkschaftliche Politik vor riesige Probleme stellt und - 
intern wie nach außen - in Konflikt mit korporativen Intetessen bringt; eine weitere Ver- 
schärfung des Gegensatzes zwischen Erwerbstätigen oder Einkommensempfängern und 
denjenigen in der Gesellschaft, für die der Mechanismus »Einkommen aufgrund von Lei- 
stung oder Anspruch« nicht gilt, kann nicht ausgeschlossen werden; schließlich müssen die 
sozialistischen Kräfte gegenwärtigen, daß mit dem Verschwinden der naturwüchsig prospe- 
tierenden Wirtschaftsentwicklung auch 'selbstverständliche’ soziale Forderungen, ‘natürli- 
che’ Ansprüche und andere ‘heilige Kühe’ infrage gestellt sind und die auf ihnen aufge- 
bauten Mechanismen zur Verbreiterung und Verallgemeinerung nicht mehr funktionie- 
ten.'? 

Angesichts dieser Probleme geht es um konkrete Alternativen, d.h. um Antworten und Lö- 
sungsversuche. Weniger denn je können die sozialistischen Kräfte, so klein sie heute auch 
sein mögen, zu der Formel Zuflucht nehmen, man müsse erst die geeignete Massenmobili- 
sierung zustande bringen, bevor man sich zu politischen Alternativen äußern könne. Eine 
Massenwirksamkeit werden sozialistische Vorstellungen in der BRD nur erreichen können, 
wenn die unterschiedlichen sozialistischen Kräfte sich auf Zielserzungen und Forderungen 
einigen, die diskutiert, überprüft und korrigiert werden können. Wie sehen die Ausgangs- 
bedingungen dafür aus? 

Die vorhandenen politischen Organisationen mit antikapitalistischer Stoßrichtung oder 
Tendenz (DKP, Die Grünen) genügen in ihrer Programmatik den Anforderungen eigen- 
ständiger sozialistischer Politik nicht; die DKP ist derzeit nicht willens und nicht fähig, aus 
sich heraus eine Öffnung für breitere sozialistische Kräfte zu bewerkstelligen; die DKP 
weicht nicht von einer unrealistischen Programmatik, von det sie selber weiß, daß eine Öff- 
nung des politischen Kräfteverhältnisses durch sie nicht zuwege gebracht werden kann, 
und mit der eine eigenständige Politik in nationalen Auseinandersetzungen immer schwe- 
rer zu repräsentieren ist. Bei den Grünen bleibt trotz starker linker Gruppierungen die an- 
tikapitalistische und sozialistische Tendenz unter die »ökologische Frage« untergeordnet, 
wodurch jede übergreifende, die Gewerkschaftsbewegung einschließende programmati- 
sche Anstrengung zur Überwindung der gesellschaftlichen Antagonismen verhindert wird; 
dies wird gerade an den wittschaftspolitischen Zielsetzungen des Programms der Grünen 
deutlich, denen Essentials »Wachstumsstopp«, »Dezentralisierung« und eine Politik der 
»kleinen Netze« lauten. 1? 

Allerdings wachsen auch unter den Grünen und den ökologisch orientierten Kräften die 
Zweifel, ob ein ökologisch begründetes Ende des Wachstums und eine Vorstellung dezen- 
tralen Wirtschaftens eine realistische Alternative zum gegenwärtigen Produktionssystem 
darstellen. Diese Zweifel und sozial orientierte Fragestellungen können durchaus ver- 
knüpft werden mit Vorschlägen derjenigen politischen Kräfte, die soziale oder sozialisti- 
sche Alternativen zur herrschenden Wirsschafts- und Sozialpolitik für zenual halten. Die 
im DGB vertretenen Gewerkschaften haben mit einem neuen Grundsatz- und Aktionspro- 
gramm und einem erstmalig entwickelten sozialpolitischen Programm Vorschläge vorge- 
legt, die sich gegen die aktuelle Wirtschaftsentwicklung und ihre sozialen Konsequenzen 
tichten und die Wiederherstellung eines Wirtschaftswachstums fordern, das nicht nur 
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Vollbeschäftigung und soziale Sicherheit gewährleistet, sondern auch die Qualität des Le- 
bens und Arbeitens verbessert. Die Forderungen des DGB beziehen sich nicht mehr allein 
oder vordringlich auf die Sicherung eines angemessenen Anteils der Lohnabhängigen am 
geschaffenen Reichtum. Die Unterstützer des »Memorandums< für wirtschaftspolitische 
Alternativen beziehen die gewerkschaftlichen Vorschläge mit ein und fordern Sofortmaß- 
nahmen zur Behebung der Arbeitslosigkeit, Stärkung der Massenkaufkraft und Beseiti- 
gung sozialer Mißstände im Zusammenhang mit einer Demokratisierung der Wirtschaft. 
Die »Herforder Thesen«!? von Marzisten in der SPD entwickeln ein »sozialdemokratisches 
Programm der gesellschaftlichen Alternative«, das aktuelle Tagesforderungen der Gewerk- 
schaften mit dem Ziel einer grundlegenden Veränderung der Wirtschaftsordnung ver- 
knüpft. 

Alle diese Vorschläge gehen mit Recht davon aus, daß die Ausarbeitung realistischer Alter- 
nativen für die Wirtschafts- und Sozialpolitik für den Prozeß der Veränderung der gesell- 
schaftlichen Strukturen in der Bundesrepublik zentral ist. Nicht in allen Beiträgen (z.B. 
denen des DGB) ist bewußt, daß die Forderung nach einer Veränderung der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik im Interesse der Lohnabhängigen auch den politischen Bruch mit dem 
System der Martkwirtschaft impliziert, deshalb im Kern eine antikapitalistische Option be- 
deutet, die auch entwickelt werden muß. Ae bislang vorliegenden Diskussionsbeiträge 
berücksichtigen aber zwei entscheidende Probleme alternativer Wirtschafts- und Sozialpo- 
litik gar nicht oder nur unzureichend: Eistens müssen Vorschläge für eine alternative Wirt- 
schaftspolitik beantworten, wie eine qualitative Veränderung der gesellschaftlichen Struk- 
turen der Produktion herbeigeführt werden kann und wie zug/eich vorhandene Bedürfnis- 
se befriedigt und das System der Bedürfnisse entwickelt werden kann. Zweitens müssen al- 
ternative Vorschläge aber auch eine Lösung angeben können, wie die verschlechterte Le- 
benslage einiger sozialer Schichten beseitigt und weitere Verschlechterungen wirksam ver- 
hindert werden können. Für eine sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik stellt sich das 
Problem, daß die unter (1) und (2) genannten Probleme teilweise in Widerspruch treten 
können und dennoch das eine gegenüber dem anderen »cAt - auch nicht zeitweilig - 
zurückgestellt werden kann. Die Essentials unseres Beitrags zur Diskussion über sozialisti- 
sche Wirtschafts- und Sozialpolitik, die wir im folgenden vorstellen'®, zielen auf die Lö- 
sung dieses elementaren Problems bei der Konkretisierung sozialistischer Vorstellungen. 


4.1. Sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik 


Ein sozialistisches Programm muß zentral die Frage neu beantworten, was, wie und für wen 
in der Gesellschaft produziert wird und wie eine demokratische Planung und Entwicklung 
der Bedürfnisse verwirklicht werden kann. Es geht um einen neuen Typ ökonomischer, so- 
zialer und politischer Entwicklung für die ganze Gesellschaft. Ein sozialistisches Programm 
muß deshalb nicht nur Vorschläge für konkrete Forderungen und Maßnahmen enthalten, 
sondern auch Auskunft geben über die Grundlinien der wirtschaftspolitischen Orientie- 
tung und die zu erwartenden politischen Widerstände. 

Alternative Wirtschafts- und Sozialpolitik steht in der BRD vor einem doppelten Problem: 
einerseits sind Sofortmaßnahmen erforderlich, die die dringendsten sozialen Probleme un- 
mittelbar und ohne Zeitverzögerung angreifen. Die Marginalisierung von Arbeitslosen und 
andern Gruppierungen muß bekämpft werden, Versorgungsmängel im Bereich der sozia- 
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len Dienste sind zu beheben; die Kaufkraft der am stärksten benachteiligte Schichten muß 
erhöht, die Institutionen der sozialen Sicherung müssen saniert werden. Andererseits ist ei- 
ne prinzipiell neue Orientierung in der Ökonomie notwendig. Da die aufgeführten Män- 
gel bloß äußerer Ausdruck grundlegender Gegensätze sind, können ohne Eingriff in diese 
inneren Strukturen auch die akuten Mängel nicht behoben und die Gegenmaßnahmen 
nicht wirkungsvoll umgesetzt werden. Die Maßnahmen, die auf eine unmittelbare Verbes- 
serung der Lebens- und Arbeitsbedingungen zielen, sind nur zu verwirklichen, wenn ihre 
ökonomische Realisierung sichergestellt werden kann. 

Es reicht dazu nicht aus, die Staatsverschuldung auszudehnen und ansonsten auf eine be- 

schleunigte Ausdehnung der Produktion zu warten. Alle Maßnahmen erfordern bereits ei- 

ne weitgehende Neuverteilung der ökonomischen Lasten in der Gesellschaft, und damit ei- 
ne Finanzierung, die vorhandene Einkommensstrukturen und die Verteilung öffentlicher 

Gelder tangiert. Sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik geht davon aus, daß die Di- 

stributionsverhältnisse nur die Kehrseite der Produktionsstrukturen sind und daher jeder 

Eingriff in vorhandene Einkommensströme mittelfristig eine Veränderung der Produk- 

tionsstrukturen nötig macht. Selbst die kurzfristigen Initiativen zur Beseitigung sozialer 

Mängel beruhen deshalb auf radikalen Eingriffen in die Distributionsverhältnisse, die den 

Rahmen der bürgerlichen Gesellschaft sprengen, weil sie die sich aus den vorhandenen 

Produktionsverhältnissen ergebenden Verteilungsverhältnisse der Einkommen nicht mehr 

respektieren. 

Die besitzenden Klassen haben nicht nur einen Teil des gesellschaftlichen Reichtums ohne 

Gegenleistung an sich gezogen, sondern durch die Verwendung dieser Einkommen auch 

die Struktur der gesellschaftlichen Produktion geprägt. Soll dieses Einkommen (Profit, 

Zins etc.) anders verwandt werden, muß auch die Produktion geändert werden. Die allsei- 

tige Abhängigkeit der Produktionssphären voneinander führt aber dazu, daß solche Um- 

stellungen nicht nur auf Bereiche beschränkt bleiben, die zrrzittelbar von den Umvettei- 
lungsmaßnahmen betroffen sind. Die gesamte vorhandene Struktur und Proportion der 

Produktion wird davon tangiert und wenn die Umgestaltung gelingen soll, muß verhindert 

werden, daß die Eingriffe in einen Bereich an anderer Stelle das Gegenteil des gewünsch- 

ten Effektes erzielen und zu progressiver Einschränkung der Produktion statt zur vorgese- 
henen Erweiterung führen. Sozialistische Wirtschaftspolitik muß daher schrittweise zur 

Kontrolle über die gesellschaftliche Produktion übergehen, denn schon alle kurzfristigen 

Sozialmaßßnahmen setzen Veränderungen in der Struktur der Produktion voraus; diese sind 

nur behertschbar und machen sich nicht unter der Hand gegen die sozialistische Politik 

geltend, wenn für die gesamte Ökonomie eine bewußte demokratische Planung existiert. 

Eine sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik hat zusammengefaßt nur dann eine 

Chance zur Verwirklichung, 

— wenn die Ausdehnung der ptoduktiven Basis der Gesellschaft wesentliches Ziel aller 
Umgestaltungsmaßregeln ist; 

— wenn alle Sofortmaßnahmen zur Beseitigung sozialer Mißstände zugleich schrittweise 
als qualitative Strukturveränderungen der Produktionsweise konzipiert und durchge- 
führt werden; 

— wenn die Umgestaltung der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse als Entwick- 
lung bewußten Handelns der Menschen begriffen und daher als Erweiterung der Wil- 
lensbildung und der Masseninitiative behandelt wird. 

Ein sozialistisches Programm zielt nicht auf die Vergesellschaftung «4er Unternehmen und 
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nicht auf eine totale Planung des gesamten Reproduktionsprozesses. Notwendig für die 
Durchsetzung einer alternativen Entwicklungslogik ist die Existenz eines öffentlichen Sek- 
tors der Produktion, für dessen Wachstum und dessen Entwicklungsprioritäten verbindli- 
che Daten gesetzt werden müssen. Die Einführung gesamtwittschaftlicher Planungs- und 
Lenkungsmethoden unter Benutzung des öffentlichen Sektors ist durchaus vereinbar mit 
der Fortexistenz privatwirtschaftlicher Bereiche. Auf der Grundlage eines öffentlichen Sek- 
tors der Produktion und geeigneten Formen demokratischer Planung von Produktion und 
Konsumtion kann ein funktionierender Typ ökonomischer Entwicklung etabliert werden. 
In einem volkswirtschaftlichen Rahmenplan sind dazu Regional- und Branchenprojektio- 
nen zu einheitlichen Landesentwicklungsplänen und zu einem Bundesentwicklungsplan 
zusammenzufassen. 

Vorschläge für eine sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik wollen nicht den »Markt« 
beseitigen, sofern damit der Prozeß gemeint ist, in dem die Individuen ihre private Nach- 
frage bzw. Bedürfnisse frei wählen, Aber die Willensbildung, die Verständigung und Or- 
ganisierung der verschiedenen Bedürfnisse und ihre Befriedigung kann weitaus rationeller 
und effektiver verlaufen, wenn der unbewußten kapitalistischen Form des Verhältnisses 
von Nachfrage und Zufuhr Elemente der Planung gegenübergestellt werden, die den Indi- 
viduen die Reflektion und die Kontrolle über ihr gesellschaftliches Handeln ermöglicht. 
Eine gesamtgesellschaftliche Planung von Produktion und Konsumtion kann für weite ge- 
sellschaftliche Bereiche die Funktion des Marktes nicht ersetzen, sondern soll die kapitali- 
stische Form der Abstimmung von Produktion und Konsumtion als herrschendes Prinzip 
ablösen zugunsten bewußt-gesellschaftlicher Formen der Regulierung. Somit wird zum 
notwendigen Bestandteil der auf Neuorganisation der gesellschaftlichen Arbeit gerichteten 
Strategie die Etablierung neuer und vielfältiger Formen der Willensbildung. Der privaten 
Initiative und dem Leistungswettbewerb verbleiben im Rahmen eines geplanten Wirt- 
schaftswachstums unter Berücksichtigung der gesellschaftlichen Bedürfnisse ein breiter 
Spielraum. 

Im Kapitalismus entwickeln sich naturwüchsig Disproportionen zwischen den primären 
und den abgeleiteten Sektoren der Gesellschaft, die die Entwicklung des gesellschaftlichen 
Reichtums hemmen und große soziale Spannungen provozieren. Eine sozialistische 
Wirtschafts- und Sozialpolitik zielt sowohl auf eine Beendigung der Anarchie in den Bezie- 
hungen von produktiven und abgeleiteten Sphären der Gesellschaft als auch auf eine 
Rücknahme der Verselbständigung und der korporativen Interessenbildung in den unpro- 
duktiven, vornehmlich öffentlichen Produktionssektoren. Der soziale Konsum und die so- 
zialen Dienste, die Entwicklung des Bildungs- und Erziehungswesens und die Formen wis- 
senschaftlicher, literarischer und künstlerischer Produktion sind in die Planung der Priori- 
täten für eine Entwicklung im System der Bedürfnisse einzuschließen und in ihrer Orien- 
tierung für die Entwicklung der Produktion zu berücksichtigen. Eine sozialistische Option 
geht davon aus, daß zur bedürfnisdeckenden, planvollen Entwicklung des Systems der Ar- 
beit, des Konsums und aller abgeleiteten Bereiche eine beschleunigte Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte nötig ist. In welcher Weise diese Produktivkräfte entwickelt werden und wel- 
che Bedürfnisse in welcher Prioritätensetzung durch sie befriedigt und entwickelt werden, 
diese Entscheidungen müssen der kapitalistischen Eigengesetzlichkeit entrissen und in die 
Kompetenz der Menschen zurückgenommen werden. Dabei kann nicht ‘stellvertretend’ 
verfahren werden, indem die Regierung oder eine Massenorganisation ‘im Interesse’ der 
Lohnabhängigen vorhandene Bedürfnisse wertet und ihre rationelle Organisation vor- 
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schreibt. Der Vorschlag für eine sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik für die Bun- 
desrepublik müßte z.B. dem Umstand Rechnung tragen, daß ca. 80 % unserer Bevölke- 
rung dem Wohnwunsch »Eigenheim« große Priorität einräumen. Da die BRD weder mit 
Einfamilienhäusern vollgebaut werden kann, noch es umgekehrt möglich ist, daß irgendei- 
ne Instanz die Wohnwünsche für irrationell erklärt und über sie hinweggeht, kann der so- 
zialistische Vorschlag nur darin bestehen, in einem breiten Willensbildungsprozeß die Ver- 
besserung und Veränderung der vorhandenen Wohnstrukturen und die Alternativen für 
Städte- und Landschaftsbau zu diskutieren und in eine Orientierung für politische Maß- 
nahmen umzusetzen. Ohne Diskussion, Abstimmung und Planung von Bedürfnissen 
kann die kapitalistische Wirtschaft nicht überwunden werden. Hier wie in allen anderen 
Fällen gehen die Vorschläge für einen alternativen Entwicklungtyp der Gesellschaft davon 
aus, daß die Menschen in der Lage sind, auch die von ihnen aufgeworfenen komplizierte- 
sten gesellschaftlichen Probleme selbstbewußt und effektiv zu regeln. Wer dies grundsätz- 
lich bestreitet, kann dem Kapitalismus nur irgendeine Variante »sozialistischer Diktatur 
über die Bedürfnisse«!’ entgegenstellen, die von einer breiten, politisch bewußten Mehr- 
heit der Bevölkerung nicht unterstützt werden wird. 

Ein sozialistisches Programm geht von der Stärkung der produktiven, reichtumschaffenden 
Basis der Gesellschaft aus und zielt auf die Angleichung und Hebung des Lebensstandards 
von sozial schwächer gestellten Teilen der Bevölkerung, insbesondere Teilen der Lohnab- 
hängigen. Aber eine sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik kann nicht einfach die In- 
teressen der Industricarbeiter als Maßstab der gesellschaftlichen Entwicklung setzen. Die 
Befriedigung der unmittelbaren Bedürfnisse und die Linderung der sozialen Mißstände für 
die benachteiligtsten Schichten der Bevölkerung schließt #eine automatische Verbesserung 
der Lebensverhältnisse in abgeleiteten Lebenssphären der Gesellschaft ein. Wenn eine so- 
zialistische Wirtschaftspolitik der Verbesserung der Situation der Kernabteilungen der In- 
dustriearbeiter Priorität einräumt, so können die sozialistischen Kräfte aber nicht von der 
Illusion ausgehen, daß sie dadusch auch schon Fortschritte für andere gesellschaftliche Be- 
reiche eingeleitet hätten. Nur für einen Teil der Bevölkerung bedeutet z.B. die Überfüh- 
rung von marktbestimmenden kapitalistischen Unternehmen in Gemeineigentum eine 
unmittelbare Verbesserung ihrer Situation, weil sie nun Einfluß auf die Gestaltung ihrer 
Arbeitsbedingungen bekommen, Der Rest der Bevölkerung, deren Mehrheit für das sozia- 
listische Programm gewonnen werden soil, bekommt die Auswirkungen der Umstellung in 
den Produktionsstrukturen nur vermittelt über seine abgeleiteten Einkommen zu spüren. 
Am gewichtigsten sind hier die lohnabhängigen Mittelklassen und die Rentner. Beide er- 
halten ihr Einkommen nicht geschenkt, sondern die einen, weil sie dafür arbeiten, die an- 
deren, weil sie dafür gearbeitet haben. Aber beide stehen in einem anderen Verhältnis zur 
Produktion des Reichtums als die produktiven Lohnarbeiter - der Fluß ihres Einkommens 
hängt von dem primären Sektor ab. Für Rentner wie für loehnabhängige Mittelklassen gilt, 
daß sie die negativen Auswirkungen der Krise der kapitalistischen Produktionsverhältnisse 
zu spüren bekommen, ohne ihm direkt untergeordnet zu sein und ohne daher dutch seine 
Beseitigung direkt Vorteile ziehen zu können. Die Lösung ihrer Einkommens- und Lebens- 
haltungsprobleme fällt daher weder subjektiv noch tatsächlich mit der Umstellung der pri- 
mären Produktionsstrukturen zusammen. 

In einem sozialistischen Programm muß daher dem Problem Rechnung getragen werden, 
ob die Neuorganisation der Produktionsstrukturen der Gesellschaft sich auch tatsächlich als 
Verbesserung in jenen Bereichen der Geselischaft auswirkt, die auf die Umverteilung des 
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bereits geschaffenen Produkts angewiesen sind. Im allgemeinen bedeutet das, daß die vom 
Kapitalismus geschaffene Trennung zwischen Produzent und Konsument aufgehoben wer- 
den muß. Das reale Problem der g/eichzeitigen Reorganisation der primären und der abge- 
leiteten (auch der immateriellen) Sektoren der Gesellschaft kann nicht in ein »Nacheinan- 
der« verwandelt und die abgeleiteten gesellschaftlichen Bereiche (s»Überbauten«) dürfen 
keiner spontanen Entwicklung überlassen werden. Die Aufhebung der Trennung von Pro- 
duzent und Konsument ist gleichbedeutend mit der Aufhebung der Bewußtlosigkeit der 
Individuen über die Zusammenhänge ihres gesamten Lebensprozesses. Wenn die Men- 
schen in der Lage sind, über die Strukturen ihrer Arbeits- und Lebenssituation zu diskutie- 
ren und ihre Veränderung zu beeinflussen, wird damit zugleich die Verselbständigung des 
Staatsbürgers, die Trennung von Produktionsagent bzw. Einkommensbezieher und politi- 
schem Individuum schrittweise aufgehoben. 

Der Eifolg und die Realitätstüchtigkeit eines sozialistischen Vorschlags hängen daran, daß 
die modernen Mittelklassen, insbesondere die Staatsbeschäftigten, sowie breite Teile der 
nichterwerbstätigen Bevölkerung mit eigenem Einkommen für eine Politik gewonnen wer- 
den können, die auf eine demokratische Umgestaltung des Systems der Reichstumspro- 
duktion als Zentrum zielt. Das sozialistische Programm muß daher eine Entwicklungrich- 
tung für das System der Arbeit wie für die bedeutendsten sekundären Lebenssphären det 
Gesellschaft formulieren können. Das unterstellt, daß mit dem Konzept der Umgestaltung 
der Produktion nicht das Konzept einer Klasse durchgesetzt wird, die damit ihre unmittel- 
baren Arbeitsbedingungen verändert, ohne Berücksichtigung der Folgewirkungen auf den 
gesamten Bau der Verteilungsverhältnisse, sondern daß die Probleme der Verteilung als 
bestimmender Faktor für die Organisation der Produktion anerkannt werden und Ökono- 
mie als Gestaltung gesamtgesellschaftlich zentraler sozialer Beziehungen begriffen wird. 
Dies unterstellt die Entwicklung eines breiten politischen Konsenses, ausgehend von der 
Norwendigkeit einer vollständigen Reorganisation des Produktionsprozesses, und die un- 
umstößliche Anerkennung des theoretischen und politischen Pluralismus in der Arbeiter- 
bewegung. Dieser Vorschlag stützt sich auf die Entwicklung der Fähigkeit alier antikapita- 
listischen Kräfte, gerade in der ökonomischen Krise zu einer Verständigung über die politi- 
sche Programmatik, zur Ausbildung eines tragfähigen Konsenses unter den gewichtigen 
Strömungen der Arbeiterbewegung zu kommen. Der ‘historische Kompromiß’, als Metho- 
dik der politischen Arbeit verstanden!®, zielt darauf ab, ohne Leugnung der theoretisch-ide- 
ologischen Differenzen zwischen den verschiedenen politischen Tendenzen in der Arbei- 
terbewegung und anderen sozial engagierten Gruppierungen eine gemeinsame Politik bei 
der Schaffung eines neuen gesellschaftlichen Entwicklungsmodell zu erreichen. 


4.2. Gewerkschaftliche Strategie im Umbruch 


Eine Öffnung des politischen Kräfteverhältnisses in der BRD ist ohne die politische Unter- 
stützung von größeren Teilen der Geweikschaftsbewegung genausowenig zu erreichen wie 
die Ausarbeitung einer selbständigen sozialistischen Politik. Weil die Gewerkschaften in 
der Bundesrepublik dusch die geschichtliche Entwicklung als Einheitsgewerkschaften ge- 
gründet wurden und sich entwickelt haben, weil darin sozialistische und kommunistische 
Kräfte insgesamt nur eine politische Rolle eher anı Rande der Bewegung gespieit haben 
und demgegenüber die Gewerkschaften sich mehrheitlich unter die sozialdemokratische 
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Hegemonie gestellt haben, und weil auch gegenwärtig die Führung des Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes trotz aller Unzufriedenheit fest zur Sozialdemokratie steht, halten so- 
zialistische Kräfte in der BRD die Beharrungstendenzen der alten Gewerkschaftspolitik für 
übermächtig und das Einschwenken von Teilen der Gewerkschaftsbewegung auf die Unter- 
stützung sozialistischer Politik für einen mittelfristig marginalen Prozeß. Es wird als mehr 
oder weniger idealistisch oder hoffnungslos angesehen, eine Verständigung über sozialisti- 
sche programmatische Positionen zu erreichen, die die Gewerkschaftsbewegung wirklich 
erreichen können. 

Wer diese Vorstellung eines auch durch ausgearbeitete politische Alternativen mittelftistig 
nicht bewegbaren monolithischen Gewerkschaftsblocks unter Führung der Sozialdemokra- 
tie heute vertritt, kann aber faktisch allein den in den letzten Jahren abgelaufenen Verän- 
derungsprozeß in der gewerkschaftlichen Diskussion und in ihrer Programmatik nicht be- 
greifen. In den Gewerkschaften ist ohne sozialdemokratische Initiative, ja zum Teil gegen 
deren politische Repräsentanten, ein Diskussionsprozeß in Gang gekommen, der nicht nur 
die traditionellen Vorstellungen von Tarif-, Sozial- und grundsätzlicher Gesellschaftspoli- 
tik im DGB infrage gestellt hat und bereits praktisch-politische Konsequenzen herausfor- 
derte (Grundsatzprogramm, Sozialpolitisches Programm), sondern der unter dem Slogan 
»Auf die eigene Kraft vertrauen« einen Politisierungsprozeß und ein neues Verständnis der 
Rollen von Gewerkschaft und politischen Parteien einleitete. Diese Veränderungen der 
Programmatik und des gewerkschaftlichen Selbstverständnisses gehen überhaupt noch 
nicht weit genug und werden zusätzlich durch Sozialdemokraten gehemmt, indem andere 
politische Optionen als Gefährdung der Einheitsgewerkschaft gebrandmarkt werden. Aber 
das Infragestellen dex alten gewerkschaftlichen Strategie und die Neubesinnung der Orga- 
nisation sind unmittelbare Antworten auf die für die Gewerkschaften grundsätzlich verän- 
derte Situation und insofern unausweichlich. Die Unsicherheit der Arbeitsplätze, die Ra- 
tionalisierung in den Betrieben, die Chancenlosigkeit vieler Schul- und Ausbildungsabsol- 
venten, die Rücknahme von Elementen des Soziallohns u.v.m., sind seit mehreren Jahren 
geschaffene Fakten, die bereits heute eine Veränderung der Gewerkschaftspolitik bewirkt 
haben. Wenn die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in der BRD die unbeftiedigen- 
den Verlaufsformen nimmt, die sie in den letzten Jahren hatte und die nach den zur Ver- 
fügung stehenden ökonomischen Daten zu erwarten sind, dann ist die Fortsetzung der 
Durchsetzung des politischen Pluralismus und der Bruch von größeren Teilen der Gewerk- 
schaften mit dem sozialdemokratischen Hegemonieanspruch ein unumkehrbarer Prozeß. 
Das eigentliche Problem der gewerkschaftlichen Entwicklung in unserm Land liegt nicht in 
der behaupteten politischen Unbeweglichkeit des DGB überhaupt oder einem unverän- 
derlichen Fakt sozialdemokratischer Vormundschaft. Vielmehr steht der DGB durch die 
unterschiedlichen Wirkungen der ökonomischen Entwicklung auf unterschiedliche Bevöl- 
kerungskreise und der dementsprechenden Heterogenität und sogar Gegensätzlichkeit der 
im DGB zusammengefaßten Interessen vor gewaltigen Belastungsproben, die die Gefahr 
unkontrollierter Bruchstellen innerhalb der Organisation und des Zerbrechens der Ein- 
heitsgewerkschaft einschließen. Im DGB finden schon heute faktisch Fraktionsaueinander- 
setzungen statt, die sich am Gtundsatz- und Aktionsprogramm, aber auch in der Tarifpoli- 
tik kristallisieren. Die Auseinandersetzungen haben neben allen aktuellen Motivationen 
im Detail einen grundsätzlichen, objektiven Konflikt zum Hintergrund. Es ist der Wider- 
spruch zwischen den Interessen der marginalisierten Schichten in der Wirtschaftskrise, ge- 
werkschaftlich oftmals schlecht oder gar nicht organisiert, und den Interessen der beschäf- 
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tigten Lohnabhängigen, deren Organisationsgrad und daher Durchsetzungsfähigkeit viel 
höher ist. Der DGB hat noch keine Politik entwickelt, mit der die maiginalisierten Schich- 
ten verteidigt, geschützt und in die gewerkschaftliche Organisation einbezogen werden 
können, ohne daß gut organisierte, beschäftigte Lohnabhängige ihre Interessen empfind- 
lich geschmälert sehen. Deshalb fällt es vielen in den Gewerkschaften (auch sozialistischen 
Kräften) viel leichter, die Tendenzen der ökonomischen Entwicklung in eine agressivere 
Lohnpolitik von beschäftigten Lohnabhängigen zu verlängern, obwohl dies den marginali- 
sierten Schichten nichts bringt und auch für die beschäftigen Lohnarbeiter perspektivlos 
ist. Eine Radikalisierung der Gewerkschaften auch in ihrer Programmatik von berufsegoi- 
stischen, sektoralen Interessen aus kann deshalb nicht ausgeschlossen werden. Umgekehrt 
muß jede weitere Entfremdung und Abkehr der Gewerkschaften gegenüber Nichterwerb- 
stätigen und Marginalisierten verhindert werden. Wenn der DGB nicht schrittweise fort- 
fahren kann mit der Entwicklung einer neuen, realistischeren Politik für die Gesamtoigani- 
sation, kann die unterschiedliche Konditionierung der verschiedenen sozialen Interessen in 
den Gewerkschaften sich in gegensätzlichen politischen Richtungen kristallisieren. 

Die Verständigung auf ein realistisches sozialistische Programm mit dem Schwerpunkt auf 
alternative Wirtschafts- und Sozialpolitik kann deshalb die Veränderung der gewerkschaft- 
lichen Strategie znierstützen und einen Beitrag darstellen, durch an die Wurzeln gehende 
programmatische Vorstellungen osre korporative oder berufsegoistische Gesichtspunkte 
die Einheitsgewerkschaft zu stabilisieren. Es ist keineswegs mangelndes Interesse innerhalb 
der Gewerkschaften an realistischen politischen Alternativen zur gesellschaftlichen Umge- 
staltung, was die Verständigung auf eigenständige sozialistische Politik hinderte. Mit sehr 
viel mehr Berechtigung kann gesagt werden, daß die Diskussion in den Gewerkschaften in 
Ermangelung konkreter Alternativen aus dem politischen Raum langsamer voran kommt, 
als dies nötig wäre. Für die Gewerkschaften jedenfalis und die Veränderung ihrer Strategie 
ist es kein Vorzug der sozialistischen Tendenz, daß niemend weiß, wo sie zu haben und wie 
konktet sie ist. 

Fazit: Eine Verständigung auf ein sozialistisches Programm mit dem Schwerpunkt alterna- 
tiver Wirtschafts- und Sozialpolitik ist möglich. Die Essentials eines solchen Programms, 
das Vorschläge zur Ausarbeitung eines alternativen Entwicklungstyps für die Gesamtgesell- 
schaft enthält, liegen in der Option für Strukturveränderungen der gesellschaftlichen Pro- 
duktion und Verteilung in einem demokratischen Willensbildungprozeß und mit Hilfe na- 
tionaler Wirtschaftsplanung, in der Soforthilfe und dem Kampf gegen soziale Marginali- 
sierung dutch einseitige Wirtschaftspolitik, in der Zurückweisung korporativer oder berufs- 
egoistischer Lösungsvorschläge für soziale Probleme und in der Anerkennung politisch-the- 
oretischer Pluralität aller fortschrittlichen sozialen Strömungen. 


4.3. Linke Sammlungsbewegung 


In der Bundesrepublik intensivieren die unterschiedlichen sozialistischen und kommunisti- 

schen Strömungen gegenwärtig die Diskussion über realistische Alternativen innerhalb ei- 

ner antikapitalistischen Strategie. Es hertscht unter den Linken weitgehende Einigkeit dar- 

über 

— daß keine der vorhandenen linken politischen Strömungen ihr Verständnis antikapita- 
listischer Politik absolut setzen kann, sondern alle auf den Pluralismus verschiedener 
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sozialistischer und kommunistischer Tendenzen und die Verständigung untereinan- 

der angewiesen sind; 

— daß jede sozialistische Politik unrealistisch und unwirksam ist, die sich nicht positiv 
auf die Forderungen des DGB bezieht und von sozialistischen Positionen aus die Ein- 
heitsgewerkschaft verteidigt und unterstützt; 

— daß die Sozialdemokratie auch bei sich verschärfenden sozialen Antagonismen politi- 
scher Repräsentant breiterer Teile der Lohnabhängigen bleibt und als Teil der Arbei- 
terbewegung in der Bundesrepublik anerkannt werden muß; 

— daß es keine sozialistische Sammlungsbewegung geben kann, die die Forderungen der 
Frauen- und Ökologiebewegung nicht integriert und sich abweisend oder borniert ge- 
genüber entstandenen sozialen Bewegungen und Protestpotentialen verhält. 

Über die Erwartungen zukünftiger konservativer oder sozialliberaler Politik angesichts der 
nächsten Wirtschaftskrise, über Prinzipien autonomer sozialistischer Außenpolitik und das 
Verhältnis zu den ‘sozialistischen Ländern’ sowie vor allem über Konkretionen sozialisti- 
scher Gewerkschaftspolitik ist eine Verständigung dagegen noch gar nicht recht in Gang 
gekommen. Ob die Anstrengungen zur Ausarbeitung eines breiten Konsens über soziali- 
stische Alternativen auch an diesen Punkten intensiviert werden können, hängt sehr stark 
davon ab, daß allen beteiligten Strömungen eines deutlich bewußt wird: in der Bundesre- 
publik kann es durch unsere geschichtliche Entwicklung nur dann eine breite, massenwirk- 
same antikapitalistische Strömung unter Einschluß der Sozialdemokratie als Reformpoten- 
tial geben, wenn die verschiedenen sozialistischen Strömungen sich zu einer eigenständi- 
gen politischen Kraft herausbilden und damit ihre Sabordination unter die sozialdemokra- 
tische Hegenomie und ihre Sxbalternität gegenüber konkreter bürgerlicher Politik über- 
winden. Die politische Selbständigkeit und Kompetenz einer sozialistischen Strömung ist 
hierzulande die Bedingung für eine konstruktive Auseinandersetzung um ein neues Ent- 
wicklungsmodell für unsere Gesellschaft. Wenn es unsinnig und politisch gefährlich ist, 
die Überwindung der Spaltung der Arbeiterbewegung dadurch zu erwarten, daß die SPD 
sich in einem Radikalisierungsprozeß zur mehrheitlich sozialistischen Partei verwandelt 
und die sozialdemokratische Strömung in der Bundesrepublik eine marginale Größe wird, 
dann ist auch die Erwartung uneinsichtig, die sozialistischen und kommunistischen Kräfte 
könnten ihren möglichen Einfluß auf die Entwicklung der Arbeiterbewegung und des poli- 
tischen Kräfteverhältnisses geltend machen, ohne z@tsächlich sich zur alternativen politi- 
schen Kraft zu entwickeln. Der politische und kulturelle Konsens, der hierfür unter den 
verschiedenen Strömungen und Tendenzen organisiert werden muß, sollte von einer Ver- 
ständigung über alternative Wirtschafts- und Sozialpolitik ausgehen, denn eine Gesell- 
schaftsreform ohne Wirtschaftsreform ist unmöglich. 
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Zur ausführlichen Begründung der Argumentarion vgl. unsere folgenden Aufsätze: Welche 
Chance har die Linke? in: Die Linke. Bilanz und Perspektiven für die 80er. Herausgegeben von 
H. Gremliza und H. Hannover, Hamburg 1980 / Reformismus und sozialistische Umgestal- 
tung, in: Annäherungen an den Sozialismus. Herausgegeben von J. Bischoff und J. Kreimer, 
Hamburg 1980 / Sozialdemokratie und Sozialismus, in: Beiträge zum wissenschaftlichen Sozia- 
lismus 6-78, Heft 20, Hamburg. 

Vgl. im folgenden: Schmollinger/Stöss, Bundestagswahlen und soziale Basis politischer Parteien 
in der Bundesrepublik, in: Prokla 25 und 26 / Politische Weichenstellungen im Nachkriegs- 
deutschland 1945-1953, Sonderheft 5 der Reihe Geschichte und Gesellschaft, Göttingen 1979 / 
Gerold Ambrosius, Die Durchsetzung der Sozialen Marktwirtschaft in Westdeutschland 1945- 
1949, Stuttgart 1977. 

Vgl. H.-H. Hartwich, Sozialstaatsposrulat und gesellschafrlicher status quo, Köln/Opladen 
1970. 

H. Ehrenberg/ A. Fuchs, Sozialstaat und Freiheit, Frankfurr M. 1980, S. 34. 

Für nähere Angaben nach 1950 vgl. Projekr Klassenanalyse, Marerialien zur Klassenstruktur der 
BRD, Bd. II, Berlin 1974. 

vgl. ebd., S. 16-102. 

Selbst die Veränderung von Grundbedürfnissen (Essen, Wohnen erc.) im Zeitablauf kann heute 
konstatiert werden; vgl. die entsprechenden »Jahrbücher für Demoskopie« (Allensbach) und an- 
dere einschlägige Umfragesammlungen. 

Über andere Einschätzungen des »Modell Deutschland« vgl. neben den Artikeln in diesern Heft 
unter anderen: J. Esser, W. Fach, G. Simonis, Perspektiven des »Modell Deutschlande, in: links- 
Sondernummer, Mai 1980, Offenbach M. / E. Altvater, Deutschland - eine Modellskizze, in: 
Gremliza/Hannover (Hrsg.), Die Linke, a.a.0. / D. Albers, Anmerkungen zum »Sonderfall 
Deutschland«, in: Gremliza/Hannover, Die Linke, a.a.O. 

Der Zeitpunkt des »Umschlags« des Akkumulationstyps wird hier nicht weiter begründet, vgl. 
die ausfühlichere Argumentation und Darstellung offener Probleme in: SOST, Bundesrepublik: 
Wirtschaftskrise und sozialistische Alternativen, Hamburg 1979, $. 13-54. 

Perer Glotz, sozialdemokratischer Senator für Wissenschaft und Kunst, gestehr dies in - sagen 
wir: verblüffender Weise ein: »Als bei diesem Tunnix-Kongreß in Berlin eine Fahne mit der 
Aufschrifr ‘Modell Deutschland’ verbrannt wurde, habe ich erstmals Leure geschen, die das 
ernst genommen haben, die das nicht für einen Wahlkampfslogan gehalten haben, sondern die 
sich wirklich damit idenrifizierren.« in: Beiträge zum wissenschaftlichen Sozialismus 6-78, Heft 
20, Hamburg. 

vgl. dazu auch: Altvater/Hoffmann/Semmler, Vom Wirtschaftswunder zur Wirtschaftskrise, 
Berlin 1979. Ausführlichere Begründung unserer Argumentation ist zu finden in: Bundesrepu- 
blik - Wirtschaftskrise und sozialistische Alternativen, a.a.0. / SOST, Narionalkapital der 
BRD auf dem Weltmarkt, Arbeirsmaterialien 4, Hamburg 1979. 

Darunter waren die wichtigsten in folgender Größenordnung: 


Programm Stabilitärsgerechrer Aufschwung 1974 600 Mio 
Stärkung von Bau- und anderen Investitionen 1975 5.750 Mio 
Beschäftigungspolitisches Sonderprogramm 1976 300 Mio 
Förderung der Mobilität 1976 430 Mio 
Programm Zukunftsinvestitionen 1977 16.000 Mio 
Stützung der Bauwirtschaft 1977 360 Mio 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 177 600 Mio 
Konjunkturprogramm 1978 13.000 Mio 
Schwerpunktprogramm zur Bekämpfung der A. 1979 500 Mio 
Verschiedene Progr. für Schwerbehinderte “ 300 Mio 
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Dies läßt sich selbst in schriftlichen Äußerungen führender und den Gewerkschaften »naheste- 
henden« sozialdemokratischer Repräsentanten verfolgen; vgl. z.B. F. Farthmann, Entschei- 
dungsjahre — Leben zwischen Freiheit und Ordnung, Düsseldorf/ Wien 1980. 

»Meine Kritik an meiner eigenen Partei liegt datin, nicht daß wir ein programmatisches Loch ha- 
ben, sondern ein Mangel an geistiger Führung. D.h. wir definieren die historische Situation 
nicht genau und sagen den Leuten nicht genau genug, wie eigentlich die historische Entwick- 
lung ist.« Peter Glotz, a.a.O., S. 20. 

vgl. z.B. Karl Kühne, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, No. 12/79, Köln; ähnlich die Kon- 
junkturbetichte der WSI-Mitteilungen. Vgl. auch die Prognose des Internationalen Wirtschafts- 
forschungsinstituts The Economic Models Group, London, DIE WELT vom 29.5.80. 

Zu dieser Argumentation vgl. ausführlicher: Nicolas Sartorius, Alternative gewerkschaftliche 
Praxis, in: Annäherungen an den Sozialismus, a.a.O., S. 177; SOST, Sozialistische Politik im 
Sozialstaat, in: Beiträge zum wissenschaftlichen Sozialismus 3-80, Heft Nr. 29, Hamburg. 
Zur Kritik an den Grünen vgl. ausführlicher unsere Artikel in den Heften 3-80 und 4-80 der Bei- 
träge zum wissenschaftlichen Sozialismus. 

Vgl. Herforder Thesen zut Arbeit von Marxisten in der SPD, überarbeitete Ausgabe, in: spw- 
Sonderheft 2, Berlin 1980. 

Wir können hier nur einige Kernpunkte benennen. Vgl. ausführlich: SOST, Sozialistische 
Wirtschafts- und Sozialpolitik, Programmatische Leitsätze und Kapitalismusanalyse der Linksso- 
zialisten in der BRD, Hamburg 1980. 

vgl. die Analyse: F. Feher/ A. Heller, Diktatur über die Bedürfnisse. Sozialistische Kritik osteu- 
ropäischer Gesellschaftsformationen, Hamburg 1979. 

Zur Erläuterung dieser These vgl. SOST, Thesen zum Eutokommunismus, in: Beiträge zum wis- 
senschaftlichen Sozialismus 1-79, Heft Nr. 21, Hamburg. 
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SPUREN - Zeitschrift für Kunst und Gesellschaft - ist ein Kulturmagazin. 


Die Redakteure und Mitarbeiter stehen links, sind radikale Demokraten und 
unabhängige Sozialisten; sie regen sich darüber auf, daß die politischen Dinge in 
Deutschland wieder so festgefahren, daß Kunst und Kultur gerade noch als gesell- 
schaftlicher Schrebergarten mit ein paar kümmerlichen Freigehegen zugelassen 
sind, 

Wir machen unsere Zeitschrift SPUREN, um Bewegung, Unruhe, Unzufriedenheit 
und Mut zu wecken, wo Erstarrung, Resignation und Gleichgültigkeit drohen. 


Kunst, Kunsttheorie, künstlerische Kreativität, die Kultur unseres Alltags und die 
kulturelle Situation der Menschen in Stadt und Land - all das ist ein Politikum: 
nicht nur als Exerzierfeld herrschender ‚Kulturpolitik‘, sondern als Kräftefeld oft 
verschütteter, doch latent vorhandener politischer Phantasie, politischer Auf- 
sässigkeit. Umgekehrt: die Politik in unserem Lande ist ein kultureller Zustand - wie 
die da oben regieren und die da unten sich regieren lassen, zeigt an, wie herrlich 
weit wir es als Kulturmenschen gebracht haben. In Theorie & Praxis. Als Mann & 
Frau. In Ost & West. 

SPUREN erscheint im dritten Jahrgang - alle zwei Monate mit Schwerpunkt-Themen # 
Gesprächen, Debatten über politische, kulturpolitische und ästhetische Streitfragen, 
Reiseberichten, Rezensionen und theoretischen Beiträgen. SPUREN interessiert sich 
für Avantgardekunst und „Alternativkultur’‘, für die Lage der Linken in der Bundes- 
republik und die Opposition in Osteuropa, für das politische Lied und das Politische 
in der Operette, für die Sowjetunion und für Afrika, für unsere verplanten Städte 
und verbauten Häuser, für den Gebrauchswert der Lyrik und für die Frage nach 

der Brauchbarkeit der neuen Medien... 


SPUREN: 5,— DM pro Heft, 33,— DM im Jahresabo. 
Wir schicken Ihnen gern ein Probeexemplar zur Ansicht. 
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Jürgen Taeger 


Die ‘süße Gewalt’ des Rechtsstaates ... 
Rück- und Ausblicke auf eine Politik der Inneren Sicherheit 


(2) Die ‘Politik der Inneren Sicherheit’ als Teil des ‘Modell Deutschland’ 


"Zu einem geflügelten Wort im Wortschatz der Linken geriet in der zweiten Hälfte der 70er 
Jahre der Begriff vom “Modell Deutschland’. Maßgeblich an der ökonomischen und politi- 
schen Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland beteiligt, war diese Wortschöpfung 
von der SPD zum Wahlkampfslogen 1976 kreiert worden, um mit ‘chrlichem’ Stolz ihre 
Politik der »sozialen Sicherung« und der »Sicherung des inneren Friedens« als Erfolg zu ver- 
und Wählerstimmen dafür einzukaufen. Eine positive Bilanz dieser Kampagne konnte die 
SPD - gemessen an Wählerstimmen und dem weitgehend positiven veröffentlichten Tenor 
ihrer Politik - für sich verbuchen und unerschüttert die bekannte Richtung sozialliberaler 
Politik fortsetzen. 

Die Linke der Bundesrepublik wie die des Auslandes benutzte den Begriff vornehmlich zur 
Kennzeichnung einer massiven Aufrüstung und eines bedeutsamen Strukturwandels des 
staatlichen Gewaltapparates bei gleichzeitiger Absicherung der freiheitseinschränkenden 
Maßnahmen durch Angleichung der Gesetze und Rechtsfortbildung durch Gerichte. Mit 
dem Begriff assoziiert wurde außerdem eine erfolgreiche Mobilisierung der Öffentlichkeit 
durch Kampagnen gegen jede Form der Kritik an einer Ausweitung staatlicher Macht (erin- 
nett sei an die Hetze gegen Böll, Drewitz u.a., die Folgen des 'Mescalero’- Aufrufes etc.). 
Zum Untersuchungsgegenstand der Linken und zum Gegenstand der Bemühungen um 
Gegenöffentlichkeit wurde somit vorrangig entlang dem Begriff vom “Modell Deutsch- 
land’ eine alle geseilschaftliche Bereiche umfassende modelihafte Politik der inneten Si- 
cherheit gemacht. An Analysen, die insbesondere den langfristigen Charakter der Inneren 
Sicherheitsstrategie verdeutlichten und damit einer unheilvollen Position in der Linken - 
die terroristische Aktivitäten vordringlich wegen ihrer die staatliche Rea£tion angeblich erst 
auslösende Rolle verurteilten - widersprachen, ' wurde in den letzten Jahren bereits umfan- 
greiches Material vorgelegt.” Zur Er- und Verarbeitung des Materials trugen zahlreiche 
durchaus öffentlichkeitswirksame Kongresse und Kampagnen - allen voran das 3. Intern. 
Russell-Tribunal "Zur Situation der Menschentechte in der Bundesrepublik Deutschland’?? 
- bei. 

Präzisere Untersuchungen der jüngeren Vergangenheit haben verdeutlicht, daß bei der 
Heranziehung des Begriffes “Modell Deutschland’ als einen ‘politisch-analytischen Begriff’ 
die Modellhaftigkeit der Bundesrepublik nicht a/ein als in der Aufrüstung des staatlichen 
Gewaltapparates liegend bezeichnet werden darf, sondern diese staatliche Aufrüstung nur 
im Verein mit der öforomeischen Rolle, die die Bundesrepublik im Weltmaßstab innehat. 
Nach Altvater steht der Begriff für »vergleichsweise ökonomische Effizienz auf dem Welt- 
markt, ein partizipatives Politikmodell industrieller Beziehungen kombiniert mit politi- 
scher Repression nach innen und einem gesellschaftlichen Konsens, der dem politischen 
System Massenhaftigkeit sichert«.? Eine Beweisführung lediglich mit Hinweisen auf die 
Entwicklungen im unmittelbaren Bereich der Inneren Sicherheit untetliefe der Gefahr, 
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dutch Verweise auf ähnliche Entwicklungen beim Ausbau des Gewaltapparates in anderen 
kapitalistischen Staaten mit gleichem Interesse an langfristiger 'Aufrechterhaltung der öf- 
fentlichen Sicherheit’, relativiert zu werden.* 

Ohne - nach Art Jehovas’ Zeugen - eine für das Bestehen des politischen Systems gefährli- 
che ökonomische Krise als unmittelbar bevorstehende vorhersagen zu wollen und zu kön- 
nen, bleibt die marxistische Binsenweisheit festzuhalten, daß auch in der BRD »weder die 
ökonomischen Voraussetzungen noch die gesellschaftlichen Bedingungen seiner erfolg- 
reichen Reproduktion beständig sein können«, sondern auch »im Modell Deutschland ... 
Brüche, Widersprüche enthalten (sind), die es labilisieren und umso mehr politische Stabi- 
lisierungsmaßnahmen herausfordern«.? Das bedeutet gleichzeitig aber auch, daß die Bour- 
geoisie und ihr Staatsapparat keineswegs erst in einer für sie bedrohlichen Krisenlage quasi 
reflexartig an die Schaffung von Instrumentarien zur Niederhaltung kritischer sozialer oder 
gar Niederschlagung revolutionärer Bewegungen geht. Gerade die intelligente Bourgeoisie 
des ‘Modell Deutschland’ hat die Notwendigkeit der frühzeitigen Intervention, der Bereit- 
stellung eines breiten Reservoirs möglicher Gegenmittel von technologisch auf dem neue- 
sten Stand ausgerüsteter Bürgerkriegstruppen bis zu integrativ wirkenden Methoden sozia- 
ler Kontrolle erkannt. Ein beliebig herausgegriffener Kommentar aus der ‘Frankfurter All- 
gemeinen Zeitung’ vom 17.3.1972 mag als Indiz dafür gelten, wie in einer Zeit massiver 
materieller Aufrüstung bereits die Weichen für eine Gangart der ‘sanften Gewalt’ der fol- 
genden Jahre gestellt werden: 

»Anders als in Frankreich oder England stehen bei uns weder paramilitärische Polizeikräfte noch Be- 
tufsarmee-Einheiten bereit, die geeignet wären, einzuspringen, ohne schon am ersten Tag innenpoh- 
tisches Prozellan zu zerschlagen. Die Frage ist, wie man mit Maßen die Absicherung des inneren Frie- 
dens betreibt und zugleich jene Zuneigung zur Gewalttätigkeit, die sich sympathisierend in den Köp- 
fen einnistet, entgegenwirkt. Das sind Führungsaufgaben. In die Arbeit unserer nichtmilitärischen 
Ordnungshüter müssen wir derweil ein geduldiges Vertrauen setzen.« (Hervorhebungen von mit.) 
Entsprechend diesem ‘Modell’-Anspruch liefen in den folgenden Jahren die verstärkten 
Koordinationen innerer Sicherheitspolitik auf europäischer Ebene, wie sie z.B. Genscher 
nach einer Meldung des ‘Kölner Stadtanzeigers’ vom 21.8.1973 mit initiierte: 

»Anläßlich einer Besichtigung (der Innenminister der EG-Länder) des Bundeskriminalamtes in Wies- 
baden hob Genscher die Notwendigkeit hervor, die Verbrechensbekämpfung in den europäischen 
Ländern zu koordinieren und eine "europäische Politik der Inneren Sicherheit’ zu planen.« 

Nach alledem zeigt sich, daß Untersuchungen wertvoll sind, die die langfristig angelegten 
vielfältigen Möglichkeiten und Methoden der "Träger der öffentlichen Gewalt’, des staatli- 
chen Gewaltapparates und insbesondere deren Fortentwicklungen der Strategie politischer 
Kontrolle und Repression in der Bundesrepublik zum Gegenstand haben. 

Zuweilen trifft man dabei, soweit »der polizeitaktische Diskurs oder das Ende der Tren- 
nung von Repression und Prävention«® mit Staunen und offensichtlichem Erschrecken fest- 
gestellt wird, auf "Erkenntnisse’, die dem Fortgang der Diskussion weder Fakten bereit- 
noch einer vertiefenden Einschätzung neue Weichen stellen. Ein Beispiel dafür liefert 
Brüggemann, der Situationsbeschreibungen folgendermaßen - etwas hilflos - abschheßt: 
»Sind wir also auf dem Wege zu einer anderen Republik? - diese Frage ist so oder anders in 
den letzten Monaten häufig gestellt worden. Ich beantworte sie so: wir sind, aufs Ganze 
gesehen, sicherlich noch auf dem Wege zu einer anderen Republik, aber es muß sogleich 
dazu gesagt werden, daß wir in Teilbereichen bereits in einer anderen Republik angekom- 
men sind.«’ 
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(2) Liberalisierung oder neue Kriminalstrategie ? 


‘Aufs Ganze gesehen’ kann man in dieser Republik jedenfalls zur Zeit verfolgen, daß spe#- 
takuläres Wachstum reptessiver Kapazitäten und (vermeintlich) sporiare Gesetzesver- 
schätfungen augenblicklich nicht verfolgt zu werden scheinen. Bereits Ende 1979 hat Ge- 
neralbundesanwalt Rebmann resümiert, daß die "Gefahr des Terrorismus’ zwar ständig 
akut, aber vorerst gebannt sei. Damit scheint derzeit eine weitere künstliche Erzeugung ei- 
ner »Krise des Sicherheitsgefähls« (BKA-Präsident Herold) in der Bevölkerung durch stän- 
dig neue Meldungen aus der Szene von RAF, 2. Juni und RZ nicht opportun. Es werden 
nunmehr beständig ‘Erfolgsmeldungen’ - unter dem Vorbehalt, daß die terroristische Ge- 
fahr latent sei gegeben. Angesichts der nach Herold nie vorhanden gewesenen »Krise der 
Sicherheits/zge«, der niemals - also auch nicht während der Aktionen terroristischer Grup- 
pen - vorhanden gewesenen Gefährdung des Staates und wegen der von Herold u.a. beob- 
achteten »Verschlechterung des Ansehens der Bundesrepublik in der Welt durch Kampag- 
nen, Förderung der Distanz intellektueller Schichten, öffentlicher Sympathiekundgebun- 
gen (zugunsten des Terrorismus, J.T.) der geistigen Elite, Veränderungen des politischen 
Klimas und einer zunehmend gereizter werdender Polarisierung ...«® wird z.Zt. eine 
scheinliberale Welle gefahren. Angeblich werden polizeiliche Informationssysteme ‘ent- 
schärft’, werden rechtswidrige Praktiken der Nachrichtendienste “enthüllt” und ‘gestoppt’. 
Die Presse weiß zu vermelden, daß beispielsweise das Bundeskriminalamt aufgrund neuer 
Richtlinien aus dem Innenministerium »an die kurze Leine des Datenschutzes« gelegt wer- 
den und damit »BKA-Präsident Herold eine vorläufige Niederlage erlitten« haben soll.? 
Gleichzeitig - im Mai 1980 - empfehlen Rechts- und Innenausschuß des Bundestages die 
Abschaffung des 1976 eingeführten Zensurparagraphen 88a StGB, der sich als uneffektiv 
erwiesen hat und nun dutch Gesetzesinitiative!® im Zuge ‘reumütiger Liberalisierung’ ge- 
opfert werden soll. 

Von der Regierungskoalition wird also im Verein mit in der Öffentlichkeit bedächtiger 
agierenden Strategen der Inneren Sicherheit angesichts des bevorstehenden Wahltages und 
unter dem Eindruck des sich erfolgreich in bunt/alternativen und grünen Listen formieren- 
den Protestpotentials eine Politik der (Re-)Integrierung, der Befriedung, der scheinbaren 
Kompromisse gewählt. Vor der Hoffnung auf qualifizierte Liberalisierung aber, dem »be- 
haglichen Optimismus von einer fortschreitenden ‘Rechtsstaats’-kontrolles, »der auch Teil 
jener ‘süßen Gewalt’ des Einverständnisses der Behertschten mit ihrer Lage ist«, warnt 
denn auch Lüdtke.!! Er fährt mahnend fort, daß »die Annahme eines langfristigen und 
notwendigen Rückganges physischer Gewalt in der staatlichen Hertschaftspraxis ... dann 
freilich nur eine kollektive Selbst-Täuschung der Betroffenen« wäre, da die »hegemoniale 
‘süße Gewalt’« »immer auch auf den permanenten Einsatz physischer Gewalt durch die 
Herrschenden« symbolisiere.!? 

Zur Vermeidung der »Selbst-Täuschung der Betroffenen« wird also die Qualität der Aufrü- 
stung der Inneren Sicherheit in Berichtigung staatstragender Verlautbarungen zu präzisie- 
ten sein. Gleichzeitig wird darauf zu verweisen sein, daß die Fortschreibung und Anwen- 
dung des politischen Strafrechts und der materielle Ausbau des staatlichen Gewaltappara- 
tes - hier: der Polizieorgane - nicht mehr allein »als die zentralen Indikatoren der Schlag- 
kraft polizeilicher Institutionen« bezeichnet werden können. !? 
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(3.2) Verschiebungen im Spannungsverhältnis Polizei - Justiz 


Voraussetzung zur möglichst effektiven Wahrnehmung des neuen Aufgabenverständnisses 
der Polizei ist weiter die weitgehende Entbindung vom Legalitätsprinzip?® und damit die 
Befreiung von Fesseln, die mit den Regeln der Strafprozeßordnung bei der Strafverfolgung 
die Polizei auch in der Verfolgung exekutiver Zwecke der Gefahrenabwehr vielfach ban- 
den.” Diese Veränderung im Polizeirecht spiegelte sich u.a. im »Musterentwurf für ein 
einheitliches Polizeigesetz des Bundes und der Länder, im Razziengesetz und im Kon- 
trollstellengesetz wieder. 

Die augenfälligste Veränderung wird derzeit mit einer weiteren, einschneidenden Ver- 
schiebung hin zur exekutiven Aufgabenwahrnehmung vorbereitet. Entsprechend einem 
gesetzgeberischen Auftrag der Länderinnenminister und -justizminister wurde mit der Be- 
gründung, »daß die Polizei nach ihrem heutigen Ausbildungs- und Ausrüstungsstand zur 
ktiminalistischen Spezialbehörde gereift sei«?, ein "Vorentwurf eines Gesetzes zum Ver- 
hältnis Staatsanwaltschaft und Polizei’ dem Bundesjustizministerium zugeleitet. Nach 
dem Entwurf, dessen Inhalte auch immer wieder in der Polizeiliterarur gefordert werden?!, 
würden zwei Drittel aller strafrechtlichen Ermittlungen zur Polizeiermittlungssache durch 
Einführung eines eigenständigen polizeilichen Ermittlungsverfahrens?? und in der Straf- 
prozeßordnung und im Gerichtsverfassungsgesetz das Institut der »Polizei als Hilfsbeamte 
der Staatsanwaltschaft« aufgegeben. 

Zur Koordinierung der erweiterten exekutiven Befugnisse der Polizei steht zur Zeit der 
Vorschlag des baden-württembergischen Polizeipräsidenten Stümper - der im übrigen 
auch vorstehende Änderungsvorschläge der Kompetenzabgrenzung zwischen Justiz und 
Polizei unterstützt? - zur Schaffung einer »Generaldirektion für die Innere Sicherheit« im 
Raum. ’* 


(4) Die Bedeutung des Einsatzes von Automatisierter Datenverarbeitung 


Wesentlichste Bedingung der Umsetzung der neuen Kriminalstrategie ist der Einsatz von 

Automatisierter Datenverarbeitung (ADV). Bei der Beschreibung von Anwendungsbei- 

spielen des ADV-Einsatzes bei der Polizei wäre eine Darstellung der benutzten Geräte und 

verwendeten Programme - soweit diese bisher überhaupt bekannt geworden sind - sowie 
die Methoden der Dateifütterung durch polizeieigene Sammlung unzureichend. Grosse 

Beachtung muß vielmehr die Entwicklung des ADV-Einsatzes in der gesamten öffentlichen 

Verwaltung finden, der im Rahmen der Entwicklung einer neuen Kriminalstrategie eine 

besondere Bedeutung zukommt. 

Ausgehend von der These Steinmüllers’’, daß die Entwicklung der Verwaltungsautoma- 

tion in eine Richtung geht, die eine po/izezliche Totalerfassung der Bevölkerung erübrigt, 

sollen die folgenden Thesen ausführlich vertieft werden: 

— In der gesamten öffentlichen Verwaltung hat sich seit der Einführung der ADV vor 
nunmehr mehr als 20 Jahren eine Tendenz der zunehmenden, direkten Ausrichtung 
an Interessen zur Sicherung des Staatsapparates der Bourgeoisie, also an der Ausrich- 
tung an Inneren Sicherheitstrategien gezeigt. 

— Insbesondere der Trend zum Zusammenschluß der dezenttralisierten, integrierten Da- 
tenverarbeitung in der öffentlichen Verwaltung führt zu einer Irstrumentalisierung 
zugunsten der Organisationen der Inneren Sicherheit. 
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Soweit bekannt, ist der Einsatz neuer Informationstechnologien in der Öffentlichen Ver- 
waltung von allen an der öffentlichen Diskussion Beteiligten nie grundsätzlich in Frage ge- 
stellt worden. Auch der Datenschutzdiskussion ist ‘Maschinenstürmerei’ fremd gewesen. 
Die maristische Technologiediskussion?® zeigt ebenfalls (nur) politökonomische Zusam- 
menhänge auf und macht deutlich, daß nicht die Einführung neuer Technologien ‘an sich’ 
abgelehnt wird, sondern daß der derzeitige Verwendungszusammenhang zu schwerwie- 
genden Folgen für Bürgerfreiheiten führt. Vielmehr wird einhellig - sinngemäß - festge- 
stellt, daß »die Informationstechnologie die historisch notwendige Antwort des Menschen 
auf eine sonst nicht mehr zu bewältigende Komplexität der Gesellschaft darstellt.?” Mit 
dieser Überzeugung hat sich der Einzug der Automatisierten Datenverarbeitung in die öf- 
fentliche Verwaltung unbeschadet der Kritik im Konkreten durchgesetzt. Ursächlich dafür 
war, daß die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung mit dem Übergang vom ‘liberalen’ 
zum ‘sozialen Rechststaat’ derart gestiegen sind, daß eine sich immer stärker fortent- 
wickelnde Arbeitsteilung zur Bindung von Personal an uneffektive Arbeiten führt. Es 
kommt beispielsweise zu vielfältigen Überschneidungen der Aufgabengebiete, durch man- 
gelnde Koordinierung zu Doppelarbeit bis hin zu widersprüchlichen Entscheidungen. 
Auch erschöpft sich die Aufgabe schon lange nicht mehr allein in der der materiellen Da- 
seinsvorsorge. Neben der Gewährung von Leistungen (Straßenbau, Schulen, Wohngeld, 
Sozialhilfe etc.) umfaßt das Handeln der modernen Verwaltung notwendigerweise mit zu- 
nehmender Komplexität immer mehr »Planung und Steuerung nicht nur des wirtschaftli- 
chen Geschehens, sondern einer tendenziell wachsenden Anzahl gesellschaftlicher Bezie- 
hungen nichtwirtschaftlicher Art«.?® 

Diese Vielfalt der gesellschaftlichen Anforderungen zu erfüllen, sieht sich die öffentliche 
Verwaltung nur durch den Einsatz von automatisierter Datenverarbeitung in der Lage. Nur 
so sind überhaupt »Engpaßsituationen auf den Gebieten der Information und Kommuni- 
kation abzubauen«.?? 

Damit führt der Einzug der ADV zu einem besseren, schnelleren und sicheren Verwal- 
tungshandeln im Bereich der Massen- und Routinearbeiten. Bedeutsam für den rasanten 
Siegeszug der Informationstechnologie auch im Bereich der Öffentlichen Verwaltung sind 
in erster Linie »die Wunschträume von Politikern, auf dem Weg über ‘Integrierte Informa- 
tionssysteme’ politische Planung und Vorausschau zu verbesern und den Verwaltungsap- 
parat präzis steuern zu können«.*0 »Bei dem Prozeß der Verwaltungsautomatisierung und 
des dabei entstehenden Kommunikationssystems (entsteht), gleichsam als Abfallprodukt, 
ein ‘Informationssystem für Politik und Verwaltung’ ..., da bei der Vielzahl von Verwal- 
tungsvorgängen Zahlen, Summen, Werte, Daten, schlechthin also Informationen entste- 
hen, die Ausgangspunkt für neue Überlegungen und Entscheidungen sein können.«‘! 


(4.2) Gefahren bei Integrierter Datenverarbeitung 


Zunächst soll das Prinzip ‘Integrierter’ Datenverarbeitung erklärt werden. Nicht nur der 
Rationalisierung von Massenarbeit sollen die Computer dienen; insbesondere werden 
durch die Automatisierte Datenverarbeitung im Sinne oben genannter Maxime organisato- 
tische Wege gesucht, um die Vielfacherhebung immer gleicher personenbezogener Daten 
zu vermeiden. In den einander über- und nebengeordneten, voneinander getrennten Stel- 
len verschiedener Verwaltungseinheiten (Behörden) werden oftmals die gleichen Daten er- 
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mittelt, gespeichert und verarbeitet. Auch unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit liegt 
daher der Gedanke einer ‘Integrierten Datenverarbeitung’ (IDV) gegenüber einer dezen- 
tralen, nicht verbundenen Datenverarbeitung nahe. In der IDV wird das einzigartige Mit- 
tel gesehen, um die organisatorischen Folgen oben angedeuteter Arbeitsteilung in der Ver- 
waltung auszugleichen bzw. aufzuheben. Nach Einführung der Integrierten Datenverar- 
beitung wird jede benötigte Information nur einmal erhoben und fortan jeder Behörde au- 
tomatisch sofort zentral ebenso zur Verfügung gestellt, wie auch die Ergebnisse etwaiger 
Verknüpfungsvorgänge. Durch einen verbesserten Änderungsdienst ist jede Behörde sofort 
über die Änderung einer Information unterrichtet, die an anderer Stelle vorgenommen 
wird. Zum Beispiel erfahren alle angeschlossenen Behördenstellen, wie Grenzschutzstel- 
len, Sozialämter, Meldeämter, Kreiswehrersatzämter, Polizeidienststellen einschl. der 
Streifenwagen, Kripo usw. von einer Adressenänderungsanzeige im gleichen Augenblick, 
in dem sie in das System eingegeben wird. 

Das grundlegende Prinzip der Integrierten Datenverabeitung ist danach das Prinzip der 
Einmal-Erhebung und Einmal-Einspeicherung der in der gesamten Öffentlichen Verwal- 
tung benötigten Informationen. In der Endausbaustufe der IDV steht für die Informa- 
tionsverarbeitung eine einheitliche technische Grundlage zur Verfügung. Damit stehen 
die Informationen, die die einzelnen Verwaltungsstellen aufgrund individuell-sozialer Zu- 
sammenhänge mit dem Einzelnen für ihre eigenen, ganz speziellen Zwecke erhoben ha- 
ben, über die IDV allen anderen Behörden zur Verfügung. 

Daß die Verwaltung in der Logik des Staatsapparates entsprechend diesem Prinzip der Ein- 
mal-Eıfassung organisiert werden muß, ergibt sich zwangsläufig: Die Informationen der 
Stelle, die diese erst- und einmalig erhebt, müssen den andeten Stellen zur Verfügung ste- 
hen. Hier, im uferlosen Austausch personenbezogener Daten zwischen Verwaltungsstellen 
und der Zugriffsmöglichkeit jeder Stelle auf den gemeinsamen Datenbestand, liegt das be- 
sondere, noch nicht kalkulierbare Risiko der Datenverarbeitung in der Öffentlichen Ver- 
waltung für den Einzelnen als Individuum und als Teil einer Gruppe, Gemeinschaft oder 
Gesellschaft. 

Die besondere Gefahr liegt in der Möglichkeit der Verwaltung, sich nunmehr durch belie- 
bige Verknüpfung und Kombinierung beliebiger Informationen aus der der Öffentlichen 
Verwaltung zur Verfügung stehenden Informationsgesamtheit ein Modell der Gesellschaft 
oder Teilen von ihr zu bilden.*? Sobald eine Verwaltungsstelle an ein umfassendes Infor- 
mationssystem ohne Zugriffsbeschränkung angeschlossen ist, kann sie jede Information 
über jede Person, die irgendwo in einem beliebigen Speicher des Gesamtsystems gespei- 
chert ist, verarbeiten. 

Bisher war ein relativ ausreichender Schutz vor Gefahren im Zusammenhang mit öffent- 
lich-rechtlicher Informationsverarbeitung allein schon dadurch gegeben, daß es technolo- 
gisch und organisatorisch unmöglich war, »das Leben aller Bürger informationell so zu 
durchdringen, daß daraus eine Bedrohung ... entstehen konnte«.*? Die in Akten und Kar- 
teien niedergelegten Informationen ließen es aus physischen, technischen und organisato- 
tischen Gründen nicht zu, daß ein umfassendes aus vielen Einzeldaten zusammengesetztes 
Bild einer Person oder einer Personengruppe entstand. Die sich der Öffentlichen Verwal- 
tung hier eröffnende Möglichkeit veranlaßte Steinmüller zu der These: »Die Bedeutung 
bzw. Leistung von Informationssystemem besteht in der Erzeugung und Optimierung dy- 
namischer, kybernetischer ‘Modelle’ über gesellschaftliche Objekte zu deren Beherrt- 
schung.«“ 
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Selbst der Innenausschuß des Deutschen Bundestages stellte fest: 

»Die dutch die Methoden der Informationsverarbeitung geschaffenen Möglichkeiten zur Speicherung, 
Verknüpfung und Weitergabe personenbezogener Informationen drohen zu einer Gefährdung der 
durch das Grundgesetz besonders geschützten Persönlichkeitsrechte der Bürger zu werden.«®5 
Immerhin ist die Gefahr formuliert, die im Vordergrund der von der Datenschutzdiskus- 
sion aufgestellten und von ihr mit wissenschaftlichen Untersuchungen belegten These 
steht, daß »die Informationstechnik neue Formen totaler Herrschaft möglich macht«.“‘ 
Eben darum geht es. Insbesondere Podlech, einer der neben Steinmüller bekanntesten 
linksliberalen Datenschutzprofessoren, hat immer wieder vor den Folgen des ADV-Einsat- 
zes unter den deizeitigen gesellschaftlichen Bedingungen gewarnt und kommt zu dem Er- 
gebnis, daß sich durch die ADV, insbesondere in der Form der Integrierten Informations- 
systeme, die »staatliche Tätigkeit so verändern (wird), daß nur neue Konzeptionen die 
Wahrung (?) der traditionellen Verfassungsprinzipien gewährleisten«.*” Gleichzeitig for- 
dert Podlech zum Mißtrauen und zur unverzüglichen kritischen Begleitforschung zur Tech- 
nologieentwicklung auf: 

»Gegenüber der technisch vermittelten Situation, daß derjenige, der Zugang zur Zentraleinheit von 
Datenverarbeitungsanlagen und deren ... Datenspeichern besitzt, nahezu unkontrolliert alle Schutz- 
votschriften umgehen kann, ist Vertrauen auf die duichschnittliche Rechtmäßigkeit von Behördenver- 
halten eine für die Freiheitsspielräume der zukünftigen Generation tödliche Fehlhaltung.«“8 

Die Verwaltung ist darauf angewiesen, Informationen zu bekommen und diese auch zu 
verarbeiten, um Entscheidungen treffen zu können. Vor der Einführung der Integrierten 
Datenverarbeitung verschwanden jedoch in der Verwaltung bereits angefallene und nun 
für den Herrschaftsapparat immer wichtiger werdende Informationen in den Amtsstuben 
vieler Behörden. Es bedütfte regelmäßig eines nicht zu rechtfertigenden Aufwandes, um 
die Informationen bei anderen Stellen anzufordern, zusammenzutragen und für Dossiers, 
Statistiken, Analysen und Prognosen zu verknüpfen. Mit der IDV sind nunmehr die Ein- 
zelangaben über die zu einer Person gesammelten Daten an einer Stelle abrufbar, die 
lückenlose Erfassung seiner sämtlichen Individualdaten wird für jede Verwaltungsstelle 
chen Teilbürokratien erreichte. Der Überwachungsverwaltung wird es auf diese Weise 
äußerst einfach gemacht, die für ihre Zwecke benötigten Daten zu bekommen. Für die po- 
litische Überwachung bestimmter Personenkreise können die Informationen über die Inan- 
spruchnahme staatlicher Leistungen (Gesundheitsbereich, Ausbildung, Freizeit, Wohn- 
geld u.v.m.) besonders dienlich sein. 

Damit rückt die lückenlose, vorbeugende Überwachung einzelner Personen, »der Miß- 
brauch statistischer Informationen zur Herstellung von ‘Dossiers’ zum Zwecke der Überwa- 
chung ... in den Bereich des Möglichen«. 5° Mit Hilfe des Verbundes von Informationssyste- 
men erstellte Persönlichkeitsprofile können dabei sowohl in Form von 'Langzeitprofilen’ 
oder in Form von ‘Querschnittsprofilen’ gebildet werden. Dossiers, d.h. eine Zusammen- 
stellung von Informationen über Einzelpersonen, sind nicht nur im politischen Bereich 
denkbar, sondern überall dort, wo z.B. die eine Leistung erbringende Verwaltung bisher 
auf die mehr oder weniger freiwillige Herausgabe von Informationen zur Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit eines Leistungsanspruches angewiesen war. Erst der Informationsverbund 
durch IDV vermittelt ein weitgehend lückenloses Bild der Lebensgewohnheiten jedes Ein- 
zelnen und fördert so unter Umständen zahlreiche widersprüchliche Informationen, die 
zuvor bei verschiedenen Stellen unbeachtet lagerten, hervor. 
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Es sei hier auf ein Beispiel aus den USA aufmerksam gemacht. Dort hatte die Bundesfi- 
nanzbehörde eine Steuerdatenbank eingerichtet, in der alle verfügbaren Informationen 
über das Konsumverhalten potentieller Steuersünder gespeichert wurden, um so den Um- 
fang der Wirtschaftskriminalität und der Steuerhinterziehung feststellen zu können. Daß 
sich die Nixon-Administration der hieraus resultierenden Informationen bediente, um po- 
litische Gegner kompromittieren zu können, sei nur als Beispiel eines weiteren Miß- 
brauchseffektes angeführt. 


(4.3) Computer-Simulation 


Die Möglichkeiten der Überwachungsverwaltung sind allerdings keineswegs auf die Über- 
wachung von Einzelpersonen beschränkt. Von besonderem Interesse für die Überwa- 
chungsverwaltung ist die vorausschauende Berechnung des zu erwartenden Verhaltens von 
Gruppen oder der gesamten Bevölkerung, dem sogenannten Wahlvolk. 

»Wer Informationen hat über die Wandlung politischer Einstellungen, über Sozialisationsprozesse, 
über den Zusammenhang zwischen Psyche und politischem Verhalten und wer aus diesen Daten ... 
Simulationsmodelle aufstellen und auswerten kann, der ist auch in der Lage, politische Alternativen 
in Bezug auf ihre Durchsetzbarkeit, insbesondere auch gegen wesentliche Interessen von einzelnen 
Bürgern, abzuschätzen.«5l 
Der Verfasser dieses Zitates kann sich bei dieser Überlegung auf praktische Erfahrungen 
stützen. Die amerikanische Armee hatte bereits 1965 im Rahmen der Counter Insurgency 
Mission »ein sozialwissenschaftliches Modell entwickelt ..., das es ermöglichen würde, poli- 
tisch signifikante Veränderungen ... vorauszusagen und zu beeinflussen«.’2 Dabei spielte 
die Computer Simulation eine entscheidende Rolle. Sie sollte die entsprechende Regierung 
in den Stand versetzen, »interne Konflikte und Bürgerkriege im Keim zu ersticken, ohne 
deren Utsachen auszutragen«.?? Damit wird das dem Kapitalismus eigene Los deutlich, an 
ktisenhaften Erscheinungen ausschließlich "herumdoktorn’ zu müssen. Im Kapitalismus 
würde eine Computer Simulation, der die Aufgabe det Ursachenbeseitigung erteilt würde, 
zwangsläufig die Systembeseitigung empfehlen. 

Unter dem Namen ‘Camelot’ wurde ein CIA-Projekt in Chile (vor der Regierungszeit der 
unidad popular) erprobt, bevor es durch Indisktetionen in der Öffentlichkeit bekannt wur- 
de und dadurch zunächst beendet werden mußte. Ein anderes Anwendungsbeispiel liegt 
noch weitere fünf Jahre zurück und hatte John F. Kennedy erfolgreich zur Präsidentenwahl 
verholfen. Die Computet Simulation hatte es ihm ermöglicht, eine Wahlplattform zu etar- 
beiten, die die zukünftige Reaktion der Bevölkerung auf tagespolitische Probleme berück- 
sichtigte. Der SPIEGEL wußte 1970°° von einem Simulationsmodell amerikanischer Sozio- 
logen zu berichten, die im Auftrage des CIA die Dynamik eines 'Neger‘-Aufstandes in den 

Slums dutchspielten. Dieses Counter Insurgency Projekt hatte nicht zum Ziel, die Utsa- 
chen aufzudecken und zu beseitigen, sondern Methoden zur schnellen Erstickung des Auf- 
standes herauszufinden. (Unter ‘Counter Insutgency’ werden Strategien systemstabilisie- 
tender Unruhe- und Aufstandsbekämpfung verstanden, die schon weit im Vorfeld aufkei- 
mender Protestpotentiale wirksam werden sollen, also derartige Entwicklungsmöglichkei- 
ten schon im embryonalen Zustand ersticken, umleiten oder im Sinne der Hertschenden 
beeinflussen sollen.) 

Insgesamt kann die Computer Simulation im Rahmen einer Counter Insurgency Strategie 
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auf eine über 15jährige Erfahrung und ständige Verfeinerung der Vorhersagengenauigkeit 
zurückblicken. Im Gegensatz zu ‘einfachen’ Dossiers schreibt die Computer Simulation 
die zukünftige Entfaltung der Persönlichkeit bzw. des zu erwartenden Verhaltens eines 
Wahlvolkes in die Zukunft fort. 

In der Bundesrepublik stehen aufgrund einer wesentlich umfassenderen Leistungsverwal- 
tung und einer Erfassung der Gesamtheit der Bevölkerung durch ‘scharfe’ Meldebestim- 
mungen wesentlich mehr Daten für eine Computer Simulation zur Verfügung als in den 
USA. Als Bestandteil einer "Counter Insurgency Strategie’ sind allerdings derartige Simula- 
tionen in der BRD noch nicht dJekanrt geworden. In der Bundesrepublik haben Computer 
Simulationen allerdings besonders in det Soziologie und der Bettiebswirtschaft Einzug ge- 
funden. Betriebswirtschaftliche Erkenntnisse und Methoden setzen sich - mit einer gewis- 
sen zeitlichen Verzögerung - auch in der Öffentlichen Verwaltung dutch. 

Verborgen bleibt natürlich auch insbesondete, ob mit derartigen Computerprogrammen 
nicht heute bereits bei der Bundeswehr gearbeitet wird. Bei der Bundeswehr stehen die 
Computeranlagen mit der weitaus größten Kapazität, der sich selbst die Großforschungs- 
einrichtung des Bundes, die ‘Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung’ (GMD) 
in Bonn bei Überlastung bedient. 

1975 wurde eine Zusammenfassung der in der Öffentlichen Verwaltung betriebenen Com- 
puter Simulation veröffentlicht.5° In dieser Veröffentlichung macht eine Untersuchung 
über die "Zukunftspetspektiven des DV-Einsatzes in der politischen Planung’ bei den di- 
tekt Bettoffenen in der Ministerialorganisation deutlich, daß sich 17 von 19 Befragten eini- 
ges bzw. mehrheitlich sogar schr viel von Computer Simulation in ihren Ministerien ver- 
sprechen. Ziel ist es dabei insbesondere, zukünftig »wichtige, auf uns zukommende Pro- 
bleme so rechtzeitig zu etkennen, daß sie angepackt werden können, bevor Krisenetschei- 
nungen eintreten«.?’ Gleichzeitig sollen die Planungsmodelle helfen, »die Widerstände, 
die sich einer solchen rationaleren Politik entgegenstellen, zu erkennen, zu analysieren 
und Durchsetzungsstrategien zu entwickeln«.’® 

Det Informationswissenschaftler Steffen Harbordt hat in seinem, dem in der Bundesrepu- 
blik grundlegenden zweibändigen Werk 'Computersimulationen in den Sozialwissenschaf- 
ten’ auch vor den Gefahren der Computer Simulation gewarnt.’ Der Staat ist mit dem 
Instrument einer ihm zur Verfügung stehenden Integrierten Datenverarbeitung in der 
Verwaltung in der Lage, »Anwendungen physischer Macht funktional weitgehend durch 
die Ausnützung von Informationsvorsprüngen und die effektive Stabilisierung unter- 
schiedlicher Informationsniveaus zu etsetzen«.?? Der aktuelle Verzicht auf die Anwendung 
der gesamten staatlichen physischen Macht zugunsten der Entwicklung unkonttrollierbarer 
Informationssysteme ermöglicht den Anschein einer Liberalisierung zu erwecken. Insbe- 
sondete durch die Verdichtung der Informationen durch Computer Simulation steht der 
Regierung ein automatisches Frühwarnsystem, ein Prognose- und Steuerungssystem der 
Gesellschaft zur Verfügung, mit der eine beliebige Manipulation zugunsten gesellschafts- 
konformen Verhaltens erstrebt wird. Bei einem derartigen umfassenden Informationssy- 
stem besteht in der Tat dann »die Möglichkeit, Aktionen der Gegenseite schon im voraus 
zu erkennen und abzufangen«.°° Es ist zu Recht die Rede von der »Durchleuchtung gesell- 
schaftlicher Vorgänge, (die) die Steuerungskapazität des politischen Systems erhöhen 
kann«, wobei »die Verfügbarkeit derartiger Informationen langfristig die Entwicklung von 
sog. Sozialindikatoren (erlaubt), die u.a. den Grad der öffentlichen Zufriedenheit messen 
können«. ‚© 
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(4.4) Kriminalgeograp hie 


Doch zurück zur Polizei und bei ihr selbst betriebenem ADV-Einsatz. Eine frühentwickel- 
te Einsatzform ist die Unterstützung der Kriminalgeographie. Eingangs eine Definition der 
‘Kriminalgeographie’ aus der Sicht der bürgerlichen Rechtswissenschaft (aus: Kriminalistik 
(1979)7, $. 321): 

»Kriminalgeographie untersucht Kriminalität innerhalb eines bestimmten geographischen Raumes. 
Dazu gehört die Sammlung von Erkenntnissen sowohl über Verteilung, Art und Umfang, Struktur 
der Kriminalität als auch über die Bedingungen des Raumes, die das beobachtbare Kriminalitätsbild 
bestimmen, wie auch schließlich über die Möglichkeiten, auf dieses Kriminalitärsbild einzuwirken, es 
planmäßig zu beeinflussen.« 

Wie bei den oben beschriebenen Projekten der amerikanischen Counter Insurgency Strate- 
gie geht es bei dem bundesdeutschen Projekt der Weiterentwicklung der Kriminalgeogra- 
phie nicht um die Beseitigung von Ursachen gesellschaftlicher Strukturdefekte. »Es geht 
vielmehr um das Aufzeigen von Indikatoren, welche bereits eingetretene Zustände markie- 
ten oder bevorstehende Entwicklungen kennzeichnen, die Entwicklungstendenzen signali- 
sieren und Rückschlüsse auf mittel- und kurzfristige bevorstehende Ereignisse 
ankünden«.% Hieraus wiederum läßt sich eine Konzeption der »Verbrechensvorbeugung 
durch umweltgestaltende Eingriffe«® entwickeln. Voraussetzung des neuen Verständnisses 
von der Kriminalgeographie ist auch hier gewesen, daß »Ausgangspunkt der Betrachtung 
nicht der Täter oder die Tätergruppe (ist), sondern der Raum, d.h. die besondere struktu- 
relle und funktionelle Besonderheit einer geographisch abgegrenzten Fläche von beliebiger 
Größe«.° Wesentlich ist für den hierin verfolgten Argumentationsgang die Bedeutung der 
Datenverarbeitung. Nach Herold, der als Polizeipräsident von Nürnberg dort die Entwick- 
lung der neuen ‘Kriminalgeographie’ bestimmend praktisch vorangetrieben hat, »erlangt 
auch die Kriminalgeographie erst ihre eigentliche, den Anpassungs- und Reaktionsprozeß 
der Polizei steuernde Bedeutung« mit dem »technischen Leistungsstand der elektronischen 
Datenverarbeitunge. Die Datenverarbeitung gestattet es, »diese Prozesse der Informations- 
etfassung, der Informationsverarbeitung und Informationssteuerung so zu raffen, daß sie 
zeitlich zu einer Einheit zusammenrücken.«‘ Die hierfür notwendigen Daten soll die Poli- 
zei durch ständige Kooperation mit anderen staatlichen und privaten Stellen (z.B. Betrie- 
ben, Krankenhäusern, Detekteien, Schützenvereinen etc. pp.) erhalten. Unter dem Stich- 
wort der »innerbehördlichen Präventionstaktik«°° ist die Einbeziehung von Verwaltungstei- 
len außerhalb der für die Innere Sicherheit verantwortlichen Stellen im Rechenverbund 
vorgesehen, um »eine ganze Reihe anderer staatlicher Institutionen ... stärker an die poli- 
zeiliche Arbeit heranzuführen«.°’ Diese ‘Heranführung’ an die ‘polizeiliche Arbeit’ be- 
deutet nichts anderes als die Unterordnung ziviler Teile des Staatsapparates unter die 
Kommandogewalt der Sicherheitsorgane. Im »Versuch eines Zukunftsmodells«° hat He- 
rold seine langfristigen Entwicklungsziele am deutlichsten grundsätzlich dargelegt. Die 
hierin enthaltenen Aussagen zur Bedeutung der ADV gelten dabei nicht nur für Fahn- 
dungssysteme, sondern auch für computergestützte Kriminalgeographie. In dieser Arbeit 
ist die Antwort darauf zu finden, in welchem Umfang und wo die Daten erhoben werden 
sollen: 

»Die elektronische Datenverarbeitung besitzt die Fähigkeit, riesige Datenmengen nach beliebigen 
Zusammenhängen zu verknüpfen und über diese Zusammenhänge quantitative Aussagen in kürze- 
ster Zeit nach dem allerneuesten Stand zu formulieren. Dem Gesetz der großen Zahl entsprechend, 
ist die Treffgenauigkeit solcher Aussagen um so größer, je größer die Zahl der verarbeiteten Daten 
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ist.«69 

Um alle Möglichkeiten der Datenverarbeitung auszuschöpfen, 

»bedarf es einer umfassenden Erhebung aller sich auf den Verbrecher und das Verbrechen bezichen- 
den Daten in einer systematisierten, maschinengerechten Form von Tat- oder Tätersätzen, die von 
den Personalien, Familien-, Wohn-, Rechts-, Besitz- und Sozialverhältnissen bis zu kriminalbiologi- 
schen und kriminalsoziologischen Daten reichen und dabei alle auch schon herkömmlicherweise für 
Akten und Karteien erhobenen Daten einschließen.« 

Ein derartiges, nach Herold der »klinischen Untersuchung eines Patienten« ähnliches Ver- 
fahren hielt Herold bereits 1968 für realisierbar, 

»da die Datenerhebung in einem später noch darzustellenden ‘kommunalen oder regionalen Informa- 
tionszentrum’ durch Beteiligung einer Vielzahl von gleichermaßen informationsintetessierten Ämtern 
und Behörden erfolgen und zugleich mit anderen gesellschaftlichen Erhebungen (z.B. medizinische 
Reihenuntersuchungen, Erhebungen über Führerscheintauglichkeit, Intelligenz- und Reaktionste- 
sten, volkswirtschaftlichen Untersuchungen usw.) verbunden werden kann. Auch brauchen die Sätze 
nicht auf einmal gewonnen zu werden; sie können vielmehr im Laufe eines Lebens von der Geburtsur- 
kunde über die Schulimpfung, das Zeugnis und die Lehre bis zur Eheschließung, Straffälligkeit oder 
sonstigen markanten Lebensabschnitten entstehen, so wie sie auch jetzt schon aufgespalten auf eine 
unübersehbare Vielfalt von Behörden, Ämtern, Institutionen, Schulen, Betrieben entstanden und 
dort archiviert worden sinde. . 

Die ausführliche Zitierung des heutigen BKA-Präsidenten und führenden Wissenschaftlers 
auf dem Gebiete der Kriminalgeographie erschien hier deswegen notwendig, um einen 
authentischen Nachweis für die These zu erbringen, daß nach diesem Zukunftsmodell für 
die Zwecke der Kriminalgeographie als ein Aspekt der neuen Kriminalstrategie ein Ver- 
bund der Integrierten Datenverarbeitung der öffentlichen Verwaltung (und sogar der pti- 
vaten Betriebe) mit Rechnern der Polizei angestrebt wird. Die Begründung Herolds deckt 
sich mit oben genannter für die Einführung der IDV: 

»Trotz dieser vielfältig mehrfachen Verwendung von personenbezogenen Daten durch eine Behörden- 
vielzahl, arbeiten die einzelnen Dienststellen raum-, kosten- und personalaufwendig mit manuell 
betriebenen, vielfach sich überschneidenden Karteien parallel nebeneinander. Angesichts solcher 
Verflechtung dtängt sich der Gedanke eines durch die EDV bewirkten Informationsverbundes, einer 
integrierten Datenverarbeitung in einem einzigen - z.B. auf die Personendaten bezogenen - Da- 
tenspeicher geradezu auf. Jede Behörde vermag in diesem Speicher ihre speziellen Daten zu einer be- 
stimmten Person gleichsam sektorenweise einzugeben, andererseits aber ... alle Daten herauszuneh- 
men.« 

Bedenken begegnet Herold mit der Überzeugung, daß »angesichts der unausweichlichen 
polizeilichen Entwicklung, der die EDV neue Dimensionen eröffnet hat ..., jedoch keine 
ernsthaften Zweifel (bestehen), daß die Verfassungsfesseln, die dem Fortschritt entgegen- 
stehen, sich werden sprengen lassen«. Hier kommt man kaum umhin, Herold ein Lob aus- 
sprechen zu müssen. In klarer marxistischer Erkenntnis hat Herold gesehen, daß ‘Recht’ 
ein beliebig einsetzbares Instrument der herrschenden Klasse ist: Sofern sich die Bedürfnis- 
se der Bourgeoisie verändern, wird etwaiges hemmendes Recht beseitigt. Daß Herold 'opti- 
mistisch’ den ‘Verfassungsbruch’ erwartet, läßt dabei lediglich den Standort dieses Mitglie- 
des der Sozialdemokratischen Partei bestimmen. 

Daß der angeblich eine Niederlage erlitten habende Herold (s.0.) hier keineswegs alte, von 
der Datenschutzdiskussion neuerer Zeit noch unbeeinflußte und nunmehr revidierte 
Denkmodelle vorstellte, sondern gleichwohl weiter an seinen düsteren Visionen arbeitet, 
zeigt sein druckfrischer Aufsatz in der Zeitschrift der 'Arbeitsgemeinschaft sozialdemokra- 
tischer Juristen’. Der darin wiedergegebene Wortlaut einer Rede vor den Vereinten Natio- 
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nen (!) läßt erkennen, daß er schr wohl darum weiß, daß der ‘gläsern’ gemachte Mensch 
»sich auf ein bloßes Objekt staatlicher Macht (reduzierte) und seiner Privatsphäre und 
Würde entkleidet (wäre)«.’° Dennoch will er sich dafür einsetzen, »sim Zusammenwirken 
von Repression und einer die Verbrechensursachen aufdeckenden Prävention das Verbre- 
chen auf jenen Bodensatz zurückzuführen, der unausrottbar ist«.’! 

Herold stellt weiter fest, daß 


»die moderne Informationstechnologie geradezu ein(lädt), die örtlich und sachlich gezogenen Gren- 
zen ihrer Anwendung aufzuheben, die Enge und Isoliertheit von Ressorts aufzulösen, innerstaatliche 
und nationale Grenzen zu überwinden und Wissen in immer größer werdenden Speichern zu sam- 
meln. Die Grenzenlosigkeit der Informationsverarbeitung würde es gestatten, das Individuum auf sei- 
nem ganzen Lebensweg zu begleiten, von ihm laufend Momentaufnahmen, Ganzbilder und Profile 
seiner Persönlichkeit zu liefern, es in allen Lebensbereichen, Lebensformen, Lebensäußerungen zu re- 
gistrieren, zu beobachten, zu überwachen und die so gewonnenen Daten ohne die Gnade des Verges- 
sens ständig präsent zu haben. Die Gefahren des ‘Großen Bruders’ sind nicht mehr bloß Literatur. Sie 
sind nach dem heutigen Stand der Technik real.«72 


Die Gefahren sind real. Wem soll man dies’ abnehmen, wenn nicht dem Präsidenten des 
Bundeskriminalamtes, der im gleichen Aufsatz seine alten Vorschläge wiederholt. 


(4.5) Die neue Fahndungsstrategie 


Tatsächlich sind die entwickeltsten und gefördertsten Informationssysteme der Öffentli- 
chen Verwaltung die der Polizei. Die ersten computergestützten Systeme der Polizei auf 
kommunaler und Landesebene sind vor mehr als zehn Jahren eingesetzt worden. Anstoß 
für den bundesweiten vom BKA koordinierten Aufbau polizeilicher Informationssysteme 
war das »Sofortprogramm zur Modernisierung der Verbrechensbekämpfung« der Bundesre- 
gierung vom Oktober 1970, dem im Dezember 1971 der Vorschlag des Bundesministeri- 
ums des Innern zur »Errichtung eines zwischen Bund und Ländern arbeitsteiligen elektro- 
nischen Informationsystems« für polizeiliche Zwecke folgte. Nach dem Beschluß der In- 
nenministerkonferenz vom Januar 1972 über die Realisierung in Stufenschritten wurde im 
November 1972 die erste Ausbaustufe vom Informationssystem der Polizei (INPOL), Per- 
sonenfahndung, in Betrieb genommen. Namen wie POLAS, HEPOLIS, ISVB usw. stehen 
für den parallel vorangetriebenen Ausbau der bei den Landeskriminalämtern eingerichte- 
ten Systeme, die entsprechend dem »Programm für die Innere Sicherheit in der Bundesre- 
publik Deutschland« vom Juni 1972 zu einem Verbund zusammengeschlossen wurden. 
Von ihnen heißt es in einer Broschüre des BKA: »Diese Regionalsysteme kommunizieren 
... mit INPOL und den kommunalen oder regionalen Datenbanken für. das Einwohner-, 
Kfz-Zulassungs-, Sozial-, Gesundheits- oder Bauwesen«.’? 

War oben die Zugriffsmöglichkeit der Polizei auf Informationssysteme anderer Verwal- 
tungsstellen thematisiert, so würde die Aufzählung’? eigener polizeilicher Datenbanken 
die These Steinmüllers stützen: »Kontrolliert werden nicht mehr (?) nur mit scheinbarer 
technischer Zwangsläufigkeit einige verbrecherische Anarchisten, sondern zugleich die Ge- 
samtheit der Bevölkerung.«’? Eine Aufzählung würde zeigen, daß das Bundeskriminalamt 
Dateien hielt, hält oder plant, in denen »sich diverse Datensammlungen über Bürger, die 
sich nie eines Gesetzesverstoßes schuldig gemacht haben«’® befinden und auf Dateien an- 
derer Stellen zurückgegriffen werden kann. Das BKA äußerte sich über diese, in das äußer- 
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ste Vorfeld der Prävention vorgelagerte Kriminalstrategie in einer eigenen Broschüte: 
»Eine bundesweite Erfassung des auf die Begehung von Gewalttaten ausgerichteten Potertials ist 
ebenso notwendig, wie die Entwicklung neuer polizeilicher Taktiken gegen deren Strategie. Eine über 
den Rahmen des allgemeinen kriminalpolizeilichen Meldedienstes hinausgehende Informations- 
sammlung und -auswertung ist unentbehrlich.«’7 

Nach einer aktuellen Studie wird von Seiten der Polizei dieses Potential übrigens mit 25 % 
der Bevölkerung angegeben! ”® 

Neben dem Aufbau eigener Personendateien und dem Zugriff auf personenbezogene Da- 
teien Dritter galten die besonderen Anstrengungen des BKA der Entwicklung weiterer 
computergesteuerter Fahndungsmethoden. Neue Techniken, die bisherige Fahndungs- 
maßnahmen computergemäß verfeinern, wurden entwickelt. Hierzu gehören die Daktylo- 
skopie, das Stimmband- und Handschriftenerkennungsverfahten, sowie das ADV-gerechte 
Vermessen von Gesichtern als die bekanntesten vieler neuer Verfahren. Gleichzeitig sind 
die Bemühungen erkennbar, möglichst viele Datensätze aus dem gesamten Spektrum die- 
set Identifizierungssysteme präventiv bei allen sich bietenden Gelegenheiten zu speichern. 
Nicht unberücksichtigt bleiben bei der Speicherung von polizeirelevanten personenbezo- 
genen Daten die Strukturdateien der Kontaktbereichsbeamten. In diesen sind »jedes ein- 
zelne Haus mit Personalien (und) Besonderheiten ... erfaßt. Hinter dem Hausblatt liegen 
Karten über die dort ansässigen Gewerbebetriebe und besondete Karten, die über polizei- 
lich relevante Objekte Auskunft geben.«’®* 

Bezüglich der Suche nach effizienten Identifizierungssystemen ist der Ltd. Regierungskti- 
minaldirektor Zimmermann vom BKA der Ansicht, daß »eine Volksdaktyloskopie etwas er- 
strebenswertes wäre«.’? Angesichts der Schwierigkeiten, derartiges durchzusetzen, können 
daher eher Röntgenaufnahmen, »wie sie von jedem Bürger irgendwann einmal von einem 
Arzt gefertigt werden«, gut »als Vergleichsunterlagen für kriminologische Untersuchun- 
gen« bereitgestellt werden.® Ein Computerfachmann auf dem Gebiet der Medizin hat in- 
zwischen einen Vorschlag für vernünftig gehalten, jedem Säugling eine Lösung zu injizie- 
ren, »die einen Code von bis zu 30 verschiedenen Spurenelementen enthält«, »wobei die 
Spuren der Metalle das ganze Leben hindurch im Körper des betreffenen Menschen blei- 
ben« und eine jederzeitige Identifizierung erlauben.3! 

Ohne Zweifel besteht hinsichtlich dieses Vorschlages (noch?) keine Realisierungschance. 
Aber bereits nach jetzigem Stand effektivieren die Computertechnologien bisherige Fahn- 
dungsmethoden, weil eine derartige Dutchleuchtung der Gesamtbevölkerung zu einer 
schnelleren Identifizierung von Personen führt, über die nur Hinweise vorliegen, die ohne 
Computersysteme nicht verwertbar wären. Ein Vergleichslauf mit bereits beim BKA oder 
bei Dritten gespeicherten Merkmalen filtern Gesuchte aus der Gesamtpopulation heraus 
(sog. positive Rasterfahndung). 

Ein umgekehrtes Herausfiltern Unverdächtiger wird bei einer qualitativ neuen Fahndungs- 
methode mit Hilfe von Fahndungsrastern vorgenommen. Das bekannteste vom BKA ange- 
wandte Rasterfahndungsprogramm wurde Anfang 1979 das Programm ‘Annoncen’. Aus- 
gegangen waren die Computerfahnder des BKA von der Anmietung einer konspirativen 
Wohnung im Raum Frankfurt in einem gegebenen Zeitraum durch Zeitungsannonce. Un- 
tersucht wurden die nicht von Familien angemieteten 3-Zimmer-Wohnungen, denn 
»grundsätzlich muß davon ausgegangen werden, daß in der Wohnung des privaten Anbie- 
ters bereits terroristische Gewalttäter wohnen«.®2 Über Befragungen des Fernmeldeamtes, 
des Einwohnermeldeamtes, der Elektrizitätsgesellschaften, des Grundbuchamtes der Ge- 
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meindeverwaltungen, der Postämter, von Bankinstituten, von Firmen der Privatwirtschaft, 
von Hausmeistern, Briefträgern und Nachbarn siebten die Fahndungsgruppen des BKA 
unverdächtig gewordene Personen aus. Die BKA-Abteilung KT unterstützte die Fahndung _ 
durch computergestützten Handschriftenvergleich etwaiger vom Mieter ausgefüllter Mel- 
dezettel und Bankformulare. Die Namen der als ‘Verdächtige’ verbliebenen Personen wut- 
den mit dem in Hessen bereits automatisiert durchgeführten Einwohnerbestand der Mel- 
deämter abgeglichen. »Die Daten beim Einwohnermeldeamt sollen aus arbeitstechnischen 
Gründen in einem Arbeitsgang überprüft werden.«® 

Die nicht gemeldeten Personen wurden schließlich durch Systemabfrage im INPOL, PIOS 
und NADIS abgeklärt. Es gilt als gesichert, daß mit dieser Methode ein in der Terroristen- 
fahndung Ausgeschriebener in einer konspirativen Wohnung entdeckt wurde. Dieses Bei- 
spiel zeigt: Verfolgt werden nicht bestimmbare, konkret verdächtigte Personen, sondern 
verdächtig ist jeder. 

Nach der Beschlagnahme der Kunden-Datei der Hamburger Electrizitäts-Werke zum her- 
ausrastern bar zahlender und wenig Strom abnehmender polizeilich ungemeldeter Kun- 
den wurde ein weiteres (sog. negatives) Rasterfahndungsprogramm bekannt. 

Im am 25. Juni 1980 vom Bundestag verabschiedeten Bundesmelderechtsrahmengesetz 
wird - im Gegensatz zu Entwürfen aus den Jahren 1971, 1973 und vom 6.12.1977 - kein 
bundeseinheitliches Personenkennzeichen (PKZ) vorgesehen. Der Rechtsausschuß des 
Deutschen Bundestages hält es für verfassungswidrig. Eingeführt werden sollte es allein aus 
kriminalstrategischen Erwägungen, nachdem am 28. Mai 1968 vom Arbeitskreis II (Öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung) der Länderinnenminister/-senatoren eine entsprechende 
Initiative ausgegangen war. Mit diesem Personenkennzeichen als Identifizierungs- und 
Verknüpfungsmerkmal für die Zusammenführung getrennter Datenbestände über die 
gleiche Person können Fahndungsmaßnahmen wie die Rasterfahndung mit dem Abgleich 
von Datenbeständen verschiedener Institutionen vereinfacht werden. Obwohl nunmehr 
die Einführung eines Personenkennzeichens durch ein bundeseinheitliches Melderecht ge- 
scheitert ist, scheint die Vereinfachung dennoch zu gelingen, da auf Länderebene im Zuge 
der Automatisierung des Einwohnerwesens das Personenkennzeichen in der im ehemaligen 
BMeldeGE von 1977 vorgesehenen 12-stelligen Struktur bereits eingeführt worden ist, wie 
z.B. in Rheinland-Pfalz. Innerhalb des INPOL-Systerns wird daher mit dieser 12-stelligen 
Ziffer bereits gearbeitet. Darüber hinaus können die Aufgaben des PKZ von einer Vielzahl 
das PKZ ersetzenden Methoden (sog. PKZ-Surrogate) erfüllt werden, wie z.B. durch die 
Kombination persönlicher Daten wie Name, Geburtsdatum usw. zu einem einmaligen un- 
verwechselbaren Kennzeichen. Allein die Personalangaben, die nach dem Kölner Phone- 
tikprogramm codiert werden, reichen als Ordnungsmerkmal aus, nach dem jeder Bürger 
identifizierbar ist. Nach Einführung der neuen Personalausweise im Jahre 1981 werden 
diese Personalangaben mit klarschriftlesenden Computern direkt vom Ausweis abgelesen 
werden und verarbeitet werden können. Da fällt es dem Bundesinnenminister Baum, frü- 
her als verantwortlicher Staatssekretär einer der eifrigsten Verfechter eines 12-steligen 
PKZ’s leicht, den Schutz der fortlaufenden Nummer auf den neuen Ausweisen zu garan- 
tieren, kommt es auf diese doch schon gar nicht mehr an. Mit diesem hier beschriebenen 
PKZ bzw. seinen Surrogaten werden der Polizei und allen anderen interessierten Verwal- 
tungsstellen die Möglichkeit eröffnet, das an verschiedenen Verwaltungsstellen lagernde 
Informationsmaterial durch ein gleiches Ordnungsmerkmal zu erfassen. 

Die Möglichkeiten des "Geheimbereiches’ - hier insbesondere des BKA - suchen tatsäch- 
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lich in der Welt ihresgleichen. Damit ist die Gefahr des Entstehens »einer bundesweiten 
virtuell einzigen logischen Datenbasis mit technisch unbeschränktem Datenfluß und ubi- 
quitärem Zugriff der zahlreichen Benutzer, also die allseitige und allerortige Erreichbarkeit 
aller Bundesbürger und -gäste für den Geheimbereich«® evident. 

Wissend um die Notwendigkeit innerer Ruhe in der gesamten kapitalistischen Welt, bleibt 
als einer unter mehreren Herold bemüht, die Ideenwelt des »Modell Deutschland« zu ver- 
breiten, wie jüngst auf einem internationalen Kongreß über Fahndungsmethoden beim 
Bundeskriminalamt in Wiesbaden.®. Insofern ist »Deutschland« noch immer Modell.®6 


Anmerkungen 
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2 Statt vieler vgl. die Anmerkungen in EN 1, 4, 27, 42, 44, 78, 84. 

2a Dokumentiert ist dieses 3. Intern. Russell-Tribunal in den Rotbüchern 185 (Berufsverbote), 195 
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4 Einen aufschlußreichen Vergleich der Polizeientwicklung in England/ Wales, Frankreich und der 
Bundestepublik Deutschland haben jüngst A. Funk, U. Kauß und Th. v.Zabern vorgelegt: Die 
Ansätze zu einer neuen Polizei, in: E. Blankenburg (Hg.), Politik der Inneren Sicherheit, 
Frankfurt/M. 1980. 

5 zitiert nach Altvater, a.a.0. (FN 3), S. 49. 

6 _ Kapitelüberschrift bei Heinz Brüggemann, Strategien der Inneren Kolonisation, in: H. 
Brüggemann / H. Gerstenberger / W. Gottschalch / U.K. Preuß (Hg.), Über den Mangel an 
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7 ebenda, S. 65. 

8 H. Herold, Krise des Sicherheitsgefühls, nicht der Sicherheitslage, in: Frankfurter Rundschau 
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9 so die Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 22./23.3.1980. 

10  Bundestags-Drucksache 8/3911. 

11 AlfLüdtke, Die »gestärkte Hand« des Staates, in: Leviathan (1979) 2, S. 199-226 (200). 

12 Daß der Einsatz physischer Gewalt nicht aufgegeben wird, sondern mit Gefangenenliquidation, 
Todesschüssen, bürgerkriegsähnlichen Einsätzen gegen Hausbesetzert, Jugendzentren, Demon- 
stranten usw. tägliche repressive Präsens täglich dokumentiert wird, wird — muß es erwähnt 
werden? — nicht der These des Vorliegens einer neuen Kriminalstrategie widersprechen kön- 
nen, sondern nur die Breite der bereitgestellten Mittel belegen. 
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vgl. dazu: A. Funk, a.a.O. (FN 4), $S. 21 und CILIP (1980) 5, Beilage. 

siehe hierzu wieder A. Funk u.a., a.a.O. (FN 4), insbes. Kapitel 2. 

A. Funk / F. Werkentin, a.a.O. (FN 1), S. 189. 

Vgl. den Bericht in der ‘tageszeitung’ vom 2.7.1980 über die Konferenz der Berghofstiftung für 
Konfliktforschung über die Polizeientwicklung, Ende Juni 1980 in Westberlin. 

H. Matussek, Sind modus operandi und Petseveranz im INPOL-System überholt ?, in: der kri- 
minalist (1975), S. 480-485 (480). 

ebenda. 

H.-J. Kerner, Die Stellung der Prävention in der Kriminologie, in: Kriminalistik (1976) 1, $. 1-5 
und (1976) 2, S. 57-64 (59). 

Diese Zahl nennt H. Schäfer, Präventionskriminalistik, in: Kriminalistik (1980) 3, S. 127-131 
(130). 

H. Schäfer, Die Voraussetzungen einer rationalen Kriminalstrategie, in: Kriminalistik (1976) 8, 
S. 345 ff. (347). 

Kerner, a.a.O. (FN 19), S. 61. 

Die Kalkulation mit der ökonomischen Krisenhaftigkeit bei der Bestimmung der inneren Si- 
cherheitslage verdeutlicht die präzise Äußerung des SPD-MdB Egon Lutz in der Frankfurter 
Rundschau vom 23.8.1977: »Wenn sich bei hohen Dauerarbeitslosenzahlen die Arbeitslosigkeit 
verstetigen sollte, wenn 600000 oder auch weniger ‘Pechvögel’ für immer ins Abseits gestellt 
würden, dann wäre das schlimm, ganz schlimm. Dann würden wir mit dazu beitragen, daß ein 
Sprengsatz die kritische Masse übersteigt, der unsere Gesellschaft zuverlässiger in die Luft jagen 
könnte, als jeder noch so wild entschlossene Anatchist dies vermöchte.« 

H.-D. Schwind u.a., Kriminalgeographie, in: Kriminalistik (1975) 6, $. 241-247 (242). 

A. Stümper, Prävention und Repression als überholte Unterscheidung, in: Kriminalistik (1975) 
2, $. 49-53 (52). 

H. Herold, Künftige Einsatzformen der EDV und ihre Auswirkungen im Bereich der Polizei, in: 
Kriminalistik (1974) 9, S. 388 ff (391). 

Ausführlich hierzu am Beispiel der Jugendarbeit der Polizei: Teil IV. des ‘3. Jahrbuch der So- 
zialarbeit’, Jugend: Polizei im Anmatsch ?, Reinbek b. Hamburg 1979, $. 173-253 und dort ins- 
besondere die Arbeit von H. Lessing und M. Liebel, Verpolizeilichung des Alltags und Pädago- 
gisierung der Polizei, $. 225-253. 

Hierzu G. Scheicher, der in seinem Aufsatz zunächst verdeutlicht »in welchem Umfang die Poli- 
zei die Grenze ihres Tätigwerdens zum Vorfeld hin verschieben mußtes. Er fährt fort: »Es ist 
nach meiner Auffassung aber nicht damit getan, daß der Aufgabenzuwachs gebilligt wird. Es ist 
die Arbeit selbst gesetzlich abzudecken, was m.E. nur bedeuten kann, daß der Polizei bei den in 
das Vorfeld verlagerten eigenen Aktivitäten eine zumindest partielle Befreiung vom Legalitäts- 
prinzip zuteil werden muß.«, in: Die Polizei zwischen Verfassungsschutz und Strafprozeßord- 
nung, 1975, zit. bei Cl. Nettelbeck (Hg.), Die Republik, Nr. 10 - 15, 1977, $. 138 - 169 (149) 
vgl. A. Funk, a.a.0. (FN 4), S. 73 ff. 

vgl. J. Freudenreich, Gefährdete Gewaltenteilung im Strafverfahren, in: Süddeutsche Zeitung 
vom 22./23.2.1980. 

vgl. nur K. Merten, Das Verhältnis Staatsanwaltschaft — Polizei, in Die Polizei (1979) 12, S. 
390-392. 

Aus dem Vorentwurf des Gesetzes der Wortlaut des neuen & 163 StPO auszugsweise: »Sobald 
die Polizei von dem Verdacht einer Straftat Kenntnis erhält, hat sie den Sachverhalt von sich aus 
zu erforschen. Sie bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen sowie Art und Weise ihrer 
Durchführung, solange und soweit die Staatsanwaltschaft keine Anordnung trifft. ...« 

siehe A. Stümper, Die Wandlung der Polizei in Begriff und Aufgaben, in: Kriminalistik (1980) 
6, $. 242-245 (243). 

vgl. A. Stümper, Gedanken zur Schaffung einer Generaldirektion für die Innere Sicherheit 
(GdlIS), in: Kriminalistik (1979) 1, S. 2-5. 


Jürgen Taeger 


35 
36 


37 
38 


39 
40 
41 
42 


43 


44 


45 
46 
47 
48 
49 
50 
51 
52 
53 
54 
55 


56 
57 
58 
584 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 


66 
67 


vgl. das Interview mit W. Steinmüller (SPD) in: Die Neue vom 3.5.1979. 

vgl. W. Maier, Ökologie und Sozialismus — Kritik der Industriegesellschaft und Befreiung der 
Arbeit, in: Hefte für Demokratie und Sozialismus (1980) 2, S. 10-24. 

so W. Steinmüller in: Informationsrecht und Informationspolitik, München 1976, S. 9. 

K. Lenk, Datenschutz in der öffentlichen Verwaltung, in: W. Kilian / K. Lenk / W. Steinmül- 
ler, Datenschutz, Darmstadt 1973, $. 15-50 (16). 

M.O. Karhausen, Informationspolitik und Datenschutz, in: H. Krauch (Hg.), Erfassungsschutz, 
Stuttgart 1975, $. 78-90 (78). 

K. Lenk, Arbeitsplatznaher EDV-Einsatz in der öffentlichen Verwaltung, in: Recht und Politik 
(1979) 1, S. 33-39 (33). 

F. Goller / H. Scheuring / A. Trageser, Das Kommunikations- und Informationssystem, Stutt- 
gart et al. 1971, S. 31. 

vgl. dazu das (konstruierte) Beispiel in: Computereinsatz im Überwachungsstaat, in: ‘Z’ (1980) 
1, $. 17-29 (20). 

SoR. Kamlah, Hinweise aus der Rechtsprechung des BVerfG zur Regelung eines materiellen In- 
formationstechtes, in: W. Steinmüller (Hg.), Informationsrecht und Informationspolitik, Mün- 
chen 1976, $. 196-206 (197). 

W. Steinmüller, Quo vadis, Computer ? Vermutungen über Alternativen künftiger sozio-öko- 
nomischer Entwicklungen, in: G. Hoffmann / B. Tietze /A. Podlech (Hg.), Numerierte Bür- 
ger, Wuppertal 1975, S. 139-147 (142). 

in: Bericht und Antrag des Innenausschusses, BT-Drs. 7/5277. 

H. Krauch, a.a.O. (FN 39), S. 8. 

A. Podlech, Datenschutz im Bereich der öffentlichen Verwaltung, Berlin 1973, S. 39. 
ebenda, $. 38. 

K. Lenk, a.a.0. (FN 38), S. 26. 

ebenda, $. 32. 

H. Krauch, 2.2.0. (FN 39), S. 8. 

U. Seidel, Datenbanken und Persönlichkeitsrecht, Köln 1972, $. 23. 

ebenda. 

vgl. I.L. Horowitz (Hg.), The Rise and Fall of Project Camelot, Cambridge, Mass. (USA), 1967. 
in: Mit dem Latein am Ende, Sonderdruck der SPIEGEL-Serie über Krise und Zukunft an den 
deutschen Hochschulen, Hamburg 1970, $. 118. 

P. Hoschka / U. Kalbhen (Hg.), Datenverarbeitung in der politischen Planung, Frankfurt/M. 
New York 1975, insb. $. 59-62. 

R. Jochimsen, Politische Planung in der Bundesrepublik, in: P. Hoschka / U. Kalbhen (Hg.), 
a.a.0. (FN 56), $. 3. 

ebenda. 

Reinbek b. Hamburg, S. 312. 

A. Podlech, Gesellschaftstheoretische Grundlagen des Datenschutzes, in: Dierstein/Fiedler/ 
Schulz (Hg.), Datenschutz und Datensicherung, Köln 1976, S. 311-325 (314). 

von Berg/Harbordt/Jarass/Lutterbeck, Schafft die Datenverarbeitung den modernen 
Leviathan?, in: Öffentliche Verwaltung und Datenverarbeitung (1972) 1, 5. 3-7. 

K. Lenk, 2.2.0. (FN 38), 5. 33. 

H. Schäfer, a.a.0. (FN 21), S. 346. 

H.-J. Kremer, a.a.O. (FN 19). 

H. Herold, Kriminalgeographie, in: H. Schäfer, Grundlagen der Kriminalistik, Band 4, Ham- 
burg 1968, S. 201-244 (203). 

alle Zitate: H. Herold, Die Bedeutung der Kriminalgeographie für die polizeiliche Praxis, in: 
Kriminalistik (1977) 7, S. 289-296 (291). 

H. Schäfer, a.a.0. (EN 21), S. 346. 

Herold, a.a.O. (FN 65), S. 294. 
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H. Herold, Organisatorische Grundzüge der elektronischen Datenverarbeitung — Versuch eines 
Zukunftsmodells, in: Taschenbuch für Kriminalisten, Band 18, Hilden 1968, $. 240-259. 

alle folgenden Zitate: ebenda. 

H. Herold, Polizeiliche Datenverarbeitung und Menschenrechte, in: Recht und Politik (1980) 2, 
$. 79-86 (81). 

ebenda, $. 80. 

ebenda, $. 81. 

Bundeskriminalamt (Hg.), gesucht wird ... INPOL, 3. Aufl., Wiesbaden o.J., S. 44. 

statt einer solchen sei auf die umfassende Zusammentragung Bölsche’s verwiesen: J. Bölsche, 
Der Weg in den Überwachungsstaat, Reinbek b. Hamburg 1979. 

in: DER SPIEGEL Nr. 45/1978, S. 52. 

J. Bölsche, in: DER SPIEGEL Nr. 18/1979, S. 27. 

Bundesminister des Innern (Hg.), betrifft : Bundeskriminalamt, 4. Aufl., Bonn 1977, S. 66. 
R. Rupprecht, Politisches Protestpotential und unkonventionelles politisches Verhalten, in: Die 
Polizei (1979) 10, S. 309-311. 

aus: Bereitschaftspolizei heute (1976) 9. 

zitiert bei G. Hoffmann, Computer, Macht und Menschenwürde, München Zürich 1976, S. 72. 
J. Bölsche, in: DER SPIEGEL Nr. 19/1979, S. 54. 

N.D. Chorafas, Computer in der Medizin, Berlin New York 1973, S. 102. 

zuerst veröffentlicht in: "tageszeitung’ vom 13.6.1979. 

ebenda, 

so W. Steinmüller, Der aufhaltsame Aufstieg des Geheimbereiches, in: Kursbuch Nr. 56/1979, 
S. 169-198 (185). 

Herolds Referat ist abgedruckt mit dem Titel: »Perspektiven der internationalen Fahndung nach 
Terroristen«, in: Kriminalistik (1980) 4, S. 165-171. 

Gegen einen Import des ‘Modell Deutschland’ beginnt sich augenscheinlich eine Fraktion der 
französischen Linken zu wehren. Abschließend soll hierüber berichtend aus der ‘Frankfurter 
Rundschau’ (unter dem Vorbehalt der Distanzierung!) zitiert werden: 

»15. April. Mit drei Anschlägen auf das Pariser Verkehrsministerium und zwei seiner Nebenstel- 
len setzte die französische Terroristenorganisation ‘Action directe’ am Dienstag ihre vor einigen 
Wochen begonnene Attentatsserie fort. ... Wie sehr die französischen Behörden durch die Akti- 
vität der 'Direkten Aktion’ gegen Computer beunruhigt sind, zeigt sich daran, daß mit den Er- 
mittlungen ... der Gerichtshof für Staatssicherheit beauftragt ist. Auf das Konto der ‘Action di- 
recte’ beziehungsweise einer mit ihr verwandten Organisation, die sich ‘Clodo’ nennt (Komitee 
zur Liquidation oder Irreleirung von Computern), geht eine Reihe von Attentaten: in Paris im 
März ein Anschlag auf das Entwicklungsministerium mit Maschinenpistolen und jetzt auf das 
Verkehrsministerium, vor allem aber Sabotageakte in Toulouse gegen die Datenspeicheranlagen 
von Philips Data System und C II Honeyweli Bull. 

In allen Fällen bewiesen die Attentäter nicht nur eine hervorragende Kenntnis der Örtlichkei- 
ten, sondern auch des Gebrauchs von Computern. Bei Philips Toulouse zum Beispiel zerstörten 
sie ohne äußere Gewaltanwendung mit wenigen Drehungen eines Schraubenziehets und einge- 
fütterten falschen Daten auf geradezu wissenschaftliche Weise Programme im Wert von zwei 
Millionen Francs. Die Behauprung der ‘Action directe’, sie habe vom Verteidigungsministeri- 
um in Auftrag gegebene Militärprogramme vernichtet, wurde von der Firmenleitung demen- 
tIert...« 
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Marxismus und Industriekritik 
Otto Ullrichs 'Weltniveau’ und der marx’sche Begriff der Industriekritik 


Vorbemerkung 


Sein Buch “Technik und Hertschaft’, erschienen 1977 bei Suhrkamp, machte auf Otto Ullrich auf- 
merksam. Einer breiteren Öffentlichkeit bekannt wurde er freilich durch seine populär verfaßte 
Schrift "Weltniveau - in der Sackgasse des Industriesystems’, Rotbuch Verlag, Berlin 1979. Der vielge- 
lesene Autor gilt mancherorts als ein Theoretiker einer postmarxistischen, ökologischen bzw. indu- 
striekritischen ‘Linken’, 

Ullrich entwickelt seine industriekritische Position in prononcierter und breit angelegter Auseinander- 
setzung mit dem ‘Marxismus’. Diesen hält er für zutiefst industrieborniert, affirmativ gegenüber der 
wissenschaftlichen Technologie der großen Industrie. Ulltichs zertrale These ist, daß der "Matxismus’ 
(und damit das vorherrschende linke Bewußtsein) zwar eine Kritik der Produktionsverhältnisse, nicht 
aber eine Kritik der Produktivkräfte vorweisen könne. Er habe, einer geschichtsmetaphysischen Tradi- 
tion folgend, die komplexe große Industrie und deren technischen Fortschritt zum Maßstab der 
Emanzipation der Menschheit genommen. Da jedoch die große Industrie in Wahrheit durch und 
durch herrschaftsförmig strukturiert sei, verzichte der ‘Marxismus’ bereits im Ansatz auf die Einlö- 
sung seiner emanzipatorischen Ansprüche. Ullrichs Konsequenz: Der Prozeß der Veränderung sozia- 
ler Beziehungen muß gestützt werden durch eine überschaubare, dezentrale, kleinere Technik, die 
unterhalb einer ‘sozialkritischen Grenze’ (der Terminus stammt von Ivan Illich) verbleibt. 

Im Folgenden wird zugestanden, daß Ullrich durchaus einen Kernpunkt der geschichtsmächtig ge- 
wordenen matx’schen Doktrin zu treffen vermag. Der mit eindrucksvollem Material untermauerte 
Hinweis auf die Vergeblichkeit jener Bemühungen um gesellschaftliche Neugestaltung, welche auf 
diejenige von Wissenschaft und Technik verzichten zu können meinen, qualifiziert Ullrich zu einem 
ernstzunehmenden Gesprächspartner für die fällige Grundsatzdiskussion dessen, was heute unter ge- 
sellschaftsverändernder Praxis verstanden werden muß. 

Mein Beitrag! zeigt allerdings, daß Ullrich genau dort entscheidende Defizite und Einbrüche aufzu- 
weisen hat, wo er zu schnell mit dem marx’schen Denken ‘fertig’ ist. Durch einen bloß erfahrungswis- 
senschaftlichen Zugang zum Phänomen der Herrschaft in Naturwissenschaft und Technik rückt er 
beides (Herrschaft und industrielle Technologie) viel zu dicht aufeinander - in eine leblose, undialek- 
tische Unmittelbarkeit. Die Aufhebung von Herrschaft läßt sich derart nur als Rücknahme oder ‘Mini- 
aturisierung’ der industriellen Technologie denken. Ullrich selbst sträubt sich gegen eine solche Inter- 
pretation. Doch vermag er sich nur auf Kosten gravierender Widersprüche den Umarmungen jener 
entziehen, die in ihm den Guru einer Zurück-zum-Handwerk- bzw. small-is-beautiful-Dogmatik se- 
hen wollen. 

Der vorliegende Beitrag bleibt nicht bei einer, ohnehin auf den ‘Marxismus-Aspekt’ eingeschränkten 
Auseinandersetzung mit Ullrichs Thesen stehen, sondern schreitet, von diesen 'inspiriert’, fort zu ei- 
nem eigenständigen Überdenken zentraler marx’scher Kategorien. Er will in Ansätzen verdeutlichen, 
daß bei Marx selbst eine Konzeption von Industriekritik vorfindbar ist, hinter die zurückzufallen oder 
die zu ignorieren der Anfang vom Ende einer jeden realitätsmächtigen Auseinandersetzung mit der 
Industriekultur insgesamt bedeuten würde. 
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Die Sage vom phiygischen König Midas, er starb etwa um 690 v.Chr., ist schon wiederholt 
in der Absicht bemüht wordern, die widersprüchliche Existenz der entwickelten Industtie- 
gesellschaft zu charaktetisieren: einer griechischen Erzählung zufolge erhielt Midas auf sei- 
nen Wunsch hin von Dionysos, dem Gott des Weines, des Rausches und der Pflanzenwelt, 
die Fähigkeit, alles von ihm berührte in Gold zu verwandeln. Diese außerordentliche Fä- 
higkeit trieb ihn geradewegs dem Hungertode zu. 

Das Midäische an unsere heutigen Situation liegt auf der Hand. Den Zweck verfolgend, 
sich selbst zu erhalten, produzieren die Industriegesellschaften unerbittlich ihren Unter- 
gang. Die industrielle Zivilisation ist im Begriff zu verenden. Ein möglicherweise gehalt- 
voller Begriff - dies läge an uns - für diesen Vorgang, in dem wir mittendrin stecken, ist 
der der ‘ökologischen Krise’. Nur wenn es gelingt, den Prozeß der an ihrem schieren ‘Pro- 
duzierenkönnen’ verreckenden Industriegesellschaft zum Entfaltungs- und Gestaltungs- 
prozeß einer postindustriellen ökologischen Produktionsweise - einer ‘Ökonomie der Na- 
tur’ - zu wenden, nur dann wird verhindert werden können, daß die z»duszriell betriebene 
Vernichtung der Industriegesellschaft das Sterben der doch noch gar nicht zz szch selbst ge- 
fundenen Menschengattung einschließt. 

Midas wurde von seinem tödlichen Vermögen befreit durch ein Bad im Flusse Paktolos. Für 
die Industriegesellschaft westlichen und östlichen Typs wird es, um im Bild der Sage zu 
bleiben, einen Paktolos nicht geben ohne philosophischen Marxismus. Wirkliche Kritik 
des Industriesysterns, das bedeutet tätige Konstruktion einer, die kapitalistische Selbstver- 
leugnung der Natur aufhebenden ökologischen Produktionsweise, wird immer “authenti- 
schen Marxismus’ enthalten. 

Hier nun möchte ich, nicht nur zum Beleg meiner Behauptung, sondern auch um ihrer 
Verdeutlichung willen, mich mit Marx-Verständnis und Marxismus-Kritik von Otto Ullrich 
auseinandersetzen. Mir geht es dabei essentiell um die Sache, die mich mit ihm verbindet: 
um die Humanisierung der Verhältnisse der Menschen untereinander und zur Natur, was 
die Humanisierung der Welt der Gegenstände bzw. der gegenständlichen Welt zur Bedin- 
gung wie zum Resultat hat. Nicht aber geht es mir um die Verteidigung eines Marxismus 
“als solchen’. Ein derartiges Vorhaben hätte diesen vorab immer schon zur Heilslehre her- 
untergebracht. 

Vor diesem Hintergrund freue ich mich sogar, daß Ullrich, der mit seinen Büchern 
"Technik und Herrschaft’ und “Weltniveau’ einiges leistet, die Utopie einer sozialistischen, 
ökologischen Gesellschaft konkreter werden zu lassen, Marx mit ungewöhnlicher Respekt- 
losigkeit attackiert. Er versteht sich hier durchaus als moderner Ketzer, als jemand, der den 
Marx wieder auf die Erde und auf beide Füße stellen will, um, anstatt marxistische oder gar 
dialektisch-materialistische Rosenkränze zu beten, ein nüchternes Gespräch über die Indu- 
strialisierung unseres Lebens zu führen. Doch dies gelingt ihm nicht so recht. Der Versuch 
eines undogmatischen Dialogs am Fuße des Sockels, von welchem er den versteinerten Mar- 
xismus zu recht herunterholt, führt schließlich nur zu einer begrenzten Verständigung. 
Der Marxismus, so Ullrich, beinhalte eine kritiklose Bejahung des technischen Fortschritts. 
Er gehe davon aus, »daß die im Kapitalismus erzeugten "materiellen’ Produktivkräfte - die 
Maschinerie und Technologie, der wissenschaftlich-technische Fortschritt, die Produktions- 
und Organisationstechniken des Industriesystems« (Weltniveau, S. 53) der materiellen Ba- 
sis einer höheren, nämlich der erhofften kommunistischen Gesellschaftsformation angehö- 
ren. Diese Maschinen, Technologien, Organisationstechniken usw., von Ulirich “Produk- 
tivkräfte’ genannt, würden Marx zufolge in Widerspruch zu den sie selbst hervorbringen- 
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den Produktionsverhältnissen geraten. Die proletarische Revolution lasse sodann den Wi- 
derspruch verschwinden durch Abschaffung des Privateigentums an Produktionsmitteln 
und Übernahme der politischen Macht. Eine Epoche könne beginnen, in welcher die kapi- 
talistisch hervorgebrachte Industrie »hertschaftsfrei von allen ‘verwaltet’« und im Interesse 
der assoziierten Produzenten genutzt werden könne. Der Marxismus sei, so resümiert Ull- 
tich, einem bürgerlichen Fortschrittsmythos aufgesessen. Denn wir müssen heute erfahren, 
daß die entwickelte industrielle Technologie nicht allein das Elend und die Unterdrückung 
nicht beseitigt hat, sondern darüber hinaus das Bestehen der Gattung ‘Mensch’, ja der ge- 
samten Lebewelt schwer bedroht. Auch hätten die entwickelten Produktivkräfte bislang in 
keinem Industrieland eine ‘proletarische Revolution’ begünstigt. Gerade in diesen Län- 
dern sei sie weniger denn je in Sicht. 

Diesem Befund läßt Ullrich seine zentrale These folgen, die dann im Zuge seiner Schrift 
zur gesicherten Erkenntnis erhärtet werden soll: Der Marxismus habe zwar eine Kritik der 
Produktionsverhältnisse geleistet, nicht aber eine Kritik der Produktiwkräfte (vgl. a.a.O., 
S. 8, $. 53 usw.). Die Kritik der Produktionsverhältnisse müsse daher um die Kritik der 
Produktivkräfte ‘ergänzt’ werden (vgl. S. 9 a.a.O.). In seiner Kritik des Industriesystems 
sieht Ullrich diese Ergänzung in Arbeit genommen. 

Indem er aber die Begriffe “Produktionsverhältnis’ und ‘Produktivkraft’ auseinanderreißt, 
nebeneinanderstellt und absolut setzt, gibt Ullrich zu verstehen, daß er sich auf einen 
wirklich marxistischen Dialog gar nicht einlassen kann. Für Marx steht beides in einer un- 
auflösbaren inneren Beziehung derart, daß die Kritik der kapitalistischen Produktionsweise 
immer schon die Kritik der zum capital fixe verdinglichten industriellen Technologie um- 
greift. Gerade weil er die ökonomischen Epochen nach ihren Arbeitsmitteln, nach ihrer 
Technik also, unterschieden wissen will, muß für ihn eine sozialistische Gesellschaft sich al- 
lererst an ihren Produktionsmitteln als eine sozialistische ausweisen. Welchen anderen 
Sinn sollte denn sonst diese genuin marx’sche Erkenntnis haben? 

Wenn Ullrich also behauptet, im Marxismus läge zwar eine Kritik der Produktionsverhält- 
nisse, jedoch keine Kritik des Industriesystems vor, dann sagt er etwas anderes, als er selbst 
zu sagen glaubt. Er behauptet dann nämlich: Wenn im Marxismus eine Kritik der Indu- 
strie nicht vorliegt bzw. durchgeführt oder angelegt ist, dann kann in ihm auch keine Kri- 
tik der Produktionsverhältnisse enthalten sein. 

Genau dies aber, nämlich keine Kritik der Produktionsverhältnisse geleistet zu haben, 
trifft auf den Vu/gärmarxismus zu. Die Abdichtung von Naturwissenschaft und Technik 
gegen Gesellschaft charakterisiert ihn wesentlich und trennt ihn kraß vom wirklich dialekti- 
schen marx’schen Denken. Gerade deshalb ist der Vulgär- und Staatsmarxismus völlig un- 
fähig, gesellschaftliche Verhältnisse als Produktionsverhältnisse zu begreifen. Er verding- 
licht Produktionsverhältnisse zu abstrakten Eigentums- und Klassenverhältnissen. 

In der Auffassung einer systemdifferenten, aus sich selbst bewegten naturwissenschaftli- 
chen und technischen Entwicklung und dem damit einhergehenden absrrakt-entmateriali- 
sierten Gesellschaftsbegriff stimmt der Vulgärmarxismus mit der Auffassung bürgerlicher 
Sozialwissenschaft prinzipiell überein. Dem einen sind Naturwissenschaft und Technik »ei- 
ne schicksalhafte Voraussetzunge«, ein »selbständiger gesellschaftlicher Faktore, eine »eigen- 
ständige elementare Macht, die über den Menschen, Ländern und Systemen steht..« - so 
die realsozialistischen Apologeten der wissenschaftlichen-technischen Revolution - wiR, 
hier Richta u.a. (Polirische Ökonomie des 20. Jahrh., Ffm. 1971, S. 75 £.) - der anderen 
sind sie ein gesellschafts-indifferentes ‘Projekt der Menschengattung insgesamt’, welches 
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der ‘Struktur instrumentellen, d.h. zweckrationalen und am Erfolg kontrollierten Han- 
delns’ folgt - so der Soziologe Jürgen Habermas (in "Technik und Wissenschaft als Ideolo- 
gie’, Ffm 1969, S. 55 ff.). 

Die Annahme einer jenseits von Gesellschaft, autonom fortschreitend, sich höher ent- 
wickelnden Naturwissenschaft und Technik kann überhaupt nur als verhimmelter Aus- 
druck einer scheinbar aus sich selbst bewegten Fortschrittslogik des Kapitals begriffen wer- 
den. Dieser Schein gesellschaftlicher Invarianz von Naturwissenschaft und Technik wird 
vom Kapital selbst notwendig erzeugt. Die genannten Konzeptionen erweisen sich als ent- 
fremdetes Bewußtsein, als Bewußtseinsgestalten des Kapitals. 

Damit möchte ich zunächst nur andeuten, daß Ullrich die Krzrik des entfremdeten Be- 
wußtseins, die Krztik des Bewußtseins einer sich selbst entfremdeten Praxis, Technik, Wis- 
schenschaft - und nichts anderes bedeutet "Marxismus’ - mit dem entfremdeten Bewußt- 
sein vermengt. Er unterscheidet nirgends systematisch, in "Weltniveau’ und in "Technik 
und Hertschaft’ nicht einmal nominell, zwischen Marxismus und Vulgärmarzismus. Hier 
streift er den Abgrund zur Demagogie. Es ist schon verblüffend, daß ein sonst so differen- 
ziert denkender Kopf hier so läßlich sein kann. Dieses Phänomen hat jedoch seine Gründe. 
Sie finden sich darin, daß Ullrich seinerseits mit den marx’schen Begriffen ‘Produktivkraft’ 
und ‘Produktionsverhältnis’ nicht anders verfährt als die bürgerliche Soziologie. Er unter- 
zieht sie einer erfahrungswissenschaftlichen Umdeutung. Den Begriff Produktionsverhält- 
nis, in welchem das, womit produziert wird, immer schon mitgedacht ist, verwandelt er in 
ein reines sozio-ökonomisches gesellschaftliches Verhältnis, in ein Distributionsverhältnis. 
Produktivkräfte hingegen fallen unterschiedslos mit ihren historisch-gesellschaftlichen Ge- 
stalten in Naturwissenschaft, Technik, Maschinerie, Organisationstechnik und Industrie 
zusammen, 

In Betonung seines empirisch-analytischen Vorgehens bezeichnet er Naturwissenschaft, 
Technik und Sozialverhältnisse - letztere ziert er häufig mit der Bezeichnung ‘Kapital’ -als 
‘Bereiche'. Diese Bereiche seien voneinander weitestgehend unabhängig, sie folgen in ih- 
rer geschichtlichen Entwicklung einer jeweils eigenen Logik. Die Zergliederung der ver- 
meintlichen ‘Produktivkräfte” in die Bereiche ‘Naturwissenschaft’ und “Technik’ kann 
aber nicht verbergen, daß Ulltich - in der Behauptung einer jeweils eigenen Logik aller Be- 
reiche - die vulgärmarxistische und soziologische Immunisierung von Naturwissenschaft 
und Technik gegen die Gesellschaft grundsätzlich nachvollzieht. Dies muß festgehalten 
werden. Er reproduziert also den erzsoziologischen Dualismus von Arbeit und Interaktion. 
Diesem entspricht jene genuin unmarxistische Separierung von ‘Natur’ und ‘Gesellschaft’ 
(bzw. "Geschichte’). Der ‘Natur’ wird dabei die ‘Arbeit’, das "instrumentelle Handeln’, 
die ‘Produktivkraft’ etc. zugeschlagen. (Eine Höherentwicklung der Technik, die Annah- 
me eines technischen Fortschritts, muß hier auf eine aparte Natur-Metaphysik hinauslau- 
fen). - Der ‘Gesellschaft’ bzw. ‘Geschichte’ hingegen werden ‘Interaktion’, 
‘kommunikatives Handeln’ bzw. ‘die Produktionsverhältnisse’ oder das ‘Kapital’ zugeord- 
net. 

Damit aber sind die ursprünglich real marxistischen Begriffe in real soziologische verkehrt. 
Marzistisch sind sie nur noch nominell. Eine heimliche Metamorphose hat stattgefunden. 
Heimlich, denn sie vollzieht sich an den Inhalten, ohne sich unmittelbar an den Katego- 
rien zu offenbaren. Bei dieser Art Verwandlung handelt es sich im übrigen um einen 
Grundvorgang aller Transformation von authentischem Marxismus in pseudomarxistische 
Varianten. 
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Nun erkennt Ullrich jedoch, ganz im Unterschied zu fortschrittsgläubigen Vulgärmarxisten 
und Soziologen, daß industrielle Technologien bis in ihr Innerstes hinein hertschaftsförmig 
strukturiert sind. Zumal die große Industrie sei, so Ullrich, durch und durch für den 
Hertschafts- und Ausbeutungszweck des ‘Kapitals’ konstruiert. Nachdem er also in der in- 
dustriellen Technologie etwas entdeckt, was dem marzschen Denken zufolge immer schon 
in ihr vergegenständlicht ist, die kapitalistischen Produktionsverhältnisse nämlich, ensteht 
für Ulltich ein Dilerzrma: Er muß wieder zusammenfügen, was er im Zuge seiner soziologi- 
schen Umdeutung des Marxismus zuvor auseinandergerissen hatte. So greift er zu jenem 
eigentümlichen Konstrukt einer »strukturellen Affinität« von ‘Logik des Kapitals’ und 
‘Logik der naturwissenachaftlichen Technologie’. (vgl. "Weltniveau’, S. 46) 

Ullrich scheint zu erkennen, daß ein von Gesellschaft abgelöster Technik-Begriff leer, ein 
bloßer Mythos ist. Er scheint zu begreifen, daß die gesellschaftlichen Verhältnisse, z» de- 
nen gearbeitet wird, als Verhältnisse in die Technologie mit eingehen, sich in ihr materiell 
darstellen. In diesem Sinne kritisiert er ja Habermas, dessen Paradigma er doch, wie er- 
wähnt, so weit folgt (vgl. Technik und Herrschaft, a.a.O., S. 388 ff.). 

Da er jedoch diese Vermitteltheit von gesellschaftlichen Formen, i» denen gearbeitet wird 
und Arbeitsmitteln und -gegenständen, 721 denen gearbeitet wird, bereits im Ansatz auf- 
gegeben hat, muß er diese Vermittlung von Außen und gleichsam mit Gewalt vornehmen. 
Konsequenterweise muß er den getrennten Bereichen’ eine eigene und zugleich identi- 
sche Logik imputieren. Aufgrund dieser verblüffenden Gleichartigkeit ist die ‘strukturelle 
Affinität’ der gleichwohl autonomen Bereiche gegeben. Naturwissenschaft, Technik und 
‘Kapital’ suchen sich daher, finden sich und verstärken sich wechselseitig. Zu diesem wich- 
tigen Zusammenhang nun ein ausführliches Zitat aus "Technik und Herrschaft’: 

»Um diese Bereiche (Technik, Wissenschaft und Kapital) zwar selegiert, aber nicht ‘verkürzt’ begriff- 
lich darzustellen, muß man den Entwicklungsprozeß der Bereiche beachten. Bei der hierfür notwen- 
dig historisch orientierten Analyse ergibt sich, daß die heute engverflochtenen Bereiche von Technik, 
Wissenschaft und Kapital ursprünglich relativ getrennte ‘Lebensbereiche’ waren, die je eine eigene 
Entwicklungslogik hatten. Das gilt zunächst für die sehr alten Bereiche Wissenschaft und Technik. Da 
die Wissenschaft mit der Klassengesellschaft entsteht und mit dieser eine ‘Arbeitsteilung’ auf gesell- 
schaftlicher Ebene, gehörte Technik’ zum Bereich der materiellen Reproduktion und “Wissenschaft 
zum Bereich geistiger Reproduktion. Diese Bereiche, aufgeteilt auf verschiedene Klassen, die räum- 
lich, soziokulturell und durch ein allgemein niedriges ‘technisches’ Kommunikationsniveau vonein- 
ander getrennt waren, entwickelten als teilautonome Prozesse eine je eigene ‘Logik’. Die sehr viel spä- 
ter hinzutretende Logik des Kapitals verschmolz alle drei Bereiche. Bei diesem Verschmelzungsprozeß 
ist wichtig zu beachten, daß zwischen der ‘Logik des Kapitals’ und der ‘Logik der Wissenschaft’ eine 
Ähnlichkeit ‘noch vor aller aktiv verstandenen Anpassung’ vorhanden war und daß außerdem von ei- 
ner "Anziehung’ zwischen beiden Bereichen in der Weise gesprochen werden kann, daß beide Berei- 
che zur vollen Entfaltung ihrer eigenen Logik den jeweils anderen Bereich benötigen und suchen.« 
(Technik und Herrschaft, S. 51 £.) 

Die Gleichartigkeit der jeweils autonomen Logiken findet Ullrich in ihrem Hersschaftscha- 
sakter. Dieser haftet den Bereichen Naturwissenschaft und Technik bzw. der naturwissen- 
schaftlichen Technik ‘sachnotwendig’ an - vor aller spezifisch gesellschaftlichen “Berüh- 
tung’ und unabhängig von dieser. Allenfalls bringt dieser ‘Kontakt’, welcher sich zur ‘Ver- 
schränkung’, zur “Verschmelzung’ sogar steigern kann, eine Verstärkung und Entfaltung 
ihrer Herrschafts- und Ausbeutungslogik. 

Derart sind Naturwissenschaft und Technik von Anbeginn bzw. ‘an sich selbst’ mit einer 
Herrschaftslogik stigmatisiert. Daran ändert nichts, wenn gesagt wird, daß sich diese 'ma- 
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terial’ erst im Kapitalismus auszuwirken vermag. Ullrich kann daher den ‘Hertschaftscha- 
takter’ von Naturwissenschaft und Technik nicht konsequent aus Geschichte und Gesell- 
schaft begründen. 

Er bleibt schließlich dem ‘naiven Empirismus’ jener verhaftet, die er eigentlich kritisieren 
will - während er den Marxismus, den er wirklich zu kritisieren glaubt, im Kern überhaupt 
nicht trifft. Wo bürgerliche und realsozialistische Mystiker des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts eine autonom waltende, gesellschafts-transzendente Natur erblicken, sieht Ull- 
rich nun einen Entfaltungsprozeß wissenschaftlich-technisch materialisierter Herrschaft. 
Der ‘Mythos vom neutralen wissenschaftlich-technischen Forischritt’ - des sich angesichts 
der grassierenden Ökokrise ohnehin zunehmend als solcher entlarvt - wird erseizt durch 
den ‘Mythos einer der Naturwissenschaft und Technik apriori zukommenden Herrschafts- 
Jogik’. Auch Ullrich unterstellt die Neutralität von Natur gegenüber Gesellschaft. Nur 
wird diese Neutralität von der allen Bereichen zukommenden Hertschaftslogik gleichsam 
unterlaufen. ’ 

Dem Zitat ist überdies unschwer zu entnehmen, daß Ullrich sich methodisch der von ihm 
als apriori herrschaftsförmig gesetzten Naturwissenschaft anschließt. Er selbst präpariert die 
martx’schen Kategorien aus ihrem lebendigen geschichtsmaterialistischen Zusammenhang, 
isoliert sie gegen Störfaktoren - namentlich gegen ihren philosophischen Kontext - und 
synthetisiert sie zur neuen Gestalt seiner sozialwissenschaftlichen Industrickritik. Sein em- 
pirisch-analytisches Verfahren begründet er auch explizit mit dem Hinweis auf die Gren- 
zen cines philosophischen Sprachgebrauchs. Dieser hätte zwar den Vorteil, das in der Rea- 
lität verwobene nicht von vornherein zu zerreißen, doch falle dies mit dem schwerwiegen- 
den Nachteil einer nicht gegebenen Operationalität philosophischer Totalkategorien zu- 
sammen (vgl. Technik und Herrschaft, a.a.O., S. 49 f.). Das philosophische Argumentie- 
ren stellt sich ihm als schlichtes Gegenteil des faktenorientierten dar. Marx’ ausgeprägter 
Hang zum philosophischen Sprachgebrauch habe diesem daher einerseits einen weiten Ho- 
rizont verschafft, sei jedoch andererseits dafür verantwortlich zu machen, daß er nur die 
Herrschaftslogik des ‘Kapital’ (der ‘Sozialverhältnisse’?), nicht aber diejenige der indu- 
striellen Technologie gesehen habe. 

Es ist die soziologische Lesart des Marxismus, welche finden kann, daß Marx nur eine Kritik 
der ‘Produktionsverhältnisse’ gekannt habe, nicht aber eine Kritik der ‘Produktivkräfte’. 
Nun muß Ullrich jedoch konstatieren, daß im marx’schen Werk sehr wohl deutliche indu- 
striekritische Passagen vorkommen. In “Weltniveau’ zitiert er einige völlig unmißverständ- 
liche Sätze aus Marx’ leider noch viel zu unbekannten List-Kritik von 1846/47: »Englands 
industrielle Tyrannei über die Welt«, heißt es dort, »ist die Herrschaft der Industrie über 
die Welt, England beherrscht uns, weil die Industrie uns beherrscht. Wir können uns nur 
nach außen hin von England befreien, wenn wir uns nach innen hin von der Industrie be- 
freien.« (List-Kritik, Berlin 72). Dagegen stehe aber, so Ullrich, daß derselbe Marx die In- 
dustrie zum ‘Maßstab der Höherentwicklung der Menschheit’ und zur materiellen Grund- 
lage des Sozialismus verkläre. Marx nehme an, »daß alle im und vom Kapitalismus erzeug- 
ten Produktivkräfte nicht nur anders angewendet werden können, sondern sogar notwen- 
dig sind für die materielle Grundlage einer sozialistischen Gesellschaft.« (Weltniveau, S. 
64 f.). Demnach braucht das Proletariat sich eines guten Tages gleichsam nur noch umzu- 
drehen und die Industrie als reife Frucht in Empfang zu nehmen. 

Ullrich, so erhellt, entdeckt einen janusköpfigen Marx: Einen Industrickritiker, der die In- 
dustrie ‘abschaffen’ will und einen Industrie-Apologeten, der die Industrie affirmiert, weil 


Marxismus und Industriekritik 119 


er sie für eine vermeintliche Höherentwicklung der Menschheit benötigt. Dieser Marx re- 
duziert sich für ihn auf einen 'Anwendungskritiker’. - Die Anwendungskritik behauptet, 
das Proletariat werde die industriellen Erungenschaften im Sinne einer höheren Epoche der 
Menschheitsentwicklung besser anwenden. 

Ullrich will diesen Widerspruch bei Marx nicht nur konstatieren, sondern auch erklären. Er 
erklärt, daß Matx immer dann zutreffende Aussagen gemacht habe, wenn er den Rahmen 
einer faktenorientierten empirischen Analyse nicht überschritten habe. Dort also, wo Marx 
soziologisch verfahren sei, sei er auch zu einer Industriekritik in der Lage gewesen. Dieses- 
falls, also als Soziologe, sei Marx sogar zu ganz verblüffend treffsicheren Prognosen ge- 
langt. Immer dann aber, wenn er philosophisch argumentiert habe, und dies habe er leider 
schr häufig getan, sind krasse Fehleinschätzungen die Folge gewesen. Schlagendstes und 
hier auch anhängiges Beispiel: Der Glaube, aus einer hochentwickelten Industrie würde 
sich die Emanzipation entfalten (vgl. zum ganzen Abschnitt: Weltniveau, 5. 56 ff.). 
Bei dieser Aufspaltung des matx’schen Denkens in eine sozialwissenschaftliche und eine 
philosophische Variante handelt es sich ganz offensichtlich um den notwendigen Effekt ei- 
ner äußerlichen, bloß soziologisch-erfahrungswissenschaftlich interessierten Marx- 
Rezeption, die sich also auf Marx’ Denken nicht wirklich einlassen kann. Beim soziologi- 
schen Fischzug in den marxistischen Gründen bleibt immer das in den Netzen hängen, 
wofür diese geknüpft sind. Der Rest fällt durch. Genauer gesagt: In diesen Netzen bleiben 
immer nur Ein-Bildungen hängen, das was zuvort in den Marxismus hineingedacht worden 
ist. Die Hinein-Bildungen also werden an Land gezogen. Die realen Marxismen gehen gar 
nicht erst in’s Netz. 

Wenn man, wie Ulltich, dies bis zur Neige tut, "Technik’, ‘'Maschinerie’ oder ‘Industrie’ 
dort hineindenkt, wo Marx von ‘Produktivkraft’, "Naturkraft” oder 'Naturmacht’ spricht, 
dann geschieht es, daß man ‘Produktivkräfte’ etc. an Bord zieht, diese aber für "Technik’, 
“Maschinerie’ oder ‘industrie’ hält. Gerad ein seinem völligen Unverständnis dem natur- 
philosophisch-geschichtsmatetialistisch fundierten Begriff der ‘Produktivkraft’ gegenüber 
äußert sich Ullrichs Verhältnis zum Marx’schen Denken am spektakulärsten. Er weiß mit 
‘Produktivkraft’ rein gar nichts anzufangen. Er vermengt diesen Begriff duichgängig mit 
‘Industrie’, "Technik’ usw. 

Indem Ullrich das Produkt mit dem Produzierender, d.h. die Industrie mit den Gestal- 
tungskräften, die ihr zugrunde liegen und in ihr wirksam sind, identifieziert, ist klar, daß 
er eine 'Kritik der Produktivkräfte’, und sei es nur den Ansatz einer solchen, im 
Marx’schen Denken vergeblich suchen muß. 

Für Marx kann es »ur eine Kritik des Produkts bzw. der Gestalt geben. Die Industrie ist ei- 
ne Gestalt. Also gibt es für Marx, wie Ullrich ja selbst zugeben muß, eine Kritik der Indu- 
strie. Allerdings ist für Marx die Industrie eine spezifisch historische Gestalt gesellschaftli- 
cher Praxis der Naturaneignung. Industrie ist für ihn nicht verlustios von Produktionsver- 
hältnissen abzulösen. Die Kritik der Industrie meint also immer die Kritik der kapitalisti- 
schen Produktionsweise als historischer Kofiguration schlechthin. 

Für Marx kann es aber #eire Kritik der Produktivkräfte geben. Schor deshalb nicht, weil 
die Krıtik selbst auf die Seite des Produzierenden, der Produktivkräfte fällt. Die "Kritik der 
Produktivkräfte’ ist ein Pleonasmus; das Produzierende an sich kann sich nicht selbst pro- 
duzieren. Will rnan dennoch an einer ‘Kritik der Produktivkräfte’ festhalten, dann ist die- 
se marxistisch überhaupt nur denkbar als Kritik der (kapitalistischen) Produktionsweise als 
der jeweiligen geschichtlichen Einheit von Produkt und Produzierendem, von Produk- 
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tionsverhältnissen und Produktivkräften 

Produktivkräfte sind Gestaltungskräfte. Sie sind jedoch nicht die Gestalten selbst. Produk- 
tivkräfte sind Kräfte des Herausbringens der Gestalt-Möglichkeiten der kosmischen Natur. 
Sie haben unseren Planeten, dessen unorganische Gestalt, schließlich die Biosphäre mit ih- 
ten Pflanzen und Tieren und endlich den Menschen bewirkt - ohne sich je in ihren Wir- 
kungen zu eıschöpfen. Sie wirken vielmehr durch ihre Wirkungen, die Gestalten hindurch 
und lassen diese daher als Prozeß morzente erscheinen. Die Produktivkräfte wirken durch 
uns Menschen hindurch. Derart selber Naturmacht, gestalten wir Menschen und lassen 
durch unsere Produkte hindurch Produktivkräfte wirken. Zwar geht das Gestaltende nie- 
mals in der Gestalt auf, doch andererseits ist beides auch nicht voneinander zu trennen, 
Produzierendes ohne Produkt ist nichts, ebenso umgekehrt. Das Produzierte, die Gestalt, 
ist das Geschichtliche. Das Produzierende, Gestaltende ist das, was die Geschichte macht. 
Daß das Produzierende nur durch die Produkte hindurch produziert, das Realisieren nur 
durch das Realisierte hindurch geschieht, stellt sich dann so dar, daß das Produkt produ- 
ziert bzw. das geschichtlich Gewordene (die Gestalt) zugleich das Geschichte erzeugende 
(das Gestaltende) ist. Empirisch fallen das Erzeugte und das Erzeugende unterschiedslos 
zusammen. Dem bloß empirischen Bewußtsein erstarren daher die Prozeßmomente zu 
Fakten. Hierin, in der faktenorientierten Vernunft, mag begründet sein, weshalb für Ull- 
rich industrielle Technologie etc. und Produktivkraft ein und dasselbe sind. 

Indem man Tatsachen, Fakten, Gegenstände und Gestalten als Prozeßmomente erfaßt, 
kann man sie nach zwei Seiten hin betrachten: 1) Nach der Seite ihrer Realität als Produkt 
bzw. als geschichtlich Gewordenes oder 2) nach der Seite ihrer Realität als Produzierendes 
bzw. etwas, das Geschichte aus sich entläßt. Auch die Industrie, um die es uns hier geht, 
läßt sich danach unter doppelrem Aspekt betrachten. 

Als Produkt gefaßt ist sie Gestalt entfremdeten Produzierens, oder wie Maix auch sagt: ent- 
äußertes Arbeitsprodukt. Als Produzierende gefaßt, verweist sie auf zukünftige, noch nicht 
gewordene Gestalten des Verhältnisses von Mensch und Natur, d.h. des Verhältnisses der 
Natur, durch den Menschen hindurch, zu sich selbst. 

Gerade dort, wo Marx diese beiden Aspekte, welche sich aus dem Verständnis der Gestal- 
ten als Momente des Naturprozesses ergeben, thematisiert, erblickt Ullrich einen von Marx 
selbst gelieferten Hinweis auf seine widersprüchliche Konzeption, die ihn einmal als 
scharfsinnigen, faktenorientierten Soziologen, das andere Mal als ‘idealistischen’ Ge- 
schichtsmetaphysiker erscheinen lassen. Marx schreibt, das Produzierende im Sinn: 

»Man kann sie (die Industrie) betrachten als die große Werkstätte, worin der Mensch sich selbst, seine 
eigenen und die Naturkräfte erst aneignet, sich vergegenständlicht, sich die Bedingungen zu einem 
menschlichen Leben geschaffen hat. Wenn man sie so betrachtete, dann abstrahiert man von den 
Umständen, innerhalb deren heute die Industrie tätig ist, innerhalb deren sie als Industrie existiert, 
man steht nicht in der industriellen Epoche, man steht über ihr, man betrachtet sie nicht nach dem, 
was sie heute für den Menschen ist, sondern nach dem, was der heutige Mensch für die Menschenge- 
schichte, was er geschichtlich ist, man erkennt nicht die Industrie als solche, ihre heutige Existenz an, 
man erkennt vielmehr in ıhr die ohne ihr Bewußtsein und wider ihren Willen in ihr liegende Macht 
an, die sie vernichtet und die Grundlage für eine menschliche Existenz bildet.« (List-Kritik, S. 28). 
In diesen Sätzen, so Ullrich, gebe Marx ‘sehr genau das Stichwort’ zur Erklärung seiner ei- 
genen Janusköpfigkeit. 

»Wenn man in der Industrie ‘die Bedingungen zu einem menschlichen Leben’ sieht, dann abstrahiert 
man von den realen Bedingungen und Mechanismen und verläßt in der Betrachtung den geschicht- 
lich-gesellschaftlichen Zusammenhang. (...) Man konstruiert im Kopf Zusammenhänge, die in der 
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Wirklichkeit keine oder nur sehr lose Entsprechungen haben.« (a.a.O., S. 65) 

Wenn man die Industrie als bloßes Produkt, als verdinglichtes Moment nimmt, dann in 
der Tat hat Marx die Industrie zum Fundament sozialistischer Eigentumsverhältnisse ge- 
macht und der sogenannte ‘reale Sozialismus’ hat marxistisch gehandelt, indem er genau 
dies getan hat. Wie aber reimt sich hierauf, daß Marx im selben Atemzug genau diejenigen 
Mächte zum Fundament einer ‘menschlichen Existenz’ machen will, die die Industrie ver- 
nichten? 

Marx sieht in der Industrie, im Kapitalismus, Produktivkräfte entwickelt, die es ermögli- 
chen, auf einer hochentwickelten Stufe kultureller Selbstverwirklichung eine humane Ge- 
sellschaft aufzubauen. Der Aufbau einer solchen Gesellschaft ist für ihn gleichbedeutend 
mit einer Abschaffung der Industrie. 

Wir haben schon vermerkt, daß marxistische Kritik mit Produzieren zusammengeht. Das 
ist der geschichtsmaterialistische Begriff von Kritik. Kritik heißt, durch das Produkt hin- . 
dutch produzieren. Industriekritik heißt dann marxistisch, durch die Industrie hindurch 
und aus ihr heraus eine neue - geschichtliche - Gestalt realisieren. Marx sagt daher: »Die 
Anerkennung (dessen, was die Industrie für die Geschichte bedeutet - D.H.) ist dann zu- 
gleich die Erkenntnis, daß ihre Stunde gekommen ist, abgeschafft zu werden oder die 72«- 
teriellen und gesellschaftlichen Bedingungen aufzuheben, innerhalb deren die Menschheit 
als ein Sklave ihre Fähigkeiten entwickeln mußte.« (List-Kritik, S. 28) Marx erkennt diese 
Bedeutung, spricht sie aus. Für ihn ist daher die Stunde gekommen, die Industrie abzu- 
schaffen. Nur wenn man den marx’schen Begriff der Kritik, als ein Produzieren durch das 
Produzierte hindurch, begreift, kann man seine Industrie-Kritik, wie er sie formuliert, in 
der Auseinandersetzung mit Friedrich List, einem der bedeutendsten Apologeten der 
deutschen Industrialisierung in der Mitte des vorigen Jahrhunderts, verstehen. 

Marx attackiert List gerade deshalb, weil er, dutch das von ihm propagierte Mittel des Zoll- 
vereins begünstigt, die Industrie nach Deutschland importieren will. Marx will keine Indu- 
strialisierung Deutschlands. Was aber will er dann? Etwa die Beibehaltung der damals 
noch existierenden spätfeudalen Verhältnisse mit ihrem, mit Ausnahme von Rheinland- 
Westfalen, fast durchgängig manufaktutiellen technischen Niveau? Man sollte sich vor Au- 
gen halten, daß in’ der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts die englische Industrie im Begriff 
war, die deutschen Manufakturen zu liquidieren und die Produzenten in’s Elend zu stür- 
zen. Man erinnere sich beispielsweise der schlesischen Leinenmanufaktur und des Schick- 
sals der Weber! (Gerhard Hauptmann). Wollte Marx die Beibehaltung derartiger Zustän- 
de, wenn er für die Abschaffung der Industrie plädierte? 

Nein! Im Unterschied zu List, der den Import der englischen großen Industrie und damit 
den Import des englischen Kapitalismus, d.h. der Sklaverei auf entwickelter Grundlage be- 
treibt, im Unterschied hierzu wz/ Marx den Import der 'Krıtik der englischen Industrie’! 
Er argumentiert also für den Aufbau einer menschlichen Gesellschaft in Deutschland auf 
der Grundlage det in der englischen Industrie entwickelren Produktivkräfte. Diesen wären 
in Deutschland andere als industrielle Lebensbedingungen zu geben. 

Nicht von ungefähr polemisiert er in diesem Zusammenhang mit äußerster Schärfe gegen 
die saint-simonistische Schule, die ihren utopischen Sozialismus auf der Basis der Indu- 
strie, anstatt auf der Grundlage der ‘Kritik der Industrie’ errichten will. Darin, daß die 
saint-simonistische Anbetung der Industrie in die Idee einer Gesellschaft als industriell- 
technokratische ‘Kirche der Intelligenz’ einmündet, hat sie 

»uns ein lehrreiches Beispiel gegeben, wohin es führt, wenn man die produktive Macht, welche die In- 
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dustrie wider ihren Willen und bewußtlos schafft, der heutigen Industrie zugute schreibt und beides 
verwechselt, die Industrie und die Mächte, die die Industrie bewußtlos und willenlos ins Leben beruft, 
die aber erst zu menschlichen Mächten, zur Macht des Menschen werden, sobald man die Industrie 
abschafft.« (List-Kritik, S. 29). 


Die Alternativen sind für Marx nicht die zwei Ausweglosigkeiten einer Industrie- Affirmati- 
on (wie bei den Saint-Simonisten und Vulgärmarxisten) und einer Industrie-Negation. 
Sein Weg ist der der Industrie-Kritik. Diese hat - und dies ist fast eine Plattheit zu sagen 
- die Industrie zur Voraussetzung, d.h. diese Kritik läßt sich auf das Produkt, das ge- 
schichtlich Gewordene ein, und schleicht sich nicht aus der geschichtlichen Verantwortung 
fort. Aus der Geschichte heraus aber kann zu begreifen versucht werden, warum Marx nur 
zu einer Kritik der Anwendung kapitalistischer Technologie in der Lage war, wie wir sie vor 
allem im ersten und dritten Band seines Hauptwerkes, des Kapital, finden. Man muß sich 
klar machen, daß zu seiner Zeit die Industrialisierung ein immer noch weltgeschichtlich 
neuartiges Phänomen darstellte und in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts eine, für 
damalige Zeitbegriffe, unerhörte Dynamik hatte, welche nicht allein den Saint-Simonisten 
den Atem kritischer Distanz raubte. Marx, der allerdings diese Distanz nicht verlor, sah 
sich einer real widersprüchlichen Situation gegenübergestellt. Auf der einen Seite sah er 
das Elend der ausgebeuteten, unterdrückten und verlassenen Massen, auf der anderen eine 
industrielle Dynamik, die, in Gestalt kapitalistischer Entäußerung, gleichwohl in kürzester 
Zeit Natur- und Gattungskräfte aufhäufte, wie sie die gesamte Menschheitsgeschichte zu- 
vor nicht zustandegebracht hat. Diese Gattungs- und Naturkräfte fielen für ihn noch wei- 
testgehend mit ihrer technologisch-industriellen Gestalt zusammen. Die Kritik der Indu- 
strie konnte er sich daher primär nur als Revolutionierung sozialer Verhältnisse vorstellen. 
Und dies, angesichts der geschichtlichen Situation völlig zu recht. Es wäre gewagt zu be- 
haupten, eine Industriekritik hätte auch zu seiner Zeit schon eine konkrete und umfassen- 
de Technologiekritik beinhalten können und müssen. Tatsächlich wäre für Marx die Alter- 
native nur das reaktionäre Festhalten an feudalen und frühkapitalistisch-manufakturiellen 
Arbeitsmitteln mitsamt den ihnen gemäßen gesellschaftlichen Verhältnissen gewesen. 
Die Anwendungskritik hat bei Marx überhaupt nichts mit Fortschrittsgläubigkeit und Af- 
firmation industrieller Technologie zu tun, sondern ist vielmehr ein integrales Moment sei- 
ner Industriekritik. In letzterer ist eine Kritik von Maschinerie und Technologie prinzipiell 
enthalten. Doch konnte Industriekritik für ihn noch keine konkrete Technologiekritik 
beinhalten, dazu waren ihm die noch jungen industriellen Technologien einfach zu fort- 
schrittlich. Er konnte daher für seine Zeit immer nur abstrakt formulieren, daß jede, also 
auch die sozialistische Epoche ihre Identität aus zArer Arbeitsmitteln bezieht. 
Abschaffung der Industrie, ein Programm, woran Marx zeit seines Lebens festhielt, bedeu- 
tete für ihn als einem geschichtlichen Individuum, aus Verantwortung vor dem produzie- 
tenden in der Geschichte und aus Verachtung gegenüber dem Ungenügen des geschicht- 
lich Gewordenen, z/ererst politisch-soziale Revolution. 

In heutiger Sicht präsentiert sich die nachmamistische Entwicklung als Erstarrung einer le- 
bendigen Wechselwirkung. Die Dialektik von Produktivkraft, das ist das Produzierende, 
und Produktionsverhältnis, das ist das Produkt, erfror schließlich zur Jammergestalt einer 
geschichtsdeterministischen Lehre von der Höherentwicklung. Ein Sackgassenmarxismus 
entstand. Aus dem geschichtlich begründeten Primat der sozialen Revolution in der marx- 
schen Industrickritik entstand eine geradezu intelligible Klassenkampf-Auffassung. Das 
zur Kritik anstehende Produkt, das gesellschaftliche Produktionsverhältnis, entmateriali- 
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sierte sich zum bloßen Klassenverhältnis. Die marxistische Kritik des Produkts abstraktifi- 
zierte sich zu einer phantasmagorischen Theorie und Praxis des Klassenkampfs. Statt Kri- 
tik, d.h. tätiges bewußtes Produzieren eines neuen Produkts wurde machtpolitische Aneig- 
nung des vorhandenen Produkts betrieben. Das läuft aber auf nichts anderes hinaus als 
theoretische und praktische Reproduktion der gegebenen Produktionsverhältnisse. 

Die Marx’sche Kritik der kapitalistischen Anwendung gegebener technologischer Gestal- 
ten verrottete zum Dogma einer systemindifferenten Vernunft industrieller Technologie. 
Was bei Marx als Bejahung der industriell in’s Leben gerufenen menschlichen und men- 
schenvermittelten Gestaltungskräfte der Natur gedacht war, geriet zur Anbetung der In- 
dustrie, das bedeutet des Produkts, das bedeutet: der Produktionsverhältnisse. Subjektiv 
verhimmelte man im Industrialismus die Höherentwicklung der Menschengattung, ja der 
Natur überhaupt. Objektiv aber kniete man als entfremdetes Wesen vor einer Entfrem- 
dung reproduzierenden klassengesellschaftlichen Totalität. 

Bereits bei Zeri» war die marx’sche Emanzipationstheorie, die Industriekritik, zur schlech- 
ten Ontologie der Höherentwicklung umgedeutet. Die marx’sche Dimension von Indu- 
striekritik war ihm fremd. Sein Revolutionsverständnis enthielt nicht die Idee eines 
‘Imports der Industriekritik’ aus Westeuropa. Er importierte die westliche Industrie und 
glaubte, ein bloßes Produkt einzuführen. Er brachte Produktionsverhältnisse in’s Land 
und der Klassenkampf geriet zur Zirkulation der Charaktermasken. Lenin, der seine Ver- 
achtung der Bourgeoisie so trefflich zu artikulieren wußte, der also höhnte, diese würde in 
ihrer Gier nach Geld den Revolutionären noch den Strick verkaufen, an dem sie selbst auf- 
gehängt würde, merkte zu spät, daß er bereits den Strick erstanden hatte, an welchem er 
die Industriekritik, d.h. die Emanzipation strangulierte. 

Wie zäh die neomarzistische Zertrümmerung der Industriekritik zu einer metaphysischen 
Klassenkampflehre (jenseits der materiellen Basis) die Köpfe besetzt hält, zeigt das Beispiel 
Ernst Bloch. Bloch, der wie kaum ein anderer dazu beigetragen hat, dem Marxismus die le- 
bendige Dialektik von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen wiederzugewinnen, 
scheint gleichwohl hinter den Anspruch zurückzufallen, die Kritik industrieller Technolo- 
gie mit der Kritik der Produktionsverhältnisse emanzipationstheoretisch zu verrnitteln. In 
seiner Kritik industrieller Technologie, welche er als Antizipation, als konkrete Utopie ei- 
ner sich aus dem Produzierenden in der Natur heraus begreifenden Allianztechnik ent- 
wickelt, holt er nicht nur prinzipiell die marx’sche Industriekritik ein, er überwindet viel- 
mehr auch ihren historisch bedingten Mangel. Doch bringt er zugleich die Kritik der Pro- 
duktionsverhältnisse, diese uno actu zur Kritik reiner Sozialverhältnisse verdünnend, und 
die Kritik der Industrie, diese ebenso uno actu zur bloßen Technikktitik abstraktifizierend, 
in ein Verhältnis der Sukzession. Erst nach der gelungenen sozialen könne es demnach 
auch eine gelingende technische Revolution geben. Ich möchte eine inzwischen berühmte 
Stelle aus dem ‘Prinzip Hoffnung’ noch einmal zitieren: 

»Marxismus der Technik, wenn er einmal durchdacht sein wird, ist keine Philanthropie für 
mißhandelte Metalle, wohl aber das Ende der naiven Übertragung des Ausbeuter- und 
Tierbändigerstandpunktes auf die Natur. Der trotz aller Unterschiede durchschaute Zu- 
sammenhang des bürgerlichen Verhaltens von Menschen zu Menschen mit dem zur Natur 
hebt noch nicht die technische Naturentfremdung auf, wohl aber ihr gutes Gewissen. (...) 
Naturströmung als Freund, Technik als Entbindung und Vermittlung der im Schoß der 
Natur schlummernden Schöpfungen, das gehört zum Konktetesten an konkreter Utopie. 
Doch auch nur der Anfang zu dieser Konkretion seizt zwischenmenschliches Konkretwer- 
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den, das ist, soziale Revolution voraus; eher gibt es nicht einmal eine Treppe, geschweige 
eine Tür zur möglichen Naturallianz.« (Bloch, Prinzip Hoffnung Bd. 2, S. 813, Hervorh. 
D.H.) 

In dem zeitlichen Primat der ‘sozialen Revolution’ erscheint nicht allein das marx’sche in- 
dustriekritische Primat der sozialen Revolution wieder, sondern auch ein Stück neomarkxi- 
stischer Klassenkampf-Metaphysik fristet sich darin fort. 

Wollte man Otto Ullrich für einen Marxisten nehmen, dann müßte die soziale Revolution, 
wie Bloch sie hier als Voraussetzung für ein Konktetwerden der Technikktitik fordert, 
schon ‘gelaufen’ sein; denn ihmzufolge sei ‘die Kritik der kapitalistischen Produktionsver- 
hältnisse seit Marx ausführlich betrieben worden.’ (vgl. Weltniveau, $. 54). Da die soziale, 
sozialistische Umwälzung in den entwickelten Industrienationen mitnichten besonders 
weit gediehen ist, erweist sich Ullrichs Begriff von Kritik als ein abstrakter, rein theoteti- 
scher. Er begreift Kritik nicht als täriges Produzieren eines Neuen. 

Andererseits bestätigt Ullrichs Technikkritik, die er durchaus auch als ‘Kritik der kapitali- 
stischen Produktionsverhältnisse in den (sogenannten) Produktivkräften’ verstanden wis- 
sen will, daß heute soziale Emanzipation ohne materiale Industriekritik eine Fiktion blei- 
ben muß. Sie zeigt zumindest implizit, daß beides, soziale Neugestaltung und technische 
Neugestaltung untrennbar miteinander verknüpft sind und nicht, wie offenbar noch der 
große Bloch meint, in ein zeitliches Nacheinander gebracht werden können. Hier, wo Ull- 
rich in seiner Domäne, der Technologiekritik, die Unablösbarkeit und Gleichzeitigkeit bei- 
der Momente nachweist, liegt die große Bedeutung seiner Analysen. Er liefert damit - oh- 
ne daß es so intendiert wäre - einen wichtigen Beitrag zur Rekonstruktion nicht nur eines 
authentischen Marxismus, sondern - darin enthalten - eines wirklich lebendigen Kritikbe- 
griffs. Diesen spricht er dann auch wiederholt aus, wenn er in radikaler Entgegensetzung 
zum Praxisverständnis des Vulgärmarxismus, der Ziele und Mittel auseinanderreißt, von 
»einem gelebten Widerstand spricht, in dem der Weg auch schon ein Stück des Ziels ist. .« 
(Welrniveau, S. 156). 

Ein weiteres: der Satz, daß es eine Kritik der kapitalistischen Produktionsverhältnisse im 
geschichtsmaterialistischen Sinne nicht bzw. bisher unzureichend gegeben habe, kann sich 
sinnvoll nur auf diese Kritik als eine sozialistisch orientierte Konstruktion beziehen. Denn 
ein tätiges Umgestalten der kapitalistischen Industriegesellschaft hat es ständig gegeben. 
Dieses ist freilich dem ‘Kapital’, d.h. dem entfremdeten Produzieren, überlassen worden. 
Es selbst hat eine immanente Aufhebung der Klassengesellschaft traditional-bürgerlichen 
Typs betrieben und betreibt sie noch. Tendenziell kann man nur noch mit Einschränkun- 
gen von einer Klassengesellschaft in der Weise sprechen, daß diese sich wesentlich darstelle 
in zwei einander antagonistisch gegenübetrstehenden nationalen sozio-ökonomischen Pri- 
märgruppen. Heute rutscht dieser Antagonismus mehr und mehr gleichsam aus der gesell- 
schaftlichen Vertikale in die Horizontale, verlagert sich aus dem soziökonomischen Gefüge 
heraus in die Individuen hinein. Immer spürbarer reproduzieren sie in sich selbst den Ge- 
gensatz von Kapital und Arbeit als eine Selbstzertissenheit. Das entfremdete Produzieren, 
d.h. die Selbstdarstellung des Kapitals, hypostasiert sich zum System, zum Sachzwang. In 
dieser Gestalt, welche sich empirisch als die Tendenz zur totalen Maschinisierung der Ge- 
sellschaft darstellt, betreibt das entfremdete Produzieren die kapitalistische Selbstaufhe- 
bung der Klassengesellschaft um der Verewigung der Entfremdung willen. Deutlicher for- 
muliert: Der heutige Kapitalismus hält es in der Form der frühindustriellen Klasssengesell- 
schaft tendenziell nicht mehr aus. Er sucht sich die Form der klassenlosen Maschinen- und 
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Produzentengesellschaft, wo jene Grenze, welche die Menschen in Klassen teilt, nun zu- 
nehmend alle Individuen von sich selber trennt.? 

Die metaphysische Klassenkampf-Lehre des Vulgärmarxismus erblickt in den Klassen das 
Wesen der kapitalistischen Gesellschaft; mithin in etwas, das den Kapitalismus gerade 
nicht von den ihm vorhergehenden Gesellschaften spezifisch unterscheidet. Sie vermag 
nicht im 'entfremdeten Produzieren’, das sich in Gestalt von Klassenverhältnissen repro- 
duziert, das Wesen der kapitalistischen Gesellschaft zu erfassen. Sie kann daher die kon- 
ktete Utopie einer sozialistischen Gesellschaft als Zustand eines nichtentfremdeten Produ- 
zierens in Gesellschaft und Natur, nicht artikulieren. Der Emanzipationsgedanke erschöpft 
sich in einem Umverteilungskommunismus. In gefährlicher Nähe der Maschinengesell- 
schaft, welche zugleich die konkrete Utopie des nach maximaler Selbstverwertung streben- 
den Kapitals ist. So propagiert der Vulgärmarxismus den Klassenkampf bewußtlos auf ei- 
ner Ebene, wo auch das Kapital die Aufhebung des anachronistisch werdenden Klassenver- 
hältnisses betreibt. 

Ullrich, so wurde vermerkt, überwindet in seiner materialen Technikkritik im Ansatz die 
naive Klassenkampf-Metaphysik des Vulgärmarxismus. Andererseits aber kann er mit dem 
marx’schen Entfremdungsbegriff genauso wenig anfangen, wie mit dem Begriff der Pro- 
duktivkraft (vgl. seinen empirisch-kognitivistischen Verdinglichungs-Begriff in Technik 
und Herrschaft, S. 176 ff.). Zwar kommt er dem Begriff eines 'entfremdeten Produzierens’ 
recht nahe, holt ihn ein Stück weit ein, doch ist ihm dies keineswegs bewußt. Er kann da- 
her die Resultate seiner Technologiekritik nicht wirklich mit dem Begriff des Kapitals (dem 
entfremdeten Produzieren) vermitteln und verkürzt daher seine Analyse um jene entschei- 
dende Dimension, welche erforderlich wäre, um das Produzieren in die Sackgasse hinein - 
was die Perspektive des 'entfremdeten Produzierens’ markiert - schon mal im Bewußtsein 
aufzuheben. Seine Kritik ergreift daher virtuell zumindest eine gewaltige Zahl empirischer 
Gegenstände und menschlicher Tätigkeiten; sie vermag jedoch nicht die menschliche Pra- 
xis und dessen Gegenstand, den sich selbst erzeugenden Menschen zu erreichen. Ex trifft 
damit genau jene Ebene nicht, die zu treffen erforderlich wäre, um das Bewußtsein eines 
nichtentfremdeten Produzierens, wie er im Begriff einer alternativen ökologischen Praxis 
antizipiert wird, auszusprechen. Auch durch ein noch so breit angelegtes, multikausales 
und undogmatisches Vorgehen, kommt er doch nicht an das heran, was er vorab mitsamt 
der Philosophie hinauskomplimentiert hat: An den Begriff des Ganzen, als der prozessie- 
renden Realität, welche durch unsere Tätigkeit hindurch mit sich selbst - heute entfrem- 
det, morgen human-ökologisch - vermittelt ist. Ullrich steht daher wohl nahe vor der kriti- 
schen Leitkategorie einer human-ökologischen Produktionsweise, doch erfaßt er sie gleich- 
wohl nicht und kann sie nicht in der konkreten Technologiekritik orientierend und er- 
leuchtend wirksam werden lassen. 

Ullrich ist, erkenntnistheoretisch gesprochen, ein Objektivist - obschon er mit diesem Be- 
griff keineswegs erschöpfend charakterisiert ist. Als Objektivist reflektiert er auf seinen Ge- 
genstand, die Industriegesellschaft, in Kategorien des Objekts. Er verarbeitet ihn in Terms 
von Analyse und Synthese, zielt ab auf Fakten, ‘Bereiche’, auf Operationalisierbares. 
Wenn man nun den Gegenstand in ‘Bereiche’ zergliedert, etwa in Naturwissenschaft, 
Technik und Kapital (?!), dann kann durchaus gefragt werden, ob dieser sich nicht in wei- 
tere oder auch anders begrenzte Bereiche aufteilen läßt. Wir fragen also. Obschon Ullrich 
seinen Bereichen einen sehr großen (Bedeutungs-)Umfang beimißt (vgl. Technik ... 
a.a.0., $. 50), wird er zugeben müssen, daß Variationen der Zergliederung denkbar sind. 


126 Dieter Hassenpflug 


Es versteht sich, daß man eine gegebene Menge in unterschiedliche Teilmengen dem Um- 
fang und den Grenzen nach zerlegen kann. Wenn wir also das Objekt ‘Industriegesell- 
schaft’ in weitere bzw. andere Komponenten aufteilen, wie steht es dann mit ihrer ver- 
meintlich autonomen Entwicklungslogik und wodurch wäre diese charakterisiert? 

Im Versuch, diese Frage zu beantworten, wird man zu einem - freilich nur im ersten Mo- 
ment - verblüffenden Resultat gelangen: Welche Sozio-Bereiche man auch immer heraus- 
trennen mag, für alle ließe sich eine Verfaßtheit nach dem Muster von Herrschaftslogik 
nachweisen. Alle würden dem Herrschafts- und Ausbeutungszweck des Kapitals geradezu 
auf ‘den Leib geschnitten’ erscheinen. Keineswegs also nur Naturwissenschaft und Tech- 
nik, sondern, um einige Beispiele zu nennen: Stadt und Land, Arbeits- und Freizeitbe- 
reich, Markt- und politisch-administratives System usw. Auch zahlreiche kleiner dimensio- 
nierte Soziobereiche, - Produkte und Institutionen wie Universitäten, Schulen, Behörden, 
Krankenhäuser, Kindergärten, Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Ferienzentren, Wohnhäu- 
ser, Geschäftshäuser, Verkehrswege, Sportanlagen, ja, der ganze Bereich Architektur, fer- 
ner Alltagssprache, Sozialwissenschaft, Massenkultur usw. usf. Der Herrschaftscharakter 
ließe sich nachweisen für alle Lebensbereiche, für die Weisen unseres Arbeitens, Lernens, 
Essens und Trinkens, Feierns, Spielens und Kommunizierens; er ließe sich nur allzu oft 
aufzeigen für die Art, wie wit miteinander umgehen und nicht zuletzt für die Weise, in 
der wir mit uns selbst verfahren. (Das Verhältnis zu unserem Leib ist auch ein Produktions- 
verhältnis. Es ist das uns nächstliegende. Und viele, die für eine Veränderung der Produk- 
tionsverhältnisse eintreten, machen sich oft schon dadurch unglaubwürdig, wenn man 
sieht, wie sie mit sich selbst umgehen, sich reproduzieren.). 

Also der gesamte Metabolismus Gesellschaft-Natur scheint gleichsam fasertief in Bell 
schaftslogik getränkt. 

Ulltichs Analysen bestätigen vollauf dieses, hier nur unvermittelt angedeutete Resultat. 
Wo immer er in seinen Gegenstand hineingreift, er zieht Objekte heraus, die von Herr- 
schafts- und Ausbeutungslogik durchdrungen sind. So beschränkt er auch konsequent die 
"Sackgassen-Tendenz’ nicht auf einige exklusive gesellschaftliche Bereiche, sondern be- 
zieht sie explizit auf das Industriesystem bzw. die Industriekultur insgesamt. Doch muß 
dieser Befund auf Grundlage seines empirisch-analytischen Vorgehens mehr oder weniger 
Spekulation bzw. Extrapolation bleiben. 

Unsere Überlegung zeigt: Was Ullrich den Bereichen als autonome Herrschaftslogik zu- 
spricht, ist das Al/germeine. Dieses Allgemeine ist das entfremdete kapitalistische Produzie- 
ren (die kapitalistische Produktionsweise). Wie alles Produzieren betätigt sich dieses in Pro- 
dukten und durch diese hindurch. (Die kapitalistische Produktionsweise existiert in allen. 
lebendigen und toten, zu Gesellschaft gewordenen und von ihr durchdrungenen Gestalten 
der Natur.). Dzese Produkte sind daher immer schon kapitalistisch entäußert, Gestalten ei- 
nes aus Entfremdung kommenden, in Entfremdung übergehenden allgemeinen Zusam- 
menhangs. Die jeweils separate Herrschaftslogik der ‘Bereiche’ Naturwissenschaft und 
Technik ist in Wahrheit immer nur die eine, industriegesellschaftlich alle Dinge besetzen- 
de und besetzt haltende ‘Logik des entfremdeten Produzierens’; welche Ullrich in der Not, 
die durch seinen einseitigen a-philosophischen empirischen Ansatz verursacht ist, einem 
eigenen ‘Bereich’, dem “Kapital’, zuordnet. 

Die ‘Logik des Kapitals’ ist das Allgemeine; Naturwissenschaft und Technik sind das Be- 
sondere. Die ‘Logik des Kapitals’ ist das, was an diesen Besonderungen allgemein ist. Ull- 
tichs Theorie der autonomen Hertschaftslogiken läuft darauf hinaus, das Allgemeine auf 
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vermitteln kann. Der experimentelle, analytisch-synthetische Charakter von Naturwissen- 
schaft etwa läßt sich niemals vollständig in Herrschaftslogik auflösen. Es ist an ihm etwas 
Aufzuhebendes, das unter einem neuen Aptiori - demjenigen einer sich aus der Natur be- 
greifenden, freien Gesellschaft - weiterlebt. Gerade die 'Alternativbewegung’, die sich in 
den 70er Jahren in der Bundesrepublik entwickelt hat, liefert eine Fülle von Hinweisen 
darauf, daß das Analysieren, Synthetisieren und Experimentieren, das Bauen, Konstruie- 
ren und Produzieren als ein humanes, sanftes und ökologisches betrieben und orientiert 
werden kann. Freilich liefert sie ebenso Hinweise darauf, daß eine schlichte Verneinung 
der Industrie, ein Aussteigen und bloßes Abwenden in Isolation, Selbstausbeutung und 
Resignation führt. 

Nicht Rückbau, sondern Überschreiten der Industrie heißt die Devise! Dieses Überschrei- 
ten schließt den Rückbau für viele Bereiche als ex notwendiges Moment mit ein. Vor allem 
aber gilt auch: Damit die konkreten Errungenschaften bisheriger Industriekritik erkannt, 
festgehalten werden und nicht wieder verloren gehen, dazu bedarf es eines konktet-uto- 
pisch orientierten Tätigseins, welches also über das Einzelne das Allgemeine nicht aus den 
Augen verliert. Das heißt: Es bedarf des ‘Marxismus’. 


Anmerkungen 


1 Es handelt sich um den Abdruck eines Vortragsmanuskripts zu einer Veranstaltung mit Otto 
Ullrich (Rahmenthema: Ökologie, Technologie und Marxismus) im Februar 1980 an der Ge- 
samthochschule Kassel. 

2  Feeilich kann dieser Befund nur für die hochentwickelten Industrienationen Geltung beanspru- 
chen; denn zugleich verschärft sich zunehmend der Antagonismus auf Weltmarktebene, im 
Verhältnis Nord-Süd o.ä. 


Übrigens war die PROKLA an einer marxistischen Kritik der "Theorie der Produk- 
tivkräfte’ nicht ganz unbeteiligt - schon bevor diese Kritik populär wurde: 


Bodo von Greiff / Hanne Herkommer, Die Abbildtheorie und ‘Das Argument’, in: 
PROKLA Nr. 16 (1974) 

Bodo von Greiff, Wo der Gegensatz zwischen Materialismus und Idealismus nicht 
sitzt, in: PROKLA Nr. 22 (1976) 

Peter Dudek, Engels und das Problem der Naturdialektik, in: PROKLA Nr. 24 
(1976) 

Lutz Hieber, Sohn-Rethels Bedeutung für die Selbstreflektion naturwissenschaftli- 
cher Arbeit, in: PROKLA Nr. 29 (1977) 

Christel Neusüß, Produktivkraftentwicklung und Emanzipation, in: PROKLA Nr. 
31 (1978) 

PROKLA Nr. 36: ‘Krise des Marxismus?’ (1979) 

PROKLA Nr. 39: ‘Ökologie, Technologie und Arbeiterbewegung’ (1980) 
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Nr. 61 — Nov. ’78: Der Traum vom anderen Leben / „Lucas Aero- 
space“: Arbeiterautonomie und Technologiekritik / Kommunen 
und utopische Wohnformen / „Alternativer Tourismus“ 


Nr. 62 — März ’79: Bis der Schmerz in Lust umschlägt ... Ist Fuß- 
ball körperfeindlich / Deutsche Jugend, Fußball und Faschismus / 
Gespräche mit Fußballveteranen und einem Dorfkicker 


Nr. 63 — Juni ’79: Musik und Bewegung / „Was mir Rock bedeu- 
tet‘ / Musikalischer Gehalt und Wirkungsweise von Pop-Musik / 
Diskussion über Musiktherapie und -pädagogik / „Beruf kaputt“! 


Nr, 64 — März ’80: Any problems, sir?“ ... Männer und Politik / 
Über die Schwierigkeiten in der modernen Welt lieben zu können / 
Erzeihung zum Tode: Zu ‚Mars‘ von Fritz Zorn / Bericht eines 
U-Boot-Kommandanten aus dem Zweiten Weltkrieg 
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Postscheckkonto Hannover 87377-300 (Politikon) überweisen, 
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Einige Themen: 


Niemand liebt mich 

so wie ich 

Der Durchbruch des Narzißmus in der jün- 
geren Studentengeneration 


Sexualität — gibt es 
das überhaupt? 


Läßt sich das Triebleben des Menschen aus- 
einanderdividieren? Oder isi Sex nur ein 
Produkt des freien Markts? 


Nina Hagen: My Way 
Ein Interview über Sex and Drugs and 
Rock’n’Roil 


Einmal und nie wieder 


Erfahrungen einer sterilisierten Frau und ei- 
nes vasektomierten Mannes 


Liebe unterm Nierentisch 


Die sexuelle Erziehung der heutigen Eltern 
in den fünfziger Jahren 


Sexualität vor Gericht 


Erregte Staatsanwälte und Landgerichts- 
direktoren als öffentliche Ärgernisse 


The Plaza-Bordell 


Auch als stinkfein geltende Hotels gehen 
neuerdings dazu über, in ihren Bars und 
Lounges Puff-Betrieb einzurichten 


Pädophilie 
Das letzte der großen sexuellen Tabus — soll 
es jetzt gebrochen werden? 


Orgasmus 

Bericht über den Stand der Erkenntnisse, 
welche psycho-physiologischen Abläufe bei 
Mann und Frau als Orgasmus gelten 


konkret 


SEXUALITÄT 


8 Mork 1960 


Wochenbett im 
Fernsehzimmer 


Immer mehr Frauen wollen ihre Kinder zu 
Hause bekommen. Ein gesundheitsge- 
fährdender Modetrend oder ein Schritt zur 
Emanzipation? 


Auf der Reeperbehn 
morgens um Zehn 


Ökonomie und Psychologie eines Sex- 
Supermarkts mit Seemannsbräuten, Kunst- 
gliedern, Peep-Show und Porno-Kino 


Liebe im Büro 


Macht kaputt was noch nicht ganz kaputt 
ist: die Angestellten-Sexualität 


Hausmänner 

Wie die neuen Männer kochen und backen, 
Kinder pudern und wickeln, nähen und 
stricken gelernt haben, und wie siesich dabei 
fühlen. 


Ruhe im Glied 


oder, was macht der Wehrpflichtige mit sei- 
nem Triebleben? 


SOFORT AN JEDEM KIOSK 


Büchhander 


Dokumentation 


»Sind die Naturressourcen tatsächlich knapp und warum müssen 


sich Sozialisten mit dieser Frage auseinandersetzen?« 
Ein Briefwechsel zwischen Mohssen Massarrat und Rudolf Bahro 


Die PROKLA dokumentiert im Anschluß an den Artikel von Dieter Hassenpflug im folgenden Aus- 
züge eines Briefwechsels zwischen Mohssen Massarrat und Rudolf Bahro, in dem es um die Frage nach 
der Endlichkeit der Naturressourcen auf der Erde geht, oder - anders gefragt - um den Knappheitsbe- 
griff der bürgerlichen Naturwissenschaft und Ökonomie, der in der Ökologie-Diskussion oftmals un- 
befragt übernommen wird (erinnert sei an die Rezeption der Thesen des »Clubs of Romes). Ausgang- 
spunkt des Briefwechsels ist ein Artikel von Mohssen Massarrat in der Zeitschrift »Das Argument«, Nr. 
118, und in »links« von März 1980. Wir beginnen mit dem Abdruck einer kurzen Kritik daran von 
Rudolf Bahro: 


R.B. (9.5.80) 
Lieber Genosse Massarrat, 


(...) Mir erscheint evzdert (und Korrekturen um paar Jahrzehnte, die man anbringen 
kann, erscheinen mir unwesentlich angesichts einer Situation, da zum ersten Mal der Zeit- 
horizont der Menschheit durch andere Dinge als religiöse Millenniumsphantasien »zitzeÄti- 
stig begrenzt ist), daß die Rohstoffe (und zwar viel mehr die Grundmaterialien als die 
Energiequellen), auf denen das kapitalistische Industriesystem beruht, in historisch kurzer 
Zeit zur Neige gehen. Daß die kapitalismustypische Wachstumsdynamik, die den ganzen 
Planeten überzieht, die Naturgrundlagen der menschlichen Existenz vernichtet, wäre ein 
weiteres, entscheidendes Argument für ihre Verabschiedung. Mir ist also einfach nicht 
klar, wieso Du Dich veranlaßt siehst, die Endlichkeit der Erde zu leugnen. Deine Argu- 
mentationsweise in Argument’ hat mich an jene Art von Zweckmäßigkeiten erinnert, die 
es seinerzeit in der Sowjetunion ‘notwendig’ machten, die Genetik und die Relativitätsthe- 
orie als bürgerliche Wissenschaften zu qualifizieren. Nur vermag ich bei Dir die Ursachen 
nicht zu erkennen. Jedenfalls habe ich den Verdacht, daß Du Dich dem Gesamtproblem 
ökologische Krise nie gestellt hast, weil Du von vornherein sicher bist, es handele sich hier 
um eine apologetische Erfindung bürgerlicher Ideologie. Ich bin absolut sicher, daß es sich 
bei unserer Meinungsverschiedenheit nicht um ein Problem von Fakten, sondern von poli- 
tisch-psychologischen Haltungen der Wirklichkeit gegenüber handelt. Das heißt nun kei- 
neswegs, daß mich Deine Argumente nicht interessieren würden, um, z.B., die meinen zu 
modifizieren. (...) 


Mit freundlichen Grüßen, Dein R#do/f Bahro 
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M.M. (20.5.80) 
Lieber Genosse Bahro, 


(...) Ich stimme Dir zu, daß das kapitalistische Wachstum und auch das zumindest stoff- 
lich mit diesem verwandte Wachstum irn realen Sozialismus zu einer ökologischen Kata- 
strophe führen würde. Es gibt also ganz sicher eine ökologische Schranke des auf Ver- 
schwendung und Vernichtung von Mensch und Natur beruhenden Wachstums (Verseu- 
chung und Vergiftung der Umwelt, Veränderung des Klimas und vieles andere mehr). 
Dies ins Bewußtsein auch der Linken zu heben, war sicherlich vor allem das Verdienst der 
Ökologie-Bewegung. Was har aber das um Gottes Willen mit »Knappheit« der Ressourcen 
zu tun? Weshalb ist die Ökologie-Krise auf »Knappheit« der Ressourcen zurückzuführen? 
Die Ökologie-Krise kann sich anbahnen und auch die Menschheit in die Katastrophe trei- 
ben, obwohl die Rohstoffe unbeschränkt sein können. Art und Umfang der Natur-Res- 
sourcen ist die eine Sache und wie die Menschheit mit ihnen umgeht, eine ganz andere. 
Aus der Umgangsform mit einer Sache kann man doch nicht auf die Qualität und Quantıi- 
tät der Sache selbst schließen. Wenn das dennoch geschieht, z.B. in den Berichten des 
‘Club of Rome’, in Gruhls Buch etc., so nur deshalb, weil auch die Umgangsform (also Ka- 
pitalismus) nicht als historisches Verhältnis, sondern als Natur, als Sache selbst, begriffen 
wird; weil zwischen Tauschwert und Gebrauchswert kein Unterschied gemacht wird. Für 
uns srellen sich in diesem speziellen Zusammenhang also zwei Fragen: 

Eıstens: Sind die Natur-Ressourcen tatsächlich »knapp«, wie behauptet wird? und zwei- 
tens: weshalb müssen sich Sozialisten mit dieser Frage auseinandersetzen? 

Zur ersten Frage: Womit begründest Du und andere die Annahme der »Knappheit« der 
Ressourcen? Doch auf Aussagen und empirische Untersuchungen, die vor allem von dem 
Kreis um den ‘Club of Rome’ veröffentlicht wurden. Die allgemeine Hysterie und die 
Apokalypse ist doch im wesentlichen mit empirischen Daten und Szenarien dieser Kreise 
etc. erzeugt worden. Also ist es doch verdammt nochmal notwendig, daß wir uns mit die- 
sen Fakten, der Art und Weise ihres Zustandekommens auseinandersetzen. Genau dies tat 
ich in meinem 'Argument’-Aufsatz. Dort konnte ich nachweisen, daß die Daten des ‘Club 
of Rome’ allensamt nicht die gesamten Natur-Ressourcen, sondern nur jenen winzigen Teil 
davon berücksichtigen, der auf dem Markt einen Tauschwert darstellen würde. Bei der 
Beurteilung der Ressourcenfrage ist es doch unsere Aufgabe, also nicht nur meine, sondern 
auch Deine, zunächst einmal zu unterscheiden, daß die Natur für den Kapitalisten hier 
und für den entfremdeten Leiter des Planungsstabes dort etwas ganz anderes ist als die Na- 
tur für die Menschheit ohne Kapitalismus und realen Sozialismus. Und ich begreife wirk- 
lich nicht, weshalb Du diesen elementaren Unterschied, den ich im "Argument’- Aufsatz 
besonders hervorhebe, nicht verstehst. Diesen Unterschied konstatiert sogar die - nicht 
ökonomisch, sondern - naturwissenschaftlich orientierte Wissenschaftsdisziplin der bür- 
gerlichen Gesellschaft selbst: die Geologie. 

Du siehst, meine Kritik beruht durchaus nicht auf Vorurteilen gegenüber allem, was bür- 
gerlich ist, wie Du mir unterstellst, sondern auf einer differenzierten Betrachtung der Na- 
turressourcen, wozu wir Marxisten aus sachlichen und politischen Gründen verpflichtet 
sind. Die Erfahrungen mit der bornierten Abqualifizierung der Genetik und der Relativi- 
tätstheorie in der Sowjetunion damals sollte nicht dazu führen, nun umgekehrt alles, was 
von der bürgerlichen Wissenschaft behauptet wird, unkritisch zu übernehmen. Der Streit 
um die physische »Knappheit« bzw. Unbeschränktheit der Ressourcen ist durchaus nicht 
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ein akademischer, sondern m.E. ein höchst politischer. Damit komme ich zu der zweiten 
Frage. 

Die Behauptung der physischen Knappheit der Ressourcen ist, abgesehen davon, daß sie 
sachlich falsch ist - politisch btisant, äußerst gefährlich und kann eine andere Katastrophe 
begünstigen: den Krieg. Ich will Dir nicht unterstellen, daß Du Dich dem Gesamtproblem 
der heute wieder mal so aktuell gewordenen Kriegsgefahr nicht gestellt hast. Ich bitte Dich 
aber dann zu berücksichtigen, in welche Richtung die Masse der Menschen tatsächlich ge- 
trieben werden könnte, wenn man wie bisher mit Weltuntergangsstimmung und Knapp- 
heitsprognosen ihre Ängste verstärkt. Die von Dir hervorgehobene »politisch psychologi- 
sche Haltung gegenüber der Wirklichkeit« gewinnt im Zusammenhang mit der drohenden 
Kriegsgefahr eine ganz andere Dimension. Das Bedürfnis der Menschen, insbesondere der 
Lohnabhängigen nach Sicherheit und die Angst, den Arbeitsplatz und den erreichten Le- 
bensstandard zu verlieren, ist elementarer Bestandteil der gegewärtigen Psychologie und 
Denkstruktur der Menschen. Andererseits ist es verkehrt und obendrein gefährlich zu glau- 
ben, daß man mit Weltuntergangs- und Knappheitsprognosen die Menschen gegen den 
Kapitalismus mobilisieren kann. Weltuntergang, Beschränktheit des Raums und der Na- 
turbasen sind Kampfbegriffe der Bourgeoisie, aber nicht der Kommunisten und Soziali- 
sten. Die geschichtlichen Ereignisse sollten uns eigentlich vor falschen Alternativen war- 
nen. Die kolonialistischen Kriege der imperialistischen Staaten im letzten Jahrhundert 
wurden stets mit der Notwendigkeit der Erweiterung von »beschränktem« nationalen Le- 
benstaum und »knappen« Rohstoffen propagandistisch vorbereitet. Der deutsche Imperia- 
lismus konnte nicht zuletzt mit dieser Propaganda breite Bevölkerungsschichten bis in die 
Sozialdemokratie und in die Arbeitermassen hinein für die koloniale Eroberung mobilisie- 
ten und die Menschheit in den ersten Weltkrieg stürzen. Ausdehnung des Lebensraums 
und die »knappen« nationalen Rohstoffe war und ist ein Grundpfeiler der faschistischen 
Ideologie. Auch heute sind die reaktionärsten Fraktionen der Bourgeoisie hartnäckig da- 
bei, mit denselben Kampfbegriffen die Angst der Menschen zu schüren, sie für Aufrü- 
stung, ja sogar für den Ausbau der Atomenergie zu mobilisieren. Ich erinnere Dich an die 
erst jüngst propagierte und höchst aktuelle Parole »Ölkrieg oder Atomenergie«, die m.E. 
von uns besonders ernst genommen werden muß. Das gleiche Problem liegt auch bei der 
bevorstehenden ‘Aufteilung’ der Weltmeere vor. 

Ich hoffe, daß ich mit der Erläuterung der zweiten Frage Dir auch meine Motivation ver- 
ständlich machen konnte, weshalb ich darauf besonders großen Wert lege, der Weltunter- 
gangsptognose und Rohstoff-Knappheitsvision energisch entgegenzutreten. 


Mit solidarischen Grüßen, M. Massarrat 


RB. (21.5.80) 
Lieber Genosse Massarrat, 


(...) Ich hatte mir in der DDR mal vorgestellt, was passieren würde, wenn alle Menschen - 
sagen wir 6 bis 10 Milliarden, denn darauf wird es ja wohl hinauslaufen, bis die Sache zum 
Stillstand kommt - die Ars Lebensstandard samt vorausgesetzter Produktionsmaschine und 
Infrastruktur bekommen, die die 17 Millionen Einwohner der DDR haben: was nämlich 
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den Materialverbrauch pro Kopf betrifft. In Wirklichkeit geben ja noch "entwickeltere’ 
Länder das Muster an für ‘gutes Leben’, wie Fidel Castro es in Havanna vor der Konferenz 
der Blockfreien beklagte. Ich habe die Zettel verloren, auf denen ich damals gerechnet hat- 
te. Ich hatte auch noch gar nicht mit den Ressourcen verglichen. Man braucht nur erst mal 
den Istverbrauch eines Jahres zu extrapolieren von den 17 Millionen auf die heutigen 4 Mil- 
liarden und dann per Zinseszinsrechnung mit dem (freilich schon jetzt illusorischen) 5% - 
Zuwachs der DDR-Wirtschaftsplaner sowie mit dem Bevölkerungswachstum der Erde wei- 
terzurechnen - um alsbald über den Rauminhalt der Erde hinauszukommen. Nun kann 
man die 5% Zuwachs, die die Anstiegskurve natürlich erst endgültig machen, natürlich 
weglassen. Es bleibt aber wahr, daß man gegen einen endlichen Vorrat arbeiret - ich erin- 
nere mich, ohne Wachstumsrate im Materialverbrauch (außer der, die durch die Extrapola- 
tion auf 6, 8 und 10 Milliarden bedingt ist) auch nur auf einige Jahrhunderte gekommen 
zu sein, die das noch zu machen ist. Wir können den Prozeß in der von Dir bezeichneten 
Richtung zu den immer geringeren Konzentrationen der Bodenschätze und bis unter die 
Weltmeere fortsetzen (am Ende wird das das Gleichnis von Achilles und der Schildkröte). 
Auf jeden Fall vermehrt sich auf diesem Wege (und ich weiß nicht wozz) ungeheuer die 
notwendige Arbeit (lebendige und vor allem vergegenständlichte, also ja doch auf Umwe- 
gen lebendige) (bitte vergiß doch nicht, daß der Kapitalbegriff umfangsmäßig auch abge- 
sehen von der spezifischen sozialen Form dzeser Inhalt hat). Vor allem aber stehen wir am 
Ende doch mit einer riesigen, weltweiten Produktionsmaschine plus Infrastruktur plus Be- 
dürfnisstruktur da, die Du nicht dadurch aus ihrer Trägheit, in der eingewöhnten Weise 
Jortzuschreiten herausreißt, daß Du ihre jetzigen Herren enteignest. Von einer KPF, wie 
die halt ist, würden die Massen am Tage X »och mehr verlangen, was es halr so gibt. Wie 
stehen wir mit dieser Maschine da? Nach allem, was wir bisher über Bevölkerungsgesetzte 
wissen, gibt es srets etwa so viele Menschen, wie ihnen ihr Produktionserfolg ermöglicht. Ir- 
gendwo las ich, wieviele Jäger auf der Quadratmeile leben können. Stirbt das Wild in der 
Gegend aus, weil sie zu gut gejagt haben (oder aus anderen Gründen), sinkt ihre Zahl. 
Was aber, wenn doch jedenfalls ein paar Milliarden Menschen, die nur 7727 irgendeiner Art 
materialfressender Maschinerie (Recycling ist schließlich nicht ohne absoluten Verlust zu 
erreichen, nicht alles ist wiedergewinnbar) leben können, dann letzten Endes doch gegen 
Null gehen mit dem Nachschub für ihre Produktion? Ich denke ernstlich, daß die Möglich- 
keiten von Industrieproduktion überhaupt auf der Erde begrenzt sind und daß diese 
Denkrichtung fälschlich mit imperialistischer Lebensraumideologie parallelisiert wird. 

In meinen Augen ist es ein großes Glück, daß uns die Schwierigkeiten, die nun vom spezi- 
fischen Standpunkt der Kapitalverwertung eine ökonomische Beschränktheit der Ressour- 
cen bereitet, cher darauf aufmerksam gemacht haben, daß wir bremsen müssen. Das ver- 
längert die Bremsstrecke. Vor 60 Jahren konnten wir, wenn vom Untergang des Abendlan- 
des die Rede war, noch sagen, dies sei in Wirklichkeit bloß der Kulturpessimismus der zum 
Untergang verurreilten Bourgeoisie. Jetzt haben wir die Tatsache, daß der Kapitalismus 
(wie auch immer modifiziert) »gesund« so weiter macht wie bisher, daß wir noch nicht ge- 
funden haben, wie wir ihn aussetzen können. Es kann daher tatsächlich passieren, daß er 
cher die ganze Menschheit mit in den. Abgrund reißt, als daß wir ihn überwunden haben. 
Wir können uns nicht länger darauf hinausreden, daß wir ihn nicht geschafft haben. Ich 
finde, gerade auch nach nochmaligem Lesen Deines Argumentaufsatzes, Deine These »so- 
gar unbeschränkter« Ressourcen ideologisch, genauer gesagt kontra-ideologisch, eine polec- 
mische These gegen eine andere. Die ganze Auffassung von Industrie bis hinein in die in- 
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dustrialisierte Landwirtschaft, die Du hast, ist gänzlich unktitisch (nach Deiner Darsiel- 
ung - ich vermute eben, Du läßt gewisse Aspekte absichtlich raus, aus den von Dir er- 
wähnten politischen Motiven, mit denen Du aber m.E. zu kurz zielst). Jene produktive 
Landwirtschaft beruht auf Düngemitteln, die genau so endlich sind wie andere Rohstoffe, 
Selbst Stickstoff aus der Luft dürfte ohne Störung von Gleichgewichten nicht grenzenlos 
machbar sein. Gerade die Ernährung von bis zu zehn Milliarden Menschen wird zuf die 
Dauer größte Schwierigkeiten verursachen, weil wir die Art industriellen Landbaus, bei der 
die natürliche Bodenfruchtbarkeit zerstört wird, eben gerade nicht unendlich fortsetzen 
können. Ich denke, daß die menschliche Produktivität als solche, bedingt durch die euro- 
päische und speziell europäisch-kapitalistische Produktionsweise, eine ungünstige Rich- 
tung genommen hat, im Sinne einer Eigendynamik auch, die wir nun nicht ohne weiteres 
loswerden, indem wir bloß die spezifische ökonomische Form abstreifen. Ich fürchte, Du 
unterschätzt die Konsequenzen Deiner Feststellungen darüber, was die Menschen der ent- 
wickelren Länder so alles ‘brauchen’. Die nordamerikanischen Jägerstämme waren urge- 
meinschaftlich organisiert, ganz ohne Kapitalisten, als sie wegen ihres Interesses an den 
Büffeln für die Versteppung ihres Halbkontinents sorgten. Die Menschen haben /04a/ häu- 
fig ihre Lebensgrundlage zerstört. Heute ist es möglich, daß sie das global zuwege bringen, 
indem sie nichts weiter versuchen als die lineare Ausdehnung gegebener Bedürfnisstruktu- 
ren. (...) . 

Es könnte so scheinen, als argumentierte ich aus aktueller Not gegenüber Deiner Position. 
Außerdem lenkt die polemische Konstellation die Überlegungen auf die Spitze des Pro- 
blems, nicht auf die motivationalen Voraussetzungen. Ich wäre Dir dankbar, wenn Du den 
Hintergrund, aus dem heraus ich meine Position zu dem speziellen Thema vertrete, dar- 
aufhin noch einmal vergegenwärtigen könntest. Es handelt sich um die Seiten 299-326 und 
483-517 der »Alternative«, ein bißchen erweitert dann in der Freiburger Rede, die darauf 
zutückgeht und in dem Reader für die Sozialistische Konferenz abgedruckt ist. Der Kern 
meiner Motivation steht auf S. 314 Absatz bis $. 315 Mitte. Davon wieder der Kern be- 
ginnt mit dem letzten Satz auf $. 314. Könnte es sein, Du beschränkst Dich sozusagen 
noch auf eine Gegerposition zu den herrschenden Kräften? Müssen wir nicht eine Position 
der Gesamiverantwortung beziehen? Wäre dies nicht eben die gesuchte hegemoniale Posi- 
tion? Sie würde einschließen: Wir sind auch dafür verantwortlich, daß das Kapital noch 
herrscht, daß die kapitalismustypische Wachstumsdynamik nicht überwunden ist, daß also 
nicht nur Ökonomie (als Wissenschaft), sondern auch Naturwissenschaft der Verwertung 
unterworfen ist. Weisen wir ihr doch nicht auch noch den Weg, das letzre herausfiltrierba- 
re Krümchen Kupfer unbedingt zu erschließen angesichts der absehbaren Situation, in der 
die ganze Richtung industrieller Naturverarbeitung nicht mehr geht. De facto - da wir 
doch nicht in der Hand haben, wann und wie der Kapitalismus verschwindet - spielt die 
Wachstumsorientierung, die manche von uns im Namen der kurzfristigen Arbeiterinteres- 
sen vertreten (z.B. mir gegenüber neulich die DKP) vielleicht ebenso und langfristig noch 
gefährlicher dem Kapital in die Hände wie es eine Bedrohungshysterie in puncto Ölquel- 
len etc. tut - zumal ich nicht sehen kann, daß Mansholt und Brzezinski dieselbe couleur 
wären. 


Herzlich, Dein Rudo/f Bahro 
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M.M. (23.6.80) 
Lieber Genosse Bahro, 


(...) In Deinem Brief nimmst Du ausführlich zum Ressourcen-Problem Stellung und 
meinst, daß eine Verallgemeinerung des in der DDR erreichten Lebensstandards auf 10 
Milliarden Menschen in der ganzen Welt allein wegen des Materialverbrauchs unmöglich 
wäre. Die Enteignung der Kapitalisten würde dem Problem nicht abhelfen, weil dann der 
Aufwand an geselischaftlicher Gesamtarbeit (lebendige und vergegenständlichte) unge- 
heuer stiege. Der Kapitalbegriff selbst bringe, sagst Du, inhaltlich letzten Endes auch den 
Aufwand an gesellschaftlicher Gesamtarbeit zum Ausdruck. In diesem Sinne könntest Du 
mit Deiner Feststellung wahrscheinlich recht haben, zumindest aus ökologischen Erwägun- 
gen. Ist dann aber das Kapital nicht eine irrationale Kategorie für die gesellschaftliche Ge- 
samtarbeit und ist nicht die Profitrare ein ganz und gar irrationaler Regulator für die Auf- 
teilung des Quantums dieser Arbeit in verschiedenen Sektoren? 

Erstens impliziert die vom Einzelkapital mobilisierte gesellschaftliche Arbeit, daß sie vom 
gesellschaftlichen Standpunkt auch unsinnig, nutzlos, ja naturzerstörend, eingesetzt wird, 
wie wir esam Beispiel der Ausdehnung der Stromerzeugung im allgemeinen und diese da- 
zu noch durch Atomkraftwerke im besonderen deutlich erleben. Zwar können sich die 
Stromerzeuger eines ausreichenden Profits erfreuen, wenn es ihnen gelingt, in immer neue 
Bereiche, z.B. Raumheizung, einzudringen. Gesamtgesellschaftlich ist mehr Sekundäre- 
nergie Strom aber deshalb unsinnig, da dabei mehr als zwei Drittel an Primärenergie, d.h. 
also letztlich gesellschaftliche Arbeit, verloren gehen und darüber hinaus die Umwelt bela- 
sten, Bei AKWs kommen noch zusätzliche Belastungen hinzu. Solch ein unsinniger Ein- 
satz von gesellschaftlicher Arbeit ist möglich, da die notwendigen Entscheidungen nicht 
vom Standpunkt gesamtgesellschaftlicher und langfristiger Interessen, sondern vom Stand- 
punkt der kurzfristigen Interessen der einzelnen Unternehmungen getroffen werden. 
Zweitens impliziert das Kapital, daß es ungeheure Verschwendung der gesellschaftlichen 
Arbeit in unproduktiven Sektoren (Rüstung) verursacht und daß es eine Bedürfnisstruktur, 
worin die von Dir besonders hervorgehobenen kompensatorischen Bedürfnisse eingeschlos- 
sen, hervorruft, die wiederum eine Verschwendung der gesellschaftliche Arbeit (der Res- 
souicen) verstärkt. 

Was für kapitalistische Gesellschaften gilt, trifft auch für die Länder des ‘realen Sozialis- 
mus’ zu, da diese die gesellschaftliche Gesamtarbeit nicht nach anderen Kriterien, sondern 
aus Gründen der ‘Systemkonkurtenz’ im wesentlichen nach denselben Kriterien wie im 
Kapitalismus einsetzen. Ich bin sicher, daß Du mir hinsichtlich der Irrationalität des Kapi- 
tals als Kriterium der gesellschaftlichen Gesamtarbeit zustimmst. Dies hat allerdings weit- 
reichende Konsequenzen. Eine für unsere Fragestellung wichtige Konsequenz ist die, daß 
Du die Gesamtabeit eines Industrielandes (ob DDR oder BRD ist hier unerheblich), wie sie 
dort eingesetzt, und der Ressoutcenverbrauch, wie er dort gestaltet ist, nicht einfach auf 10 
Milliarden Menschen in der Welt extrapolieren kannst. Vor allem dann nicht, wenn Du 
mit Überwindung des Kapitalismus mehr, wesentlich mehr, erreichen willst, als bloße Ent- 
eignung der Kapitalisten. Für mich bedeutet die Emanzipation vom Kapitalismus gleich- 
zeitig auch die Emanzipation von der dazugehörigen Bedürfnisstruktur, Emanzipation von 
den gegenwärtigen Lebensgewohnheiten, den allseitigen Zwängen, denen wir alle unter- 
worfen sind. Eine solche Emanzipation bedeutet also neue Lebensqualität, neue Lebens- 
form, neue Denk- und neue Bewußtseinsstruktur und auch ganz neue Kriterien für Bedarf 
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und Bedürfnisse. Kannst Du etwa im Ernst behaupten zu wissen, wie hoch der tatsächliche 

Ressourcenverbrauch der Menschheit in einer völlig andeıs gestalteten Gesellschaftsord- 

nung sein wird? Kann das überhaupt schon jemand? Ich will der Frage nach der Endlich- 

keit oder Unendlichkeit der Naturressourcen keineswegs ausweichen. Eine genaue Beant- 
wortung dieser Frage dürfte davon abhängen: 

— auf welchem Level sich die Erdbevölkerung endgültig einpendelt (es wird die Zahl von 
10 - 15 Milliarden genannt); 

— in welchem Umfang die Natur schützende und gleichzeitig den Reichtum vermehren- 
de Technologien noch entwickelt werden können, z.B. Technologien zur dezentralen 
Energieerzeugung aus den regenerierbaren Energiequellen; 

— auf welche Weise die zur Verfügung stehende Gesamtarbeit von 10 - 15 Milliarden 
Menschen eingesetzt witd, die ja die Naturressourcen nicht nur verbrauchen, sondern 
vermehren können, da sie selbst Naturressource sind, und zwar die wichtigste, weil le- 
bendige, selbst schöpfende Natur. 

Hier müßte auf jeden Fall noch eine Menge getan werden. Dabei dürfen wir uns am wenig- 

sten auf Kriterien verlassen, die ausschließlich auf überkommene Wertvorstellungen, Nor- 

men und Maßstäbe fixiert sind. Vom Standpunkt einer alternativen Gesellschaftsordnung 
dürfte die These der »Knappheit« der Ressourcen, wie sie vom ‘Club of Rome’ erklärt wur- 
de, unbegründet sein. Welchen Sinn sollte es aber politisch für unsere Praxis auch eigent- 

lich haben, die »Knappheits«-These in den Vordergrund zu stellen? Kann diese These im 

Ernst die Kapitalisten dazu bewegen, den weiteren Raubbau der Natutressoutcen zu unter- 

lassen und auf Kapitalakkumulation und Wachstum zu verzichten, wie det ‘Club of Ro- 

me’ anfänglich gefordert hat? (Dieser gab jedenfalls seine Illusion auf und trat bei seinem 

Berliner Treffen im letzten Jahr für ein »beschränktes Wirtschaftswachstum« ein.) 

Widerspricht ein Nullwachstum der Natur des Kapitals, so ist dieses stets bestrebt, die 

stofflichen Voraussetzungen seines Wachstums auf verschiedene Weise herzustellen, sei es 

auch, daß es uns alle durch Naturzerstörung, Krieg etc. letztlich in die Katastrophe treibt. 

Dazu brauchen wit ihm den Weg gar nicht zu weisen, wie Du mir dies in Anspielung auf 

meinen 'Argument’-Aufsatz untetstellst. Die in diesem Aufsatz aufgeführten Methoden 

(die wir so ın einer alternativen Gesellschaftsordnung natürlich nicht übernehmen können) 

sind allesamt dem Kapital bekannt, werden zum größten Teil bereits von ihm angewandt. 

Es ist längst dazu übergegangen, die riesigen, aber weniger teichhaltigen Kupfererze in 

den USA, die nahezu unerschöpflichen, aber weniger produktiven Ölschiefer und Ölsande 

ın den USA und Kanada etc. zu erschließen. Die bedeutenden kapitalistischen Staaten, 

USA, BRD, Frankreich, Japan, Großbritannien, aber auch die Sowjetunion bereiten sich 

gegenwärtig darauf vor, die umfangreichen und metallteichen Manganknollen in großem 

Maßstab aus den Weltmeeten zu gewinnen. Dazu verstärken sie zugleich auch ihre Flotten- 

verbände. Die mobile Eingreiftruppe der USA (sie soll auf 300000 Mann erweitert werden) 

könnte dann jederzeit auch für den Schutz der US-Rohstoffkonzerne auf den Weltmeeren 
herangezogen. werden. Dies würde aber unweigerlich Krieg um die Aufteilung 

(Nationalisierung’) der Weltmeere zwischen einigen wenigen Nationen bedeuten. Diese 

Tendenzen des Kapitals, auf seine Weise das »Knappheitsproblem« lösen zu wollen, zu er- 

kennen, dessen Triebktäfte aufzudecken und zu artikulieten, ist keine Schande, sondern 

unser aller Pflicht, um dagegen entsprechende politische, antimilitaristische und antikapi- 
talistische Strategien zu entwickeln. 

Leistet die These der »Knappheit« von Naturressoutcen hierzu einen positiven Beitrag, 
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kann sie positiv aufklärend und bewußtseinsverändernd wirken? Oder ist sie eher dazu ge- 
eignet, von den Triebkräften des Kapitals, die mal die Ressourcen als knapp erscheinen las- 
sen, mal sie durch die Eroberung neuer Räume (künftig Weltmeere) und die Unter- 
drückung anderer Völker unbeschränkt verfügbar machen etc., abzulenken, die Ängste der 
Menschen zu schüren und sie so für irrationale, d.h. kapitalistische und imperialistische Lö- 
sungen zu stimulieren? 

Das ist das Hauptproblem, das ich bei der »Knappheits«-These sche, an dem Du, lieber 
Genosse Bahro, in Deinem letzten Brief leider vorbeiargumentiert hast. Über Deine eman- 
zipatorischen Motivationen hatte ich zu keinem Zeitpunkt Zweifel. Dennoch half mir Dein 
Hinweis auf die entsprechenden Stellen der ‘Alternative’ und Deiner Freiburger Rede, 
noch mehr über die Begründung Deiner Position zu erfahren. Ich stimme Dir auch zu, daß 
wir, die Linke, eine Position der Gesammtverantwortung beziehen müssen. Eine solche Posi- 
tion müssen wir aber nicht nur beziehen in der Frage der Überwindung der Ökologiekrise, 
sondern genauso auch in Sachen der Überwindung des Kapitalismus. Dies impliziert, daß 
nicht nur Lohnabhängige und Zwischenschichten, sondern auch die Kapitalisten selbst von 
den Zwängen der Konkurtenz und des Kapitals, von den entfremdeten Denkstrukturen, 
Verhaltens- und Lebensformen befreit werden. Die Gattungsfrage stellt sich also nicht nur 
bei der Überwindung der Ökologiekrise, sondern, wenn Du so willst, auch bei der des Ka- 
pitalismus. Nicht nur die etstere, sondern auch die letztere Herausforderung tangierr die 
gesamte Menschheit. Und dennoch wird in beiden Fällen die Klasse der Kapitalisten, de- 
ten politische Vertreter und Helfershelfer, aus welcher sozialen Ecke diese auch kommen 
mögen, am wenigsten an det Überwindung der Ökologiekrise interessiert sein, schon gar 
nicht an der des Kapitalismus. Vielmehr werden sie ihren gesamten Einfluß geltend ma- 
chen, um die Lösung der ökologischen Probleme zu umgehen oder hinauszuschieben. Es 
dürfte auch außer Frage stehen, daß sie für die Aufrechterhaltung des Kapitalismus versu- 
chen werden, sich der gesamten, ihnen zur Verfügung stehenden Macht zu bedienen. 
Wenn diese Einschätzung tichtig ist, dann dürften wir zwischen Gattungsfrage und Klas- 
senfrage keinen Gegensatz, auch keine Priorität konstruieren. Beides gehört sozusagen ot- 
ganisch zusammen, was heißt, daß wir für die Emanzipation der Menschheit nicht umhin- 
kommen, die Klassenfrage zu stellen. Sie wird von der Gegenposition gestellt, auch wenn 
wir es nicht wollten. 

Die Lösung der Ökologicktise in ihrer ganzen Dimension und Emanzipation vom Kapita- 
lismus ist m.E. ein und dasselbe. Die Strategie, erst den Kapitalismus beseitigen, dann die 
Ökologi-Probleme anpacken, ist genauso fragwürdig wie die umgekehrte Strategie. Ebenso 
scheint mir die einseitige Fixierung auf kurzfristige Arbeiterinteressen, wie eine ausschließ- 
lich ökologische Orientierung, eher dazu zu dienen, die Ökologie- gegen die Arbeiterbe- 
wegung auszuspielen und so auch sowohl das Leben des Kapitalismus zu verlängern wie 
auch die Lösung der Ökologiekrise weiter hinauszuschieben. Für die Lösung der anstehen- 
den Probleme ist die Ökologie-Bewegung genauso auf die Arbeiterbewegung angewiesen 
wie umgekehrt. Diese beiden Bewegungen würden dann den sozialen Kern bilden, auf 
den sich die gesuchte hegemoniale Position in den entwickelten Industrieländern stürzt 
und um den diese ihre Basis erweitern kann (weltweit müßte dieses Bündnis um die sozial- 
revolutionären Bewegungen der ‘Dritten Welt’ erweitert werden). 

Wo auch immer das auf jeden Fall über die Arbeiterklasse hinausgehende ökologische 
Bündnis sozial verankert sein mag, es muß entweder per se antikapitalistisch sein oder es 
werden können, da das ökologisch-soziale Bündnis um die Klassenfrage nicht umhin- 
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kommt. Dies dürfte allerdings, lieber Genosse Bahro, den von Dir gewünschten 
‘historischen Kompromiß’ etwas, ja sogar erheblich, einschränken. Was heißt, daß jene 
tein ökologischen Strömungen, die unter keinen Umständen antikapitalistisch werden wol- 
len oder auch können, denen eine Abgrenzung nach links wichtiger erscheint als eine 
schlagkräftige und breit verankerte Ökologiebewegung, eher ein Klotz am Bein der Ökolo- 
giebewegung sind. (...) ; 


Herzliche Grüße, M. Massarrat 


R.B. (27.8.80) 
Lieber Genosse Massarrat! 


Ich finde es nun doch nicht besonders gut, daß unser Briefwechsel schon in Druck geht, 
ehe er abgeschlossen ist. So muß ich diesen letzten Brief unter Terminzwang schreiben, 
während alles andere schon endgültig gesetzt ist, samt der kurzen Einleitung, aus der nicht 
hervorgeht, daß sich mein erster Brief nicht unmittelbar auf jenen Argument-Aufsatz be- 
zieht, sondern auf einen vorausgegangenen Brief von Dir. So gehe ich an diesen Text jetzt 
nicht mit der Unbefangenheit heran, die die Lust am Briefeschreiben ausmacht. 

Als wir uns beim Frankfurter Ratschlag des Sozialistischen Büros kurz über Deinen letzten 
Brief austauschten, nachdem ich ihn damals erst einmal gelesen und für nach den Ferien 
zurückgelegt hatte, sagte ich Dir, daß es eigentlich nur zwei oder drei Punkte wären, zu de- 
nen ich noch etwas zu sagen hätte, und fürs einzelne stimmt das auch. Aber mein erster 
Eindruck, daß wir uns damit schon im Ganzen einig werden könnten, war wohl doch trü- 
gerisch. 

Obwohl Du mir immerhin zutraust, daß ich das Kapitalverhältnis irrational finde, willst 
Du mich ziemlich ausführlich davon überzeugen, daß der Kapitalismus weg muß. Und da 
war eben meine ursprüngliche Reaktion: Warum rennt er diese offene Tür ein? Wahr- 
scheinlich handelt es sich darum, daß wir beide so verschiedene Auffassungen vom Heran- 
gehen an den antikapitalistischen Kampf, von seiner Einordnung in die Gesamtproblema- 
tik der Epoche haben, daß sich der gemeinsame Nenner in diesem Punkt nicht mehr von 
selbst versteht. 

Um beim Ausgangspunkt unserer Diskussion zu beginnen: Dein Hauptproblem bei der 
Stellung der Ressoutcenfrage ist, wie Du erneut betonst, das Cui bono, sie aufzuwerfen. 
Meine Meinung dazu steht im zweiten Satz des ersten abgedruckten Brieffragments. Aber 
Du entscheidest von dieser Parteilichkeitserwägung her, ob die Erde endlich ist und die 
Naturressourcen knapp sind oder nicht. Daher sind noch in Deinem letzten Brief, die Vor- 
täte an Ölschiefer und Ölsanden, die meines Wissens etwa ebensoviel Ertrag versprechen 
wie die bekannten flüssigen Reserven, kurzerhand »nahezu unerschöpflich«. Und in Dei- 
ner Argumentation über die alternative Gesellschaft, über die wir uns natürlich herrlich eı- 
nig sind, verdrängst Du einfach, daß wir gelinde gesagt keinerlei Sicherheit haben, eher 
bei ihr anzukommen als am Ende nicht nur der Ölreserven. Deine Argumentation läuft 
auf eine Einstellung hinaus, mit der wir doch immer schlechte Erfahrungen gemacht ha- 
ben: daß 2 x 2 nicht mehr 4 sein soll, wenn es, vermeintlich, dem Gegner nützt. Wenn 
man das Cui bono vor die Wahrheitsfrage setzt, kann immer nur Ideologie herauskom- 
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men. Man stellt sich dann gar nicht der Herausforderung des Problems, braucht gar nicht 
über die Alternative zu der von Dir charakterisierten Behandlung der Ressourcenfrage 
durch den Metropolenkomplex (ich wähle bewußt diesen Ausdruck, der noch etwas mehr, 
auch noch etwas historisch weiter zurückreichendes als das Kapitalverhältnis umfaßt) nach- 
zudenken. Wenn das Problem nicht existiert, brauchen wir uns nichts Neues einfallen zu 
lassen. Für mich stellt sich die Sache so dar, daß Industtie, wie wir sie bisher kennen, und 
nun im Hinblick auf die 10 bis 15 Milliarden Menschen, nicht mehr dieselben kurzen 200 
Jahre möglich ist, die sie schon existiert, und daß es nur eine einzige Alternative zu den 
drohenden impenialistischen Verteilungsktiegen gibt: eine industrielle Ab- und Umrü- 
stung in den Metropolen von solchen Dimensionen, wie man sie aus der Perspektive über- 
lieferter Imperialismuskritik einfach nicht ins Auge faßt. Vor allem nicht im Hinblick auf 
eine mögliche Strategie. Diese Umwälzung, die natürlich die gesamte Produktions- und 
Lebensweise betrifft, ist mit Protestpotentialen allein nicht zu machen. Die Kräfte würden 
sich aneinander aufteiben, gemeinsam untergehen, wenn die dominanten Strukturen in 
Wirtschaft, Politik, Massenkommunikation nicht sukzessiv umfunktioniert werden kön- 
nen, wenn sozusagen alle empirisch vorhandenen Organe der Gesellschaft gegenläufig 
funktionieren. Wir müssen uns die Überwindung des Kapitalismus, die Veränderung der 
Gesellschaft überhaupt, anders vorstellen als gewohnt. 

Deine Sowohl-als-auch-Lösung für die Kombination von Ökologie- und Arbeiterbewegung 
schließt die Augen vor der Tatsache, daß es zumindest hierzulande keine Arbeiterdewe- 
gung mehr gibt, daß der nach wie vor vorhandene »Grundwiderspruch von Lohnarbeit und 
Kapital« auch dort, wo es noch so scheint, als gäbe es Arbeiterbewegung, gar nicht antika- 
pitalistisch funktioniert, falls man darunter mehr versteht als einen Interessengegensatz zr- 
nerhalb des Systems. Das Problem der Überwindung des Kapitalismus kann in den Kate- 
gorien, die sich aus der Idee von der welthistorischen Mission des Proletariats ergeben, 
nicht mehr sinnvoll gestellt werden. Es wird nicht in einem Kampf von Klassen entschie- 
den werden, die so definiert sind, wie in dem Kapitel über Bourgeoisie und Proletariat im 
Kommunistischen Manifest. Diesbezüglich müssen wir uns auf Marxens allgemeinere For- 
mulierungen zurückziehen, wonach alle (geschriebene) Geschichte die von Klassenkämp- 
fen ist, womit in dieser allgemeinen Form soziale Interessenkämpfe im weitesten Sinne ge- 
meint sind. 

Der historische Interessenblock, der die bis in die materiellen und bis in die geistigen und 
seelischen Fundamente unserer Kultur hineinreichende Umwälzung angehen wird, wird 
sich mit Sicherheit entlang anderer Linien formieren als der für die abzulösende Formation 
charakeristischen sozialen Widersprüche. Die wirken nämlich gerade retardierend, führen 
in ihrer Resultante reproduzierend ins System zurück. Die alte Klassenfrage muß nicht er- 
neut »gestellt«, sondern berücksichtigt werden, hauptsächlich unter dem Gesichtspunkt, 
daß die Zuspitzung der sozialen Kämpfe an den alten Fronten und ohne Schwerpunktver- 
schiebung im Charakter der Forderungen das Hineingehen in die notwendigen Umgestal- 
tungen verzögern wird. Die mit dem Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital in den ka- 
pitalistischen Industriestaaten (wo er eine Unterfunktion der Metropolensituation gewor- 
den ist) verbundenen sozialen Kämpfe müssen in die neue Perspektive eingeordnet wer- 
den. Die kulturrevolutionäre Fragestellung, die der innerste Antrieb der Ökologiebewe- 
gung ist, greift über. Von dorther muß die Matrix des Kampfes in den Betrieben neu be- 
stimmt werden. Deine Formel von der Verbindung der zwei Bewegungen, bleibt eklek- 
tisch. 
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Kurz, füt mich wird die ökologische Herausforderung zum Genetalnennet aller sozialen 
Widersprüche. Das ganze Patadigma hat gewechselt. Deine Argumentation zut Ressout- 
cenftage läuft datauf hinaus, von der Notwendigkeit einet völligen Neuorientierung abzu- 
lenken. Gerade so hattest Du Deinen Beittag in Kassel angesetzt, und darin liegt die Poin- 
te unserer Differenz. Du reproduzierst in Deiner Position ein Gesamtvetständnis der Epo- 
chenptoblematik, dessen wit uns jetzt schon zu lange versichert glauben, »Klassenanalyse« 
etc. bleibt wichtig. Sie erfaßt erzer Strang der Wirklichkeit des Menschen. Das zentrale 
Thema ist sie nicht mehr, d.h. bei ihrem Gegenstand setzt die historische Dynamik nicht 
mehr an ... 

Damit wären wir natürlich erst richtig am Anfang unserer Debatte. 


Herzlich Dein R.B. 


(Redaktioneller Hinweis: Der vorstehende Briefwechsel wurde lediglich um nicht auf das Thema be- 
zogene Ausführungen gekürzt.) 
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DISKUSSION 


Rolf Bleich 
Zur Kritik an K.-E. Lohmanns Aufsatz: »Strauß, die Grünen 
und das sozialistische Wahldilemma«* 


Zunächst möchte ich meine Übereinstimmung mit Teil 1 (Kritik der »Stoppt-Strauß-Bewe- 
gung«) det Arbeit vonK.-E. Lohmann betonen. In Teil 2 charakterisiert er die Grünen hin- 
sichtlich ihres objektiven Programms (das ist das »wirkliche, handlungsleitende« im Gegen- 
satz zum geschriebenen Programm; im folgenden ist mit »Programm« immer das objektive 
gemeint) als 2-Punkte-Bewegungen; ihre beiden zentralen »Punkte« seien »Umweltschutz« 
und »Radikaldemokratie«. Eingangs des 3. Teils (»Grüne und 5-Prozentklausek, S. 29 - 34) 
- es ist dies der Hauptteil; meine Kritik wird sich auf ihn konzentrieren - stellt Lohmann 
die Frage, ob es Zufall sei oder nicht, »daß die Grünen die einzige außerparlamentatische 
Gruppierung sind, die in der Lage ist, bei Parlamentswahlen die 5-Prozenthürde zu über- 
winden.« Zur Klärung dieser Frage bedarf es nach Lohmann einer Vorverständigung über 
den 5-Prozentklausel-Mechanismus; dieser nun betreffe primär Parteien, d.h. »Gebilde 
mit globalen (d.h. alle politischen Probleme umfassenden) objektiven Programmatiken.« 
Als Antwort auf die obige Frage folge somit: Da die Grünen nur eine 2-Punkte-Bewegung 
darstellten, seien »sie in weit geringerem Ausmaß von dem 5-Prozentklausel-Mechanismus 
betroffen.« 
Lohmann sucht dies zu explizieren anhand einer Aufklärung der Bedingungen, unter de- 
nen die 5-Prozentklausel »wirkt«, wofür er eine kleine nichtparlamentatische Partei (DKP) 
als Beispiel heranzieht. 
Fragen wir zunächst danach, was es bedeutet, daß eine solche Partei ein globales Programm 
hat; es wird dann klar werden, wie die 5-Prozentklausel Lohmann zufolge »wirkt«. Die 
Überlegungen in Bezug auf die Grünen schließen daran an. 
Die Argumentation Lohmanns werde ich in rekonstruierter Fassung vorlegen - siehe (1) bis 
(20); dies ist notwendig, um in möglichst klarer Weise darzutun, wo Lohmann irrt und was 
dies jeweils für Folgen hat. 
(1) In globalen Programmen steht jeder einzelne Punkt in Relation zur Gesamtprfogram- 
matik; 
(2) jeder einzelne Programmpunkt muß sich widetspruchsfrei ins Gesamtprogramm ein- 
fügen; 
(3) wenn ein Programm konsistent ist, dann ist es mit allen anderen ebenfalls konsisten- 
ten Programmatiken vergleichbar; 
(4) mit dieser Vergleichbarkeit ist die Grundlage dafür gegeben, daß die potentiellen 


* in: PROKLA 38, Seite 23 - 39 
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Wähler (z.B. der DKP) eine Rangfolge der Parteien bilden (z.B.: 1. DKP, 2. SPD, 3. 
CDU); 

(5) ist eine kleine Partei von ihren potentiellen Wählern in eine solche Rangfolge ge- 
bracht worden, so befinden sich diese potentiellen Wähler in einem Dilemma; 

(6) das Dilemma besteht darin, daß der potentielle Wähler einer kleinen, nichtparlamen- 
tatischen Partei wie z.B. der DKP sich entscheiden muß, ob er die DKP in Bezug auf 
die SPD stärken will (wodurch er eine Stärkung der CDU in Bezug auf die SPD be- 
wirkte), oder ob er die SPD in Bezug auf die CDU stärken will (wodurch er die DKP 
in Bezug auf die SPD schwächte). Weder will er seine Stimme verschenken, noch der 
CDU nützen; also wird er höchstwahrscheinlich die SPD wählen: die 5-Prozentklausel 
hat »gewirkte. - 

Demgegenüber liegt der entscheidende Vorteil von 1- oder 2-Punkt-Bewegungen wie 
den Grünen in folgendem: 

(7) Die Grünen sind nicht gezwungen, die Leistung des Konsistent-Machens einer globa- 
len Programmatik zu erbringen; 

(8) die Grünen sind deshalb unvergleichlich; 

(9) aufgrund dieser Unvergleichlichkeit kommt es bei den potentiellen Wählern der Grü- 
nen nicht zur Bildung einer Rangfolge: 1. Grüne, 2. SPD usw., sondern es kommt zur 
Polarisierung: Grüne vs. Nicht-Grüne. 

Als Argument für (7) kann man folgendes lesen: 

(10) Bei 1- oder 2-Punkt-Bewegungen wie den Grünen cxistiert ein Konsistenzproblem 
nicht; 

(11) ein Konsistenzproblem gibt es nicht, weil 2 Punkte sich ja nur schwer widersprechen 
können. 

Unmittelbar an (11) anschließend formuliert Lohmann: 

(12) Daher ist der Alltagsverstand, wenn er sich die grüne Programmatik erklären will, auf 
den Begriff des Willens angewiesen: »Die Grünen machen ihre Umweltschutzpolitik, 
weil sie das eben wollen und für das wichtigste halten.« 

(13) Im Gegensatz dazu befähigt das Wissen um die globale Programmatik von Parteien 
den normalen Bürger, eine rudimentäre Erklärung der Politik dieser Parteien herzu- 
stellen; 

(14) aufgrund solcher Erklärungen gelangt der Alltagsverstand zu der Einsicht, daß Partei- 
en wie CDU und SPD gar nicht in der Lage sind, eine vernünftige Umweltschutzpoli- 
tik zu wollen; 

(15) damit wird zwischen allen Parlamentsparteien und den Grünen ein Gegensatz im po- 
litischen Willen konstatiert; 

(16) dieser verhindert, daß der Grünen-Sympathisant die Rangfolge bildet. 

(17) Die Leistung des Konsistent-Machens ist nur ein anderer Ausdruck für die Bestim- 
mung des Bündnisses; 

(18) aufgrund von (7) entfällt für die Grünen damit die Notwendigkeit der Erstellung ei- 
ner Bündniskonzeption; 

(19) die Form der Nicht-Partei erklärt somit auch die Unterschiedlichkeit der möglichen 
grünen Aktiven. 

(20) Aus all dem sollte klar geworden sein, daß es das Beste wäre, wenn die parteipolitisch 
nichtorganisierte Linke einheitlich die Grünen unterstützen und wählen würde. 

Es folgt nun meine Kritik. 
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(1) Zum »2-Punkte«-Problem 


a) Erste Gegenargumentation: Daß die Grünen eine »2-Punkte-Bewegung« sind, heißt, 
daß ihr objektives Programm lediglich aus den beiden »Punkten« »Umweltschutz« und »Ra- 
dikaldemokratie« gebildet wird - so könnte man wenigstens meinen. Tatsächlich aber ist es 
nach Lohmann so, daß diese beiden »Punkte« nur die identitätsbildenden und »alles übrige 
dominierenden und strukturierenden« (S. 28) sind; daraus folgt, daß auch die objektive 
Programmatik (für die geschriebene gesteht es Lohmann ohnehin zu / cf. S. 27) aus mehr 
als 2 Punkten besteht (denn was soll mit »alles übrige« gemeint sein, wenn nicht »andere 
Punkte«!). Nimmt man nun an (wie es Lohmann offenbar tut), daß das Inkonsistenz-Risi- 
ko umso höher ist, je mehr »Punkte« ein Programm aufweist, so wären auch die Grünen 
(als »mehr-als-2-Punkte-Bewegung«) mit erhöhter Wahrscheinlichkeit nicht der Last des 
»Konsistent-Machens« enthoben. Mithin sind (7), (8) und (9) hinfällig, die eingangs zitier- 
te »Antwort« Lohmanns läßt sich nicht aufrechterhalten. Die Konsequenzen bezüglich (10) 
bis (20) möge jede(r) selbst ziehen... 

b) Zweite Gegenargumentation: »Umweltschutz« und »Radikaldemokratie« sind nicht ein- 
fach 2 »Punkte«, sondern es sind 2 £ormp/exe »Punkte«. Aus 2 komplexen »Punkten« (und 
insbesondere aus diesen!) lassen sich aber - je nach dem Grad der Differenzierung - nahezu 
beliebig viele weitere »Punktes machen. 

Damit sind wir wieder bei der Schlußfolgerung der ersten Gegenargumentation angelangt. 
'c) Dritte Gegenargumentation (sie ist die schwächste und daher hier nur angedeutet): Be- 
läßt man es dabei, die Programmatik der Grünen durch besagte 2 »Punkte« zu charakteri- 
sieren, so muß explizit und begründet ausgeschlossen sein, daß die »globalen« Programma- 
tiken (der »richtigen« Parteien) ebenfalls auf nur 2 komplexe »Punkte« reduzierbar sind. 
Andernfalls fallen (8) und (9). 


(2) Zum Problem der Konsistenz und der Vergleichbarkeit 


4) Erste Gegenargumentation: In (3) wird die innere Konsistenz eines Programms als Be- 
dingung für dessen Vergleichbarkeit mit anderen konsistenten Programmen genannt. 

In (7) und (8) wird die Nicht-Notwendigkeit des Konsistent-Machens eines Programmes als 
Bedingung für die Unvergleichlichkeit derjenigen angeführt, die eventuell dieser Notwen- 
digkeit ausgesetzt sein könnten. Offensichtlich wurde hier die Ebene der Argumentation 
in unzulässiger Weise gewechselt. 

Liest man nun (7) und (8) so, daß in ihnen die Nicht-Konsistenz eines Programmes als Be- 
dingung für dessen Unvergleichlichkeit angegeben wird, so ist Lohmanns Intention natür- 
lich auch nicht getroffen; denn er meint ja nicht, daß die Grünen ein inkonsistentes Pro- 
gramm haben - was er aber meint, ist paradox: daß nämlich die Grünen zwar ein Pro- 
gramm haben, jedoch in Bezug auf dieses keinerlei Konsistenzproblemen ausgesetzt sind. 
Damit postuliert er die Möglichkeit eines Programmes, das in sich weder konsistent noch 
inkonsistent ist. Es müßte sich hierbei um etwas handeln, das lediglich aus einem Wort 
oder einem elementaren Satz bestünde. Ein solches Gebilde würde jedoch niemand »Pro- 
gramm« nennen. Lohmann spricht somit implizit den Grünen ein Programm sowohl zu als 
auch ab. 

b) Zweite Gegenargumentation: (3) vor Augen sei angenommen, daß ein Programm mit 
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anderen Programmen nicht vergleichbar ist. Erlaubt dies nun das Schließen auf die Inkon- 
sistenz jenes Programmes? Logisch gesehen wäre das sogar zwingend. Dann aber erhebt 
sich die Frage: ist es überhaupt sinnvoll, »Konsistenz« und »Vergleichbarkeit« in einem 
Konditionalsatz wie (3) miteinander in Verbindung zu btingen? Setzen wir noch eine Stu- 
fe tiefer an: unter welcher Bedingung ist Etwas mit einem anderen Etwas vergleichbar? 
Doch wohl unter der, daß Etwas von dem anderen Etwas verschieden ist (unter einer be- 
stimmten Perspektive natürlich). Einzig unter der Voraussetzung, daß Etwas und das ande- 
te Etwas zusammenfallen, ist Nicht-Vergleichbarkeit vorhanden - denn es ist absolut sinn- 
los, Etwas mit sich selbst vergleichen zu wollen. Andererseits: wenn wir »Verschiedenheit« 
zwischen Etwas und einem anderen Etwas konstatieren, haben wir auch immer schon ver- 
glichen! Fazit: Konstatieren wir, daß das Programm der Grünen verschieden ist von den 
Programmen der »richtigen« Parteien, so bestätigen wir implizit seine Veigleichbarkeit mit 
diesen. »Vergleichbarkeit« hat also innigst etwas mit »Verschiedenheit« zu tun, nichts je- 
doch mit »Konsistenz«. 

Würden wir behaupten, das Programm der Grünen zeichne sich dadurch aus, daß es weder 
konsistent noch inkonsistent ist, während wir das Programm einer »richtigen« Partei für 
konsistent bzw. inkonsistent erachteten, so würden wit ihre Verschiedenheit unter dem 
Aspekt der Konsistenz festgestllt haben und damit wiederum die Vergleichbarkeit beider 
Programme (unter jenem Aspekt). Dann aber würden (4) und (5) nicht nur für Parteien 
gelten, sondern auch für die Grünen (in der Logik Lohmanns)! 

c) Dritte Gegenargumentation: Gegenüber (11) ist festzuhalten: ein Konsistenzptoblem 
gibt es für die Grünen sehr wohl, da nämlich zwei »Punkte« sich äußerst leicht widerspre- 
chen können - und insbesondere solche wie »Umweltschutz« und »Radikaldemokra- 
tiee. 

Nehmen wir an, es glaubt jemand, wirksamer Umweltschutz sei nur möglich unter der Prä- 
misse: »Es gibt einen zentralistisch geführten Staat, der verbindliche politische Entschei- 
dungen fällen und diese auch durchsetzen kann«, so wäre der Widerspruch schon da; denn 
was könnte eine solche Vorstellung noch mit der von »Radikaldemokratie« gemein ha- 
ben? 

Würden die Grünen nun einfach die Konsistenzforderung zurückweisen oder ignorieren 
“und sagen, auch Vorstellungen wie die oben zuerst genannte seien zugelassen, so würden 
sie damit einen 3. »Punkt« in ihr Programm aufnehmen, nämlich den »Punkt«: »autoritärer 
Staat«. Somit verfügten sie faktisch über ein inkonsistentes Programm, gleichviel, ob sie 
der Ansicht wären, der Konsistenzforderung enthoben zu sein! 

Würden sie solche Vorstellungen aber zurückweisen, dann würden sie es deshalb tun, weil 
diese ihre Ansicht nach nicht mit dem »Punkt« »Radikaldemoktatie« vereinbar wären -und 
damit hätten sie bezüglich ihres Programmes einen Akt des Konsistent-Machens vollzogen. 
Theoretisch gibt es also auch bei 2-Punkte-Programmen schr wohl Konsistenzprobleme, 
und es möge mir niemand weismachen wollen, daß diese in der politischen Praxis der Grü- 
nen’ nicht existierten. Die Grünen verfügen demnach entweder über ein konsistentes oder 
ein inkonsistentes, auf jeden Fall aber über ein vergleichbares Programm; womit (8) und 
(9) entkräftet wären (wenn wit (8) so lesen, daß mit »die Grünen sind« gemeint ist: »das 
Programm der Grünen ist« und mit »unvergleichliche: »unvergleichbai«; meinte Lohmann 
mit »unvergleichlich«: »einzigartig«, so wäre darauf zu sagen, daß Vergleichbarkeit eine 
notwendige Bedingung für Einzigartigkeit darstellt, denn: nur was mit anderem vergleich- 
bar ist, kann einzigattig sein). 
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Als Ergebnis haben wir wiederum, daß (4) und (5) auch für die Grünen gelten (in der Lo- 
gik Lohmanns). 

d) Vierte Gegenargumentation: (11) wird entktäftet mittels der ersten und zweiten Gegen- 
argumentation aus »1.) Zum "2-Punkte-Problem’«. Ergebnis: (10) sowie (7) bis (9) werden 
hinfällig, (4) und (5) gelten auch für die Grünen (in der Logik Lohmanns). 


(3) Zum Problem der Erklärung 


(12) ließe sich schon dadurch erledigen, daß wir einfach die Unhaltbarkeit von (10) und 
(11) ins Felde führen. 

Wir können aber auch direkt bei (12) ansetzen. Es ist ja nicht ohne weiteres einsichtig, wes- 
halb der Alltagsverstand zwecks einer Erklärung der grünen Programmatik (genauer: der 
Umweltschutzpolitik der Grünen) auf den Begriff des Willens angewiesen sein sollte. Eher 
wäre z.B. anzunehmen, daß die Erklärung wie folgt aussieht: »Die Grünen haben diese 
und jene Probleme erkannt und meinen daher, dies und jenes tun zu müssen« - oder sollte 
das etwa dem Alltagsverstand (über den sich ja viele so hoch zu erheben meinen) schon 
nicht mehr zuzutrauen sein? 

Bei den »richtigen« Parteien ist es nun in der Tat so, daß der Alltagsverstand aus dem jewei- 
ligen Programm dieser Parteien unschwer entnehmen kann, daß sie gar keine vernünftige 
Umweltschutzpolitik wollen können. 

Wenn nun der Alltagsverstand wirklich im Hinblick auf diesen »Punkt« »Umweltschutz« 
einen Gegensatz im politischen Willen zwischen Grünen und Parteien erblickt, so setzt 
dies offensichtlich voraus, daß der Alltagsverstand sich nicht nur erklären kann, weshalb 
die Parteien - verkürzt gesagt - »nicht wollen können«, sondern auch, weshalb die Grünen 
»wollen können«. Es wäre ja völlig sinnlos zu sagen: »ich weiß, daß aus dem und dem 
Grunde die einen nicht wollen können, und ich weiß auch, daß die anderen wollen, aller- 
dings weiß ich nicht, ob die anderen auch wollen können; also existiert zwischen den einen 
und den anderen ein Gegensatz im (politischen) Willen.« Denn wenn ich nicht weiß, ob 
die anderen wollen können, so weiß ich tatsächlich nicht, ob sie überhaupt wollen, und 
wenn ich letzteres nicht weiß, kann ich nicht zur Konstatierung jenes Gegensatzes gelan- 
gen! 

Das Problem des »Wollen-Könnens« stellt sich in Bezug auf .die Grünen ebenfalls. Das 
wird sofort deutlich, wenn wir uns auf den 2. »Punkt« der Grünen, die »Radikaldemokra- 
tie«, besinnen. Denn zumindest mit diesem »Punkt« muß das Umweltschutzprogramm 
konsistent sein; daß diese Konsistenz keineswegs selbstverständlich ist, wurde oben (2c) ge- 
zeigt. Der Alltagsverstand wird also zumindest anhand dieses 2. »Punktes« für sich ent- 
scheiden, ob die Grünen eine vernünftige Umweltschutzpolitik wollen können. Er verfährt 
hierbei im Hinblick auf die Grünen wohl in der gleichen Weise wie im Hinblick auf die 
Parteien. 

Nähme nun Lohmann wirklich ernst, daß die Grünen neben »Umweltschutz« auch »Radi- 
kaldemokratie« in ihrem Programm haben, so müßte ihrn das obige klar sein, und er müß- 
te auch zugestehen, daß das Erklärungsproblem sich nicht das eine mal auf der Ebene der 
Konstatierung des »Überhaupt-Wollens«, das andere mal aber auf der des »Wollen-Kön- 
nens« stellt, denn sonst würde (15) unhaltbar werden. 
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(4) Zum Problem der Rangfolge und des Geltungsbereiches 


Aus den Gegenargumenten im 2. Teil der Kritik folgt, daß sich (9) nicht aufrechterhalten 
läßt, d.h. es kann bei den potentiellen Wählern der Grünen sehr wohl zur Bildung einer 
Rangfolge kommen - und falls es nicht.dazu kommt, so ist das nicht mittels jener »Unver- 
gleichlichkeit« erklärbar. 

Diejenigen unter den potentiellen Wählern der Grünen, die eine solche Rangfolge nicht 
bilden, tun dies deshalb nicht, weil sie ganz einfach fest entschlossen sind, die Grünen zu 
wählen; ein »Dilemma« stellt sich für Fest-Entschlossene nicht, für sie ist von vornherein ei- 
ne Polarisierung (Grüne vs. Nicht-Grüne) gegeben. Das gleiche gilt für bestimmte Protest- 
wähler. 

Und just diese Personenkreise (Fest-Entschlossene oder »überzeugte Anhänger« sowie »ech- 
te Protestwähler«) sind es nun - so erfährt man als überraschter Leser in Anmerkung 11 auf 
S. 37 -, auf welche Lohmann die Geltung seiner Überlegungen eingeschränkt wissen will 
(nachdem er im Haupttext den Geltungsbereich seiner Aussagen offensichtlich überdehnt 
hatte, indem er dort mit Ausdrücken wie »potentielle Wähler der Grünen« (S. 32) oder 
»Grünen-Sympathisant« ($. 34) operierte). 

Nebenbei: die sozialistische Linke rechnet Lohmann nur bedingt zu jenen überzeugten 
Anhängern und echten Protestwählern. 

Nun ist es an der Zeit, daß wir uns ärgern! Wir bekamen von Lohmann eine auf den ersten 
Blick mehr oder minder ausgeklügelte Geschichte über die 5-Prozentklausel bzw. darüber, 
weshalb die Grünen von ihr »in weit geringerem Ausmaß« ($. 30) betroffen seien, präsen- 
tiert. Er hat uns zu erklären versucht, was im Kopf der »potentiellen Wähler der Grünen« 
vor sich geht - und zwar aufgrund der Tatsache, daß die Grünen angeblich nur ein 2- 
Punkte-Programm haben. Frohgestimmt mag manche(r) schon gedacht haben: aha, aus 
der Not wird eine Tugend, die Grünen haben eine Anziehungskraft auf weit mehr Leute 
als vormals angenommen, gerade weil sie nur ein 2-Punkte-Programm besitzen. Jetzt aber 
präsentiert uns Lohmann eine andere Geschichte: nämlich die, daß seine erste Geschichte 
nur für überzeugte Anhänger und echte Protestwähler gilt. Im Klartext heißt daß: Loh- 
mann glaubt, daß er uns erklären muß, weshalb überzeugte Anhänger der Grünen und 
echte Protestwähler bei ihren Wahl-Erwägungen nicht in ein Dilemma geraten und somit 
höchstwahrscheinlich auch die Grünen wählen werden. Die Konstruktion, die zu dieser Er- 
klärung dient, ist, wie gezeigt, unhaltbar. Aber setzen wir wieder tiefer an: 

Gibt es hier eigentlich überhaupt etwas zu erklären? Antwort: wenn es hier etwas zu erklä- 
ren gibt, dann ist es die Tatsache, daß überzeugte Anhänger der Grünen auch die Grünen 
wählen (neben echten Protestwählern). Da es sich hierbei um eine Trivialität handelt, liegt 
nichts vor, was uns erklärt werden müßte. Es hätte genügt, wenn Lohmann gesagt hätte: 
Überzeugte Anhänger der Grünen (und echte Protestwähler) geraten nicht in ein Wahldi- 
lemma, werden also mit höchster Wahrscheinlichkeit die Grünen auch wählen. Die 5-Pro- 
zent-Klausel kann den Grünen dann nicht viel anhaben, wenn sie eben über eine austei- 
chende Anzahl überzeugter Anhänger (und echter Protestwähler) verfügen (und nicht et- 
wa: aufgrund dessen, daß sie nur ein 2-Punkte-Programm haben!) - Punkt. 

Eine andere Frage ist, weshalb jemand von den Grünen überzeugt ist; und wieder eine an- 
dere Frage ist, weshalb die Grünen z.B. im Vergleich zur DKP mehr überzeugte Anhänger 
haben und auch für Protestwähler attraktiver sind... 

Was hat Lohmann also getan? 
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a) Er erklärte uns etwas; 

b) er tat dies mittels einer nicht haltbaren Konstruktion; 

c) er faßte innerhalb seiner Erklärung den Geltungsbereich seiner Aussagen sehr unscharf, 
um nicht zu sagen: irreführend; 

d) er bestimmte den Geltungsbereich im nachhinein eindeutig. 


Fazit: 

Hätte Lohmann mit d) angefangen, so hätte er sich a) bis c) ersparen können; er hätte dann 
mit d) nicht nur anfangen, sondern auch aufhören können. 

Abschließend sei zu (20) bemerkt: 

Für die parteipolitisch nichtorganisierte Linke bleibt im Hinblick auf die Grünen nahezu 
alles so unklar (oder so klar), wie es bisher gewesen ist. 

Sollte übrigens jemand der Meinung sein, ich hätte hier Haarspaltereien zum Besten gege- 
ben, so sage ich dazu: es war mir darum zu tun, die Haare aus der Suppe zu entfernen - 
daß sie zu diesem Zweck manchmal gespalten werden mußten, liegt nicht an mir. Ebenfalls 
nicht, daß danach von der Suppe kaum etwas übrigblieb. 

Es geht ja in einer Arbeit wie der von Lohmann nicht um die Bekundung von bloßen Mei- 
nungen, sondern um politisch relevante Erklärungen, ja sogar: um Theoriebildung (»Theo- 
tie der 5-Prozentklausek, S. 30). Dazu aber ist es erforderlich, nicht nur eine möglichst 
einfache Sprache (die will ich Lohmann gerne zubilligen), sondern auch eine möglichst kla- 
re Sprache zu sprechen. 

Andernfalls könnten ungewollt sehr leicht Gerüchte produziert werden - und mit solchen 
kommen wir nicht vom Fleck. 


Karl-Ernst Lohmann 
Nochmal zur Funktionsweise der 5-Prozentklausel 
Antwort auf die Kritik Bleichs 


Rolf Bleichs Kritik an meiner »mehr oder minder ausgeklügelten Geschichte über die 5- 
Prozentklausel« (Bleich) artikuliert das generelle Unverständnis gegenüber einer Art von 
politischer Analyse, wie ich sie in dem Prokla-Artikel vorgetragen hatte. Seine Kritik kul- 
miniert in der Behauptung, dasjenige, was ich erklärt hätte: daß überzeugte Grüne die 
grüne Partei wählen, sei eine Trivialität, die gar keiner Erklärung bedürfe. Da ich anneh- 
me, daß dieses Unverständnis nicht nur dasjenige Bleichs ist, skizziere ich in allerdings not- 
wendig verkürzter Form die allgemeinen politik-theoretischen Fragestellungen, vor deren 
Hintergrund mein Artikel vielleicht verständlicher wird; dabei stütze ich mich vor allem 
auf die Arbeiten von Michael Jäger (1977, 1979, 1980). Im dritten Teil gehe ich dann im 
Detail auf die Kritikpunkte Bleichs ein. Dabei lasse ich mir die Gliederung von ihm vorge- 
ben - das erhöht zwar nicht gerade die Lesbarkeit, ermöglicht aber eine Überprüfung 
durch den Leser, inwieweit ich mich Bleichs Argumenten entzogen habe oder nicht. 
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I 


Wenn man die Frage stellt, wer in der bürgerlichen Gesellschaft eigentlich die politische 
Herrschaft ausübt (vgl. Jäger 1979, S. 54), so wird man als Marxist zwei Antworten geben, 
eine theoretische und eine empirische. Vor dem Hintergrund der Klassentheorie lautet die 
Antwort: es ist die (ökonomisch) »hertschende Klasse«, also die Großbourgeoisie, welche 
auch die politische Herrschaft ausübt. Die empirische Antwort lautet: es sind »die Partei- 
en«, die politisch herrschen. Wie kann man beide Antworten miteinander vereinbaren? 
Der naheliegendste Versuch ist, die Beziehungen zu bestimmen zwischen Klassen und Par- 
teien. Gängigerweise werden diese durch eine klassentheoretische Fundierung des Partei- 
begriffs gefaßt: Parteien sind Klassenparteien, d.h. die Politik einer Partei läßt sich durch 
Rekuıs auf ihre Klassenbasis erklären. Danach gibt es z.B. in der BRD eine Kapitalpartei, 
die CDU/CSU, und eine Arbeiterpartei, die SPD. Damit sind aber sofort einige Schwierig- 
keiten verbunden: denn offenbar kann man z.B. nicht sagen, die SPD betreibe Arbeiter- 
politik. 

Der Schluß, den der ganz überwiegende Teil marzistischer Theoretiker daraus zieht, ist be- 
kannt: seit über 10 Jahren prophezeihen Marxisten der Sozialdemokratie den Mißerfolg 
ihrer Politik. Von einem solchen Mißerfolg ist aber empirisch nichts zu sehen: trotz jahre- 
langer Arbeitslosigkeit in Millionenhöhe blieb die SPD an der Regierungsmacht. Die 
Nichtübereinstimmung der pessimistischen SPD-Prophezeihungen mit der relativ erfolg- 
reichen SPD-Politik wird in der Regel durch zwei Zusatzannahmen erklärt: erstens wenn 
die ökonomische Krise nur tief genug sei, werde sich der Bankrott der SPD-Politik schon 
einstellen. Die englische Entwicklung zeigt, daß dies möglich ist, aber einen erstaunlichen 
Effekt hat: daß eine sozialdemokratische Arbeiterpartei keine Arbeiterpolitik macht, führt 
nämlich nicht (wie man meinen sollte) dazu, daß sozialistische/ kommunistische Arbeiter- 
parteien gestärkt werden; vielmehr sind es die Konservativen (die »Kapitalpartei«), die dar- 
aus politischen Nutzen ziehen. Dies kann nun aber klassen- bzw. klassenpartei-theoretisch 
kaum erklärt werden. 

Eine andere gängige Weise, mit diesen Schwierigkeiten umzugehen, führt zu Aussagen 
wie der folgenden: »Wahlen können in der bürgerlichen Gesellschaft etwas bedeuten oder 
nicht. Das hängt davon ab, ob gesellschaftliche Tendenzen zu ihrem politischen Ausdruck 
drängen. (...) Die Bundestagswahl (...) 1976 hingegen wird eine politisch formalisierte 
und sozial inhaltsleere Veranstaltung bleiben, in ihr wird nichts an gesellschaftlichen Wi- 
dersprüchen aufscheinen, und zwar unabhängig von den kandidierenden Parteien.« 
(Becker-Panitz/Schmiederer 1976, S. 22) Diese Sätze, die ja als kritische gelesen werden 
wollen, reproduzieren in ganz hilfioser Weise die spezifische Leistung bürgerlicher parla- 
mentarisch-demokratischer Systeme: nämlich deren Fähigkeit, Klassenpolitik »unsichtbar« 
zu machen durch Parteipolitik. Die theoretische Aufgabe bestünde darin, die klassenpoli- 
tische Differenz z.B. zwischen der CDU/CSU- und der SPD/FDP-Politik herauszuarbei- 
ten. Stattdessen prädizieren die Autoren der BRD als zu kritisierendes Spezifikum, was die 
normale Alltagsleistung parlamentarischer Systeme ist. (Dieser theoretischen Hilflosigkeit 
kortespondiert eine politische: die Linke ist nicht einmal in der Lage, zu begreifen, warum 
sich alle vier Jahre 80 und mehr Prozent der Bevölkerung an der Parteipolitik polarisieren.) 
Offenbar sind die Schwierigkeiten immens, Klassentheorie (»Die Bourgeoisie herrschte) 
und politische Empirie (»Die Parteien herrschen«) miteinander zu vermitteln. Bevor eine 
alternative Erklärung angeboten wird, betrachten wir die Erklärung eines Marzisten, der so 
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tadikal (und überraschend) wie kein anderer die Konsequenz aus diesen Schwierigkeiten 
gezogen har. Aus der Tatsache, daß es »in der BRD keinen einzigen gesellschaftspolitischen 
Konflikte (z.B. zwischen Kapital und Arbeit) gibt, »bei dem SPD-Kräfte nicht auf beiden 
Seiten der Frontlinie an prominenter Stelle auftreten« (Offe 1976, S. 23), d.h. aus der Tat- 
sache, daß die SPD keine Klassenpartei ist, schließt Offe, daß die SPD £eire Partei mehr 
ist! Spätestens hier muß man sich entscheiden: entweder man kritisiert mit Offe die Reali- 
tät, weil sie nicht mit der Theorie übereinstimmt (heißt politisch: man klärt die Bevöl- 
kerung über die »Absurdität« von Wahlen auf, vgl. cbd., S. 24), oder man kritisiert die 
Theorie, weil sie nicht mit der Realität übereinstimmt. Das zweite Verfahren scheint mir 
sinnvoller. 

Parteien sind keine Klassenpatteien, sondern die politische Form von K/assenbündnissen. 
Hinter der Parteienhertschaft verbirgt sich nicht die Hertschaft der Großbourgeoisie, son- 
dern die der ökonomischen Herrschaft der Großbourgeoisie unterworfenen subalternen 
Klassen (Mittelklassen und Klasse der lohnabhängigen Arbeiter) beherrschen sich gegen- 
seitig, und zwar jeweils unter Zustimmung der Großbourgeossie. Idealtypisch kann man li- 
berale und konservative Parteien als Varianten des Bündnisses zwischen Mittelklassen und 
Großbourgeoisie, sozialdemoktatische Parteien als Form des Bündnisses zwischen Arbeiter- 
klasse und Großbourgeoisie fassen. 

Aus diesen allgemeinen Bestimmungen läßt sich als erstes die Existenz von Handlungs- 
spielräumen für autonome staatliche Politik ableiten. Sowohl zwischen Großbourgeoisie 
und Mittelklassen als auch zwischen Großbourgeoisie und Arbeiterklasse gibt es Interess- 
enwidersprüche wie -gemeinsamkeiten. Das gemeinsame Interesse von Groß- und Klein- 
bourgeoisie ist allgemein ihr Eigentumsinteresse, der Widerspruch besteht darin, daß im 
Verlauf des Akkumulationsprozesses jene sich auf Kosten dieser »vergrößert«. »Aus der Per- 
spektive der Arbeiterklasse wird dagegen gerade das Eigentum (an Produktionsmitteln) als 
prinzipiell dem Eigeninteresse entgegengesetzt wahrgenommen, mit dem ınan sich aber 
unter Umständen abfinaet wegen des systemimmanenten Zusammenhangs von leistungs- 
fähigem Kapitalismus und durchschnittlicher Verbesserung der eigenen Lebensbedingun- 
gen.« (Jäger 1980, S. 9) 

Für staatliche Politik heißt das: je nach dem Bündnis, das die Regierungspattei repräsen- 
tiert, ergeben sich handlungsrelevante Interessenwidersprüche und Übereinstimmungen, 
und diese bestimmen den Spielraum für autonome staatliche Politik. 

Akzeptiert man die Existenz autonomer staatlicher Handlungsmöglichkeiten, so läßt sich 
ferner das Hegemonieproblem präzisieren. Hegemonial ist die Politik eines Klassenbünd- 
nisses (das durch eine Partei artikuliert wird) dann, wenn sie für die Heıtschaftsunterworfe- 
nen nicht nur »überzeugend« ist (was ja u.U. auch über die Herstellung von Illusionen, al- 
so über Täuschung möglich wäre), sondern wenn sie außerdem »wahrer« ist als die konkur- 
tierende Politik eines anderen Bündnisses. (Jäger 1977, S. 277) Das heißt relativ zu den In- 
teressen des von einer Partei artikulierten Klassenbündnisses muß die Politik in größerer 
Übereinstimmung mit der strategischen Situation, die in letzter Instanz von der Ökonomie 
bestimmt wird, stehen als die konkurrierende Politik. (Für die BRD wäre nachzuweisen, 
daß der Sozialliberalismus und nicht der Konservativismus hegemonial ist. Vgl. dazu Jäger 
1980). 
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In den Rahmen dieser allgemeineren politiktheoretischen Probleme gehört mein Aufsatz 
über die 5-Prozentklausel. Wenn das Verhältnis zwischen Klassenpolitik und Parteipolitik 
als eines zwischen politischen Inhalten und politischen Formen begriffen werden muß, so 
steht die Formanalyse im Zentrum einer marxistischen Politiktheorie. Bezogen auf das 
»kleine« Problem der 5-Prozeniklausel lautet die Frage: hat die Effektivität der Sperrklausel 
(als einer bestimmten politischen Form ) etwas damit zu tun, daß sie bezogen ist auf eine 
andere politische Form nämlich die der »politischen Partei«? 

Zur Verbindung der Politik einer Partei mit ihrer sozialen Basis (»Klassenbündnis«) ver- 
wendete ich den Programm-Begtiff (wobei das Spezifikum der grünen Partei ist, daß sie 
noch im Prozeß ihrer Entstehung sich befindet, sodaß auch ihre soziale Basis noch diffus 
ist). Ich unterschied zwischen objektivem und geschriebenem Programm. Diese Unter- 
scheidung bezieht sich im Wesentlichen auf die Art und Weise seines Zustandekommens. 
Das geschriebene Programm einer Partei (Parteitagsdokumente etc.) beruht allein auf den 
innerorganisatorischen Mechanismen der Willensbildung, auf den Kräfteverhältnissen zwi- 
schen verschiedenen Flügeln und Fraktionen einer Partei. Geschriebene Programme sind 
Kompromisse zwischen diesen Flügeln (oder auch zwischen »Führung« und »Basis«). Sie 
haben eine wichtige Funktion: sie legen offiziell den Rahmen fest, innerhalb dessen politi- 
scher Dissens in der Partei diskutiert werden darf. Z.B. wurde mit dem Godesberger Pro- 
gramm der SPD festglegt, welche Art von Argumentationen innerhalb der SPD als »sozial- 
demokratisch anerkannt wird; grob gesagt: alle in einem etwas anspruchsvolleren Sinn so- 
zialistischen Argumente sollten als nicht mehr sozialdemokratisch ausgegrezt werden. Die 
Binnenfunktion geschriebener Programme besteht also in der Herstellung eines u.U. pre- 
kären Gleichgewichts zwischen einerseits der Ausgrenzung bestimmter Positionen, ande- 
rerseits der Verhinderung der Abspaltung der bekämpften Positionen. Die Außenfunktion 
läßt sich ebenfalls gut am Godesberger Programm festmachen: gerade für eine Partei au- 
ßerhalb der Regierungsmacht ist das geschriebene Programm ein wichtiges Mittel zur Mani- 
festation ihres politischen Willens (nicht zufällig begannen die programmatischen An- 
strengungen der CDU/CSU nach 20-jähriger Abstinenz erst wieder nach 1969). Bis 1959 
konnte die CDU/CSU die Kommunistenangst u.a. deshalb auf die SPD projizieren, weil 
diese tatsächlich ein verbalsozialistisches Bundesprogramm, aber keine Gelegenheit hatte, 
ihr abweichendes objektives Programm (das sie aber schon auf Länderebene praktizierte) 
auf Bundesebene darzustellen. Mit dem Godesberger Programm (und später in der Großen 
Koalition) versuchte die SPD erfolgreich, diese Angreifbarkeit abzubauen. 
Demgegenüber kommt das objektive Programm auf ganz andere Weise zustande: der in- 
nerparteiliche Willensbildungsprozeß ist lediglich ein Faktor; ebenso wichtig sind: die par- 
lamentarischen und rechtlichen Handlungsspielräume, Koalitionsabsprachen, Kompro- 
misse mit dem politischen Gegner, institutionelle Hindernisse (Bürokratie) etc., kurz: der 
Zwang, in den vorgegebenen politischen Formen zu agieren. 

Beide, geschriebenes und objektives Programm, müssen natürlich korszstert sein. Doch 
stellen sich die Konsistenzprobleme ganz anders. Das geschriebene Programm formuliert 
den politischen Willen (also Ziele und Mittel der Politik) einer Partei unter der hypotheti- 
schen Annahme, sie allein besäße die politische Macht im Staat; überspitzt könnte man sa- 
gen, daß sich hier das Konsistenz-Problem als rein intellektuelles Problem stellt. Das ob- 
jektive Programm legt fest, welche Punkte des geschriebenen Programms wirkliche hand- 
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lungsrelevante Priorität haben, in welchen Punkten Kompromisse geschlossen werden, in 
welchen nicht etc. Das Konsistenzproblem kann man, wieder überspitzt, als ein rein politi- 
sches bezeichnen, dessen Lösung generell von der politischen Konstellation (Kräfteverhält- 
nis im Parlament, Kontrollmöglichkeit der Regierungsmitglieder durch die Parlaments- 
fraktion, Kontrolle der Parlamentsfraktion durch die Partei etc.) abhängt. 

Nach diesen Präliminarien wende ich mich der Kritik Bleichs zu. 


DI 


Zu (4): Rangfolge und Geltungsbereich 

Ich beginne mit dem eigentlichen Kulminationspunkt der Kritik Bleichs: das, von dem ich 
behaupte, man müsse es erklären, hält er für überhaupt nicht erklärenswert. Deshalb ge- 
nügt ihm auch eine fast tautologische »Erklärung«e: die Wähler der Grünen seien eben 
»ganz einfach fest entschlossen, die Grünen zu wählen«, die Polarisierung zwischen Grü- 
nen und Nicht-Grünen sei »für sie (...) von vornherein (...) gegeben«. Daher auch Bleichs 
Ärger über meine Begrenzung der angebotenen Erklärung dieses Tatbestands auf über- 
zeugte Anhänger und Sympathisanten der Grünen (faßt man diese als die potentiellen 
Stammwähler der Grünen auf, so beziehen sich meine Aussagen nur auf diese potentiellen 
Stammwähler, nicht auf das gesamte Wählerpotential der Grünen): »Gibt es hier über- 
haupt etwas zu erklären?« Antwort - nein: »die Tatsache, daß überzeugte Anhänger der 
Grünen auch die Grünen wählen« sei eine »Trivsalität«. 

Dafür, daß es sich um ein nicht-triviales Problem handelt, sprechen folgende Argumente: 
1. Es sei noch mal daran erinnert, daß auch DKP-Mitglieder (ganz zu schweigen von den 
Sympathisanten) zuweilen die DKP nicht wählen: »dem Vernehmen nach waren sich im 
Mai 1975 (bei den NRW-Landtags-Wahlen, KEL) nordrheinwestfälische DKP-Funktionäre 
(!) noch am Wahltag nicht sicher, ob sie ihre eigene Partei wählen würden« (Offe 1976, S. 
24). Man wird doch wohl annehmen dürfen, daß DKP-Funktionäre von dem DKP-Pro- 
gramm genauso überzeugt sind, wie die Grünen von dem Grünen Programm. 

2. Der Tatbestand, daß eine »echte« Partei wie die NPD 1969 immerhin 4,3 Prozent der 
Stimmen erhielt, geht (wie das Schicksal der NPD seit 1969 beweist) auf die fehlende Pola- 
tisierung zwischen den Parlamentsparteien während der Großen Koalition zurück. Das 
Erstaunliche (und d.h. Erklärenswerte) bei den grünen Erfolgen ist, daß sie trotz der ge- 
genwärtigen parteipolitischen Polarisierung zwischen SPD/FDP und CDU/CSU zustande- 
gekommen sind. 

3. Meine Erklärung gilt nicht einmal für jedes einzelne empirische »grüne Individuum«, 
sondern nur für das ideale »grüne Durchschnittsindividuume: selbst etliche Grüne be- 
fürchten, durch eine Kandidatur bei den Bundestagswahlen Strauß zur Macht zu verhel- 
fen. 

Meines Erachtens sprechen alle drei Argumente dafür, daß es sich bei der Frage: warum 
überzeugte Grüne und Grüne-Sympathisanten auch die Grünen wählen, um ein wirkli- 
ches Problem handelt. Der Kern meiner Argumentation lautet: die Grünen haben kein 
globales objektives Programm, weil es sich um eine erst in Entstehung begriffene Partei 
handelt; es ist aber ein glücklicher Umstand, daß dieses Programm-Defzzir den Grünen 
hinsichtlich der vorgefunden politischen Form »5-Prozentklausel« einen Vorzez/ verschafft. 
Zweierlei kann man durch politische Formanalyse nicht (sondern nur durch empirische For- 


154 Rolf Bleich / Karl-Ernst Lohmann 


schung): man kann weder prognostizieren, daß (oder daß nicht) die Grünen im Herbst die 
5-Prozenthürde überspringen (das hängt z.B. auch vom Wahlverhalten der Linken ab, also 
der nicht-grünen Wähler), noch kann man ihre inhaltlich-programmatische Entwicklung 
vorhersagen. Diese hängt nicht nur von den Grünen ab, sondern von ganz anderen Fakto- 
ten (den Kräfteverhältnissen in den Parlamenten, den Politiken der anderen Parteien etc.); 
ich halte es für wahrscheinlich, daß es in den kommenden Jahren zu den ganz normalen 
Konflikten, Abspaltungen etc. bei den Grünen kommt, die nun mal mit dem Prozeß der 
Parteiwerdung verbunden sind. 

Wenn Bleich mir vorwirft, es bleibe auch nach meinen Ausführungen für die parteipoli- 
tisch ungebundene Linke »nahezu alles so unklar (...), wie es bisher gewesen ist«, so kann 
ich nur antworten: für die Unklarheit, ob wir mit einer Wahl der Grünen unsere Stimme 
»verschenkens, bin nicht ich, sondern ist das Institut der 5-Prozentklausel verantwortlich; 
für die Unklarheit über die programmatische Entwicklung der Grünen bin nicht ich, son- 
dern ist der Umstand verantwortlich, daß die Grünen eine Embryo-Partei sind (ihnen das 
vorzuweifen, heißt zu verlangen, daß sie als Partei existieren sollen, nicht aber als solche 
entstehen dürfen). 

In Folgendem hoffe ich aber, etwas Klarheit geschaffen zu haben: 

1. Die Grünen haben einen relativen Vorteil hinsichtlich der 5-Prozentklausel - einen Vor- 
teil, den die Linke durch die Wahl der Grünen unterstützen sollte. 

2. Wir Linken haben eine Rangfolge, und zwar zu Recht: Schmidt ist nicht gleich Strauß. 
Das bildet unser Dilemma. Die Form des Umgangs mit diesem Dilemma, die Altvater vor- 
schlägt, könnte für alle Linken akzeptabel sein: »Die Wahlfrage ist also zu beantworten: 
mit all den intellektuellen Mentalreservationen für die Partei der Grünen. Die Direktstim- 
me sollte man/frau, je nach Kandidat, auch an einen SPD-Kandidaten oder möglicherwei- 
se sogar an einen von der FDP vergeben. Das Experiment muß eine Chance erhalten.« 
(1980, S. 105) - 

Die übrigen Kritikpunkte (1. bis 3.) Bleichs beruhen auf einem bekannten Verfahren. 
Bleich nimmt scheinbar mein Bemühen auf, in begrifflich präziser Weise über Politik zu 
sprechen, um es durch Überpräzisierung ad absurdum zu führen (mit dem schon bekann- 
ten inhaltlichen Ergebnis, daß Bleich keine inhaltliche Alternativ-Erklärung anbietet, son- 
dern das zu Erklärende als nicht erklärenswert behauptet). So wichtig es ist, Begriffe zu 
präzisieren und klar zu sprechen, so falsch wäre es, die Differenz zwischen soztal- und na- 
turwissenschaftlicher Präzision zu übersehen. Das sei an den Begriffen »Punkt« und »Kon- 
sistenz« demonstriert. 

Die sprachliche Charakterisierung der Grünen als »Zwei-Punkt-Bewegung« benutzt einen 
Begriff der politischen Umgangssprache, dessen rationaler Kern in der Einsicht besteht, a) 
daß man sinnvollerweise verschiedene Politikbereiche (= »Punkte«) voneinander unter- 
scheiden kann, und b) daß die Grünen sich nicht an irgendwelchen, sondern an den Poli- 
tikbereichen »Umweltschutz« und »Radikaldemokratie« herausgebildet haben. Präzisiert 
man nun ä la Bleich »Punkt« in Analogie zu dem Terminus »Punkt« in mathematischen 
Theorien, wonach ein Punkt ein »dimensionsloses Gebilde« oder »die kleinste nicht-leere 
Teilmenge eines euklidischen Raums« ist, dann kommt man zu dem Ergebnis, daß der 
Ausdruck »Ein-Punkt-Bewegung« entweder ganz unzulässig oder aber in sich widersprüch- 
lich ist, weil ein »Punkt« wie »Umweltpolitik« in sich sehr komplex ist (vgl. Bleich 1. b)). 
Würde man nun Bleich folgen und die Bezeichnung »Ein-Punkt-Bewegung« lediglich sol- 
chen »sozialen Bewegungen« zuerkennen, die sich an einem nichtkomplexen »Punkt« her- 
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ausbilden, so könnte man wahrscheinlich nicht einmal die schlichteste Bürgerinitiative als 
»Ein-Punkt-Bewegung« kennzeichnen, d.h. man würde nur politisch völlig uninteressante 
Phänomene untersuchen. Umgekehrt verhindert diese Überpräzisierung die Unterschei- 
dung z.B. zwischen Parteien, die in sämtlichen, und Bürgerinitiativen, die nur in einem 
Politikfeld agieren. Der Leser mag über den Sinn solcher Begriffspräzisierung selbst urtei- 
len. 

Zu ähnlichen Absurditäten führt Bleichs Überpräzisierung des Konsistenz-Begriffs: ihm 
zufolge bedeutet »Konsistenz« eines Programms dessen sprachliche formale Widerspruchs- 
freiheit. Bei mir hatte Konsistenz zwar auch etwas mit Widerspruchsfreiheit zu tun, aber in 
einem anderen, nämlich politik- bzw. hegemnonie-theoretischen Kontext: Inkonsistenz ei- 
nes Programms liegt dann vor, wenn widersprüchliche, gleichzeitig nicht zu realisierende 
Politikziele angestrebt werden oder wenn die angestrebten Ziele in Widerspruch zu den 
politischen Mitteln ihrer Durchsetzung stehen. Ein in diesem Sinn inkonsistentes Pro- 
gramm mag sprachlich durchaus widerspruchsfrei formuliert sein. Es hat aber mit einiger 
Wahrscheinlichkeit nicht die Fähigkeit, massenwirksam zu sein und große Teile der Bevöl- 
kerung von seiner Richtigkeit zu überzeugen. 

Faßt man dagegen mit Bleich »Konsistenz« lediglich als »formale Widerspruchsfreiheit« 
auf, so kommt man zu dem absurden Schluß, daß die Überzeugungskraft z.B. eines bür- 
gerlichen Programms aus dem Umstand resultiert, daß die Leute massenhaft in früh-witt- 
gensteinscher Manier diese Programme einer Sprachanalyse unterzogen und Widerspruchs- 
freiheit konstatiert haben. Umgekehrt kann Bleich meine Aussage, daß ein Programm, 
welches keine (globalen, also alle Politikbereiche betreffenden) Konsistenzprobleme habe, 
wie das der Grünen, nur so interpretieren, als ob es »lediglich aus einem Wort oder einem 
elementaren Satz bestünde« (Bleich). Wieder mag der Leser entscheiden, wie sinnvoll der- 
artige Präzisierungen sind, deren Funktion darin besteht, jede inhaltliche politiktheoreti- 
sche Auseinandersetzung zu vermeiden. 


Zu 1.: 2-Punkt-Problem 

Zu 1.4): Wenn ich ausdrücklich behaupte, daß die Grünen hinsichtlich ihres objektiven 
Programms eine »2-Punkt-Bewegung« sind, so kann sich die Aussage, diese zwei Punkte 
seien »die alles übrige dominierenden und strukturierenden«, nur auf das geschriebene 
Programm bezichen. 

Zu 1.6): Vergleiche meine Ausführungen zur Überpräzisierung des Begriffs »Punkte. 

Zu 1.0): Daß die Programme der »richtigen«, z.B. im Parlament vertretenen Parteien nicht 
auf zwei »Punkte« reduziert werden können, folgt schon daraus, daß sie gezwungen sind, 
sich im Parlament zu aler politischen Fragen zu verhalten. Untersteilt, die Grünen säßen 
im Parlement und würden sich nur zu Entscheidungen über Umweltschutz/Radikaldemo- 
kratie zustimmend oder ablehnend verhalten; in allen anderen Politikbereichen würden sie 
sich der Stimme enthalten. Es liegt auf der Hand, daß damit ein globales objektives Pro- 
gramm der Grünen gegeben wäre - unabhängig davon, ob die Grünen das bestreiten oder 
nicht. 


Zu 2.: Konsistenz und Vergleichbarkeit 

Zu 2.4): Dieser Abschnitt verdankt sich einem Mißverständnis Bleichs. Bleich trennt die 
Konsistenz-Problematik von der Globalitäts-Problematik - während ich erstere nur za Be- 
zug auf letztere behandle. Zu sagen, ein Programm sei global, heißt eine extensionale Aus- 
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sage zu machen: ein globales Programm deckt /e Politikbereiche ab. Die Konsistenzpro- 
blematik %srr sich auf die Globalität beziehen (in meinem Artikel bezog sie sich 4u5- 
schheßhch darauf): es handelt sich dann um Widerspruchsfreiheit zwischen z/er Pro- 
grammpunkten. Aber selbstverständlich stellen sich Konsistenzprobleme auch für jeden 
(komplexen) Einzelpunkt. Wenn die Grünen nicht in der Lage sind, ein konsistentes Um- 
weltprogramm oder ein konsistentes Zwei-Punkt-(Umwelt/Radikaldemokratie)Programm 
zu etstellen, dann ist das ihr spezielles Pech. Der Effekt dürfte schlicht darin bestehen, daß 
sie nicht einmal die Umweltschützer bzw. die Radikaldemokraten von ihrer Politik über- 
zeugen können. Daß man zum Überzeugen ein überzeugendes Programm haben muß, ist 
kein Spezifikum der herrschenden politischen Formen. Ich untersuche doch die Frage, wel- 
chen Einfluß die 5-Prozentklausel auf die Wahlentscheidung eines #berzeugten DKP- 
Sympathisanten, eines #berzeugten Grünen hat. Hierzu ist es legitim, vorauszusetzen, daß 
das Überzeugende - das Programm - konsistent ist, gleichgültig, ob es ein globales oder 
ein 2-Punkt-Programm ist. Deshalb ist auch Bleichs Disjunktion der Programme in konsi- 
stente und inkonsistente unvollständig. Es gibt vier Möglichkeiten: konsistente/inkonsi- 
stente globale und konsistente/inkonsistente nicht-globale Programme. Daher löst sich 
das, was Bleich »paradox« nennt: »daß nämlich die Grünen zwar ein Programm haben, je- 
doch in Bezug auf dieses keinerlei Konsistenzproblemen ausgesetzt sind«, ganz einfach 
auf: die Grünen haben ein nicht-globales Programm und stehen auch nicht vor dem Pro- 
blem, ein globales Programm konsistent machen zu müssen. Etwas, was nicht existiert, 
muß man nicht konsistent machen. 

Zu 2.6): Meine Behauptung »Wenn ein Programm konsistent ist, ist es mit anderen Pro- 
grammen vergleichbar, ist in der Tat problematisch, weil nicht vollständig. 

Was besagt die Aussage, ein objektives Programm sei inkonsistent? Sie besagt, daß der po- 
litische Wille, der in diesem Programm zum Ausdruck kommt, nicht widerspruchsfrei zu 
beschreiben ist, was zur Folge hat, daß ich von einer Partei mit inkonsistentern Programm 
nicht sagen kann, was sie politisch will (eben weil sie Widersprüchliches, gleichzeitig nicht 
Realisierbares will). Aus einem anderen Grund gilt dies aber auch für die Grünen: nämlich 
weil sie kein globales Programm haben. Was man z.B. über die Grünen weiß, ist, daß sie 
in puncto Umweltschutz nicht oder am wenigsten kompromißbereit sind. Was man aber 
nichr weiß: zu welchen Kompromissen und Zugeständnissen sie etwa im Bereich 
Wirtschafts- und Sozialpolitik bereit sind, wer» sie dutch solche Zugeständnisse andere, 
etwa umweltpolitische Handlungsmöglichkeiten erhalten können (z.B. von einem poten- 
tiellen Koalitionspartner). Und dies hängt auch nicht nur von den Grünen, sondern von 
der jeweiligen parlamentarischen Konstellation ab. 

Ein Programm, das (nicht weil Inkonsistenz, sondern weil Nichtglobalität vorliegt) zu wei- 
ten Teilen gar nicht existiert, kann ich zu weiten Teilen auch nicht mit anderen Program- 
men veıgleichen: Vergleichbarkeit setzt Existenz des zu Vergleichenden voraus. Der Satz 
muß also richtig heißen: »Wenn ein Programm global und konsistent ist, ist es mit anderen 
globalen Programmen vergleichbar.« 

Zu 2.c): Daß sich zwei Punkte sehr wohl widersprechen können, hat Bleich fein festgestellt 
(ich hatte auch nichts Gegenteilige behauptet). Es handelt sich hier wiederum (vgl. »zu 
2.a)«) um die Entkopplung von »Konsistenz« und »Globalität«, sodaß sich eine weitere Ge- 
genargumentation erübrigt. 

Zu 2.4): vgl. »zu 1.2)« und »zu i.b)« 


Diskussion um das sozialistische Wahldilemma 157 


Zu 3. Problem der Erklärung 

Hier besteht die Differenz zunächst in dem, was man unter dem »politischen Willen« einer 
Partei zu verstehen hat. Daß ein politischer Wille eine Problemerkenntnis voraussetzt, ist 
ziemlich trivial; daher ist die alternative Erklärung Bleichs (die Grünen erkennen ein Pro- 
blem und ziehen daraus politische Konsequenzen) keine Alternative: sie beschreibt nur, 
was normalerweise zur Willensdz/dung gehört, ohne das Wort »Willes zu benutzen. Bleich 
scheint die Wörter »wollen« und »wünschen« gleichzusetzen. Dann kann man aber nicht 
sagen, die Grünen würden sich dadurch von SPD oder CDU unterscheiden, daß sie für ei- 
ne intakte Umwelt seien. Denn offenbar wäre es falsch, wollte man behaupten, SPD und 
CDU würden eine zerstörte Umwelt wünschen. Sie »wollen« zwar eine nicht zerstörte Um- 
welt, aber erstens zeigt ihre faktische Politik, daß sie nicht alles tun, was dazu nötig und 
möglich wäre, und zweitens erklärt sich diese Divergenz zwischen »Wollen« und Handeln 
durch die notwendige Rücksicht auf andere Programmpunkte: wer z.B. die Profitabilität 
privater Unternehmen sichern will, muß zusehen, daß deren Kosten - z.B. durch Umwelt- 
schutzauflagen - nicht allzu sehr steigen. 

So wie bislang das Verb »wollen« gebraucht wurde (als Synonym für »wünschene«) ist es 
ziemlich nichtssagend: irgendwie »wollen« alle Parteien die Umweltzerstörung stoppen. 
- Fassen wir daher den »politischen Willen« einer Partei schärfer: vom politischen Willen ei- 
ner Partei in Bezug auf ein Politikziel X sprechen wir nur dann, wenn X nicht nur als Ziel 
behauptet (und subjektiv gewünscht) wird, sondern wenn X angesichts einer Handlungs- 
möglichkeit durch die Partei tatsächlich zu realisieren versucht wird. Dann macht aller- 
dings die Formulierung, daß die etablierten Parteien eine konsequente Umweltschutzpoli- 
tik »nicht wollen können«, im Unterschied zu »sie wollen nichte, einen Sinn (der bezeich- 
nenderweise wieder mit dem Konsistenzproblem globaler Programme zu tun hat). 
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10 Jahre ‘Probleme des Klassenkampfs’ - PROKLA 


Mit der 40. Ausgabe der PROKLA feiert auch die Redaktionskonferenz ihr 10jähriges Be- 
stehen. Genau genommen ist sie zwar - als Teil der ehemaligen Redaktionskonferenz der 
‘Sozialistischen Politik’ bis 1970 - schon sehr viel älter, jedoch haben wir uns nach der (er- 
zwungenen) Trennung von der SOPO erst im Oktober 1970 als Redaktionskonferenz mit 
dem Ziel der Herausgabe der Zeitschrift »Probleme des Klassenkampfs« konstituiert. Die 
Zielsetzung dieser Zeitschrift wurde im Editorial der ersten Nummer so formuliert: 


»Wir sind der Ansicht, daß die Erarbeitung des wissenschaftlichen Sozialismus und damit auch die 
Aussagen über die realen Klassenkämpfe sowie die entsprechenden taktischen Schlußfolgerungen in 
den meisten Zirkeln durch einen verengten Erfahrungsbereich und ein apologetisches, dogmatisiertes 
Vorverständnis hinter die Entfaltung der Klassenkämpfe zurückfallen. Marxismus in dieser Form ent- 
wickelt sich nicht zur Waffe im Befreiungskampf der Arbeiterklasse, sondern verknöchert zu einer 
spezifischen Ausprägung bürgerlicher Form der Theorie unter isolierten Intellektuellen (...) Wir wen- 
den uns gegen die oft praktizierte Ansicht, die Intelligenz könne sich durch individuelle oder kollekti- 
ve Proklamation zu einem 'proletarischen Standpunkt’ "bekennen’. Anstatt die fehlende organisato- 
tische Verbindung zur Klassenkampfbewegung selbstmitleidig zu beklagen oder uns zu hausgemach- 
ten Standpunkten zu bekennen, sind wir der naheliegendsten Aufgabe marzistischer Intelligenz ver- 
pflichtet: der wissenschaftlichen Analyse und Kritik der bürgerlichen Gesellschaft.« (Editorial in Pro- 
kla Nr. 1) 


Damit war ein Programm formuliert, das inhaltlich durch die Veröffentlichung von Arbei- 
ten zu 


»aktuellen Entwicklungstendenzen des Kapitalismus, zu Theorie und Praxis des Revisionismus und 
Reformismus (insbesondere zur Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus und zur Rolle der 
Gewerkschaften) sowie zu Problemen der Klassenanalyse« (Ed. Nr. 1) 


umgesetzt werden sollte und das von Redaktionskollektiven zu den verschiedenen The- 
menbereichen getragen werden sollte. Allerdings: die Arbeiten in der Zeitschrift sollten 
(schon damals) 


»die Diskussion zwischen denjenigen sozialistisch oder kommunistisch orientierten Gruppen oder In- 
dividuen eröffnen oder weitertreiben, die die eilige Flucht in doktrinäre Formeln oder in reformisti- 
sche Alltagspraxis vermeiden wollen.« (Ed. Nr. 1) 


Die schnelle Abqualifizierung von Revisionismus und Reformismus, die nicht zuletzt noch 
von unseren Auseinandersetzugen in der Redaktionskonferenz der ‘Sozialistischen Politik’ 
geprägt waren, werden bereits im Editorial der Nr. 6 der PROKLA zurechtgerückt: 


»In ihrer gewissermaßen unentschiedenen und unbestimmten Abstraktheit drückte diese Absicht das 
Fehlen einer begründeten Einschätzung der neuen Tendenzen der Arbeiterbewegung ebenso aus wie 
die Tatsache, daß die Redaktionskonferenz - wie jede andere Intellektuellengruppe auch - jeweils 
spezifische Probleme, Selbstüberschätzungen und Fehleinschätzungen der Intellektuellenbewegung 
reproduziert, wenn auch in einer durch den Anspruch der wissenschaftlichen Begründung politischer 
Positionen noch einmal reflektierten Form.« (Editorial der Nr. 6 der PROKLA) 


Die PROKLA war in den ersten fünf Jahren ihres Erscheinens im wesentlichen ein Organ 
von Arbeitsgruppen, die sich im Rahmen der PROKLA-Redaktionskonferenz konstituier- 
ten und die sich wissenschaftlich der undogmatischen Weiterentwicklung der Marxschen 
Theorie und einer darauf basierenden »Realanalyse« verpflichtet fühlten. Solange in diesen 
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Arbeitsergebnissen selbst noch die Kritik der herrschenden Wissenschaft impliziert war 
und zugleich durch die Veröffentlichungen in politische Diskussionen (z.B. um den 
Charakter der Gewerkschaftsbewegung, die Stellung zum bürgerlichen Staat etc.) ein- 
gegriffen werden konnte, waren diese Arbeitsergebnisse auch Teil der politischen Dis- 
kussion innerhalb der Linken. Wir mußten aber auch beim Fortschreiten dieser Arbei- 
ten erfahren, daß die Problem- und Themenstellungen sich zunehmend spezialisierten 
und gerade übergreifende politisch-relevante Fragestellungen nicht mehr deutlich wur- 
den. Diese Tendenz ergab sich einerseits notwendigerweise aus dem Gang der einzelnen 
Arbeiten, auf der anderen Seite folgte unsere Veröffentlichungspolitik jetzt zunehmend 
der Logik dieser wissenschaftlichen Arbeiten und koppelte sich daher nicht selten von 
politischen Diskussionen, Fragestellungen und Auseinandersetzungen in der Linken 
ab. Allerdings war dies auch ein Ausdruck dafür, daß die Linke insgesamt wichtige ge- 
sellschaftliche Veränderungen, neue soziale Bewegungen usw. kaum zur Kenntnis 
nahm und dann überrascht feststellen mußte, daß ihr gesellschaftliche Prozesse und 
Politik davongelaufen waren. Um diese Bewegungen wieder einholen zu können, war 


zuallererst Selbstkritik erforderlich. Dazu schrieb B. Blanke in PROKLA Nr. 23: 


»Kritik und Selbstkritik sind das Lebenselixier solcher Organisationsformen, die die bürgerliche 
Produktions- und Lebensformen wenigstens partiell durchbrechen. Vor allem aber Selbstkritik ist 
erst in einer politischen Umwelt möglich, wo so etwas wie eine linke, nicht reptessive Toleranz 
hertscht. Eıst wenn abweichende Positionen offen vertreten werden können, ohne der permanen- 
ten Disktiminierungs-, Diffamierungs- oder Ausschlußdrohung zu unterliegen, erst dann kann 
auch fundierte Kritik und Selbstkritik entwickelt werden, die allerdings am E iner Diskus- 
sion, welche die sachlichen Differenzen wirklich klar hat werden lassen, el forte oder 
auch nur theoretische Trennungen möglich machen.« 


Diese Forderung eines linken Pluralismus ist ein wesentlicher Bestandteil unseres jetzi- 
gen Programms geworden. Wie aber sollte eine erneute Orientierung der Veröffentli- 
chungspolitik auf relevante gesellschaftliche Auseinandersetzungen - also Probleme 
des Klassenkampfs im weitesten Sinne - erfolgen, ohne zugleich die theoretische Sub- 
stanz wissenschaftlicher Analysen aufzugeben? Denn entgegen der modisch geworde- 
nen Theotiefeindlichkeit und Marxismuskritik - an der die Marxisten nicht unschuldig 
sind - halten wir an der Notwendigkeit theoretischer Analysen für eine gesellschaftsver- 
ändernde Strategie fest. Eine Antwort auf diese Probleme war die Umstellung der 
PROKLA auf Schwerpunkihefte, in denen langfristig geplante Arbeiten unterschiedli- 
cher wissenschaftlicher Autoren bzw. Arbeitsgruppen der sozialistischen Linken so ver- 
öffentlicht werden sollen, daß wissenschaftliche Analysen konzentriert auf bestimmte 
politische Fragestellungen hin diskutiert werden können. Dieses eher »technisches neue 
Konzept wurde dadurch inhaltlich durchführbar, daß zur selben Zeit Umgruppierungs- 
prozesse in der sozialistischen Linken einsetzten, die eine neue Diskussionsbereitschaft 
und -fähigkeit hervorbrachten (vgl. etwa die Sozialistische Konferenz). 

Daß sich die PROKLA in diesem Sinne zu einem Organ der theoretischen Analyse und 
zu einem Forum der theoretisch-politischen Auseinandersetzung innerhalb der gesam- 
ten sozialistischen Linken weiter entwickelt - das wünschen wir uns zum 10. Geburts- 
tag! 


Die Redaktion 
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